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Vorwort

Vorwort

Wirtschaft und Arbeitsmarkt entwickeln sich gegenwär-
tig erfreulich positiv. Während die Berliner Wirtschaft 
im vergangenen Jahr um 1,9 Prozent zulegen konnte, 
rechnen wir auch für das laufende Jahr mit einem Wirt-
schaftswachstum von rund 1,7 Prozent. Diese Konjunk-
turentwicklung gibt nach Jahren der Stagnation wichtige 
Impulse zur Fortführung des strukturellen Wandels von 
Wirtschaft und Arbeitsmarkt – eine unverzichtbare Vor-
aussetzung für die Steigerung der internationalen Wettbe-
werbsfähigkeit Berlins.

Die Wirtschaft der Stadt ist geprägt von kleinen und mittle-
ren Unternehmen. Deshalb bleibt der Mittelstand ein zen-
trales Tätigkeitsfeld der Wirtschaftspolitik. Im Frühjahr 
2007 wurde eine Fortschreibung und Aktualisierung des 
Maßnahmepakets für den Mittelstand vorgenommen. Die 
darin enthaltenen Maßnahmepläne und Zielsetzungen für 
die wichtigsten Felder der Mittelstandspolitik tragen dazu 
bei, kleine und mittlere Unternehmen zu festigen und weiter 
zu entwickeln. 

Dieser Prozess wird weiterhin durch die kontinuierliche Ver-
besserung der wirtschafts- und arbeitsmarktpolitischen Rah-
menbedingungen begleitet. 

Im Zentrum stehen 

•  ein kontinuierlicher Bürokratieabbau zur Attraktivitäts-
steigerung Berlins als Wirtschaftstandort, 

•  ein aktiv geführter Industriedialog zur Stabilisierung der 
Entwicklungen im Verarbeitenden Gewerbe sowie 

• die Fortentwicklung der Berliner Innovationsstrategie zu 
einem Clusterkonzept mit den Schwerpunkten Gesund-
heit, Mobilität und Kommunikation. 

Die positive Konjunkturentwicklung spiegelt sich zuneh-
mend auch in einer Belebung des Arbeitsmarktes wider. Es 
besteht die berechtigte Hoffung, dass auch die derzeit noch 
sehr hohe Zahl von Arbeitslosen in Berlin nach und nach 
verringert werden kann. 

Arbeitsmarktchancen hängen nicht zuletzt davon ab, in wel-
chem Umfang der bzw. die Arbeitsuchende über am Arbeits-
markt nachgefragte Qualifi kationen verfügt.

Das Land Berlin setzt sich deshalb insbesondere dafür ein, dass 

•  Jugendliche eine zukunftsorientierte Berufausbildung ab-
solvieren, 

•  der Zugang zur berufl ichen Weiterbildung für Arbeitslose 
und Beschäftigte erleichtert und ein hohes Qualitätsniveau 
in der Weiterbildung erreicht wird,  

•  am Arbeitsmarkt benachteiligte Gruppen beim Qualifi ka-
tionserwerb gefördert werden.

Viele einen Ausbildungsplatz suchende Jugendliche haben 
bereits vor mehr als einem Jahr die Schule verlassen. Auf 
sie richtet sich zurzeit das besondere Augenmerk des Senats, 
denn für diese Jugendlichen müssen neue Wege erschlossen 
werden, damit auch sie eine Berufsausbildung abschließen 
können. Darüber hinaus wollen wir erreichen, dass mehr Ju-
gendliche als bisher bereits im Schulabgangsjahr eine Aus-
bildung beginnen.

Auch wenn der Arbeitsmarkt aufgrund der positiven Wirt-
schaftsentwicklung wieder aufnahmefähiger ist, wird es für 
Arbeitslose mit großen Vermittlungshemmnissen weiterhin 
schwierig sein, im ungeförderten Arbeitsmarkt wieder Fuß 
zu fassen. Ihnen soll im Rahmen der öffentlich geförder-
ten Beschäftigung eine Perspektive auf eine sinnstiftende, 
gesellschaftlich anerkannte Tätigkeit gegeben werden. Der 
Berliner Senat fördert hierzu mehrere Modellprojekte. Ziel 
ist es, auch im wirtschaftsnahen Bereich Betätigungsfelder 
zu erschließen, ohne dass hierdurch bestehende Arbeitsplät-
ze gefährdet werden oder die Einrichtung ungeförderter Ar-
beitsplätze verhindert wird. 

 

Dr. Heidi Knake-Werner
Senatorin für Integration, 
Arbeit und Soziales

Harald Wolf
Senator für Wirtschaft, 
Technologie und Frauen
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I Eine zukunftsgerichtete Wirtschafts- 
und Arbeitsmarktpolitik für Berlin

Die Wirtschafts- und Arbeitsmarktpolitik des Landes 
Berlin stand im Jahr 2006 im Zeichen der Kontinuität 
– Initiativen wie die Ausgestaltung der Oder-Partner-
schaft, die Mittelstandsoffensive, die Innovationsstra-
tegie sowie die Wachstumsinitiative Berlin 2004–2014 
wurden erfolgreich fortgeführt. Darüber hinaus standen 
wichtige Entscheidungen im Bereich der Europäischen 
Strukturfonds sowie der Berliner Regionalfördergebiete 
an. Nicht zuletzt durch die Fußballweltmeisterschaft 
kamen Tourismus und Kultur im vergangenen Jahr eine 
ganz besondere Rolle zu.

Für die Attraktivität und Wettbewerbsfähigkeit des 
Standorts Berlin ist nicht zuletzt das Qualifi kationsni-
veau der Berliner Erwerbspersonen ausschlaggebend. 
Ein wesentlicher Schwerpunkt der Arbeitsmarkt- und 
Berufsbildungspolitik des Landes Berlin liegt deshalb 
im Bereich der Berufsausbildung und Berufsqualifi zie-
rung. Eine Verbesserung der individuellen Qualifi kation 
ist oft der entscheidende Ansatz für den Einstieg bzw. 
Wiedereinstieg ins Erwerbsleben. Für diejenigen, die 
auch mittelfristig kaum Chancen auf eine Integration in 
den ersten Arbeitsmarkt haben, müssen neue Wege zur 
Teilhabe am Arbeitsleben gefunden werden. Ein Ansatz-
punkt kann hier eine für bestimmte Zielgruppen neuge-
staltete öffentlich geförderte Beschäftigung sein. 

2006 war für Wirtschaft und Arbeitsmarkt in Berlin ein 
gutes Jahr. Der teilweise sehr schmerzhafte aber notwen-
dige Strukturwandel der Berliner Wirtschaft beginnt Früch-
te zu tragen. Mit einem realen Wachstum von 1,9 % konnte 
ein gesamtwirtschaftliches Jahresergebnis erreicht werden, 
das endlich auch positive Effekte auf dem Arbeitsmarkt be-
wirkte: Neben der Zahl der Erwerbstätigen in Berlin, die sich 
um rd. 20.000 Personen erhöhte, stieg seit Mitte des vergan-
genen Jahres auch die Zahl der sozialversicherungspfl ichtig 
Beschäftigten an. Gleichzeitig nahm die Zahl der registrier-
ten Arbeitslosen im Vergleich zum Vorjahr um 27.500 Per-
sonen ab. Die Arbeitslosenquote lag bei 17 %. Zusammen 
mit der positiven Stimmung in den Unternehmen deutet sich 
an, dass sich die wirtschaftliche Dynamik auch im Laufe des 
Jahres 2007 weiter festigen wird, so dass ein Wachstum der 
Berliner Wirtschaft von 1,7 % erwartet werden kann. 

Wirtschaftspolitisch stand das Jahr 2006 im Zeichen der 
Neuausrichtung wichtiger Rahmenkonzepte der Förderpoli-
tik. Für die neue Förderperiode 2007–2013 der Europä-
ischen Strukturfonds wurde eine Berliner Gesamtstrategie 
konzipiert. Sie bildet den Rahmen der Berliner Operationellen 
Programme des EFRE und des ESF und ist damit Grundla-
ge des künftigen EU-Fördermitteleinsatzes im Rahmen der 
Strukturfonds. Die Strukturfondsförderung 2007–2013 in 
Berlin verfolgt das Ziel, die internationale Wettbewerbsfä-
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higkeit und Attraktivität der Stadt zu stärken. Hierfür stehen 
ca. 1,2 Mrd. € EU-Mittel zur Verfügung. Insgesamt richtet 
sich die Gesamtstrategie auf die zentralen Handlungsfelder 
Wirtschaft, Wissen sowie Umwelt, Stadt und soziale Integra-
tion. In diesen Handlungsfeldern kommen entsprechend den 
zentralen Zielgruppen jeweils Instrumente der Wirtschafts- 
und Technologieförderung, der nachhaltigen Stadtentwick-
lung, die vorwiegend aus dem EFRE mitfi nanziert werden, 
sowie der Arbeitsmarkt- und Berufsbildungspolitik, die vor-
wiegend aus dem ESF kofi nanziert werden, zum Einsatz.

Ebenfalls im Kontext der neuen EU-Förderperiode stand 
die Neuabgrenzung der Berliner Regionalfördergebiete. 
Nach dieser besteht Berlin nun nicht mehr aus einem ein-
heitlichen Regionalfördergebiet, sondern wurde in ein sog. 
C-Fördergebiet mit Normalfördersätzen und ein sog. D-
Fördergebiet mit abgeschwächten Fördermöglichkeiten für 
Unternehmens investitionen unterteilt. Die neue Förderge-
bietskulisse ist das Ergebnis eines mehrstufi gen Auswahl-
verfahrens. Für die Abgrenzung der Fördergebiete waren das 
wirtschaftliche Entwicklungspotenzial und die Schaffung 
dauerhafter Arbeitsplätze für Berlin das ausschlaggebende 
Kriterium. Im Ergebnis wurde eine Regionalfördergebiets-
kulisse ermittelt, die der stark durchmischten Standort-
struktur Berlins und der breiten Verteilung wirtschaftlicher 
Schwerpunktstandorte und Entwicklungsachsen Rechnung 
trägt. 

Parallel hierzu konnten im vergangenen Jahr wichtige Neu-
erungen im Rahmen der Ausgestaltung der Fördermittelkon-
zepte umgesetzt werden. So konnte sich die Investitions-
bank Berlin (IBB) im dritten Jahr ihrer Selbstständigkeit 
erfolgreich als Finanzierungspartnerin des Berliner Mit-
telstands und der den Mittelstand fi nanzierenden Banken 
etablieren. Die neu ausgerichtete Produktpalette mit ihrem 
Schwerpunkt auf darlehensbasierten und eigenkapitalstär-
kenden Programmen zur Unterstützung von kleinen und 
mittleren Berliner Unternehmen wird dabei vom Markt 
zunehmend angenommen. So stießen auch die 2006 neu 
eingeführten Eigenprogramme „Berlin Start“ und „Berlin 
Kredit“ bereits auf wachsende Nachfrage bei Unternehmen 
sowie Existenzgründerinnen und -gründern. Die im letzten 
Jahr gewachsene Investitionsbereitschaft der Unternehmen 
konnte damit fi nanziell und beratend unterstützt und ver-
stetigt werden. Darüber hinaus hat die IBB auch im Jahr 
2006 die Wirtschaftspolitik des Landes durch umfangreiche 
eigene Förderleistungen unterstützt.

Auch die Berliner Innovationsstrategie wurde systema-
tisch fortentwickelt. Aufbauend auf der erfolgreichen Kom-
petenzfeldstrategie, mit der die technologiegeprägten Kom-
petenzfelder Berlins – Biotechnologie, Medizintechnik, 
Verkehrstechnik, IuK und Optoelektronik – ins Zentrum 
gestellt wurden, rücken nun zunehmend netzwerkzentrierte, 
die Kompetenzbereiche umfassende Clusterkonzepte in 
den Fokus der Innovationspolitik. Diese Konzepte nehmen 
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die erfolgreichen Kompetenzfelder zum Ausgangspunkt, 
umfassen jedoch die gesamte Wertschöpfungskette aus Ent-
wicklung, Fertigung, Vertrieb, Service und Dienstleistungen 
der ausgewählten Bereiche. Die drei in Berlin identifi zierten 
Wirtschaftscluster umfassen die Felder

• Gesundheit (unter Einschluss der Kompetenzfelder Bio-
technologie und Medizintechnik),

• Kommunikation (mit dem Kompetenzfeld Informations- 
und Kommunikationstechnik) sowie

• Mobilität (mit dem Kompetenzfeld Verkehrssystemtech-
nik / Telematik).

Für das Wirtschaftscluster Gesundheit wurde ein Clusterma-
nagement etabliert und ein Masterplan entwickelt. Für das 
Wirtschaftscluster Kommunikation sind mit dem seit län-
gerem bestehenden Netzwerk „Projekt Zukunft“ und dem 
2005 veröffentlichten Kulturwirtschaftsbericht die Grundla-
gen für ein Clustermanagement gelegt. Für das Wirtschafts-
cluster Mobilität wird diese Aufgabe zurzeit in Angriff ge-
nommen.

Der Clusteransatz stellt die Innovationsstrategie auf ein 
breiteres Fundament und trägt dazu bei, Querschnittsthemen 
besser miteinander zu verfl echten und gleichzeitig zahl-
reiche Berliner Bestandsunternehmen in das Förderkonzept 
einzubinden. Denn insbesondere die Berliner Industrie er-
weist sich als kompetente Partnerin im Gesamtthemenspekt-
rum „Innovation“. Dies belegen deren Aktivitäten im Be-
reich Forschung und Entwicklung. 

Diese Netzwerkpolitik bedarf eines kontinuierlichen Dialogs 
mit Unternehmen und Beschäftigten. Der 2005 gemeinsam 
mit den Kammern, Verbänden und Gewerkschaften initiier-
te Industriedialog gibt hier wichtige Impulse. Ziel regel-
mäßiger Branchengespräche, Unternehmensbesuche und 
Gespräche mit Unternehmensleitung und Beschäftigten ist 
es, die vorhandenen Möglichkeiten der Stadt, die innovative 
Kraft der Berliner Industriebetriebe sowie die ausgeprägte 
Wissenschafts- und Forschungslandschaft noch besser mit-
einander in Einklang zu bringen.

Um darüber hinaus auch die Zusammenarbeit von Wirtschaft 
und Wissenschaft zu verbessern, wurde unter Beteiligung 
von Industrieverbänden und Gewerkschaften der „Runde 
Tisch Wirtschaft-Wissenschaft“ etabliert. Bei der Akquise 
neuer Unternehmen soll besonderes Augenmerk auf Unter-
nehmen gerichtet werden, die die Wertschöpfungsketten der 
Cluster schließen. Ausgründungen aus Hochschulen und aus 
Wissenschaftsprojekten sollen mit dem Bezug zum Stand-
ort Berlin gefördert werden. Produkte, die mit Berliner For-
schungsgeldern entwickelt wurden, sollen auch in Berlin 
produziert werden.

Im Ergebnis trägt dieser sich immer mehr zu einer Gesamt-
standortstrategie ausweitende Ansatz dazu bei, die Einbin-
dung der Wirtschaftsregion Berlin-Brandenburg in das inter-
nationale Wettbewerbsgefüge zu forcieren. 

Ein wichtiger Baustein hierzu ist die Oder-Partnerschaft. 
Denn regionale Vernetzung gewinnt als Standortfaktor im 
internationalen Wettbewerb eine immer wichtigere Bedeu-
tung. Nur durch die Bündelung regionaler Potenziale wird es 
dauerhaft möglich sein, auf integrierten Märkten als Stand-
ort erfolgreich zu agieren.

Ein Meilenstein grenzübergreifender Kooperation wurde im 
April 2006 mit der Wirtschaftskonferenz „Oder-Region“ in 

Gerd von Brandenstein, Siemens AG, 
Leiter des Berliner Büros 
1. Laut Umfragen der IHK Berlin ist die Stimmung der 
Unternehmen in der Region besser denn je – können wir 
einen auch über das laufende Jahr hinausgehenden Auf-
schwung erwarten?

Davon gehen wir aus. Im nächsten Geschäftsjahr erwar-
ten wir ein ähnlich hohes Volumen wie im laufenden. 
Unsere Werke sind sehr gut ausgelastet. Da sie zu über 
90 % für den Export arbeiten, profi tieren wir von der 
günstigen Weltkonjunktur. Aber auch im Inland sehen 
wir eine Stabilisierung.

2. Die uvb gehen vom Leitbild einer gemeinsamen Wirt-
schaftsregion Berlin-Brandenburg aus und haben das 
Ziel eines gemeinsamen Bundeslandes fest im Blick – an 
welcher Stelle dieses Prozesses befi nden wir uns heute?

Auch wir sehen die Region Berlin-Brandenburg als ein-
heitlichen Wirtschaftsraum. Wir haben zwar die meis-
ten Werke in Berlin; aber viele Mitarbeiter und auch 
Zulieferer kommen aus Brandenburg. Es ist bei Neu-
investitionen in der Region wenig hilfreich, mit unter-
schiedlichen Ansprechpartnern und gesetzlichen Be-
stimmungen konfrontiert zu sein. Deshalb müssen die 
Politiker beider Landesregierungen zügig weiter an der 
Fusion arbeiten.

3. Trotz vieler Appelle und Fördermaßnahmen gründen 
immer noch mehr Männer als Frauen ein Unternehmen 
– warum ist das so?

Vielleicht trauen sich die Frauen nicht genügend zu. 
Wir erleben das, wenn wir Frauen mit viel Mühe davon 
überzeugen konnten, einen technischen Beruf zu ergrei-
fen: Erst sind sie sehr zögerlich, aber dann merken sie, 
dass sie das sehr wohl können und dass es ihnen auch 
Spaß macht. Heute kümmern sich Frauen immer noch 
mehr um die Familie und den Haushalt, als die Männer. 
Da setzt erst ganz langsam ein Umdenken ein. Das ist 
aber wichtig, denn wir können es uns nicht mehr leisten, 
auf das know how von Frauen zu verzichten. 

I. Eine zukunftsgerichtete Wirtschafts- und Arbeitsmarktpolitik für Berlin
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Berlin gesetzt. Hieran nahmen mehr als 200 Vertreterinnen 
und Vertreter aus Wirtschaft und Politik teil, um die Perspek-
tiven einer gemeinsamen Makroregion zu erörtern und zu 
defi nieren. Beteiligt sind Akteure der westpolnischen Wo-
jewodschaften Dolnośląskie (Niederschlesien), Lubuskie 
(Lebuser Land), Wielkopolskie (Großpolen) und Zachodnio-
pomorskie (Westpommern) sowie der Länder Berlin, Bran-
denburg und Mecklenburg-Vorpommern. Weiterhin arbei-
ten die Städte Gorzów Wielkopolski (Landsberg / Warthe), 
Poznań (Posen), Szczecin (Stettin) Wrocław (Breslau) und 
Zielona Góra (Grünberg) in dem Netzwerk mit. 

In der Folge der Konferenz wurden die bestehenden Kon-
takte ausgebaut und in den Bereichen Mittelstand / Innovati-
on, Tourismus sowie Verkehr und Logistik weiter verstetigt. 
Die zur Vorbereitung der Konferenz aufgebauten Netzwerke 
agieren weiter unter dem Label „Oder-Partnerschaft“, erar-
beiten gemeinsame Projekte und haben mit der Umsetzung 
erster Aktivitäten begonnen. 

• Im Verkehrsbereich, insbesondere im Schienenverkehr, 
sind vielfach keine teuren Investitionen nötig, um die 
Angebote zu verbessern. Auch institutionelle Verbesse-
rungen tragen dazu bei, die Angebote für den Personen- 
und Güterverkehr attraktiver zu gestalten. Deshalb hat der 
Senat den Verkehrsverbund Berlin Brandenburg (VBB) 
gebeten, einen „Runden Tisch Verkehr“ zu initiieren und 
zu koordinieren. Zum Fahrplanwechsel am 10.12.2006 
konnten bereits zahlreiche Fahrzeitverkürzungen durch 
Fahrplanoptimierungen im grenzüberschreitenden Ver-
kehr nach Polen erzielt werden.

• Im Bereich Innovation planen die Technologieparks auf 
deutscher und polnischer Seite unter Beteiligung der 
WISTA in Berlin-Adlershof den Aufbau gemeinsamer 
Vertretungen. Durch enge Kooperation soll ein posi-
tiver Beitrag zur Struktur- und Clusterbildung in der 
Region geleistet werden. Positive Erfahrungen, wie sie 
die WISTA durch die räumliche Nähe von wissenschaft-
lichen Einrichtungen und Gründerzentren / Flächen zur 
Unternehmensansiedlung gewonnen hat, sollen für die 
Region genutzt werden.

• Ein touristisches Leitbild soll dazu beitragen, die Allein-
stellungsmerkmale der Region herauszuarbeiten. Für 
grenzüberschreitende Tourismus-Angebote, z. B. im Be-
reich des Fahrradtourismus, sollen vergleichbare Stan-
dards etabliert werden, um eine gemeinsame Vermark-
tung zu ermöglichen. 

Berlin hat auf der deutschen Seite die Koordination des 
Netzwerks übernommen, auf polnischer Seite übernimmt 
das Marschall amt der Wojewodschaft Zachodniopomorskie 
eine solche Funktion, damit sich die Oder-Partnerschaft 
noch besser als von polnischer und deutscher Seite gleicher-
maßen getragenes Netzwerk präsentieren kann.

Im Rahmen der Programmierung der Strukturfonds für die 
Förderperiode 2007–2013 hat das Land Berlin die Voraus-
setzungen dafür geschaffen, gemeinsame Projekte aus Mit-
teln des Ziel-2 zu fi nanzieren.

Aber Internationalität spielt auch in einem ganz anderen 
Wachstumsfeld der Stadt eine entscheidende Rolle: beim 
Tourismus. Berlin hat sich im europäischen Städtetouris-
mus hinter London und Paris fest auf Platz drei etabliert und 
in den letzten Jahren regelmäßig deutliche Zuwächse bei der 
Zahl der Gäste und Übernachtungen realisiert. 2006 wurden 
hier erneut Rekordergebnisse erzielt, u. a. auch bei der Zahl 
der Besucher aus dem Ausland. Insbesondere im Rahmen der 
Fußball-WM ist es Berlin gelungen, sich als innovativer und 
weltoffener Sport- und Kulturstandort zu präsentieren. Das 
Motto „Die Welt zu Gast bei Freunden“ konnte im Sommer 
2006 in Berlin unmittelbar er- und gelebt werden.

Berlin hat mit seiner herausragenden Kulturlandschaft und 
seiner Anziehungskraft auf junge kreative Menschen die 
große Chance, sich als wichtiger Knotenpunkt im Netzwerk 
der „creative cities“ der Welt zu etablieren. Ansatzpunkte 
sind Musik, Film und Design ebenso wie Bildende Kunst 
und Theater. Schon heute beträgt der Anteil der Kulturwirt-
schaft am Bruttoinlandsprodukt rd. 11 %. 

Um die zahlreichen Wachstumspotenziale Berlins in den kom-
menden Jahren effektiv zu nutzen und auszubauen, haben sich 
Wirtschaft und Politik auf eine enge Partnerschaft und Koope-
ration verständigt. Ziel ist es, so im Grundlagendokument der 
„Wachstumsinitiative Berlin 2004–2014“ vom Juni 2004, 
in gemeinsamer Verantwortung diese Wachstums potenziale 
für die nächsten zehn Jahre aufzunehmen, darauf aufbauende 
Entwicklungsperspektiven zu beschreiben und diese gezielt 
voranzubringen. Anfang vergangenen Jahres legte die Wachs-
tumsinitiative ihre erste Bestandsaufnahme in der Form eines 
Monitoringberichts vor. Darin wird deutlich, dass es gelungen 
ist, die Beteiligten aus Wirtschaft und Politik auf einen ge-
meinsamen Weg zum Erreichen der vereinbarten Ziele mit-
zunehmen. Dieser erfolgreiche Weg wird auch in den kom-
menden Jahren weiter beschritten, um das Image Berlins als 
hervorragenden Wirtschaftsstandort deutlich zu machen. Die 
Entscheidung zum Bau des Flughafens Berlin-Brandenburg 
International (BBI) ist nach der übereinstimmenden Ansicht 
der Partner in der Wachstumsinitiative ein wichtiger Impuls-
geber für den Wirtschaftsstandort; weitere sind die Stärkung 
als Industrie- und Dienstleistungsmetropole, die Förderung 
des Tourismus und des Standortes für Kunst, Kultur und alle 
Bereiche der Kulturwirtschaft. Die Partner der Wachstumsini-
tiative haben auch für die kommenden Jahre ihre Zusammen-
arbeit verabredet und mit konkreten Projekten untermauert. 
Einmal im Jahr wird eine gemeinsame „Berliner Wirtschafts-
konferenz“ durchgeführt. Ziel dieser Berliner Wirtschafts-
konferenz ist es, zentrale Fragestellungen der Entwicklung 
des Wirtschaftsstandortes öffentlich zu erörtern und wichtige 
Zielsetzungen zu dokumentieren.
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Bestimmendes Thema der Herbstkonferenz 2006 der Wirt-
schaftsminister der Bundesländer war die Energiepolitik. 
Einstimmig wurde dort die Dessauer Erklärung „Den Wett-
bewerb auf dem Strommarkt stärken“ verabschiedet. Darin 
heißt es u. a.: „Die Wirtschaftsministerkonferenz sieht mit 
Besorgnis, dass die Strompreise in Deutschland – auch auf-
grund staatlicher Belastungen – inzwischen ein Niveau er-
reicht haben, das die Wettbewerbsfähigkeit der in Deutsch-
land produzierenden Unternehmen einschränkt und die 
Kaufkraft der privaten Haushalte spürbar beeinträch tigt. 
Dies verringert das Investitionsniveau der Unternehmen 
und kann den sich abzeichnenden Konjunkturaufschwung 
gefährden. Die internationale Wettbewerbsfähigkeit des 
Strompreises ist damit zu einem der wichtigsten Ziele der 
Wirtschaftspolitik geworden.“ 

Ein wichtiger Schritt zum Schutz privater und gewerblicher 
Stromverbraucher ist die Verschärfung des Kartellrechts. 
Damit soll die Effektivität der Missbrauchsaufsicht über 

Gas- und Stromversorgungsunternehmen durch das Bun-
deskartellamt und die Landeskartellbehörden durch eine 
Umkehr der Beweislast gesteigert werden. Demnach muss 
das Unternehmen nachweisen, dass seine Preise gerecht-
fertigt sind. Darüber hinaus müssen Maßnahmen zur Ver-
besserung des Wettbewerbs auf den Energiemärkten durch 
Erleichterung des Anschlusses von Kraftwerken neuer An-
bieter und Verbesserung der Transparenz bei der Leipziger 
Strombörse getroffen werden.

Die Länder Berlin und Brandenburg bilden einen ge-
meinsamen Wirtschaftsraum. Vielfältige Verfl echtungen der 
Wirtschaftstätigkeit in der Region – Unternehmenskoopera-
tionen, Pendlerverfl echtungen, Kooperationen im Technolo-
giebereich – machen eine enge Zusammenarbeit im Bereich 
der Wirtschaftspolitik unabdingbar. Die Wirtschaftsressorts 
der Länder Berlin und Brandenburg stellen sich diesen An-
forderungen und gestalten gemeinsam eine integrierte Wirt-
schaftspolitik für die Hauptstadtregion. 

Standardkosten-Modell
Einen neuen Impuls im Bereich des Bürokratieabbaus wird die Einführung der Bürokratiekostenmessung nach dem 
niederländischen Standardkosten-Modell in Berlin geben. Die hierfür bei der Senatsverwaltung für Wirtschaft, Tech-
nologie und Frauen eingerichtete Landesleitstelle wird die bisherigen Entbürokratisierungsaktivitäten somit ergänzen 
und den Bürokratieabbau zielgerichtet verstetigen, indem die objektive Höhe der Bürokratiekosten in den Unternehmen 
transparent gemacht und die Berliner Wirtschaft durch Reduzierung dieser Kosten schrittweise bis zum Ende der Legis-
laturperiode nachhaltig entlastet wird.

Untersuchungsgegenstand bei einer Standardkosten-Modell-Messung sind die unmittelbaren und mittelbaren Informati-
onstransfers, zu denen Wirtschaft, Bürgerinnen und Bürger sowie Verwaltung durch den Staat aufgrund eines Gesetzes, 
einer Rechtsverordnung o.ä. verpfl ichtet werden. Ziel ist die Ermittlung der standardisierten Kosten, die den zur Infor-
mation rechtlich verpfl ichteten natürlichen oder juristischen Personen entstehen.

Zu den Informationspfl ichten gehört auch die Notwendigkeit, Daten und sonstige Informationen zu beschaffen, verfüg-
bar zu halten oder zu übermitteln. Hierzu zählen allgemein alle Anträge, Formulare, Statistiken sowie Nachweis- und 
Dokumentationspfl ichten (Auskunfts-, Melde-, Berichts-, Veröffentlichungs-, Registrierungs-, Genehmigungspfl ichten 
usw.). Sog. Regulierungskosten aus inhaltlichen/materiell-rechtlichen Verpfl ichtungen (z.B. Verpfl ichtung zur Zahlung 
eines Steuerbetrags, zum Einbau eines Schadstofffi lters) sind nicht eingeschlossen.

Ausgehend von einer staatlichen Norm (z.B. Bauordnung) werden zuerst die verschiedenen Informationspfl ichten (z.B. 
im Rahmen der Bauabnahme) und Informationsanforderungen (z.B. Mitteilung des Bauabschlusses, Bauabnahmeter-
min) systematisiert, denen der Adressat unterworfen wird. Auf dieser Grundlage werden die notwendigen Verwaltungs-
tätigkeiten im Standardkosten-Modell jeweils in standardisierte Schritte (z.B. Schreiben fertigen und absenden) zerlegt, 
Zeitaufwand und Tarife zur Bezahlung vergleichbarer Tätigkeiten erhoben, wiederholt mit Experten und betroffenen 
Interessengruppen diskutiert und so als ebenfalls standardisierte Werte validiert und schließlich mit der Häufi gkeit der 
Informationspfl icht multipliziert. Die auf diese Weise berechneten Kosten werden anschließend summiert. Durch die 
Kumulation aller Informationsbefolgungskosten für eine einzelne gesetzliche Regelung, für einen Gesetzgebungsbereich 
und für eine gesamte Regulierungsebene kann eine Kaskade administrativer Lasten gebildet werden. Das Berechnungs-
modell gilt unabhängig davon, ob die Kosten für bestehende oder neue Informationspfl ichten gemessen werden sollen.

Da alle Daten gesammelt werden, erlaubt die Methode nach ausreichenden Messungen auch recht gute Schätzungen, die 
ohne eigene Erhebungen auskommen. Eben diese Schätzvariante wird als „SKM-Scan“ oder „Quick Scan“ bezeichnet, 
da sie ausschließlich im Wege des „desk research“ betrieben wird und deshalb schneller und kostengünstiger durchzu-
führen ist.
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Die gemeinsame und einheitliche Außendarstellung der 
Hauptstadtregion wird weiter gestärkt; die Region muss sich 
auf internationaler Bühne als Standort präsentieren und da-
durch an internationaler Wettbewerbsfähigkeit gewinnen. 

Mitte Mai 2007 haben Berlin und Brandenburg an den Flug-
häfen Schönefeld und Berlin-Tegel eine neue Werbekam-
pagne für die Hauptstadtregion mit der Botschaft „Welcome 
to Germany’s Capital Region“ gestartet. Die Kampagne ist 
Teil der im vergangenen Jahr angelaufenen gemeinsamen 
Standortwerbung von Berlin Partner und Zukunftsagentur 
Brandenburg (ZAB) mit dem Slogan: „The german capital 
region – more value for your investment“. 

Der neue Hauptstadt-Airport Berlin Brandenburg Internati-
onal (BBI) wird in den kommenden Jahren zum Wachstums-
treiber für die ganze Region werden. Durch die verbesserte 
Infrastruktur können Standorte des Dienstleistungsgewerbes 
verstärkt auf- und ausgebaut und damit der Strukturwandel 
der Region vorangetrieben und Wachstumsimpulse ausge-
löst werden. Auch der Tourismusstandort sowie der Kon-
gress- und Messestandort werden durch den BBI erheblich 
gestärkt. Durch die Bündelung des Berliner Luftverkehrs auf 
dem Airport BBI in Schönefeld ist für den Arbeitsmarkt der 
Region mit einem weiteren deutlichen Schub zu rechnen.

Die Gestaltung und Optimierung der Beziehungen zwischen 
der Metropole Berlin mit seiner Region wird eine Dauer-
aufgabe bleiben. Die gemeinsame Landesplanung ist Grund-
lage für die Nutzung von Potenzialen. Unter Federführung 
der Gemeinsamen Landesplanungsabteilung haben beide 
Landesregierungen die Arbeiten am gemeinsamen Leitbild 
für die Region im Jahr 2006 abgeschlossen. Das von beiden 
Landesregierungen im Juni 2006 beschlossene Leitbild für 
die Hauptstadtregion Berlin-Brandenburg ist nunmehr ziel-
gerichtet und zügig umzusetzen. 

Eine Vielzahl von Staatsverträgen, Verwaltungsvereinba-
rungen und Kooperationen ebnen schon heute den Weg zu 
einem gemeinsamen Bundesland. So haben im Januar 2007 
das Landesarbeitsgericht und das Finanzgericht Berlin-
Brandenburg ihre Arbeit aufgenommen. Folgende Themen 
bilden im laufenden Jahr die Schwerpunkte der Zusammen-
arbeit:

• weitere Zusammenführung von Institutionen,

• Optimierung der Instrumente der Wirtschaftsförderung,

• Flughafen BBI – Schaffung günstiger Rahmenbedin-
gungen für Ansiedlung und Beschäftigung,

• Kooperation in den Feldern Technologie und Touris-
mus.

Der Berliner Arbeitsmarkt ist weiterhin durch ein gravie-
rendes Ungleichgewicht von Angebot und Nachfrage ge-
kennzeichnet. Angesichts der Lage auf dem Arbeitsmarkt 
und der Ausbildungsplatzsituation sind auch im Jahr 2006 

wieder in großem Umfang Maßnahmen von den Agenturen 
für Arbeit und den JobCentern gefördert worden, um aus-
bildungsbereiten Jugendlichen eine Berufsausbildung zu er-
möglichen und Arbeitslosen durch Qualifi zierungs- und Be-
schäftigungsangebote neue Perspektiven zu eröffnen. Das 
Land Berlin hat im Rahmen seiner Arbeitsmarkt- und Be-
rufsbildungspolitik die Aktivitäten der Arbeitsagenturen und 
der JobCenter ergänzt. Hierzu wurden neben Landesmitteln 
in erheblichem Umfang auch Mittel aus dem Europäischen 
Sozialfonds (ESF) eingesetzt. Da der für Arbeit zuständigen 
Senatsverwaltung in der neuen ESF-Förderperiode 2007–
2013 im Vergleich zur alten Förderperiode 2000–2006 mehr 
als ein Drittel weniger ESF-Mittel für die Umsetzung ar-
beitsmarkt- und berufsbildungspolitischer Ziele zur Verfü-
gung stehen werden, sind Neurausrichtungen in der Förde-
rung unumgänglich.

Eine abgeschlossene Berufsausbildung ist entscheidend für 
eine nachhaltige Beschäftigungsfähigkeit. Das Land Berlin 
begrüßt es deshalb, dass es gelungen ist, mit dem Bund und 
den anderen am Bund-Länder-Sonderprogramm beteiligten 
ostdeutschen Ländern eine Einigung dahingehend zu erzie-
len, dass der Bund für 1.815 Ausbildungsverhältnisse, die im 
Ausbildungsjahr 2006/2007 begonnen haben, und für 1.396 
Ausbildungsverhältnisse, die im Ausbildungsjahr 2007/2008 
beginnen, in Berlin die Hälfte der Kosten trägt. Die andere 
Hälfte fi nanziert das Land Berlin. Die vom Bund kofi nan-
zierten Ausbildungsplatzkontingente wurden darüber hinaus 
vom Land Berlin – ohne Bundesbeteiligung – in beiden Aus-
bildungsjahren auf 3.000 Plätze aufgestockt. 

Der große Umfang der Altnachfrage (Ausbildungsplatzsu-
chende, deren Schulentlassung schon länger als ein Jahr zu-
rückliegt) wird mit Sorge betrachtet. Der Berliner Senat ist 
bestrebt, in Abstimmung mit der Regionaldirektion Berlin-
Brandenburg und allen an der berufl ichen Bildung Beteilig-
ten, Maßnahmen zu entwickeln, die auch diesen Jugend-
lichen einen Weg zu einer abgeschlossenen Ausbildung 
bahnen.

Das Land Berlin unterstützt und fördert die berufl iche Wei-
terbildung. Denn in einer zunehmend wissensbasierten 
Arbeitswelt ist die berufl iche Weiterbildung nicht nur von 
zentraler Bedeutung für den Erhalt und die Erhöhung der 
Beschäftigungsfähigkeit des Einzelnen, sondern auch für die 
Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit von Unternehmen. Mit-
telbar trägt die Förderung der berufl ichen Weiterbildung so 
zum Erhalt vorhandener und zur Schaffung neuer Arbeits-
plätze bei.

Das Förderkonzept des Landes Berlin für den Bereich der 
berufl ichen Weiterbildung ist nach Inkrafttreten der Gesetze 
für moderne Dienstleistungen am Arbeitsmarkt angepasst 
worden. Es berücksichtigt neue Anforderungen und verän-
derte Rahmenbedingungen, die sich u. a. als Folge der EU-Er-
weiterung und des demographischen Wandels ergeben. Zen-
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trale Ziele der Förderung der berufl ichen Weiterbildung sind 
vor allem die Förderung von Kooperation und Vernetzung 
zur Stärkung vorhandener Weiterbildungspotenziale, die 
Entwicklung einer neuen Lernkultur in den kleinen und mit-
telständischen Unternehmen, die Sicherung von Transparenz 
und Qualität und die Gewährleistung von Chancengleichheit 
in der berufl ichen Weiterbildung. Im Fokus der vom Land 
geförderten Weiterbildungsberatungsstellen stehen insbeson-

dere Arbeitslose und von Arbeitslosigkeit bedrohte Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitnehmer, Berufsrückkehrerinnen und 
Berufsrückkehrer, Berufstätige aller Berufsgruppen in per-
sönlichen Krisensituationen, Bildungsferne und Bildungsbe-
nachteiligte sowie Migrantinnen und Migranten.

Zur Verbesserung der Arbeitsmarktchancen von Arbeitslo-
sengeld II-Empfangenden unterstützt das Land Berlin die 
Qualifi zierung von Beschäftigten in Arbeitsgelegenheiten 
im Rahmen des Programms „Zusatzjobs & Bildung“. Geför-
dert werden beispielsweise bei Jugendlichen ohne Berufs-
ausbildung der Erwerb einzelner abgeschlossener Module 
anerkannter Ausbildungsberufe und bei Personen mit Be-
rufskenntnissen und -erfahrungen die Teilnahme an modu-
lar gestalteten Anpassungsqualifi zierungen. Darüber hinaus 
können anerkannte berufl iche Teilfeldqualifi kationen, wie 
der europäische Computerführerschein, erworben werden 
und Maßnahmen berufsorientierter Sprachförderung absol-
viert werden. Auch das Nachholen von Schulabschlüssen 
(Haupt- und Realschulabschluss) ist möglich. Im April 2007 
haben Bildungsträger auf der Bildungsmesse „Zusatzjobs 
& Bildung“ ihre Qualifi zierungsangebote präsentiert. Diese 
Veranstaltung hat großen Zuspruch sowohl bei potenziellen 
Teilnehmerinnen und Teilnehmern als auch bei Vertrete-
rinnen und Vertretern von JobCentern und Beschäftigungs-
trägern gefunden. Einzelheiten zum Programm „Zusatzjobs 
& Bildung“ können auch im Internet unter www.zusatzjobs-
und-bildung.de nachgelesen werden.

Aufgrund der Arbeitmarktlage haben bestimmte Gruppen 
von Arbeitslosen mit großen Vermittlungshemmnissen in 
strukturschwachen Regionen kaum eine Chance, auf dem 
ersten Arbeitsmarkt wieder Fuß zu fassen. Das Bundesmi-
nisterium für Arbeit und Soziales erwägt deshalb die Schaf-
fung eines öffentlich geförderten Beschäftigungssektors, in 
dem Langzeitarbeitslose eine längerfristige, sozialversiche-
rungspfl ichtige Beschäftigung erhalten können. Grundsätz-
lich soll vermieden werden, dass reguläre Beschäftigung 
durch öffentlich geförderte Beschäftigung verdrängt wird. 
Das Land Berlin begrüßt die Intention des Bundesminis-
teriums für Arbeit und Soziales. Ende März 2007 hat die 
Senatsverwaltung für Integration, Arbeit und Soziales eine 
Fachtagung durchgeführt, auf der verschiedene Beschäf-
tigungsmodelle und Einsatzfelder diskutiert wurden. Der 
Senat von Berlin möchte in der Beschäftigungsförderung 
neue Wege gehen, um langzeitarbeitslosen Menschen eine 
existenzsichernde Arbeit zu bieten und zugleich die Ange-
bote der öffentlichen Daseinsfürsorge zu ergänzen und den 
sozialen Zusammenhalt zu stärken. Mögliche Einsatzfelder 
werden u. a. in Teilsegmenten des Bereichs der sozialen 
Dienstleistungen sowie des Umwelt- und Freizeitbereich ge-
sehen, soweit dort aufgrund von Unzulänglichkeiten in der 
Ausgestaltung des Marktes und des Versicherungssystems 
zurzeit Leistungen, die grundsätzlich als sinnvoll und erfor-
derlich betrachtet werden, für die Allgemeinheit bzw. für 

Dieter Scholz, Vorsitzender 
des DGB-Bezirks Berlin-Brandenburg 
1. 2006 war aus konjunktureller Sicht ein gutes Jahr 
für Berlin und auch 2007 verspricht ein zufrieden stel-
lendes BIP-Wachstum. Hat Berlin nun endlich die Tal-
sohle durchschritten?

Der konjunkturelle Aufschwung hat in Berlin noch nicht 
alle Branchen erreicht, der industrielle Aderlass vergan-
gener Jahre war doch erheblich: mehr als 100.000 Indus-
triearbeitsplätze wurden abgebaut. Leider beobachten 
wir in der Industrie derzeit eine Zunahme an Leihar-
beitsverhältnissen. Das Bekenntnis zur Industriepolitik 
ist ein erster Schritt, den industriellen Kern zu erhalten 
und auszubauen. Das Großprojekt BBI lässt zu Recht 
die Hoffnung auf Beschäftigungseffekte keimen.

2. Das Thema „Fachkräftemangel“ wird zurzeit wieder 
intensiv diskutiert – welche Lösungskonzepte gibt es aus 
Ihrer Sicht?

 Der zu erwartende Fachkräftemangel ist zum Teil haus-
gemacht: Nur noch jeder vierte Betrieb bildet aus, den 
jungen Menschen muss aber eine Chance zum Ein-
stieg ins Berufsleben gegeben werden. Wer heute nicht 
ausbildet, darf morgen nicht nach einer Greencard für 
Fachleute aus dem Ausland rufen. Das Credo des „Le-
benslangen Lernens“, das sich auf der EU-Ebene durch-
zusetzen beginnt, muss auch in Berlin zur Maxime 
werden. Zur Stadt des Wissens gehören alle Bereiche 
der Bildung, auch die Weiterbildung und Qualifi zierung 
in den Betrieben. 

3. Gender-Mainstreaming ist seit Jahren ein viel disku-
tiertes Thema – auch beim DGB?

Der DGB, Bezirk Berlin-Brandenburg, will Chancen-
gleichheit der Geschlechter. Das bedeutet für uns, sozi-
ale Gerechtigkeit für alle. Mit dem Prozess des Gender 
Mainstreaming berücksichtigen wir bei allen Vorhaben 
die unterschiedlichen Lebenssituationen und Interessen 
von Frauen und Männern von vornherein, was in der 
Arbeitswelt nicht immer leicht fällt. Gender Mainstrea-
ming ist für uns gewissermaßen der Weg – Geschlech-
terdemokratie das Ziel.
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bestimmte benachteiligte Personengruppen nicht zur Verfü-
gung gestellt werden können.

Dem im Oktober 2006 neugebildeten Senat von Berlin ist 
es darüber hinaus ein wesentliches Anliegen, dass die Leis-
tungsfähigkeit und die Serviceorientierung der Berliner 
JobCenter weiter verbessert werden. Im Rahmen seiner 
politischen, rechtlichen und haushaltsmäßigen Möglich-
keiten wird das Land Berlin seinen Beitrag hierzu leisten. 
Die Berliner JobCenter – Arbeitsgemeinschaften aus Ar-
beitsagenturen und dem Land Berlin, vertreten durch die 
Bezirksämter – erbringen seit Einführung der Grundsiche-
rung für Arbeitsuchende Anfang 2005 Leistungen zum Le-
bensunterhalt und zur Eingliederung nach dem SGB II. Die 
Leistungsfähigkeit der noch jungen Strukturen konnte 2006 
zwar gesteigert werden, doch bestehen einige Probleme der 
Einführungsphase, wie lange Bearbeitungszeiten, hohe Wi-
derspruchs- und Klageraten, fort. Bei der großen Anzahl 
von Bescheiden, die tagtäglich von den Berliner JobCentern 

erlassen werden, war es dann auch nicht unerwartet, dass 
die Sozialgerichtsbarkeit trotz personeller Verstärkung in 
erheblichem Umfang beansprucht wurde. Es wurde darauf-
hin ein Erfahrungsaustausch zwischen den Geschäftsführe-
rinnen und Geschäftsführern der JobCenter und Sozialrich-
terinnen und Sozialrichtern initiiert, von dem zusätzliche 
Anregungen für künftige Verbesserungen in den Strukturen 
und Abläufen der JobCenter erwartet werden. Nicht alle er-
kannten Probleme werden sich allerdings kurzfristig besei-
tigen lassen. Dies gilt beispielsweise für die erforderliche 
Weiterentwicklung der von der Bundesagentur für Arbeit 
in den JobCentern eingesetzten Software zur Erteilung der 
Bescheide. 

Das Land Berlin wird auch in den kommenden Jahren alle 
ihm offen stehenden Möglichkeiten nutzen, um Ausbildung, 
Weiterbildung und Beschäftigung sowie die wirtschaftliche 
Entwicklung des Standortes Berlin und den sozialen Zusam-
menhalt in der Stadt zu fördern. 

I. Eine zukunftsgerichtete Wirtschafts- und Arbeitsmarktpolitik für Berlin



16

II Wirtschafts- und 
Arbeitsmarktentwicklung in Berlin

II.1 Wirtschaftsentwicklung

Die sich bereits 2005 andeutende Konjunkturbelebung 
kam 2006 überraschend stark in Gang. In fast allen 
Branchen lief die Wirtschaft in Berlin sehr rund. Beson-
ders erfreulich war, dass endlich auch der Arbeitsmarkt 
von der positiven Entwicklung profi tieren konnte. Nach 
Jahren eines teils heftigen strukturellen Wandels glei-
chen sich Wirtschaft und Arbeitsmarkt in Berlin immer 
mehr den bundesdeutschen Konjunktur- und Wachs-
tumstrends an. Für 2007 wird eine Fortsetzung des Auf-
schwungs erwartet. 

Die Wirtschaft in Berlin hat sich 2006 besser und stabiler 
entwickelt als noch Ende 2005 erwartet worden war. Wäh-
rend sich das Jahr 2005 konjunkturell noch zweigeteilt zeigte 
– einer eher schwachen ersten Jahreshälfte folgten sechs 
wachstumsstärkere Monate –, erwies sich die Entwicklung 
in 2006 von Beginn an als stetig positiv.

Dieser positive, über das gesamte Jahr hinweg reichende 
Trend, sorgte dafür, dass die Berliner Wirtschaft im Jahr 
2006 ein reales Wirtschaftswachstum in Höhe von 1,9 % er-
reichen konnte. Maßgeblich für die positive Entwicklung in 
Berlin war die deutschlandweite konjunkturelle Belebung, 
die die Wirtschaft im Jahr 2006 um 2,8 % wachsen ließ.

Die verbesserte konjunkturelle Lage in 2006 konnte erstmals 
seit Jahren auch den Berliner Arbeitsmarkt beleben. So stieg 
nicht nur die Zahl der Erwerbstätigen in Berlin um 1,6 % 
bzw. 24.700 Personen an, sondern seit Mai 2006 auch die 
Zahl der sozialversicherungspfl ichtig Beschäftigten. Neben 
der konjunkturellen Belebung waren es auch im Jahre 2006 
die arbeitsmarkpolitischen Fördermaßnahmen, die die po-
sitive Veränderung der Erwerbstätigenzahl mitbestimmten, 
wenn auch nicht in dem Ausmaß wie noch 2005.

Gleichzeitig nahm die Zahl der registrierten Arbeitslosen 
im Vorjahresvergleich um rd. 25.700 Personen ab. Die Ar-
beitslosenquote sank damit im Jahresverlauf um 1,5 Pro-
zentpunkte auf 17,5 %. Für das laufende Jahr 2007 wird mit 
einer Fortsetzung der günstigen konjunkturellen Entwick-
lung gerechnet. Die Unternehmen der Region sehen sowohl 
ihre Lage als auch ihre Zukunft ausgesprochen positiv. 
Der im Januar von den Industrie- und Handelskammern in 
Berlin und Brandenburg ermittelte Konjunkturklimaindex 
ist innerhalb eines Jahres von 110 auf 128 Punkte gestie-
gen und hat damit einen neuen Höchststand erreicht. Dabei 
zeigte sich u. a., dass – wie in den vorhergehenden Jahren 
– der Grad der Zufriedenheit bei den Berliner Unternehmen 
höher als bei Brandenburger Unternehmen war. Insbeson-
dere der Ausblick der Unternehmen in das Jahr 2007 lässt 
eine Fortsetzung der guten konjunkturellen Entwicklung er-
warten.

Vor diesem Hintergrund wird die Wirtschaft in Berlin weiter 
zulegen, wenn auch ein wenig verhaltener als im vergan-
genen Jahr. Zwar scheint die Mehrwertsteuererhöhung zum 
Jahreswechsel von Wirtschaft und Verbrauchern besser ver-
kraftet worden zu sein, als ursprünglich erwartet. Gleich-
wohl ist für die Jahresprognose zu berücksichtigen, dass sich 
die Steuererhöhung bislang noch nicht in allen Verbraucher-
preisen niedergeschlagen hat, sodass eine temporär leicht 
abfl auende Dynamik der Wirtschaft möglich erscheint. Die 
Zahl der Erwerbstätigen wird weiter zunehmen, doch nicht 
mehr so kräftig wie in 2006. Die Arbeitslosigkeit wird in 
vergleichbarem Umfang zum Vorjahr zurückgehen.

Das Bruttoinlandprodukt nahm 2006 real um 1,9 % zu, 
nach einer geringen Zunahme von + 0,1 % in 2005. Die Ber-
liner Wirtschaft befi ndet sich damit in einer leichten aber 
stetigen Aufwärtsbewegung. Deutschlands Wirtschaft wuchs 
2006 um 2,8 %. Nominal erhöhte sich das Bruttoinlands-
produkt in Berlin um 2,2 % auf 80,6 Mrd. € (Deutschland: 
+ 3,0 %). Dies sind etwa 3,5 % des deutschen Bruttoinlands-
produkts. 

Ende der 90er Jahre, als im Bundesdurchschnitt ähnliche 
Wachstumsraten zu verzeichnen waren wie gegenwärtig, 
war der Abstand zur Entwicklung in Berlin um rund zwei 
Prozentpunkte größer als heute. Daraus lässt sich schluss-
folgern, dass der strukturelle Wandel der Berliner Wirtschaft 
in den vergangenen zehn Jahren ein gutes Stück vorange-
kommen ist, wenngleich noch eine große Anstrengung nötig 
sein wird, um den bundesdeutschen Wachstumstrend zu er-
reichen. Dies wird u. a. daran deutlich, dass sich Berlin trotz 
positiver Konjunkturtendenzen im Regionalvergleich der 
gesamtwirtschaftlichen Entwicklung der Bundesländer wei-
terhin in der unteren Hälfte der Rankingskala befi ndet.

2006 gab es in Berlin rund 46.000 Gewerbeneuerrich-
tungen und 33.000 Gewerbestilllegungen. Dies entspricht 
einem positiven Saldo von rd. 13.000 und damit einem plus 
von rd. 1.900 im Vorjahresvergleich. Während die Zahl der 
Anmeldungen im Vergleich zum Vorjahr anstieg, blieb die 
der Abmeldungen nahezu konstant.

Die gründungsintensivsten Bereiche im Jahr 2006 waren das 
Grundstücks- und Wohnungswesen (rd. 35 % des Saldos), 
die Erbringung sonstiger öffentlicher Dienstleistungen (rd. 
25 %), das Baugewerbe (rd. 20 %) sowie der Handel (rd. 
8 %).

Der Rückgang der Zahl der Unternehmensinsolvenzen 
setzte sich beschleunigt fort. Im Vergleich zum Vorjahr sank 
sie um rd. 300 auf rd. 1400. Gleichzeitig stieg die Zahl aller 
Insolvenzen (Unternehmens- und Privatinsolvenzen) stärker 
an als in den vergangenen vier Jahren (+ 1700).

Die meisten Unternehmensinsolvenzen waren im Bereich 
Grundstücks- und Wohnungswesen, Dienstleistungsunter-
nehmen zu verzeichnen, gefolgt vom Baugewerbe und dem 

II. Wirtschafts- und Arbeitsmarktentwicklung in Berlin
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Bruttoinlandsprodukt (in Vorjahrespreisen) – Berlin im Vergleich mit Deutschland

Quellen: Arbeitskreis „Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen der Länder“, Statistisches Bundesamt
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Quelle: Amt für Statistik Berlin-Brandenburg
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Neuerrichtungen berücksichtigen hier nicht die Anmeldungen wegen Übernahme eines Betriebes, Gesellschaftereintritt, 

Änderung der Rechtsform oder Zuzug aus einem anderen Meldebezirk. 

Zu den Stilllegungen zählen hier nicht die Abmeldungen bei Verkauf, Verpachtung, Änderung der Rechtsform, Gesell-

schafteraustritt oder Verlegung in einen anderen Meldebezirk. 
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Handel. Die Betrachtung der vergangenen zehn Jahre macht 
deutlich, dass es eine klare Verschiebung der insolvenzge-
fährdeten Bereiche gegeben hat: Während damals das Bau-
gewerbe anteilig die meisten Firmenzusammenbrüche zu 
verzeichnen hatte (rd. 35%, 2006 rd. 20 %), kommt diese 
Rolle heute in gleicher Größenordnung dem Bereich Grund-
stücks- und Wohnungswesen sowie Dienstleistungsunter-
nehmen (damals rd. 22 %) zu.

Im Jahresdurchschnitt 2006 stiegen die Verbraucherpreise 
in Berlin um 1,7 % (Deutschland + 1,7 %) und damit etwas 
schwächer als 2005 (+ 2,0 %). Maßgeblich hierfür war vor 
allem die Verbilligung von Rohöl, die sich in rückläufi gen 
Kraftstoff- und Heizölpreisen niederschlug.

Vorgezogene Preisanpassungen im Zusammenhang mit der 
Mehrwertsteuersatzanhebung zum 1. Januar 2007 ließen 
sich im letzten Quartal insbesondere im Bereich Nahrungs-
mittel beobachten. In allen anderen Güter- und Dienstleis-
tungsgruppen blieb eine solche Reaktion weitestgehend aus. 
Die überdurchschnittlichen Teuerungsraten im Bereich Al-
koholische Getränke und Tabakwaren sind zum größten Teil 
auf administrative Maßnahmen (z.B. Tabaksteuererhöhung) 
zurückzuführen. Im Beherbergungsgewerbe war im Sommer 
2006 ein temporärer Preisschub aufgrund der Fußball-WM 
zu verzeichnen.

Der Berliner Außenhandel war im vergangenen Jahr durch 
einen deutlichen Anstieg des Exportvolumens auf fast 11,4 
Mrd. € gekennzeichnet (+ 14,1 %). Wie das Amt für Statis-
tik Berlin-Brandenburg mitteilt, stiegen im gleichen Zeit-
raum die Importe nach Berlin auf 8,0 Mrd. € (+13,5 %).

Die Exporte aus Berlin gingen zu 65 % in europäische 
Länder, dies entspricht einem Wert von 7,39 Mrd. € (+ 
9,0 %). Allein in Länder der EU betrug der Exportwert 5,77 
Mrd. € (+ 6,1 %); darunter das Hauptabnehmerland Frank-
reich mit Waren in Höhe von 811 Mio. € (– 6,0 %). Für wei-
tere wichtige Exportländer innerhalb der EU konnten über-
durchschnittliche Zuwachsraten erreicht werden: Spanien (+ 
30,4 %; 604 Mio. €), Polen (+ 28,9 %; 555 Mio. €) und Ös-
terreich (+ 26,4 %; 655 Mio. €).

Positiv entwickelten sich auch die Warenlieferungen in die 
Länder außerhalb der Europäischen Union (Drittländer). An 
erster Stelle der Steigerungsraten stehen vor allem die USA 
mit einem Warenwert von 1,28 Mrd. € (+ 39,5 %). Auch in 
die asiatischen Länder wurden deutlich mehr Waren gelie-
fert; der Wert betrug 1,84 Mrd. € (+ 17,8 %).

Das Exportvolumen der Berliner gewerblichen Wirtschaft 
lag im Jahr 2006 bei rd. 10 Mrd. €, mit den höchsten Waren-
werten für Pharmazeutische Erzeugnisse in Höhe von 2,15 
Mrd. € (+ 7,1 %) und Geräten der Elektrizitätserzeugung 
und –verteilung von rd. 1 Mrd. € (+ 32,4 %). Der Export-
wert der ernährungswirtschaftlichen Erzeugnisse betrug 899 
Mio. € (+ 4,5 %).

Die Importe nach Berlin kamen zu 72 % aus europäischen 
Ländern, dies entspricht einem Gesamtwert von 5,8 Mrd. € 
(+ 14,3 %). Allein rd. 5 Mrd. € (+ 9,8 %) entfi elen dabei auf 
EU-Länder. Das nach wie vor wichtigste europäische Im-
portland für Berlin, Frankreich, führte Waren im Wert von 
857 Mio. € ein (+ 2,2 %). Einige EU-Länder, deren Einfuhr-
volumen nach Berlin bisher eher gering war, konnten dieses 
im Jahr 2006 überdurchschnittlich steigern. Dazu gehören 
Luxemburg (+ 41,5 %; 148 Mio. €), Finnland (+ 40,2 %; 13 
Mio. €) und Irland (+ 36,8 %; 278 Mio. €).

Importe vom amerikanischen Kontinent erreichten im Jahr 
2006 ein Wertvolumen von 1,25 Mrd. € (+ 2,9 %), das über-
wiegend durch die Einfuhr von Enderzeugnissen bestimmt 
wurde (vor allem Büro- und DV-Maschinen, Luftfahrzeuge 
und Kraftmaschinen). Knapp 11 % des gesamten Berliner 
Importvolumens (869 Mio. €) kam von asiatischen Impor-
teuren.

Die Zahl der Erwerbstätigen in Berlin erhöhte sich im 
Jahr 2006 um 1,6 % auf 1.568.300. Die Beschäftigungsent-
wicklung verlief damit im vergangenen Jahr günstiger als 
im bundesdeutschen Durchschnitt; hier betrug die Verände-
rungsrate zum Vorjahr 0,7 %.

Vor allem im Bereich der Dienstleistungen nahm die Er-
werbstätigkeit zu (+ 2,2 %). Insbesondere die hierunter 
subsumierte Zeitarbeit trug zu dem positiven Gesamtergeb-
nis bei. Dagegen kam es zu weiteren Arbeitsplatzverlusten 
im Verarbeitenden Gewerbe (–1,6 %) und im Baugewerbe 
(– 2,2 %). 

Darüber hinaus wurde die Entwicklung der Erwerbstätigen-
zahl nach wie vor stark durch den Einsatz arbeitsmarktpoli-
tischer Maßnahmen beeinfl usst, wenn auch nicht mehr auf 
so hohem Niveau wie noch im Jahr 2005.

Die Zahl der sozialversicherungspfl ichtig Beschäftigten 
in Berlin ist 2006 im Jahresdurchschnitt im Vergleich zum 
Vorjahr von 1.019 Mio. auf 1.025 Mio. gestiegen (+ 7.000 
oder + 0,7 %).

Während im Jahr 2005 – insbesondere infolge der Zusam-
menführung der Arbeitslosenhilfe und der Sozialhilfe für Er-
werbsfähige zur neuen Grundsicherung für Arbeitsuchende 
– die Zahl der arbeitslos gemeldeten Personen im Vorjah-
resvergleich anstieg, reduzierte sich die Zahl der registrier-
ten Arbeitslosen im Jahr 2006 wieder. Im Jahresdurchschnitt 
lag die Arbeitslosenzahl 2006 mit rd. 293.500 um rd. 25.700 
Arbeitslose niedriger als in 2005 (rd. 319.200).

Der Arbeitsmarkt wurde auch im abgelaufenen Jahr we-
sentlich durch umfangreiche Fördermaßnahmen der Ar-
beitsagenturen und JobCenter beeinfl usst. Die wichtigsten 
Maßnahmen waren hierbei die direkte Förderung regulärere 
Beschäftigung, Berufl iche Weiterbildung, Arbeitsbeschaf-
fungsmaßnahmen und Arbeitsgelegenheiten nach § 16 Abs. 
3 SGB II.

II. Wirtschafts- und Arbeitsmarktentwicklung in Berlin
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Anteil an der unbereinigten Wertschöpfung 
1

in %

Struktur der Berliner Wirtschaft 2006

Quelle: Arbeitskreis „Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen der Länder"
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Erwerbstätige – Berlin im Vergleich mit Deutschland

Quellen: Arbeitskreis „Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen der Länder“, Statistisches Bundesamt
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Sozialversicherungspflichtig Beschäftigte in Berlin nach Personengruppen

(jeweils Stand: 30.06.) 

Anzahl in 1.000

1

Vorläufige Daten.

Quelle: Bundesagentur für Arbeit, Regionaldirektion Berlin-Brandenburg

2002 2003 2004

1

2005¹

Berlin insgesamt 1.103,8 1.065,4 1.042,3 1.013,8

Männer in % 49,1 48,7 48,6 48,2

Frauen in % 50,9 51,3 51,4 51,8

unter 25-Jährige 126,6 117,4 112,0 104,8

Männer in % 46,7 46,3 46,7 46,5

Frauen in % 53,3 53,7 53,3 53,5

55-Jährige und Ältere 125,0 120,2 120,1 120,6

Männer in % 53,8 53,0 52,3 51,1

Frauen in % 46,2 47,0 47,7 48,9

Teilzeitbeschäftigte 194,1 194,3 193,5 192,8

Männer in % 24,3 24,4 24,7 24,6

Frauen in % 75,7 75,6 75,3 75,4

Nicht-deutscher Nationalität 72,6 67,7 66,4 62,6

Männer in % 57,6 56,4 56,2 55,9

Frauen in % 42,4 43,6 43,8 44,1
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1

Sozialversicherungspflichtig Beschäftigte 2006
1

in Berlin nach Bereichen

Quelle: Amt für Statistik Berlin-Brandenburg

Anteil an den sozialversicherungspflichtig Beschäftigten insgesamt in % 

1
Sozialversicherungspflichtig Beschäftigte jeweils zum Stand 30. Juni.
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Die Selbstständigenquote betrug 2006 in Berlin 13,9 %. Sie 
blieb damit auf gleichem Niveau wie im Vorjahr, liegt aber immer 
noch deutlich über dem Bundesdurchschnitt von 11,2 %.

Zurzeit leben lt. Amt für Statistik Berlin-Brandenburg rd. 
463.000 Ausländerinnen und Ausländer in Berlin. Rund 
30.000 ausländische Gewerbetreibende haben in zahl-
reichen Wirtschaftsbereichen Fuß gefasst. Insgesamt do-
minierende Branchen sind nach wie vor der Einzelhandel, 
die Gastronomie und das Baugewerbe. Bei den bei der IHK 
Berlin im Jahr 2006 gemeldeten rd. 27.000 Mitgliedsfi rmen 
ausländischer Herkunft liegen die türkischstämmigen Un-
ternehmerinnen und Unternehmer mit über 6.200 Firmen 
weiter vorn. In Berliner Handwerksbetrieben sind nach An-
gaben der Handwerkskammer Berlin über 5.500 Führungs-
kräfte (Unternehmensinhaber, Geschäftsführung oder Ge-
sellschafter/in) nicht-deutscher Staatsangehörigkeit. 

Die Branchen im Einzelnen
Verarbeitendes Gewerbe

In der Industrie wiesen im Jahr 2006 die Auftragseingänge 
bis auf einen kleinen Einbruch im 2. Quartal nach oben. Wie 
schon im Vorjahr erwies sich die 2. Jahreshälfte als der das 
Gesamtergebnis bestimmende Zeitraum. Im vierten Quartal 
lagen die Industrieorders sogar oberhalb des Bundesdurch-
schnitts.

Den größten Anteil an der positiven Entwicklung der Auf-
tragseingänge in 2006 (insgesamt + 6,8 %) hatten die Be-
stellungen aus dem Inland (+ 8,1 %) (Auslandsorders 2006: 
+ 5,5 %). Die Chemische Industrie mit + 14,8 % und Me-
tallerzeugung und -bearbeitung mit + 15,6 % waren in 2006 
die Bereiche mit den größten Auftragseingängen insge-
samt.

Sozialversicherungspflichtig Beschäftigte 2006 in Berlin

1
Im Gegensatz zu den Erwerbstätigen bleiben Beamte, Selbstständige und mithelfende Familienangehörige unberücksichtigt.

2
Sozialversicherungspflichtig Beschäftigte jeweils zum Stand 30.6..

Quelle: Amt für Statistik Berlin-Brandenburg

Anzahl

2006

Veränderung in % Anteil 2006 in %

2006 gegen 2005 weiblich männlich

Sozialv. Beschäftigte insgesamt 
1,2

1.024.464 + 1,1 51,6 48,4
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Kennziffern der Berliner Wirtschaft Einheit 2002 2003 2004 2005 2006
Bevölkerung
Einwohner 1.000 3.390,3  3.391,5  3.387,5  3.391,4  3.399,5  
Erwerbstätige 1 1.000 1.546,6  1.526,1  1.539,6  1.543,6  1.568,3  
Anteil der Bereiche
dar. Produzierendes Gewerbe (ohne Bau) % 10,7  10,2  9,8  9,5  9,2  

dar. Verarbeitendes Gewerbe % 9,7  9,2  8,9  8,6  8,3  
Bau % 5,5  5,2  5,0  4,7  4,5  
Dienstleistungsbereiche % 83,3  84,2  84,8  85,5  86,0  

Handel, Gastgewerbe u. Verkehr % 23,0  23,3  23,5  23,3  23,2  
Finanz., Vermiet. u. Unternehmensdl. % 20,6  21,4  22,0  22,1  22,4  
Öffentliche u. private Dienstleister % 39,7  39,5  39,4  40,1  40,3  

Erwerbsquote 2 % 63,8  62,9  63,8  64,0  65,0  
Selbstständigenquote 3 % 11,3  12,2  13,2  13,9  13,9  
Wirtschaftskraft
Bruttoinlandsprodukt (nominal) Mrd. Euro 78,7  78,0  78,3  78,9  80,6  

je Erwerbstätigen Euro 50.878  51.078  50.857  51.090  51.406  
je Einwohner Euro 23.178  23.194  23.460  23.254  23.715  

Anteil der Bereiche
dar. Produzierendes Gewerbe (ohne Bau) % 14,3  14,6  14,8  15,2  15,3  

dar. Verarbeitendes Gewerbe % 11,4  11,7  11,8  12,2  12,1  
Bau % 4,1  3,8  3,4  3,2  3,0  
Dienstleistungsbereiche % 81,5  81,5  81,6  81,5  81,6  

Handel, Gastgewerbe u. Verkehr % 15,7  15,4  16,4  16,5  17,1  
Finanz., Vermiet. u. Unternehmensdl. % 33,4  33,8  33,4  33,7  33,8  
Öffentliche u. private Dienstleister % 32,5  32,3  31,9  31,3  30,6  

Gewerbeanzeigen
Anmeldungen insges. 1.000 33,9  37,4  47,2  44,0  45,8  

dar. Neuerrichtungen 4 1.000 27,5  32,0  41,9  39,3  41,1  
Abmeldungen insges. 1.000 29,9  29,7  30,4  32,8  32,8  

dar. Stilllegungen 5 1.000 23,8  24,4  25,0  28,1  28,1  
Saldo An- und Abmeldungen 1.000 + 4,0  + 7,7  + 16,8  + 11,2  + 13,0  

dar. Saldo Neuerr. und Stillleg. 1.000 + 3,7  + 7,6  + 16,9  + 11,2  + 13,0  
Verarbeitendes Gewerbe 6,7

Betriebe Anzahl 973  919  860  824  806  
Beschäftigte insgesamt 1.000 107,2  105,2  100,6  97,5  96,0  
dar. Ernährung und Tabak 1.000 12,8  12,9  12,2  11,9  11,5  

Papier, Druck 1.000 14,9  14,5  13,4  13,0  13,1  
Elektrotechnik etc. 1.000 29,4  29,3  28,3  27,4  26,6  
Chemische Industrie 1.000 11,6  11,8  11,9  11,7  11,7  
Metallerz. u. -bearb. 1.000 9,0  8,5  8,4  7,8  7,7  
Maschinenbau 1.000 12,3  11,6  10,9  10,6  10,5  
Fahrzeugbau 1.000 9,0  9,0  8,9  8,9  8,7  

Umsatz insgesamt Mrd. Euro 28,41  28,66  29,14  28,87  29,66  
dar. Ernährung und Tabak Mrd. Euro 11,87  11,96  11,72  11,39  10,89  

Papier, Druck Mrd. Euro 3,30  3,62  3,58  3,57  3,63  
Elektrotechnik etc. Mrd. Euro 4,45  4,25  4,35  3,88  3,90  
Chemische Industrie Mrd. Euro 3,11  3,34  3,60  4,07  4,46  
Metallerz. u. -bearb. Mrd. Euro 1,20  1,10  1,17  1,15  1,49  
Maschinenbau Mrd. Euro 1,97  1,92  2,07  2,07  2,22  
Fahrzeugbau Mrd. Euro 1,38  1,40  1,63  1,69  1,82  

Bauwirtschaft 
Bauhauptgewerbe

Auftragseingang 8 Mrd. Euro 1,5  1,4  1,4  1,2  1,2  
Beschäftigte 1.000 25,1  22,4  20,7  19,2  18,2  

Ausbaugewerbe
Beschäftigte 8 1.000 14,5  12,1  10,6  9,7  9,6  
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Handwerk 9

Betriebe
zulassungspfl ichtige Handwerke 1.000 16,1 16,0  16,3  16,4  16,4  
zulassungsfreie Handwerke 1.000 2,1  2,0  3,8  5,6  6,4  
handwerksähnliche Gewerbe 1.000 8,9  9,5  10,6  11,0  10,6  

Beschäftigte
zulassungspfl ichtige Handwerke 1.000 139,2  127,4  124,6  123,5  122,6  
zulassungsfreie Handwerke 1.000 46,9  46,3  44,6  46,4  48,5  
handwerksähnliche Gewerbe 1.000 19,7  19,8  20,5  21,0  20,3  

Umsatz
zulassungspfl ichtige Handwerke Mrd. Euro 9,4  8,9  8,4  8,5  8,9  
zulassungsfreie Handwerke Mrd. Euro 1,2  1,1  1,1  1,1  1,2  
handwerksähnliche Gewerbe Mrd. Euro 0,9  0,9  0,8  0,9  0,9  

Einzelhandel
Beschäftigte 1.000 87             84 10            84 10            81 10            8110

Verkaufsfl äche - (FfH)11 Mio. m2 4,00  4,16          4,20 10         4,30 10        4,35 10

Umsatz Mrd. Euro 15,3  15,0          14,9 10         15,0 10        15,3 10

Tourismus
Gäste in Beherbergungsbetrieben Mio. 4,75  4,95  5,92  6,46  7,08  
Übernachtungen Mio. 11,01  11,33  13,26  14,62  15,91  
Bettenanzahl 1.000 66,8  69,1  79,6  84,3  87,8  
Bettenauslastung % 45,6  45,5  48,0  48,8  50,5  

Exporte insgesamt12 Mio. Euro 9.232,4  9.137,2  10.040,2  9.964,5  11.373,3  
 EU-Länder13 Mio. Euro 4.667,5  5.333,5  5.678,7  5.432,9  5.766,4  

dar. Frankreich Mio. Euro 828,9  1.037,9  887,6  863,6  811,5  
Italien Mio. Euro 697,4  682,8  684,4  611,8  662,0  
Österreich Mio. Euro 504,0  382,1  456,5  518,1  654,7  
Spanien Mio. Euro 642,9  507,9  631,5  463,6  604,4  

EFTA-Länder Mio. Euro 265,8  272,4  355,6  296,8  317,9  
dar. Schweiz Mio. Euro 224,0  231,3  261,4  251,1  261,6  

 Übriges Europa Mio. Euro 1.592,8  807,3  1.020,3  1.050,8  1.307,2  
dar. Russische Föderation Mio. Euro 321,6  375,1  465,5  482,2  627,3  

USA Mio. Euro 705,5  700,2  758,7  919,8  1.282,7  
Importe insgesamt14 Mio. Euro 6.177,6  6.695,7  6.474,7  7.060,6  7.720,4  
 EU-Länder Mio. Euro 2.778,6  3.943,0  4.149,6  4.536,1  4.980,6  

dar. Frankreich Mio. Euro 601,5  563,8  686,8  838,3  856,8  
Italien Mio. Euro 463,1  444,9  486,2  520,4  527,0  
Österreich Mio. Euro 165,8  274,4  214,6  219,9  237,9  
Spanien Mio. Euro 133,7  126,4  140,2  147,3  164,3  

EFTA-Länder Mio. Euro 257,3  263,7  301,6  273,9  280,4  
dar. Schweiz Mio. Euro 228,1  242,6  277,6  254,9  254,0  

 Übriges Europa Mio. Euro 1.207,3  471,0  266,3  260,5  534,5  
dar.Russische Föderation Mio. Euro 148,0  233,4  60,5  31,9  41,4  

USA Mio. Euro 1.037,7  1.205,2  714,0  947,8  1.065,0  

Kennziffern der Berliner Wirtschaft Einheit 2002 2003 2004 2005 2006

1   Zahl der Erwerbstätigen im Inland.
2   Zahl der Erwerbstätigen im Inland bezogen auf die Bevölkerung im Alter von 15 bis unter 65.
3   Zahl der Selbstständigen bezogen auf die Erwerbstätigen insgesamt.
4  Ohne Anmeld. wegen Übernahme eines Betriebes, Gesellschaftereintritt, Änderung der Rechtsform oder Zuzug aus einem anderen Meldebezirk. 
5   Ohne Abmeld. bei Verkauf, Verpachtung, Gesellschafteraustritt,  Änderung der Rechtsform oder Wegzug in einen anderen Meldebezirk. 
6   Betriebe von Unternehmen mit im Allg. 50 und mehr Beschäftigten (einschl. produzierendes Handwerk); Abgrenzung nach fachl. Betriebsteilen.
7   Ab 2003 sind die Daten auf Grund umfangreicher Umstellungen und Neuberechnungen mit früheren Angaben nur beschränkt vergleichbar. 
8   Betriebe von Unternehmen mit 20 und mehr Beschäftigten. 
9   Mit der Novellierung der Handwerksordnung zum 1. Januar 2004 ist das Gesamthandwerk in drei Bereiche aufgegliedert worden.
10 Schätzung.
11 FfH - Institut für Markt- und Wirtschaftsforschung
12 Spezialhandel
13 Ab 2004 einschl. der am 01.05.2004 hinzugekommenen EU-Beitrittsländer.
14 Generalhandel.

Quellen: Arbeitskreis „Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen der Länder“, Amt für Statistik Berlin-Brandenburg, Handwerkskammer Berlin

II. Wirtschafts- und Arbeitsmarktentwicklung in Berlin



24

Im Verarbeitenden Gewerbe belegt Berlin eine heraus-
ragende Position. Der Anteil des Personals im FuE-Be-
reich an der Gesamtbeschäftigtenzahl beträgt hier 8,5 %. 
Berlin liegt mit diesem Ergebnis im Ländervergleich 
auf dem ersten Platz – noch weit vor Hamburg (5,9 %), 
Hessen (5,8 %), Bayern (5,7 %) und Baden-Württemberg 
(5,6 %).

Ein ähnlich gutes Ergebnis zeigt das Berliner Verarbei-
tende Gewerbe bei den internen FuE-Aufwendungen. 
Hier belegt die Hauptstadt im Länderranking mit einem 
Anteil der FuE-Aufwendungen am Umsatz von 4,1 % 
nach Hessen (4,3 %) den zweiten Platz, noch vor Baden-
Württemberg (3,7 %), Bayern (3,2 %) und Niedersachsen 
(2,7 %). 

 Quelle: Stifterverband Wissenschaftsstatistik, zitiert nach: Investitions-
bank Berlin (2007): Berlin aktuell – Forschung und Entwicklung.

In der Gesamtjahresbetrachtung 2006 stiegen die Indus-
trieumsätze in Berlin wertmäßig um + 2,8 % (Deutschland: 
+ 9,4 %). Ausschlaggebend für das positive Jahresergebnis 
war die günstige Entwicklung der Umsätze im Ausland. Die 
inländischen Umsätze wuchsen hingegen mit vergleichs-
weise niedriger Rate (Ausland: + 7,1 %; Inland: + 1,0 %; 
Deutschland: Ausland: + 13,6 %, Inland: + 6,4 %).

In der Branchenbetrachtung sanken die Umsätze nur im 
Bereich Ernährungsgewerbe und Tabakverarbeitung, der 
allerdings in Berlin immer noch einen strukturbestimmend 
hohen Anteil innehat.

Die weiteren bedeutenden Branchen konnten das Vorjahres-
ergebnis überbieten. So legten die Chemische Industrie um 
9,5 %, der Maschinenbau um 7,3 % und das Verlags- und 
Druckgewerbe um 1,8 % zu. Die Umsätze in der Elektroin-
dustrie stiegen mit 0,6 % nur sehr gering.

Der Rückgang der Zahl der Beschäftigten in der Berliner 
Industrie setzte sich weiter fort, verlangsamte sich aber alles 
in allem im Vorjahresvergleich stetig. Im Jahresdurchschnitt 
2006 sank der industrielle Personalbestand um 1.400 oder 
- 1,5 % auf 96.000 (Deutschland: – 0,5 %). Die größten 
Arbeitsplatzverluste erlitt die Elektrotechnik (– 860), ge-
folgt vom Bereich Ernähungsgewerbe / Tabakverarbeitung 
(– 360).

Während im vergangenen Jahr noch Rückgänge von rd. 10% 
zu verzeichnen waren, stabilisierte sich 2006 die Umsatzent-
wicklung im der Berliner Elektroindustrie und stieg leicht 
um 0,6 % auf 3,9 Mrd. €. Dabei verliefen Inlands- und Aus-
landsgeschäft sehr unterschiedlich: Die Inlandsumsätze, die 
etwas mehr als die Hälfte der Gesamtumsätze in der Elek-
trotechnik ausmachen, stiegen um 4,7 %, die Auslandsge-
schäfte hingegen gingen um 3,6 % zurück. 

Ausschlaggebend für die stabile Umsatzentwicklung in der 
Elektroindustrie war die Sparte Medizin-, Mess-, Steuer- 
und Regelungstechnik, die Umsatzsteigerungen von 8,3 % 

aufweisen konnte, bremsend wirkten die Rückgänge in der 
Rundfunk und Nachrichtentechnik (– 8,5 %).

In Bezug auf die Beschäftigungsentwicklung in der Elektro-
industrie zeichnete sich im vergangenen Jahr keine Trend-
wende ab. Der Arbeitskräftebestand sank um 3,1 % bzw. 
860 Personen. Damit waren in der Berliner Elektroindustrie 
in 2006 rund 26.600 Arbeitskräfte beschäftigt. Den stärksten 
Arbeitsplatzabbau verzeichnete die Sparte Rundfunk, Fern-
sehen und Nachrichtentechnik (– 1200). Zuwächse gab es im 
Bereich Medizin-, Mess-, Steuer- und Regelungstechnik.

Wie im Vorjahr konnten im Ernährungsgewerbe und der 
Tabakverarbeitung auch im vergangenen Jahr keine Um-
satzsteigerungen verzeichnet werden. Die Umsätze sanken 
hier um 4,5 % auf 10,9 Mrd. €. Ausschlaggebend für die 
Rückgänge war das schleppende Inlandsgeschäft, dass 
mehr als 90 % der Umsätze bestimmt, diese sanken hier um 
4,9 %. Die leichten Zuwächse von 1,1 % beim Auslandsum-
satz konnten diesen Bremseffekt aufgrund der geringen Be-
deutung für die Gesamtkennziffer nicht kompensieren.

Auch der Rückgang der Beschäftigung konnte – sowohl im 
Bereich Ernährungsgewerbe, als auch in der Tabakverarbei-
tung – nicht gestoppt werden. Im Ernährungsgewerbe sank 
die Beschäftigtenzahl um 2,3 % (– 230) auf 9.800 und in der 
Tabakverarbeitung um 6,8 % (– 130) auf 1.700. Insgesamt 
waren damit in der Branche im vergangenen Jahr 11.500 
Personen beschäftigt.

Während die Umsätze in den beiden umsatzstärksten Bran-
chen Elektroindustrie und Tabakverarbeitung in 2006 
sanken, konnte im gleichen Zeitraum das Papier-, Verlags- 
und Druckgewerbe Zuwächse erreichen. Die Umsätze stie-
gen um 1,8 % auf 3,63 Mrd. €. Bei dieser Branche handelt es 
sich um einen Inlandsmarkt, die Auslandsgeschäfte machen 
lediglich einen Anteil von knapp 3 % aus. 

Nicht nur die Umsätze sondern auch die Beschäftigung ent-
wickelte sich im Jahr 2006 – wenn auch nur schwach – positiv. 
Der Personalbestand in der Branche stieg um 0,7 % auf 13.050. 
Während die Zahl der Beschäftigten im Papiergewerbe um 85 
sank, stieg sie im Verlags- und Druckgewerbe um 170.

Auch im Maschinenbau nahmen im vergangenen Jahr die 
Umsätze zu. Sie stiegen um 7,3 % auf 2,22 Mrd. €. Aus-
schlaggebend für diese positive Entwicklung waren die 
Auslandsumsätze, die für nahezu zwei Drittel der Gesam-
tumsätze verantwortlich sind. Hier konnten Zuwächse um 
+ 9,6 % verzeichnet werden. Aber auch im Inland stiegen 
die Umsätze, und zwar um + 4,4 %.

Diese positive Entwicklung spiegelte sich jedoch nicht in der 
Beschäftigtenstatistik wieder. Zwar konnte der noch im ver-
gangenen Jahr mit – 2,7 % starke Rückgang gebremst und 
auf eine Rate von – 0,7% reduziert werden – eine Wende 
zum Positiven fand jedoch noch nicht statt.
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Struktur der Industriebeschäftigten
1

in Berlin im Jahr 2006

Quelle: Amt für Statistik Berlin-Brandenburg

1
Betriebe von Unternehmen mit im Allgemeinen 20 und mehr Beschäftigten.

Anteil an der Industriebeschäftigung insgesamt 
1

in %

Ernährung u. Tabak

12,0 %

Übrige

6,5 %

Papier, Verlags- u. 

Druckgewerbe

13,6 %

Maschinenbau

10,9 %

Chemische Industrie

12,2 %

Fahrzeugbau

9,1 %

Büromaschinen, DV, 

Elektrotechnik u.a.

27,6 %

Metallerzeugung u.

-bearbeitung

8,0 %

Eine solche konnte im vergangenen Jahr jedoch in der Che-
mischen Industrie beobachtet werden, in der sowohl Um-
sätze als auch Beschäftigtenzahlen stiegen. Bei den Umsät-
zen waren Zuwächse von 9,5 % zu verzeichnen, wodurch 
die Gesamtumsätze in der Branche auf 4,46 Mrd. € anstie-
gen. Sowohl die Auslandsumsätze, die nahezu zwei Drittel 
der Gesamtumsätze ausmachen, als auch die Inlandsumsätze 
stiegen an (Ausland + 8,6 %; Inland 11,7 %). Die Zahl der 
Beschäftigten stieg leicht um 0,4 % auf 11.700 an.

Der Fahrzeugbau konnte 2006 Umsatzzuwächse verzeich-
nen. Die Umsätze stiegen um 7,7 % auf 1,82 Mrd. €. Maß-
geblich verantwortlich hierfür war der starke Anstieg der 
Auslandsumsätze um 11,2 %. Die Beschäftigtenzahlen hin-
gegen gingen leicht zurück (– 1,3 %). Nach 8.880 waren 
2006 somit nur noch 8.730 Personen in der Branche be-
schäftigt.

Bauwirtschaft

Im Jahr 2006 erbrachte das Berliner Bauhauptgewerbe einen 
baugewerblichen Umsatz von 2,12 Mrd. € und damit 5,2 % 
weniger als im Vorjahr. Auf den Hochbau entfi elen 61,2 % 
der erwirtschafteten Umsätze, im Tiefbau wurden 38,8 % 
der Umsätze erzielt. Die Höhe der Auftragseingänge be-

wegte sich mit 1,24 Mrd. € über dem Niveau des Vorjahres 
(+ 6,2 %). Im Bauhauptgewerbe waren im Jahr 2006 im 
Durchschnitt 18.156 Personen beschäftigt (– 5,3 %).

Im Berliner Ausbaugewerbe wurde im Jahr 2006 ein bau-
gewerblicher Umsatz von 964,2 Mio. € erbracht (+ 7,9 % 
gegenüber dem Vorjahr). In den Betrieben des Berliner Aus-
baugewerbes waren 9.573 Beschäftigte (0,9 % weniger als 
ein Jahr zuvor) tätig.

Handwerk

Das Berliner Handwerk verzeichnete im vergangenen Jahr 
erneut steigende Unternehmenszahlen, jedoch nicht in dem 
Maße wie 2005. Zum 31.12.2006 waren 33.392 Unterneh-
men in der Handwerksrolle bzw. den Handwerksverzeich-
nissen eingetragen, dies sind 1,2 % (2005: 7,6 %) mehr als 
in 2005. Wie in den Vorjahren fand der Betriebszuwachs von 
16 % fast ausschließlich in den 53 Gewerken statt, für die seit 
der Novellierung der Handwerksordnung zum 01.01.2004 
keine Zugangsvoraussetzungen mehr bestehen (Anlage B 1 
der Handwerksordnung). Besonders deutlich stiegen die Be-
triebszahlen erneut im Fliesen-, Platten- und Mosaikleger-
handwerk (+ 315), den Parkettlegern (+ 77) und bei den Ge-
bäudereinigern (+ 217); ebenso hohe Zuwachsraten zeigen 

II. Wirtschafts- und Arbeitsmarktentwicklung in Berlin



26

sich bei den Raumaustattern (+ 153) und den Fotografen 
(+ 36 / 26,5 %). Dagegen sanken die Zahlen in den weiterhin 
zulassungspfl ichtigen Handwerken (Anlage A) geringfügig 
um 0,2 %. In den handwerksähnlichen Gewerken (Anlage B 
2) nahm die Zahl der Betriebe ebenfalls ab (– 4,3 %).

In allen Gewerken nahm 2006 die Zahl der Existenzgrün-
dungen ab (Anlage A: – 18,9 %, Anlage B1: – 41,5 %, 
Anlage B2: – 56 %); wogegen 2005 in den zulassungsfreien 
Handwerken noch Zuwachs (+ 21 %) erfolgte.

Ebenso wie im Vorjahr hatte die Entwicklung der Unter-
nehmenszahlen auf die Beschäftigten nur geringe Auswir-
kungen – hier ist zwar ein leichter Anstieg (+ 0,2 %) zu 
verzeichnen. Demnach hatte das Berliner Handwerk Ende 
2006 191.420 Erwerbstätige. Mit der Zunahme der Betriebe 
einher ging ihre weitere Verkleinerung. Waren in den Hand-
werksunternehmen 2005 noch durchschnittlich 5,8 Personen 
tätig, so waren es 2006 5,7 (2000: 8 Beschäftigte). In den zu-
lassungsfreien Handwerken der Anlage B 1 und B 2 hatten 
89% (B 1) bzw. 98,2 % der Betriebe (B 2) weniger als 10 
Beschäftigte.

Die Zahl der Auszubildenden lag zum 31.12.2006 bei 15.274 
(– 2,8 %; 10.648 männliche (– 2,1 %) und 4.626 weibliche 
(– 4,3 %) Lehrlinge. Damit setzte sich der seit Jahren zu beob-
achtende Rückgang der Ausbildungszahlen auch in 2006 fort.

Der Anteil der Auszubildenden ausländischer Nationalität 
ging in 2006 mit 4,7 % erneut etwas zurück (2005: 5,2 %). 
Der Anteil der weiblichen Lehrlinge an den ausländischen 
Auszubildenden stieg weiter kontinuierlich und lag Ende 
2006 bei 35,8 % (zum Vergleich: 2000 = 13,7 %). 

Kompetenzzentrum für Handwerkerinnen im Berliner Handwerk
Das seit 2001 existierende Projekt „Kompetenzzentrum für Handwerkerinnen im Berliner Handwerk“ vernetzt von 
Frauen geführte Handwerksbetriebe und im Handwerk tätige Frauen mit Ingenieurbüros, Berliner Bildungs- und Be-
ratungseinrichtungen sowie handwerklichen Kompetenzträgern mit dem Ziel, Erfahrung, betriebliches Know-how und 
betriebsspezifi sche Beratungsangebote zur Verfügung zu stellen.

Das Kompetenzzentrum bietet gezielte Beratungs- und Coachingangebote für angestellte Handwerkerinnen zur beruf-
lichen Weiterqualifi zierung oder Gründung eines Betriebes sowie für selbstständige Handwerkerinnen bei anstehenden 
Personalentwicklungs- und Umstrukturierungsprozessen an. Es informiert über aktuelle Branchentrends und Förder-
programme und unterstützt die Entwicklung neuer und ganzheitlicher Dienstleistungsangebote. Alle Beratungs- und 
Qualifi zierungsangebote werden an den individuellen Bedürfnissen der Handwerkerinnen ausgerichtet. Zur Vernetzung 
und Stärkung der Positionen von Frauen im Handwerk fi ndet in regelmäßigem Turnus der „Handwerkerinnen-Treff“ als 
Erfahrungs- und Informationsaustausch zu aktuellen, handwerksbezogenen Themen statt; kontinuierlich erscheint ein 
„Infobrief“.

Im Rahmen der Landesinitiative „Chancengleichheit für Frauen in der Berliner Wirtschaft“ hat das Kompetenzzentrum 
mit Vertretern und Vertreterinnen aus Berliner Handwerksbetrieben und der Handwerkskammer die Veranstaltung „Brü-
cken schlagen – Partizipation von Frauen im Berliner Handwerk“ durchgeführt. Im Focus der Veranstaltung stand die 
Diskussion zur aktuellen und zukünftigen Beschäftigungssituation von Frauen im handwerklich-technischen Bereich 
sowie die Frage, mit welchen Unterstützungsleistungen die Umsetzung der Chancengleichheit in Berliner Handwerksbe-
trieben weiter befördert werden kann. www.frauenkompetenzzentrum.de 

Energiewirtschaft

Mit dem Inkrafttreten des neuen Energiewirtschaftsgesetzes 
im Jahr 2005 ist der Rechtsrahmen für die Aktivitäten der 
Energiewirtschaft auf eine völlig veränderte Grundlage ge-
stellt worden.

Vorgaben zur Regulierung und Entfl echtung der Energie-
versorgungsnetze sind zentrale Elemente des Gesetzes. Um 
wirksamen Wettbewerb auf dem Strom- und Gasmarkt zu 
ermöglichen, werden für die Netzbetreiber neue Pfl ichten 
im Hinblick auf die Entfl echtung und Entgeltbildung sowie 
weitgehende Berichts- und Informationspfl ichten begrün-
det. Zugleich sollen Anforderungen für eine unverändert 
hohe Versorgungssicherheit vorgegeben werden. Hier wird 
im Rahmen der Netzentgeltregulierung und der Installierung 
eines Anreizregulierungssystems darauf zu achten sein, dass 
der Versorgungssicherheit ausreichend Genüge getragen 
wird.

Die gesetzlichen Vorgaben zur Sicherstellung der Unabhän-
gigkeit der Netzbetreiber von den anderen Tätigkeitsberei-
chen der Energieversorgung sind von Berliner Unternehmen 
durch die Ausgründung von Netzgesellschaften vollzogen 
worden. Es wird jedoch gegenwärtig u. a. auf europäischer 
Ebene diskutiert, ob nicht eine weitergehende Entfl echtung 
der Energiekonzerne durch eine eigentumsrechtliche Ent-
fl echtung bzw. die Schaffung eines unabhängigen System-
betreibers vorgeschrieben werden soll.

Die Erwartung, dass die Netznutzungsentgelte und damit 
auch die Energiepreise durch die Regulierung gesenkt 
werden, hat sich nur im begrenzten Umfang erfüllt. Die 
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Frauenanteil an den 10 häufigsten von Männern dominierten Wirtschaftsgruppen 

in Berlin

Rang Wirtschaftsgruppen
1 Anzahl der Männer

2

2006 2006 2002

Frauenanteil in %

1   Sonstiger Landverkehr 24.186 15,3 16,0

2   Bauinstallation 16.944 13,4 13,6

3   Hoch- und Tiefbau 16.506 14,6 13,5

4   Personal- und Stellenvermittlung 14.250 38,4 34,8

5   Softwarehäuser 10.551 28,7 30,4

6   Herst. v. Elektromotoren, Generatoren u.a. 8.767 18,9 19,7

7   Detekteien und Schutzdienste 7.852 22,2 21,1

8   Sonstiges Ausbaugewerbe 7.464 15,8 14,2

9   Instandhaltung u. Reparatur von Kraftwagen 7.040 16,4 16,5

10   Abwasser-, Abfallbeseitigung u.a. 6.420 12,7 13,1

1
Mit einem Männeranteil von 60 % und mehr. 

2
Sozialversicherungspflichtig Beschäftigte jeweils zum Stand 30.6..

Quelle: Amt für Statistik Berlin-Brandenburg

Männeranteil an den 10 häufigsten von Frauen dominierten Wirtschaftsgruppen 

in Berlin

Rang Wirtschaftsgruppen
1

Anzahl der Frauen
2

2006 2006 2002

Männeranteil in %

1   Gesundheitswesen 65.643 19,8 20,5

2   Sozialwesen 44.853 24,9 26,6

3   Öffentliche Verwaltung 34.253 35,0 36,0

4   Rechts-, Steuer-, Unternehmensberatung 27.236 36,6 38,0

5   Sozialversicherung und Arbeitsförderung 21.412 23,7 23,8

6   Einzelhandel mit Waren versch. Art (i. V.) 19.282 24,2 24,9

7   Sonst. Interessenvertretungen u.a. 15.611 35,4 36,2

8   Kindergärten, Vor- und Grundschulen 13.336 9,3 7,7

9   Zentralbanken und Kreditinstitute 11.859 37,2 37,3

10   Erbringung von sonstigen Dienstleistungen 10.528 23,0 24,8

1
Mit einem Frauenanteil von 60 % und mehr. 

2
Sozialversicherungspflichtig Beschäftigte jeweils zum Stand 30.6..

Quelle: Amt für Statistik Berlin-Brandenburg

Netznutzungsentgelte machen etwa ein Drittel der Ener-
giepreise aus. Diese werden in hohem Maße auch von den 
Erzeugungskosten beeinfl usst, durch deren Anstieg zum 
großen Teil die Netzentgeltsenkungen kompensiert wurden.

In Berlin sind die Strompreise allerdings aufgrund der Netz-
entgeltabsenkungen im September 2006 für Privatkunden 
mit Sonderverträgen um ca. 5,8 %, die für Gewerbekunden 
um etwa 7 % gesenkt worden. Die Gaspreise für Privat-
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kunden blieben im Jahr 2006 konstant. Zum 1. Januar 2007 
wurde die Erhöhung der Mehrwertsteuer in vollem Umfang 
sowohl an die Gas- als auch an die Stromkunden weiterge-
geben.

Nach wie vor werden die Energiepreise auch durch die Oli-
gopolstruktur des Energiemarkts bestimmt. Um den Wett-
bewerb im Erzeugungsbereich voranzubringen, wird über 
die Schaffung neuer rechtlicher Regeln diskutiert, die die 
vorhandenen großen Kraftwerksbetreiber notfalls dazu ver-
pfl ichten, Kraftwerkskapazitäten zu veräußern. 

Die Gewährleistung des Netzanschlusses und der Netznut-
zung der neu zu errichtenden Kraftwerke sowie die Siche-
rung des Stromtransports durch die Übertragungsnetze spie-
len eine wichtige Rolle bei der Stärkung des Wettbewerbs. 
Über eine im Entwurf befi ndliche Kraftwerksnetzanschluss-
verordnung sollen Erzeugungskapazitäten von Neueinstei-
gern auf dem Strommarkt befördert werden und so mög-
lichst schnell durch steigende Kapazitäten zu Wettbewerb 
und sinkenden Strompreisen beitragen. Ebenso sollen durch 
die Schaffung von höherer Transparenz der Preisbildung bei 
der Strombörse EEX die Preise zugunsten der Verbrauche-
rinnen und Verbraucher beeinfl usst werden.

Daneben erscheint es Ziel führend, in Zusammenarbeit mit 
den europäischen Nachbarstaaten und der EU-Kommission 
die Bedingungen für den grenzüberschreitenden Stromhan-
del zu verbessern, um einen europäischen Binnenmarkt für 
Strom zu schaffen. Der Ausbau der Grenzkuppelstellen soll 
einen diskriminierungsfreien Zugang zu den europäischen 
Netzen sicherstellen.

Dienstleistungen und Freie Berufe

Der seit 2002 auch in der Dienstleistungsbranche zu ver-
zeichnende Beschäftigtenrückgang wurde erstmals gestoppt 
und in einen positiven Trend verwandelt. Zum Stichtag 
30.06.2006 waren 846.473 (+ 13.442 gegenüber Vorjahr, 
+ 1,6 %) sozialversicherungspfl ichtige Arbeitnehmerinnen 
und Arbeitnehmer im Land Berlin im Dienstleistungssektor 
tätig. Das entspricht 82,6 % aller in Berlin sozialversiche-
rungspfl ichtig Beschäftigten. 

Den größten Zuwachs im Vergleich zum Vorjahreszeitraum 
mit einem Plus von 10.419 Arbeitsplätzen (+ 7,8 %) ver-
zeichneten die unternehmensnahen Dienstleistungen. Insbe-
sondere die zu dieser Wirtschaftsgruppe zählende Tätigkeit 
der Personal- und Stellenvermittlung bzw. die Überlassung 
von Arbeitskräften trug entscheidend zu diesem positiven 
Gesamtergebnis bei (+ 39,4 %). Der wie schon im Vorjahr 
wiederum deutliche Anstieg in diesem Wirtschaftssegment 
lässt darauf schließen, dass viele Unternehmen nach wie vor 
auf Zeitarbeitskräfte zurückgreifen, um ihren Personalbe-
darf zu decken.

Eine positive Tendenz weisen auch die Sozialdienstleistun-
gen mit einem Plus von 2.026 Arbeitsplätzen auf (+ 3,5 %), 
wogegen es im Gesundheitswesen zu weiteren Arbeitsplatz-
verlusten kam (– 1.108). Weiter zurück – wenn auch ver-
langsamt – ging die Beschäftigtenzahl im Kredit- und Versi-
cherungsgewerbe. In diesem Bereich fi el der Rückgang mit 
– 3,7 % am kräftigsten aus.

Im Dienstleistungssektor dominierten die weiblichen Be-
schäftigten. Rund 57 % der Arbeitsplätze waren mit Frauen 
besetzt, wobei sich im Vergleich zum Vorjahreszeitraum 
keine wesentliche Änderung ergeben hat. Auch bei den un-
ternehmensnahen Dienstleistungen blieb der Frauenanteil 
mit 50,4 % nahezu gleich.

Die Freien Berufe verzeichneten wie in den Vorjahren eine 
weiterhin positive Entwicklung. Insbesondere die rechts-, 
wirtschafts- und steuerberatenden Berufe konnten mit einem 
Wachstum von 3 % überproportional zulegen. Insgesamt 
betrug die Wachstumsrate bei den Freien Berufen 2,3 %. 
Dies ist zwar ein geringfügig größerer Zuwachs als im Vor-
jahr (+ 2,1 %), reicht an die Wachstumsrate von 3,1 % des 
Berichtsjahres 2004 aber nicht heran.

35 % der Freiberufl er sind Frauen. Lediglich bei den Zahn-
ärztinnen, Tierärztinnen und Apothekerinnen liegt dieser 
Anteil mit über 50 % höher.

Seit 2004 gibt es gemeinsame Qualitätstage der Länder 
Berlin und Brandenburg und den zweijährlich zu ver-
gebenen Qualitätspreis Berlin-Brandenburg. Organi-
siert werden die Qualitätstage von der Qualitätsinitiative 
Berlin-Brandenburg – einer Kooperation wirtschaftsnaher 
Qualitätspartner sowie Hochschulen und Universitäten 
beider Länder unter der gemeinsamen Schirmherrschaft 
der für Wirtschaft bzw. Arbeit zuständigen Länderres-
sorts. Zentrale Punkte in der Zusammenarbeit der Qua-
litätsinitiative bilden die Vertiefung der Netzwerkstruktur 
im Bereich Qualitätsmanagement, eine abgestimmte In-
formations- und Öffentlichkeitsarbeit zu Weiterbildungs- 
und Beratungsangeboten bzw. Fördermöglichkeiten. Vor 
allem kleine und mittlere Unternehmen sollen motiviert 
werden, als Basis für langfristigen Unternehmenserfolg 
umfassende Qualitätsmanagement-Systeme aufzubauen. 

Die Preisträger des Jahres 2006:

• GRG Großberliner Reinigungsgesellschaft mbH, 
Berlin

• Reha Vita GmbH, Klinik für Gesundheit und Sport, 
Cottbus

• micro resist technology GmbH, Berlin
• CONCERT GmbH, Pritzwalk
• Knorr-Bremse Berlin, Zweigniederlassung der Knorr-

Bremse Systeme für Schienenfahrzeuge GmbH, 
Berlin
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Finanzdienstleistungen

Ende 2006 hatten 20 Kreditinstitute ihren Hauptsitz in 
Berlin, die ebenso wie etliche weitere Kreditinstitute mit 
Sitz außerhalb Berlins insgesamt eine Vielzahl von Zweig-
stellen in Berlin unterhalten. Die Zahl der in Berlin tätigen 
Repräsentanzen ausländischer Banken hat sich 2006 auf 
sieben erhöht (2005: sechs).

Als einer der größten Arbeitgeber in Berlin mit rund 8.000 
Beschäftigten fi rmiert die ehemalige Bankgesellschaft 
Berlin AG seit August 2006 unter dem Namen Landesbank 
Berlin Holding AG. Das bisherige Bankgeschäft der Kon-
zernmutter Bankgesellschaft ist aus der Holding ausgeglie-
dert und auf ihre 100 %ige Tochter, die Landesbank Berlin 
AG, übertragen worden. Mitte Juni 2007 hat der Berliner 
Senat beschlossen, die Anteile des Landes Berlin an der 
Landesbank Berlin Holding AG an die durch den Deutschen 
Sparkassen- und Giroverband Körperschaft des öffent-
lichen Rechts vertretene Erwerbsgesellschaft der deutschen 
Sparkassen zu verkaufen. Mit dem Verkauf seiner Anteile 
entspricht das Land den Aufl agen der EU-Kommission bei 
der Genehmigung der Beihilfen des Landes Berlin für die 
ehemalige Bankgesellschaft. Bereits im Juni 2006 ist die 
vormals als Abteilung der Landesbank Berlin AG geführ-
te Berliner Bank ebenfalls aus beihilferechtlichen Gründen 
veräußert worden.

In Berlin sind 21 Versicherungsunternehmen ansässig. 
2005 erzielten sie 2,25 Mrd. € an Bruttobeiträgen (Vor-
jahr: 22/1,80 Mrd. €). Die Zahl der Erwerbstätigen im 
Kredit- und Versicherungsgewerbe lag im Jahre 2006 bei 
rd. 39.960.

Im Jahr 2006 betrug der Gesamtumsatz der Börse Berlin-
Bremen 55,5 Mrd. € (2005: 64,1 Mrd. €). Der Umsatz fest-
verzinslicher Wertpapiere reduzierte sich von 42,5 Mrd. € 
in 2005 auf 25,7 Mrd. € in 2006 (– 39,5 %). Der Aktienum-
satz stieg auf 29,7 Mrd. € in 2006 gegenüber 21,6 Mrd. € in 
2005 (+ 37,9 %). Zum Stichtag 31.12.2006 betrug die Zahl 
der Handelsteilnehmer 104 (80 Kreditinstitute und 24 Mak-
lerfi rmen). Der Berliner Börsenplatz bietet im Freiverkehr 
mit insgesamt 20.597 Titeln zugleich das größte Angebot 
an internationalen Aktien in Deutschland und ist somit der 
bedeutendste Spezialmarkt für ausländische Werte (13.916 
Titel) unter den deutschen Börsen. Schwerpunkte sind 
dabei weiterhin US-amerikanische Aktien mit 5.224 Titeln 
sowie Aktien aus Asien (insbesondere China 1.250 Titel) 
und Australien (1.390 Titel), aber auch 208 Titel aus elf ost-
europäischen Ländern.

Der börsliche Fondshandel erfuhr in den letzten Jahren 
immer mehr an Akzeptanz, wobei die Anzahl der gehan-
delten Produkte auf 3.000 und der Umsatz auf 1,8 Mrd. € 
(1,1 Mrd. € in 2005) gesteigert werden konnte.

Seit Juni 2007 präsentiert sich die Hauptstadtbörse mit 
neuem Namen und Design. Die Dachmarke „Börse Berlin“ 

Hanns Peter Nerger, Geschäftsführer 
der Berlin Tourismus Marketing GmbH
1. Berlin hat im Jahr 2006 erneut touristische Bestlei-
stungen erzielt, sicherlich auch wegen des Highlights 
Fußball-WM. Zeigt die Wachstumskurve weiter nach 
oben, oder wurde nun ein Besuchermaximum erreicht?

Die in 2006 stattgefundene FIFA Fußball-WM 2006™ 
hat zweifellos dem Gastgeberland und in besonderem 
Maße den Austragungsorten einen deutlichen Imagege-
winn weltweit gebracht. Man kann somit von einer In-
vestition für die Zukunft sprechen. Die Ergebnisse der 
Monate Januar und Februar 2007 mit 12,3 % Steigerung 
bei den Übernachtungen zeigen, dass Berlin weiterhin 
auf Wachstumskurs liegt. Nächstes Ziel ist das Errei-
chen der 20-Millionen-Übernachtungsgrenze in den ge-
werblichen Betrieben im Jahre 2010.

2. Im Februar wurde Berlin erstmals für seine heraus-
ragenden Leistungen als führende Tagungs- und Kon-
gressdestination mit dem Conga Award ausgezeich-
net. Was bedeutet diese Auszeichnung für den Standort 
Berlin?

Die deutsche Hauptstadt spielt im internationalen Ta-
gungs- und Kongressgeschäft eine zunehmend be-
deutende Rolle. Gründe hierfür sind vor allen Dingen 
die exzellente Infrastruktur der Tagungseinrichtungen 
sowie der Hotellerie. Die grundsätzliche Attraktivität 
der Destination mit ihrem unglaublich breiten Spektrum 
an Angeboten hat mit der Verleihung des Conga Awards 
eine Würdigung erfahren, die noch einmal weltweit die 
Aufmerksamkeit auf die deutsche Hauptstadt lenkt.

3. Gender-Mainstreaming spielt auch im Tourismusge-
schäft eine Rolle – sprechen Sie Frauen anders an als 
Männer?

140 Millionen Touristen pro Jahr können nicht irren. 
Berlin ist ein begehrtes Reiseziel für alle Zielgruppen. 
Die besonderen Angebote für Frauen, wie zum Beispiel 
entsprechende Beherbergungsbetriebe, sind integraler 
Bestandteil aller Werbemaßnahmen der Berlin Touris-
mus Marketing GmbH. Wir erreichen somit diesen Per-
sonenkreis ohne eine direkte und vielleicht auch nicht 
wünschenswerte selektierende Ansprache. 

vereint künftig sowohl die Aktiengesellschaft als auch die 
öffentlich-rechtliche Börse.

Tourismus, Messen, Kongresse

Im Jahr 2006 hat sich der Tourismus auf hohem Niveau wei-
terentwickelt und erneut Rekordergebnisse erzielt. In den 
Berliner Beherbergungsbetrieben wurden von Januar bis 
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Dezember 2006 insgesamt 7,08 Mio. Gäste und 15,91 Mio. 
Übernachtungen registriert. Die Zahl der Gäste nahm gegen-
über dem Jahr 2005 um 9,5 % zu, die Zahl der Übernach-
tungen um 8,8 %.

Berlin ist die wichtigste touristische Destination in Deutsch-
land vor Hamburg und München. Im Vergleich der europä-
ischen Metropolen steht Berlin nach London und Paris auf 
dem dritten Platz vor Rom. 

Der Anteil der ausländischen Gäste ist weiter auf nunmehr 
32,8 % gestiegen (zum Vergleich: im Jahr 2001 betrug der 
Anteil 23,6 %). Die meisten Besucherinnen und Besucher 
kamen aus Großbritannien, gefolgt von den USA, Nieder-
landen und Italien. Dabei ist bezogen auf Italien ein Zu-
wachs von 20,4 % zu verzeichnen.

Zusätzlich zu den Hotelgästen wird Berlin jährlich von ca. 
7,3 Mio. Privatgästen sowie etwa 105 Mio. Tagesausfl üg-
lern und 9 Mio. Tagesgeschäftsreisenden besucht. 

Der Tourismus zählt damit weiterhin zu den prosperierenden 
Wirtschaftszweigen der Hauptstadt bei einem Bruttoumsatz 
von ca. 6 Mrd. €. Etwa 170.000 Berlinerinnen und Berliner 
beziehen ihr Einkommen aus dem Bereich Tourismus und 
Gastronomie.  

Ende 2006 standen der Berliner Hotellerie 87.816 Hotel-
betten in 581 Beherbergungsbetrieben zur Verfügung. Damit 
stieg die Zahl der Betten gegenüber 2005 um 4,1 %. 

Die stetige Zunahme der Bettenkapazitäten bei einer durch-
schnittlichen Aufenthaltsdauer von 2,2 Tagen (2005: 2,3 
Tage) führt zu erheblichem Wettbewerbsdruck und zu Über-
nachtungspreisen, die im Mittel weiterhin deutlich unter 
denen vergleichbarer Metropolen liegen. Die Bettenaus-
lastung konnte weiter auf 50,5 % (im Jahr 2005: 48,8 %) 
erhöht werden.

Einen wichtigen Beitrag zur positiven Entwicklung des Tou-
rismus leistete die Fußballweltmeisterschaft – vor allem 
durch den nachhaltigen Imagegewinn im In- und Ausland. 

Der Umsatz des Berliner Gastgewerbes stieg nach Rückgän-
gen in den Vorjahren insgesamt um 3,0 % gegenüber 2005, 
wobei allerdings im Gaststättenbereich ein weiterer Rückgang 
um 6,8 % zu verzeichnen war. Bei den Beschäftigtenzahlen 
war im Jahresdurchschnitt 2006 im Vergleich zum Vorjahr 
im Gastgewerbe insgesamt ein Rückgang um 4,9 % zu ver-
zeichnen, dabei im Beherbergungsgewerbe eine Zunahme um 
6,2% und in der Gastronomie ein Rückgang um 10,4%.

Berlin steht auch als Messe- und Kongressstandort an der 
Spitze im Bundesgebiet. Die Anzahl der registrierten Veran-
staltungen stieg von 89.200 (2005) auf 95.500 im Jahr 2006. 
Die Zahl der Teilnehmerinnen und Teilnehmer erhöhte sich 
von 6,9 Mio. auf 7,6 Mio. im Jahr 2006.

Der Kongressmarkt generierte 4,03 Mio. Übernachtungen 
(+ 5 %) und das Umsatzvolumen betrug 1,32 Mrd. € (2005: 
1,22 Mrd. €).

Zielstellung für 2007 ist die weitere Erhöhung der Gästezah-
len und damit die Förderung des Gastgewerbes und anderer 
am Tourismus partizipierender Bereiche sowie die Weiter-
entwicklung des Messe- und Kongressstandortes Berlin.

Die Umsetzungsstrategie besteht in der zielgerichteten 
kundenorientierten Marketingtätigkeit in den touristischen 
Quellmärkten. Den Schwerpunkt bildet dabei ein tourismus-
bezogenes Kulturmarketing, das als Sonderkampagne in 
2007 und in den nächsten Jahren realisiert werden soll. 

Einzelhandel

Nach den in den letzten Jahren rückgängigen bzw. stagnie-
renden Umsätzen hat der Berliner Einzelhandel im Jahr 2006 
gegenüber dem Vorjahr eine Umsatzsteigerung von 4,2 % er-
zielt. Bei den Gesamtbeschäftigten gab es im Vergleichszeit-
raum einen Zuwachs von 0,7 %. Zwei Drittel der sozialver-
sicherungspfl ichtig Beschäftigten im Berliner Einzelhandel 
sind Frauen. Während die Zahl der Vollzeitbeschäftigten im 
Jahre 2005 gegenüber dem Jahre 2004 um 6,5 % zurückging, 
nahm sie im Jahre 2006 gegenüber dem Jahr 2005 lediglich 
um 0,7 % ab. Bei den Teilzeitarbeitnehmerinnen und -arbeit-
nehmern wurde im Jahre 2006 gegenüber dem Vorjahr eine 
Zunahme von 1,8 % erreicht (2005: – 0,8 %). Dazu haben die 
Verbesserung der konjunkturellen Situation in Berlin, die wei-
tere Steigerung der Zahl der Touristinnen und Touristen und 
die längeren Ladenöffnungszeiten beigetragen.

Zentrenatlas

Der Berliner Zentrenatlas ist ein modernes Informations-
medium über Struktur und Wesensmerkmale des haupt-
städtischen Einzelhandels. Er gibt Auskunft über alle re-
levanten Daten zu den bedeutenden Einzelhandelszentren 
auf Karten- oder Luftbildbasis und kann mit zusätzlichen 
Informationen verbunden werden, wie beispielsweise der 
Verkehrsinfrastruktur. Ziel ist es, Investoren und Dienst-
leistern die Potenziale Berlins im Bereich des Einzelhan-
dels mit konkreten Informationen unterlegt zu präsentie-
ren. Der Zentrenatlas des Berliner Einzelhandels ist im 
Februar 2007 als dritte aktualisierte Aufl age erschienen. 
Er ist nur noch in elektronischer Form zugänglich (www. 
zentrenatlas.de) und wird nicht mehr als Papierversion 
veröffentlicht.

Die Verkaufsfl ächen des Berliner Einzelhandels stiegen 
im Jahr 2006 gegenüber dem Vorjahr um 50.000 m² auf 
4,35 Mio. m² (1,31 m² Verkaufsfl äche je Einwohner). Damit 
hat sich der Verkaufsfl ächenzuwachs gegenüber dem Vor-
jahresvergleichszeitraum halbiert. Es ist davon auszugehen, 
dass die Nachfrage nach Einzelhandelsnutzungen zum Teil 
zurückgegangen ist oder bestehende Einzelhandelsstandorte 
durch die Errichtung von neuen Einzelhandelsobjekten nicht 
mehr am bisherigen Standort verblieben sind.
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Das neue Ladenöffnungsgesetz für Berlin ist am 17.11.2006 
in Kraft getreten. Es ist die erste geltende landesrechtliche 
Regelung für Ladenöffnungszeiten in Deutschland. Diese 
ermöglicht Ladenöffnungszeiten von Montag bis Samstag 
rund um die Uhr und an zehn Sonn- und Feiertagen im Jahr. 
Aus wirtschafts- und tourismuspolitischer Sicht werden die 
längeren Ladenöffnungen für die Einkaufs- und Tourismus-
metropole begrüßt.

Struktur der Arbeitslosigkeit in Berlin 2006

Quelle: Regionaldirektion Berlin-Brandenburg der Bundesagentur für Arbeit 

Arbeitslose 2006 (im Jahresdurchschnitt) 

Insgesamt Männer Frauen

Arbeitslose insgesamt

darunter:

1 Jahr u. länger arbeitslos 127.116 73.708 53.407

jünger als 25 Jahre 33.223 19.268 13.955

55 Jahre und älter 30.163  16.058 14.105

nicht-deutscher Nationalität 57.943 32.287 25.656

schwerbehindert 10.995 6.273 4.723

293.497 166.068 127.428

II.2 Arbeitsmarktentwicklung
Auf dem Arbeitsmarkt in Berlin herrscht weiterhin ein star-
kes Ungleichgewicht zwischen der Nachfrage nach Arbeits-
kräften und dem Angebot an Arbeitsleistungen. Im Jahres-
durchschnitt 2006 waren bei den Berliner Arbeitsagenturen 
und JobCentern 293.497 Personen arbeitslos gemeldet. 
Rd. 57 % der gemeldeten Arbeitslosen sind Männer und rd. 
43 % Frauen. Besonders problematisch ist das hohe Ausmaß 
der Langzeitarbeitslosigkeit. Im Durchschnitt des Jahres 
2005 waren 43,3 % aller Arbeitslosen schon ein Jahr und 
länger arbeitslos.

Ein genaueres Bild von der Arbeitslosigkeit vermittelt der 
Blick auf die Zusammensetzung der Gruppe der Arbeitslo-
sen. Von den rd. 293.500 Arbeitslosen waren
• rd. 11,3 % jünger als 25 Jahre, 
• rd. 10,3 % 55 Jahre und älter,
• rd. 19,7 % nicht-deutscher Nationalität,
• rd. 3,7 % schwerbehindert. 

Die Einführung der Grundsicherung für Arbeitsuchende, 
die die frühere Arbeitslosenhilfe und die Sozialhilfe für er-
werbsfähige Personen ersetzt, hat u. a. auch Auswirkungen 
auf die Erfassung der Arbeitslosen gehabt. Aussagen bzgl. 
der Entwicklung der Arbeitslosigkeit in den letzten Jahren 
sind daher kaum möglich, allenfalls können grobe Verglei-
che zum Vorjahr gezogen werden.

Im Durchschnitt des Jahres 2006 wurden rd. 23 % der Ar-
beitslosen in Berlin von den Agenturen für Arbeit und rd. 
77 % von den JobCentern (Arbeitsgemeinschaften nach 
§ 44 b Abs. 1 SGB II) betreut. Im Vergleich zum Jahr 2005, 
dem Jahr der Einführung des SGB II, hat sich die Relation 
im Jahr 2006 in Richtung JobCenter verschoben. Zumindest 
teilweise dürfte diese Entwicklung aber auf statistische Zu-
ordnungen in der Übergangsphase und Erfassungsprobleme 
in den JobCentern Anfang 2005 zurückzuführen sein. 

Die Arbeitsgemeinschaften sind zuständig für die Arbeits-
losen, die gemäß den Regelungen des SGB II Anspruch auf 
Arbeitslosengeld II haben; in die Zuständigkeit der Arbeits-
agenturen fallen die Arbeitslosen, die Arbeitslosengeld I be-
ziehen und die Arbeitslosen, die weder Arbeitslosengeld I 
noch Arbeitslosengeld II erhalten (sog. Nichtleistungsemp-
fangende). Von den rd. 227.000 SGB II-Leistungen empfan-
genden Arbeitslosen waren im Durchschnitt des Jahres 2006 
rd. 111.400 Langzeitarbeitslose, d. h. rd. 49 % waren bereits 
ein Jahr oder länger arbeitslos gemeldet. Dies zeigt, dass die 
weit verbreitete Einschätzung, dass die von den JobCentern 
betreuten Arbeitslosen alle bzw. zu einem weit überwiegenden 
Teil Langzeitarbeitslose sind, nicht der Realität entspricht.

II. Wirtschafts- und Arbeitsmarktentwicklung in Berlin
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Die Arbeitslosenquote – bezogen auf abhängige zivile Er-
werbspersonen – betrug im Durchschnitt des Jahres 2006 in 
Berlin 20,1 % (Männer: 22,5 %; Frauen: 17,6 %). Mit 41,9 % 
war die Arbeitslosenquote der Personen nicht-deutscher Na-
tionalität in Berlin mehr als doppelt so hoch wie die Arbeits-
losenquote der Personen deutscher Nationalität (17,7 %).

Beim Vergleich der Arbeitslosenquoten in den einzelnen 
Bundesländern zeigt sich deutlich die gravierende Arbeits-
marktproblematik Ostdeutschlands. Während die Arbeits-
losenquote in Ostdeutschland (einschl. Berlin) – ermit-
telt auf der Basis der abhängigen zivilen Erwerbspersonen 
– 19,2 % betrug, lag sie in Westdeutschland (ohne Berlin) 
bei 10,2 %.

Die Struktur der Arbeitslosigkeit wird von verschiedenen 
Faktoren bestimmt. Teils gleicht sie in ihren Merkmalen 
denen der Erwerbspersonen, teils spiegelt sie die besonde-
ren Vermittlungshemmnisse, wie niedriges Qualifi kationsni-
veau, wider, teils ist sie beeinfl usst von der aktuellen Aus-
richtung der Arbeitsmarktförderung.

Arbeitslosenquoten nach Ländern

Arbeitslose in % der abhängigen Erwerbspersonen

Quelle: Bundesagentur für Arbeit

Arbeitslosenquoten im Jahresdurchschnitt 2006

Insgesamt Männer Frauen

Baden-Württemberg

Bayern

Rheinland-Pfalz

Hessen

Saarland

Schleswig-Holstein

Niedersachsen

Hamburg

Nordrhein-Westfalen

Bremen

Thüringen

Brandenburg 18,7

Sachsen

Sachsen-Anhalt

Berlin

Mecklenburg-Vorpommern

7,1

7,8

9,0

10,4

10,8

11,3

11,8

12,6

12,6

16,3

17,0

18,9

19,9

20,1

20,8

6,8

7,6

8,8

10,4

10,5

11,6

11,7

13,6

12,7

17,4

16,2

19,4

18,6

19,6

22,5

21,4

7,4

8,1

9,1

10,3

11,2

10,9

11,9

11,4

12,5

15,1

17,8

18,1

19,1

20,2

17,6

20,3

Bundesgebiet Ost, einschl. Berlin 19,2 19,5 18,8

Bundesgebiet West 10,2 10,1 10,2

Bundesrepublik Deutschland 12,0 12,0 12,0

Ein hohes Qualifi kationsniveau bietet grundsätzlich einen 
wirksamen Schutz gegenüber längerer Arbeitslosigkeit. Per-
sonen ohne abgeschlossene Berufsausbildung sind dagegen 
einem besonders hohen Arbeitslosigkeitsrisiko ausgesetzt. 
Der wirtschaftliche Strukturwandel hat dazu geführt, dass in 
Deutschland in den vergangenen Jahrzehnten viele Arbeits-
plätze mit geringen Qualifi kationsanforderungen abgebaut 
worden sind. Auch für die Zukunft ist zu erwarten, dass der 
Anteil der Arbeitsplätze mit höheren Qualifi kationsanforde-
rungen weiter zunehmen wird. 

Rd. 11.000 der Arbeitslosen in Berlin sind schwerbehin-
dert. Gegenüber dem Jahr 2005 hat es keine signifi kante 
Veränderung bei der Zahl der schwerbehinderten Arbeits-
losen gegeben. Der Anteil der Männer unter den schwer-
behinderten Arbeitslosen liegt bei 57 %, der Anteil der 
Frauen bei 43,0 %. Obwohl Arbeitgeberinnen und Arbeit-
geber bei Nichterfüllung der Schwerbehindertenbeschäfti-
gungsquote eine Ausgleichsabgabe zahlen müssen und die 
Einstellung von behinderten Personen insbesondere durch 
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Eingliederungszuschüsse und Förderung einer behinde-
rungsgerechten Arbeitsplatzausstattung fi nanziell unter-
stützt werden kann, besetzen viele Arbeitgeberinnen und 
Arbeitgeber, insbesondere in der Privatwirtschaft, freie 
Stellen leider immer noch zu selten mit schwerbehinderten 
Arbeitsuchenden. 

Auch Personen fortgeschrittenen Alters haben es schwer, 
einen neuen Arbeitsplatz zu fi nden, wenn sie einmal arbeits-
los geworden sind. Rd. 30.200 der im Jahresdurchschnitt 
2006 in Berlin arbeitslos gemeldeten Personen waren 55 
Jahre und älter. Im Vergleich zum Vorjahr bedeutet dies 
einen Rückgang bei der Zahl älterer Arbeitsloser. Männer 
hatten einen Anteil von 53,2 % und Frauen einen Anteil 
von 46,8 % an den Arbeitslosen dieser Altersgruppe.

Sozialpolitisch wie wirtschaftspolitisch bedenklich ist die 
weiterhin große Zahl arbeitsloser Jugendlicher, auch wenn 
im Vorjahresvergleich festzustellen ist, dass die Zahl der 
arbeitslosen Jugendlichen gesunken ist. Im Jahrdurch-
schnitt 2006 befanden sich in Berlin unter den Arbeitslosen 
rd. 33.200 Personen, die jünger als 25 Jahre waren, davon 
58,0 % Männer und 42,0 % Frauen. Eine hohe Jugendar-
beitslosigkeit erschwert nicht nur die gesellschaftliche In-
tegration der jungen Generation, sie schadet auch der Ge-
sellschaft insgesamt. Eine Gesellschaft, die hinnimmt, dass 
viele Jugendliche nach ihrer schulischen und berufl ichen 
Ausbildung nicht in den Arbeitsmarkt integriert werden, 
verzichtet auf dringend benötigte Entwicklungspotenziale, 
die zur Sicherung und Erweiterung des erreichten Wohl-
standes erforderlich sind.

Besorgniserregend ist auch die hohe Langzeitarbeitslosig-
keit. Von den rd. 293.500 arbeitslos gemeldeten Personen 
blickten im Durchschnitt des Jahres 2006 rd. 127.100 auf 
eine Arbeitslosigkeit zurück, die schon ein Jahr und länger 
andauerte. Gegenüber dem Jahr 2005 hat die Langzeitar-
beitslosigkeit leicht zugenommen. Männer waren hiervon 
stärker betroffen als Frauen (Männeranteil: 58,0 %, Frauen-
anteil: 42,0 %). Der höhere Männeranteil sowohl unter den 
Arbeitslosen als auch unter den Langzeitarbeitslosen kann 
u. a. darauf zurückgeführt werden, dass eine nicht unerheb-
liche Anzahl von Frauen, wenn sie wegen Partnereinkom-
mens keinen Anspruch auf Leistungen zur Grundsicherung 
für Arbeitsuchende hat, sich nicht arbeitslos meldet und 
dass der wirtschaftliche Strukturwandel überproportional 
stark in traditionell männerdominierten Wirtschaftsberei-
chen, wie dem Produktionsgewerbe und dem Baubereich, 
stattgefunden hat. Bei längerer Arbeitslosigkeit ist es für 
die Betroffenen häufi g schwierig, ihre in der Ausbildung 
und in der bisherigen Erwerbstätigkeit erworbenen Kom-
petenzen zu erhalten. Gerade für Langzeitarbeitslose sind 
deshalb Weiterbildungsmaßahmen und andere die Integra-
tion in den Arbeitsmarkt fördernde Maßnahmen von be-
sonderer Bedeutung.

Christine Kurmeyer, 
Zentrale Frauenbeauftragte der 
Charité – Universitätsmedizin Berlin
1. Die Beschäftigten in den Universitätskliniken und in 
der medizinischen Fakultät stehen, wenn sie Kinder oder 
pfl egebedürftige Angehörige haben, vor der schwie-
rigen Aufgabe, Familienaufgaben und Schichtarbeit zu 
vereinbaren. Welche Möglichkeiten bietet die Universi-
tätsmedizin Berlin zur Erleichterung an?
Das Kinderbetreuungsangebot rings um die Standorte 
der Charité war und ist für die Regelbetreuung gut aus-
gebaut und ausreichend vorhanden. Für Ausnahmesitu-
ationen wurde ein Elternservice eingerichtet, der weiter 
ausgebaut werden wird. Im Zuge der Neuregelungen der 
Arbeitszeiten im ärztlichen Dienst, aber auch der damit 
einhergehenden Anpassung der Organisation in der 
Pfl ege ist es allerdings notwendig geworden, weiterge-
hende Maßnahmen zu ergreifen. Daher wurde in enger 
Zusammenarbeit mit dem Prodekanat für Studium und 
Lehre eine groß angelegte Bedarfsanalyse gestartet.

2. Die Charité strebt jetzt auch den Titel familienge-
rechtes Unternehmen bzw. familiengerechte Hochschule 
an. Wie sieht das konkret aus?
Ziel dieses Auditierungsprozesses ist es, in den Schwer-
punkten Arbeitszeit und -organisation, Kommunikation 
& Information, Service für Eltern sowie natürlich Studi-
um & Ausbildung verstärkt alle Einrichtungen der Cha-
rité familienfreundlicher zu gestalten. Unter Berück-
sichtigung der unterschiedlichen Lebenssituationen von 
Frauen und Männern wird dabei ein Familienbegriff 
angewendet, der für alle Beteiligten die Vereinbarkeit 
der Betreuung von Kindern oder von pfl egebedürftigen 
Angehörigen verbessern wird. Auf dieser Grundlage 
werden von den unterschiedlichen Bereichen zielgrup-
pengenaue Maßnahmen entwickelt, die es allen Be-
schäftigten der Charité ermöglichen sollen, sich mit op-
timaler Unterstützung von Fakultät und Klinikum den 
komplexen Aufgaben innerhalb eines Universitätsklini-
kums widmen zu können.

3. Was ist zur Förderung des familienfreundlichen Per-
sonalmanagements noch geplant?
Da die Charité nicht nur ein großes Klinikum ist, son-
dern in der Fakultät Ärztinnen und Ärzte, Wissenschaft-
lerinnen und Wissenschaftler ausbildet und gerade dort 
die Verantwortung vieler Frauen, Beruf und Familie zu 
vereinbaren, dazu führt, dass sie in Führungspositionen 
immer noch deutlich weniger vertreten sind als ihre 
männlichen Kollegen, schreibt die Charité im Jahr 2007 
erstmalig ein Wiedereinstiegsprogramm, das ‚Lydia-Ra-
binowitsch-Stipendium’ aus. Nachwuchswissenschaft-
lerinnen können mit dieser Unterstützung nach der Fa-
milienphase schneller wieder in der sich so unglaublich 
rasant verändernden Forschungslandschaft Fuß fassen. 
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Chancengleichheit von Frauen in der Wirtschaft
Die effektive Verzahnung von Wirtschafts-, Arbeitsmarkt- und Frauenpolitik ist weiterhin ein Hauptanliegen der für 
Wirtschaft und Frauen sowie für Arbeit zuständigen Senatsverwaltungen. Wirtschaftspolitik und Gleichstellungspolitik 
verfolgen sich ergänzende Ziele, deren Umsetzung ein wichtiger Faktor zur Sicherung und Stärkung der Wettbewerbs-
fähigkeit ist. 

Die Organisationen der Berliner Wirtschaft haben gemeinsam mit der zuständigen Senatsverwaltung, dem DGB Berlin-
Brandenburg, der Regionaldirektion Berlin-Brandenburg der Bundesagentur für Arbeit und dem Frauennetzwerk „Eu-
ropean Women’s Management Development e.V.“ bereits im Februar 2006 eine Landesinitiative „Chancengleichheit in 
der Berliner Wirtschaft“ initiiert. 

Die mit den Partnerinnen und Partnern in einem ersten Schritt gemeinsam entwickelten „Leitlinien zur Förderung von 
Frauen und Männern in der Wirtschaft“, die Zielsetzungen, die Schnittstellen von Wirtschafts- und Gleichstellungspoli-
tik, die jeweiligen Handlungsfelder sowie die Darstellung der vielfältigen Aktivitäten aller Beteiligten zu diesem Thema 
wurden in der Broschüre „Chancengleichheit in der Berliner Wirtschaft“ veröffentlicht.

Zur Umsetzung weiterer gemeinsamer Vorhaben haben sich die Senatsverwaltung und die Partner der Landesinitiative 
auf das Thema Diversity Management verständigt. Das Unternehmenskonzept Diversity Management ist ein Konzept, 
das die Unterschiedlichkeit der Beschäftigten in Unternehmen hervorhebt und darauf zielt, diese Unterschiede zum 
Vorteil aller Beteiligten zu nutzen. Hierzu wurde eine Konzept- und Machbarkeitsstudie erstellt, die alternative Durch-
führungswege für ein Projekt zur Förderung des Konzeptes in Berliner Unternehmen aufzeigt. Ziel des Projektes ist es, 
Diversity Management in Berliner Unternehmen zu befördern und dadurch die Wettbewerbsfähigkeit von Unternehmen 
am Markt zu stärken.

Das im Rahmen der Landesinitiative entwickelte Projekt „Gleichstellungsorientierte betriebliche Gesundheitsförderung“ 
verfolgt das Ziel der Weiterentwicklung und Implementierung einer betrieblichen Gesundheitsförderung unter gleichstel-
lungsorientierten Aspekten. Hierbei werden insbesondere für kleine und mittlere Unternehmen Ansätze entwickelt, die 
ihren speziellen Anforderungen Rechnung tragen.

www.berlin.de/imperia/md/content/senatsverwaltungen/senwaf/frauen/chancengleichheit.pdf

II. Wirtschafts- und Arbeitsmarktentwicklung in Berlin

II.3 Ausbildungsplatzsituation
Disparitäten zwischen Ausbildungsplatzangebot und -nach-
frage haben auch im Jahr 2006 die Situation auf dem Berli-
ner Ausbildungsmarkt wesentlich geprägt. 

Im Laufe des Berichtsjahres der Berufsberatung haben sich 
bei den Berliner Arbeitsagenturen und JobCentern insgesamt 
30.032 Jugendliche als Ausbildungsplatzbewerberinnen und 
-bewerber gemeldet. Davon waren 16.211 junge Männer 
(54 %) und 13.821 (46 %) junge Frauen. Die Relation von 
männlichen und weiblichen Bewerber/innen liegt im Trend 
der letzten Jahre. 2.889 Bewerber/innen (9,6 %) waren nicht-
deutscher Herkunft. Von diesen waren 1.556 junge Männer 
(54 %) und 1.333 junge Frauen (46 %).

Dieser Nachfrage stand ein Angebot von insgesamt 13.516 
gemeldeten Ausbildungsstellen gegenüber, darunter 10.582 
betriebliche Stellen. Damit hatte sich die Angebot-Nach-
frage-Relation im Vergleich zum Vorjahr verschlechtert. 
Kamen im Jahr 2005 noch 190 gemeldete Bewerberinnen 
und Bewerber auf 100 gemeldete Berufsausbildungsstellen, 

waren es im Jahr 2006 bereits 220 Bewerberinnen und Be-
werber pro 100 Stellen.

Trotz der schwierigen Ausbildungsplatzsituation und der 
weiterhin hohen Ausbildungsplatznachfrage hat die Sonder-
kommission „Ausbildungsplatzsituation“ in ihrer Sitzung im 
März 2006 an dem Ziel festgehalten, im Zuge der Nachver-
mittlung einen rechnerischen Ausgleich auf dem Berliner 
Ausbildungsmarkt zu erreichen. Nach Einschätzung der Son-
derkommission „Ausbildungsplatzsituation“ erforderte dies 
insgesamt mindestens 20.000 neue Ausbildungsverhältnisse. 

Für die Berliner Wirtschaft leitete sich daraus das Ziel ab, 
mindestens 15.100 neue betriebliche Ausbildungsverhält-
nisse zu schaffen. Neben der Ausweitung des betrieblichen 
Ausbildungsplatzangebots galt es, das Angebot an betrieb-
lichen Kapazitäten für die Einstiegsqualifi zierung von Ju-
gendlichen mit ungünstigen Vermittlungschancen weiter zu 
steigern.

Der Senat hatte die Verpfl ichtung übernommen, die Anstren-
gungen der Wirtschaft für mehr Ausbildungsplätze durch das 
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Programm zur Förderung der Berufsausbildung in Berlin zu 
fl ankieren und die verbleibende Lücke im betrieblichen Aus-
bildungsplatzangebot zu schließen. Hierzu wurden

• insgesamt 3.000 Plätze für unversorgte Ausbildungs-
platzbewerberinnen und -bewerber im aufgestockten 
Bund-Länder-Sonderprogramm 2006 bereitgestellt,

• die Modular-Dualen Qualifi zierungsmaßnahmen 
MDQM I (Berufsvorbereitung als Regelangebot der be-
rufl ichen Schulen) und MDQM II (Ausbildung) in der 
Größenordnung des Vorjahres weitergeführt, 

• berufsqualifi zierende Ausbildungsgänge an Berufsfach-
schulen als Ergänzung zur dualen Berufsausbildung an-
geboten sowie

• inhaltlich weiterentwickelte schulische Maßnahmen der 
Berufsvorbereitung bedarfsgerecht eingerichtet.

Von der Regionaldirektion Berlin-Brandenburg wurden be-
rufsvorbereitende Bildungsmaßnahmen nach dem neuen 
Fachkonzept sowie Plätze in der außerbetrieblichen Aus-
bildung im Rahmen der Benachteiligtenförderung gemäß 
SGB III bedarfsdeckend bereitgestellt. 

Am Ende des Berichtsjahres der Berufsberatung (30.9.2006) 
waren 5.642 Bewerberinnen und Bewerber bei den Berli-
ner Agenturen für Arbeit und JobCentern als unvermittelt 
registriert. Dank intensiver Nachvermittlungsbemühungen 
konnte die Zahl der unversorgten Jugendlichen bis zum 
Dezember 2006 auf 2.487 Unvermittelte abgebaut werden. 
Diesen Jugendlichen standen zum gleichen Zeitpunkt 2.837 
Ausbildungs- und Qualifi zierungsangebote gegenüber. Das 
Ziel, zumindest rechnerisch allen ausbildungswilligen Ju-
gendlichen ein Ausbildungs- oder Qualifi zierungsangebot 
zu unterbreiten, wurde damit erneut erreicht.

Entwicklung der Zahl der Ausbildungsverhältnisse nach dem Berufsbildungsgesetz

2001 2002 2003 2005

Neu abgeschlossene Verträge 

insgesamt 22.808 21.230 21.016 20.002

Frauen in %

Männer in %

Auszubildende insgesamt

47,4

52,6

47,5

52,5

46,4

53,6

47,0

53,0

61.942 59.183 57.694 55.458

Frauen in %

Männer in %  

45,7

54,3

46,0

54,0

45,8

54,2

45,9

54,1

Quelle: Amt für Statistik Berlin-Brandenburg

2004

21.300

47,1

52,9

56.787

46,0

54,0

2006

20.908

45,5

54,5

55.334

45,5

54,5

Entwicklung des Frauenanteils in den unterschiedlichen Ausbildungsbereichen

Anteil in %

2002 2003 2005

Duale Berufsausbildung

Ausbildung in Medizinalfachberufen

46,0 45,8 46,0

79,7

42,5

77,0

44,7

72,7

48,5

47,7

Quelle: Amt für Statistik Berlin-Brandenburg

Insgesamt 47,3 47,4

2004

45,9

74,7

53,6

47,6

41,0 40,2 42,842,0

Ausbildung in öffentlich-rechtlichen

Laufbahnen

Berufsqualifizierende vollzeitschulische

Ausbildungen

2006

72,5

43,9

47,2

45,5

43,6
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Insgesamt wurden rd. 900 neue Ausbildungsverträge mehr 
abgeschlossen als im Vorjahr, das ist ein Anstieg um insge-
samt 4,5 %. Die Zahl der betrieblichen Ausbildungsverträge 
ist um 2,7 % gewachsen. Somit wurde im Jahr 2006 – nach 
dem Einbruch im Vorjahr – wieder eine Steigerung des be-
trieblichen Ausbildungsplatzangebots erreicht. Der Zuwachs 
der Zahl der nicht mit einem Betrieb abgeschlossenen neuen 
Verträge fi el mit 10,3 % sogar um ein Mehrfaches höher aus.

Der Anstieg der Zahl neu begründeter Ausbildungsverhält-
nisse ist vor allem im Bereich der Industrie- und Handels-
kammer sowie der Freien Berufe festzustellen, im Bereich 
der Handwerkskammer und im Öffentlichen Dienst ist die 
Zahl rückläufi g.

Im Bereich der Industrie- und Handelskammer wurden ins-
gesamt 8,8 % mehr neue Ausbildungsverträge abgeschlos-
sen als im Vorjahr, die Zahl der betrieblichen Ausbildungs-
verträge stieg um 8,7 %. Im Berliner Handwerk wurden 
insgesamt 2,7 % weniger neue Ausbildungsverträge regis-
triert. Der Rückgang der Zahl der neuen betrieblichen Aus-
bildungsverträge im Berliner Handwerk ist mit 10,7 % aller-
dings gravierend. 

Der Anteil der neu begründeten betrieblichen Ausbildungs-
verhältnisse an den neuen Ausbildungsverhältnissen insge-
samt ist im Vergleich zum Vorjahr von 75,6 % auf 74,2 % 
zurückgegangen. Das bedeutet, mehr als jedes vierte im Jahr 
2006 neu begründete Ausbildungsverhältnis wurde ganz 
oder teilweise mit öffentlichen Mitteln gefördert.

Im Jahr 2006 ist der Gesamtbestand an Auszubildenden 
weiter gesunken. Das lässt darauf schließen, dass nicht alle 
nach Abschluss der Ausbildung frei gewordenen Ausbil-
dungsplätze wieder besetzt wurden. Diese Tendenz ist seit 
einigen Jahren zu beobachten. Sie spiegelt eine der charakte-
ristischen Wirkungen des in Berlin anhaltenden wirtschafts-
strukturellen Wandels auf die Berufsausbildung wider. 

Eine positive Entwicklung gegenüber dem Vorjahr zeichnet 
sich mit spürbaren Zuwächsen der Zahl der von den Unter-
nehmen bereitgestellten Plätze in der Einstiegsqualifi zierung 
für Jugendliche ab.

Der Frauenanteil an den neu begründeten Ausbildungsver-
hältnissen sowie am Gesamtbestand aller Ausbildungsver-
hältnisse in Berufen nach dem Berufsbildungsgesetz be-
trägt 45,5 %. Er ist damit gegenüber dem Vorjahr sowohl 
bei den neu begründeten Ausbildungsverhältnissen als auch 
im Gesamtbestand leicht zurückgegangen. In den Ausbil-
dungsberufen außerhalb des Berufsbildungsgesetzes liegt 
der Frauenanteil traditionell höher als in der dualen Berufs-
ausbildung. Z. B. waren im Jahr 2006 junge Frauen in den 
Medizinalfachberufen zu 72,5 % vertreten. Bezogen auf 
alle Ausbildungsbereiche ist der Frauenanteil in den letzten 
zehn Jahren trotz gezielter Förderung der Berufsausbildung 
junger Frauen in Berufen, in denen junge Frauen unterreprä-
sentiert sind, von 49 % auf 47,2 % zurückgegangen.

Der Anteil von Jugendlichen nichtdeutscher Staatsangehö-
rigkeit an den Auszubildenden insgesamt betrug 4,1 %. Von 
den Auszubildenden nichtdeutscher Staatsangehörigkeit 
waren 48,7 % Frauen und 51,3 % Männer.

Mit rd. 34.300 ist die Zahl der Schulabgängerinnen und 
Schulabgänger 2006 gegenüber dem Vorjahr erneut leicht 
zurückgegangen, liegt aber im langjährigen Vergleich noch 
immer auf hohem Niveau. Die Zahl der bei den Agenturen 
für Arbeit und JobCentern gemeldeten Ausbildungsplatzbe-
werberinnen und -bewerber ist im zurückliegenden Berichts-
jahr der Berufsberatung wieder angestiegen. Angesichts der 
gestiegenen Zahl der Bewerberinnen und Bewerber, insbe-
sondere auch auf Grund des inzwischen auf mehr als zwei 
Drittel gewachsenen Anteils der „Altbewerberinnen und 
Altbewerber“ reichte die Zahl der betrieblichen Ausbil-
dungsplätze auch im Jahr 2006 nicht aus, allen ausbildung-
suchenden Jugendlichen die Aufnahme einer Berufsausbil-
dung zu ermöglichen. Erneut mündeten im Jahr 2006 nahezu 
zehntausend Jugendliche in eine berufsvorbereitende Bil-
dungsmaßnahme ein. Viele dieser Jugendlichen verfügten 
nicht über die geforderte Ausbildungsreife. Sie nahmen eine 
berufsvorbereitende Bildungsmaßnahme auf, um die Chan-
cen für einen Ausbildungsplatz im Folgejahr zu verbessern. 
Die Implementierung von Qualifi zierungsbausteinen in den 
Maßnahmen der Berufsvorbereitung der Berliner Schule, 
der Arbeitsagenturen und in der betrieblichen Einstiegsqua-
lifi zierung wurde in 2006 weitergeführt. Das hat zu einer 
qualitativen Weiterentwicklung der Berufsvorbereitung und 
zur engeren Verzahnung von Berufsvorbereitung und -aus-
bildung beigetragen. 

II.4 Perspektiven von Wirtschaft 
und Arbeitsmarkt in Berlin

Die Berliner Wirtschaft wird auch im Jahr 2007 weiter wach-
sen. Die Unternehmen der Region sehen sowohl ihre Lage 
als auch ihre Zukunft ausgesprochen positiv. Der Anfang des 
Jahres von den Industrie- und Handelskammern in Berlin 
und Brandenburg ermittelte Konjunkturklimaindex ist in-
nerhalb eines Jahres von 110 auf 128 Punkte gestiegen und 
hat damit einen neuen Höchststand erreicht. Insbesondere 
die positive Erwartungshaltung in Bezug auf die zukünftige 
Konjunkturentwicklung lässt eine Fortsetzung der derzeit 
günstigen Wirtschaftslage erwarten.

Entscheidende Antriebskraft wird – wie schon im Jahr 2006 – 
die positive gesamtwirtschaftliche Entwicklung in Deutsch-
land sein, die sich wiederum im günstigen Fahrwasser einer 
weiterhin robusten weltwirtschaftlichen Lage bewegt. Zu-
versichtlich stimmt, dass die noch im vergangenen Jahr er-
wartete Abkühlung der amerikanischen Konjunktur milder 
ausfallen wird als befürchtet. Als problematisch könnten 
sich die Entwicklungen auf den amerikanischen Immobi-
lienmärkten erweisen. Als Folge könnte der Druck auf die 
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US-Notenbank steigen, die Leitzinsen zu senken und damit 
die Zinsschere zwischen Europa und Amerika weiter zu 
schließen. Im Ergebnis geriete der Euro weiter unter Auf-
wertungsdruck gegenüber dem Dollar. Dies dürfte aber 
zumindest nicht vor 2008 zu Bremseffekten auf den boo-
menden deutschen Exportmärkten führen. 

Im Gefolge der sich abzeichnenden bundesweiten Stabili-
sierung des positiven Konjunkturtrends – wenngleich auf 
einem etwas schwächeren Niveau als 2006 – kann auch für 
Berlin mit einer Wachstumsrate des Bruttoinlandsprodukts 
von 1,7 % gerechnet werden (Deutschland: 2,3 %). 

Auch der Arbeitsmarkt wird zunehmend von der positiven 
Konjunkturentwicklung bestimmt, wenngleich der Wirkung 
des arbeitsmarktpolitischen Instrumentariums nach wie vor 
eine wichtige Rolle zukommt.

Für 2007 ist eine dem Jahr 2006 vergleichbare Entwicklung 
am Arbeitsmarkt zu erwarten, d. h.: Alles in allem könnte sich 
im Jahresdurchschnitt eine Ausweitung der Erwerbstätigkeit 
in Berlin um etwa 15.800 oder rund 1,0 % auf 1,58 Mio. 
Personen ergeben (Deutschland: 1,2 %). Auch die Zunah-
me der Zahl der sozialversicherungspfl ichtig Beschäftigten 
wird sich fortsetzen. Einer sich stabilisierenden Konjunk-

turentwicklung gemäß wird erwartet, dass sich gleichzeitig 
– quasi als positiver Nebeneffekt – auch die Struktur der 
Zunahme der Beschäftigtenzahl verschiebt, denn diese war 
bisher stark vom Wachsen der Zeitarbeitsbranche bestimmt 
und dürfte sich nun tendenziell stärker hin zu mehr direkt in 
Unternehmen verfestigten Arbeitsverhältnissen verändern.

In Bezug auf die Arbeitslosenzahl wird ein ähnlicher Rück-
gang wie 2006 erwartet, d. h. gerechnet wird in 2007 mit rd. 
25.000 weniger Arbeitslosen. Die Arbeitslosenquote wird 
im Jahresdurchschnitt bei rd. 16 % liegen (Deutschland: 
8,9 %).

Die Verbraucherpreise werden sich 2007 ähnlich entwickeln 
wie im Bundesdurchschnitt. Erwartet wird eine jahresdurch-
schnittliche Teuerungsrate von 1,8 %. Dieser Wert liegt um 
lediglich 0,1 %-Punkte über dem von 2006. Der für das erste 
Quartal 2007 erwartete Teuerungsschub aufgrund der Mehr-
wertsteuererhöhung vom Beginn des Jahres ist weitgehend 
ausgeblieben, wird aber sicherlich im Laufe des Jahres – zu-
mindest zum Teil – noch wirksam werden. Da der kräftige 
Anstieg der Energiepreise die Lebenshaltungskosten in der 
ersten Hälfte des vergangenen Jahres spürbar erhöhte, wird 
dieser Effekt die Zuwachsrate der Verbraucherpreise im Vor-
jahresvergleich bremsen.
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III Zukunft gestalten 
durch Innovationspolitik

III.1 Berliner Innovationsstrategie
Die Bündelung der innovativen Kräfte in den Kompe-
tenzfeldern Biotechnologie, Medizintechnik, Informa-
tions- und Kommunikationstechnik, Verkehrstechnik 
und Optik durch die Erarbeitung mittelfristig ausgerich-
teter Masterpläne fand ihre konzeptionelle Fortsetzung 
in der Defi nition dreier für die Berliner Innovationspo-
litik zentraler Wirtschaftscluster: Gesundheit, Mobilität 
und Kommunikation. Durch die Schaffung dieses um-
fassenderen Kontextes sollen die Kompetenzfelder noch 
stärker als bisher in die vorhandenen regionalen Wert-
schöpfungsketten eingebunden, verfestigt und weiterent-
wickelt werden. 

Die Kompetenzfeldstrategie hat sich in den vergangenen 
Jahren zu einem zentralen Bezugspunkt der Berliner Inno-
vationspolitik entwickelt. Ziel ist die Aktivierung und Aus-
weitung von Potenzialen in den Innovationsbereichen, in 
denen Berlin und die Hauptstadtregion Berlin-Brandenburg 
herausragende Kompetenzen bei Wissenschaft, Forschung 
und Entwicklung hat. Diese Kompetenzfelder sind:

• Informations- und Kommunikationstechnik/Medien

• Biotechnologie

• Medizintechnik

• Verkehrssystemtechnik

• Optische Technologien

Daneben besitzen Kulturwirtschaft, Kultur und Tourismus 
sowie verschiedene Bereiche der Umweltwirtschaft beson-
deres Potenzial im Hinblick auf Wachstum und Beschäfti-
gung.

Für die Kompetenzfelder wurden im Rahmen der 2005 ent-
wickelten kohärenten Innovationsstrategie strategische Ziele 
formuliert und – ausgehend von regionalen Stärken – Hand-
lungsfelder und Maßnahmen in Masterplänen beschrieben. 
Erste Umsetzungserfolge liegen bereits vor, auf die in den 
nachfolgenden Kapiteln näher eingegangen wird.

Parallel hierzu sollen durch Netzwerkbildung die Größen-
nachteile kleiner und mittlerer Unternehmen ausgeglichen 
und Synergien durch Zusammenarbeit gewonnen werden. 
Im Technologiebereich wurden dazu bereits in den 90er 
Jahren die nachfolgend genannten Netzwerkorganisationen 
gebildet, um Verfl echtungen zwischen Wirtschaft und Wis-
senschaft zu initiieren und insbesondere kleine und mittlere 
Unternehmen dabei zu unterstützen, durch erfolgreiche In-
novationen zu wachsen:

• BioTOP Berlin-Brandenburg 

• TSBmedici

• OpTec Berlin-Brandenburg

• Forschungs- und Anwendungsverbund 
Verkehrstechnik (FAV)

• TimeKontor für die Informations- und 
Kommunikationstechnik

Dass Berlin mit der Konzentration auf technologische Kom-
petenzfelder auf dem richtigen Weg ist, wurde in der Vergan-
genheit wiederholt von Expertinnen und Experten bestätigt.

Die Enquetekommission „Eine Zukunft für Berlin“ hat in 
ihren Diskussionen die Aufmerksamkeit darauf gelenkt, dass 
die Entwicklung der technologischen Kompetenzfelder Ber-
lins in einen umfassenderen Kontext regionaler Wertschöp-
fung eingebettet werden müsse und hierfür aus der neueren 
Wirtschaftsgeographie den Begriff „Wirtschaftscluster“ 
aufgegriffen.

Der Begriff des Clusters ist vielschichtig und wird häufi g 
uneinheitlich verwendet. Hier soll darunter Folgendes 
verstanden werden: 

„Aus ökonomischer Sicht können Cluster als Netzwerke 
von Produzenten, Zulieferern, Forschungseinrichtungen, 
Dienstleistern und verbundenen Institutionen mit regi-
onaler Nähe zueinander defi niert werden, die über ge-
meinsame Austauschbeziehungen entlang einer Wert-
schöpfungskette gebildet werden. Die Mitglieder sind 
dabei über Kunden-/Lieferantenbeziehungen oder sonsti-
ge gemeinsame Interessen miteinander verbunden.

Dabei spricht man erst von einem Cluster, wenn sich 
eine kritische Masse von Firmen und / oder Forschungs-
einrichtungen in räumlicher Nähe zueinander befi ndet, 
deren Aktivitäten sich entlang einer oder mehrerer Wert-
schöpfungsketten ergänzen oder miteinander verwandt 
sind. Erst unter dieser Bedingung kann ein Wachstumspol 
entstehen, der auch Zulieferer und spezialisierte Dienst-
leister anzieht und Wettbewerbsvorteile für alle beteilig-
ten Firmen schafft.

Entscheidend für die Innovationskraft eines Clusters ist 
das Ausmaß des impliziten, markt- und wettbewerbsrele-
vanten Wissens, das zwischen den Akteuren verteilt ist.“
Dr. Bruno Broich: „Berliner Cluster – Der Weg zu Innovation und 
Wachstum. Die strategische Rolle der TSB“, Vortrag zum TSB-Jahres-
empfang 2006“

In der Diskussion mit der Enquetekommission hat der Senat 
drei Bereiche identifi ziert, in denen das Potenzial für Wirt-
schaftscluster gesehen wird. 

• Das Wirtschaftscluster Gesundheit: Hierfür wurde Ende 
2005 ein Clustermanagement etabliert und ein Master-
plan entwickelt. Die Kompetenzfelder Medizintechnik 
und Biotechnologie bilden den technologischen Nukle-
us dieses Bereiches, der aber die gesamte Kompetenz in 
Wissenschaft, Krankenversorgung und Pfl ege der Stadt 
umfasst.

III.  Zukunft gestalten durch Innovationspolitik
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III.2 Cluster Gesundheit
Die Gesundheitswirtschaft ist bereits heute einer der größ-
ten Teilmärkte der deutschen Volkswirtschaft. Betrug die 
Bruttowertschöpfung im Jahr 2003 in diesem Bereich noch 
ca. 180 Mrd. € in Deutschland, so wird für das Jahr 2020 
eine Steigerung auf rd. 230 Mrd. € vorhergesehen. Auch in 
Berlin wurden die Wachstumschancen dieses Bereichs er-
kannt und es werden alle Anstrengungen unternommen, um 
das Wachstumspotenzial des Wirtschafts- und Standortfak-
tors Gesundheit in den Feldern Gesundheitswirtschaft, Ge-

sundheitswissenschaft und Gesundheitsversorgung zu einem 
Cluster „Gesundheitswirtschaft“ weiterzuentwickeln.

Berlin und Brandenburg erfüllen die hierzu notwendigen 
Anforderungen. Die Zahl der Akteurinnen und Akteure und 
Projekte in verschiedenen Bereichen von Gesundheit, z. B. 
in der Biotechnologie, in der Medizintechnik, in der Tele-
medizin, in der Lasermedizin überschreitet die „kritische 

Dr. Christine Wedler, Geschäftsführerin 
der ASCA – Angewandte Synthesechemie 
Adlershof GmbH
1. Nahezu Ihr ganzes Wissenschafts- und Unterneh-
merinnenleben haben Sie im Adlershofer Technolo-
gieumfeld verbracht. Was macht den Erfolg dieses loka-
len Innovationszentrums aus?

Der Standort ist nicht auf dem Reißbrett entstanden, 
sondern konnte auf dem schon vor der Wende vorhan-
denen Wissenschaftszentrum der Akademie aufbauen. 
Sehr viele hochqualifi zierte Wissenschaftler waren noch 
da und haben überdurchschnittliche Aktivitäten entwi-
ckelt, um sich (und ihren Kollegen) eine neue berufl iche 
Existenz zu schaffen. Das Land Berlin und der Bund 
haben erhebliche Investitionen in Infrastruktur und neue 
Gebäude getätigt. Der Standort ist sehr gut vorzeigbar 
und auch für Außenstehende attraktiv. Die in Adlershof 
ansässigen Unternehmen haben wenig Neigung zu auf-
geblähter Geschäftsentwicklung, vollmundigen aber 
haltlosen Ankündigungen und riskanter Finanzierung. 
Dies liegt nach meinem Eindruck teils an ihrer ostdeut-
schen Herkunft, teils am Charakter der bevorzugten 
Geschäftsfelder wie Ingenieurtechnik und naturwissen-
schaftlicher Forschung. Entsprechend niedrig ist die In-
solvenzrate.

2. Das Wirtschaftscluster „Gesundheit“ zu dem auch 
Ihr Unternehmen zählt, hat sich in den vergangenen 
Jahren sehr positiv entwickelt – sind die vorhandenen 
Potenziale nunmehr ausgeschöpft, oder gibt es weitere 
Gestaltungsmöglichkeiten?

Das Ende ist noch längst nicht erreicht, Potenziale sehe 
ich in der Medizintechnik und der medizinischen / phar-
mazeutischen Forschung.

3. Besondere Familienfreundlichkeit ist ein Markenzei-
chen Ihres Unternehmens – was ist Ihr Geheimnis?

Wir versuchen, den Müttern (und Vätern!) das Gefühl 
zu geben, dass ihre Kinder willkommen sind. Die un-
vermeidlichen Fehlzeiten gleichen wir irgendwie aus. 
Und wir stellen die Mütter nach der Babypause wieder 
ein. Besondere Arbeitszeitmodelle oder Vergünstigun-
gen haben wir nicht. 

• Das Wirtschaftscluster Kommunikation: In diesem 
werden die Informations- und Kommunikationstech-
nik – einschließlich der Kreativ- und Kulturwirtschaft 
– miteinander verfl ochten. Das seit längerem bestehen-
de Netzwerk „Projekt Zukunft“ nimmt in diesem Zu-
sammenhang Koordinierungsaufgaben für das Cluster 
wahr. 

• Das Wirtschaftscluster Mobilität: Dieses entwickelt sich 
im Umfeld des Kompetenzfeldes Verkehrstechnologie. 
Die Etablierung eines Clustermanagements wird in An-
griff genommen.

Begleitet wird dieser Prozess durch ein Steering Commi-
tee, dessen Aufgabe es ist, die Aktionen der Partner des so 
genannten Quadrigaprozesses zur Umsetzung der gemein-
samen kohärenten Innovationsstrategie fortzuführen und 
deren Umsetzung mit wirksamem Controlling und zielge-
richteter Steuerung zu begleiten. 

Die Quadriga-Partner mit ihren jeweiligen 
speziellen Aufgaben

Der Senat koordiniert die politische Abstimmung und 
Prioritätensetzung in Bezug auf die Entwicklung der 
Kompetenzfelder zu Wertschöpfungsketten und Wirt-
schaftsclustern. Durch abgestimmtes Handeln werden die 
Innovationsfördereffekte zahlreicher Ressorts und ihrer 
Institutionen für die Stärkung der Wirtschaft genutzt.

Die TSB Technologiestiftung Berlin organisiert den stra-
tegischen Dialog und organisiert bzw. koordiniert das 
Kompetenzfeldmanagement ihrer Initiativen sowie der 
Initiativen außerhalb der TSB.

Die Investitionsbank Berlin unterstützt den Auf- und 
Ausbau des Wirtschaftsstandorts durch wirkungsvolle 
Wirtschaftsförder- und Existenzgründungsprogramme.

Die Berlin Partner GmbH, die Kammern (IHK, HWK) 
sowie die Vereinigung der Unternehmensverbände in 
Berlin und Brandenburg e.V. tragen durch Bestandsför-
derung, gezielte Akquisition und Ansiedlung begleitend 
zum Gelingen dieses Prozesses bei.
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Masse“. Schon jetzt beschäftigt der Gesundheitssektor in 
Berlin mit seinen verschiedenen Teilbereichen ca. 180.000 
Personen; damit ist fast jeder achte Berliner Erwerbstätige 
im Gesundheitssektor tätig. Berlin erbringt im internatio-
nalen Vergleich in verschiedenen Bereichen des Gesund-
heitswesens herausragende Spitzenleistungen; es verfügt 
über ausreichende Kapazitäten, um die gesamte Wertschöp-
fungskette abzubilden. Schon jetzt existiert eine Reihe von 
Netzwerken wie TSBmedici oder BioTOP Berlin-Bran-
denburg sowie innovativer Infrastrukturen, die Forschung, 
Wirtschaft und teilweise auch Krankenversorgung bündeln 
(Buch, Adlershof, Charlottenburg, Golm, Hennigsdorf, Lu-
ckenwalde).

Berlin wie auch Brandenburg weisen eine außergewöhn-
liche Dichte gesundheitsbezogener universitärer, außeruni-
versitärer und unternehmerischer Forschungsbereiche auf. 
Die Förderung von interdisziplinären Forschungsverbünden 
hat die Vernetzung von Wissenschaft untereinander und mit 
der Wirtschaft vorangetrieben. Berlin verfügt über ein leis-
tungsfähiges Netz der kurativen Gesundheitsversorgung: 
Die Charité gehört zu den führenden Universitätsklinika 
in Deutschland. Vivantes ist das größte öffentliche Kran-
kenhausunternehmen Deutschlands. Qualitativ erbringen 
Krankenhäuser Berlins deutschland-, europa- und teilweise 
weltweit Spitzenleistungen. Vor allem seit der Wende haben 
sich in Berlin mehrere innovative und leistungsfähige Kran-
kenhausunternehmen gebildet, die für sich und damit für 
die Region die Entwicklung qualitativer Standards voran-
treiben, ihre Leistungsangebote transparenter machen sowie 
auch außerhalb Berlins expandieren.

Ein Masterplan wurde erstellt mit dem Ziel, Struktur in die 
Entwicklung der einzelnen Wachstumsfelder zu bringen. 
Dieser widmet sich dem Cluster Gesundheitswirtschaft im 
Ganzen und umfasst die Kompetenzfelder Biotechnologie, 
Medizintechnik und in Teilen die Informations- und Kom-
munikationstechnologie sowie optische Technologien. Er ist 
in zwölf Handlungsfelder gegliedert:

1. Gesundheitswissenschaften als Grundlage 
und Motor der Entwicklung

2. Lehre, Ausbildung, Fortbildung

3. Transparenz und Steuerung

4. Marke, Messen, Kongresse

5. Biotechnologie und Biomedizin

6. Medizintechnik und Telemedizin

7. Weiterentwicklung von Technologiestandorten

8. Modernisierung und Optimierung 
der Gesundheitsversorgung

9. Prävention und Gesundheitsförderung

10. Verlängerung und Stärkung der Wertschöpfungsketten

11. Länder Berlin und Brandenburg 
als Gesundheitsunternehmer

12. Export von Gesundheit und Gesundheitstourismus

Die Aktivitäten in der Gesundheitswirtschaft waren im ver-
gangenen Zeitraum vor allem darauf gerichtet, Strukturen 
für die Realisierung des Masterplans aufzubauen sowie 
einen Vorschlag für einen gemeinsamen „Masterplan Ge-
sundheitsregion“ mit Brandenburg zu erarbeiten.

So wurde u. a. ein Kooperationsnetzwerk Gesundheitswirt-
schaft gegründet, dessen Geschäftsstelle in der TSB ihren 
Sitz hat. Dieses Netzwerk vereint zurzeit 21 Mitglieder. 
Neben Eigenbeiträgen der Mitglieder wird das Netzwerk 
durch die Senatsverwaltung für Wirtschaft, Technologie 
und Frauen fi nanziell unterstützt. Für jedes Handlungsfeld 
wurden Handlungsfeldbeauftragte bestimmt, die die Priori-
täten der Aufgaben festlegen und deren Umsetzung durch-
setzen. Die aktuellen Sachstände der einzelnen Handlungs-
felder sind unter www.health-capital.net dokumentiert.

Es besteht Einvernehmen darüber, dass der Masterplan durch 
die Akteurinnen und Akteure aus Gesundheitswirtschaft, 
-wissenschaft und -versorgung umgesetzt werden kann. Der 
Senat begleitet diesen Prozess.

Der Realisierungsstand in den einzelnen Handlungsfeldern 
ist unterschiedlich. Er umfasst das breite Spektrum zwi-
schen Ausgangssituations- und Problembeschreibung, Fest-
legung von Prioritäten bis hin zur Realisierung einzelner 
Maßnahmen. Beispielsweise bietet MediNet im Internet 
einen Überblick über das Ausbildungspotenzial der Berliner 
Gesundheitswirtschaft (www.medinet-ausbildung.de) an. 
Außerdem wurde an der Charité die Gründung der Berlin 
School of Public Health vollzogen. Im Bereich der Messen 
gelang es, die ITeG für 2007 und 2008 nach Berlin zu holen. 
Am weitesten ist die Realisierung der Maßnahmen in den 
nachfolgend dargestellten Kompetenzfeldern Medizintech-
nik und Biotechnologie fortgeschritten.

Kompetenzfeld Medizintechnik

Die Zahl der in Berlin in der Medizintechnik Beschäftigten 
wächst pro Jahr um 3,5 %. Die Medizintechnik gehört damit 
zu den Wachstums- und Innovationstreibern der Region.

Von großer Bedeutung für diese Entwicklung sind die re-
nommierten Kliniken und Forschungseinrichtungen, die 
einen weltweiten Ruf genießen, aber auch kleine und mittle-
re Unternehmen, die in ihrem Bereich oft zu den Branchen-
führern gehören.

Neben den ca. 180 Berliner Medizintechnikunternehmen 
gibt es in Berlin im Bereich Medizintechnik weitere 210 
Händlerinnen und Händler sowie sonstige Dienstleisterin-
nen und Dienstleister. Weiterhin sind 870 entsprechende 
Handwerksbetriebe registriert, darunter ca. 360 Augenop-
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tikerinnen und Augenoptiker, 45 Hörgeräteakustikerinnen 
und -akustiker und 105 Orthopädieschuhmacherinnen und 
-schuhmacher sowie ca. 360 Dentallabore.

Im Frühjahr 2006 wurde von TSBmedici der Technolo-
gie-Report „Medizintechnik in Berlin- Unternehmen und 
regionalwirtschaftliche Bedeutung“ vorgelegt. Der erst-
mals im November 2006 von TSBmedici herausgegebene 
„Branchenreport Medizintechnik Berlin-Brandenburg“ 
mit aktuellen Entwicklungen, Potenzialen und Perspek-
tiven der Region stellt geordnet nach den Handlungs-
feldern des Masterplans Medizintechnik wichtige Akteu-
rinnen und Akteure, Unternehmen, Netzwerke, Kliniken 
und Forschungseinrichtungen vor. 

In Forschung und Lehre ist Berlin in der Medizintechnik 
bundesweit einmalig. Zum Beispiel ist Berlin einer der 
Vorreiter bei telemedizinischen Anwendungen. Mit dem 
vom Zukunftsfonds geförderten Projekt „TCS – telemedi-
zinisches Notfallsystem für Langstreckenfl üge“ baut Berlin 
seine Stellung in der Telemedizin weiter aus. Inhalt des Pro-
jekts ist die Entwicklung eines telemedizinischen Systems 
für Herz-Kreislauf-Notfälle an Bord von Langstreckenfl ü-
gen. Mit dem Gerät kann das Kabinenpersonal auf Langstre-
ckenfl ügen über offener See, bei denen Notlandungen nicht 
möglich sind, Daten-, Sprech- und Videoverbindungen in 
ein telemedizinisches Notfallzentrum in der Rettungsstelle 
der Charité herstellen und die richtige Erstversorgung des 
Patienten bzw. der Patientin einleiten. 

Bei der Umsetzung des Masterplans Medizintechnik er-
zielten die Quadriga-Partner folgende Ergebnisse, wobei 
diese oftmals nicht nur einem Handlungsfeld zuzuordnen 
sind. Überschneidungen gibt es insbesondere bei der Bild-
gebung mit der Onkologie und dem Bereich Herz / Kreis-
lauf:

Onkologie

• Die Protonentherapie zur Behandlung von Tumoren des 
Augenhintergrundes am Hahn-Meitner-Institut konnte 
für den Standort Berlin durch Übernahme in die Charité 
gesichert werden.

• Die fl ankierenden Maßnahmen zur Errichtung einer Ein-
richtung für Schwerionentherapie sind positiv vorange-
schritten.

Bildgebung / Herz / Kreislauf

• Am Max-Delbrück-Centrum für Molekulare Medizin in 
Berlin-Buch wurde das „Experimental and Clinical Re-
search Center (ECRC)” etabliert.

• Im Rahmen des Zukunftsfonds des Landes Berlin wurden 
die Verbundprojekte zu den Themen Magnetresonanzto-
mographie (MRT)-Diagnostik atherosklerotischer Pla-
ques und Imaging Therapie Computertomograph weiter 
betreut.

• Ein neues Projekt mit dem Titel „Entwicklung von in-
novativen Instrumenten und therapeutischen Methoden 
in der offenen Hochfeld-Magnetresonanztomographie“ 
wurde mit den Partnern aus Wissenschaft und Wirtschaft 
formuliert und durch das Kuratorium der TSB für eine 
Finanzierung durch den Zukunftsfonds des Landes frei-
gegeben.

Telemedizin

• Im Bereich Telemedizin wurde das Projekt „Stroke Net“ 
zur schnellen Versorgung von Schlaganfallpatientinnen 
und -patienten im November 2005 gestartet und in 2006 
durchgeführt. Das Projekt vereint die Charité, die TU 
Berlin, die Berliner Feuerwehr, die SMH GmbH sowie 
das in Berlin und Brandenburg ansässige Unternehmen 
Meytec GmbH.

TSBmedici hat die Aufgabe, die Akteurinnen und Akteure 
der Medizin und Medizintechnik aus Wirtschaft und Wis-
senschaft untereinander und über die Region hinaus zu 
vernetzen. So wird zum Beispiel das bestehende Unter-
nehmensnetzwerk medtecnet Berlin-Brandenburg auch 
nach Auslaufen der Kofi nanzierung durch das Bundeswirt-
schaftsministerium weitergeführt. Das medtecnet und seine 
Mitgliedsunternehmen konnten ihren regionalen und über-
regionalen Bekanntheitsgrad deutlich erhöhen und Erfolge 
bei der Vernetzung in der regionalen Gesundheitsbranche 
erzielen. 

Kompetenzfeld Biotechnologie

Die Biotechnologie umfasst alle den Lebenswissenschaften 
zuzuordnenden Technologien zur Entwicklung und Herstel-
lung verschiedenster Produkte in den Wachstumsbranchen 
Pharma, Diagnostik, Gesundheit, Ernährung, Pfl anzenschutz 
und Umwelt.

Die Biotechnologie und Biomedizin der Region Berlin-
Brandenburg hat sich seit Mitte der 90er Jahre rasant entwi-
ckelt und nimmt nunmehr in Deutschland wissenschaftlich 
und wirtschaftlich eine Spitzenstellung ein. Die Basis für 
diesen Erfolg bilden die ansässigen, herausragenden For-
schungseinrichtungen und die zwölf regionalen technologie-
orientierten Biotechnologienetzwerke. Schwerpunkte liegen 
in den für die Diagnostika- und Wirkstoffentwicklung rele-
vanten Technologien.

Die positiven Trends zeigen sich deutlich im Anstieg der 
Anzahl der Unternehmen auf jetzt 174 und der Beschäf-
tigten um 7 % auf 3.427. Mehr als 40 % der Beschäftigten 
sind Frauen. Insolvenzen wurden in 2006 keine verzeichnet. 
Es wurden auch verstärkt umfangreiche internationale Koo-
perationen gemeldet.

Die Unternehmen akquirierten in den vergangenen Jahren 
rd. 600 Mio. € privates Kapital. Mehr als die Hälfte der 
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Unternehmen sind unmittelbare Ausgründungen aus For-
schungsinstituten.

40 % der Unternehmen haben in 2006 zusätzliche Mitar-
beiterinnen und Mitarbeiter eingestellt, während 12 % der 
Unternehmen Arbeitsplätze abgebaut haben. Im Jahr 2006 
hatten 106 KMU weniger als zehn Beschäftigte, 54 KMU 
zwischen 10 und 50 und 14 KMU über 50 Beschäftigte. 
Vier Unternehmen beschäftigen jeweils mehr als 100 Per-
sonen. Die überwiegende Zahl der Unternehmen konzent-
riert sich auf die Biomedizin. Nach eigenen Angaben sind 
76 % in diesem Segment tätig, 17 % beschäftigen sich mit 
Umweltbio technologie und 19 % sind im Bereich Landwirt-
schaft und Ernährung aktiv. Aktuell wird wieder ein Wachs-
tum bei der Zahl der Arbeitsplätze und der Gründungsakti-
vitäten beobachtet.

Der im Jahr 2005 entwickelte Masterplan zur Standortent-
wicklung für das Kompetenzfeld der Biotechnologie und 
Biomedizin der Länder Berlin und Brandenburg wurde in 
2006 fortgeschrieben. Einige erfolgreiche Beispiele aus den 
technologieorientierten Handlungsfeldern seien hier exem-
plarisch erwähnt:

Handlungsfeld „Regenerative Medizin“

Im November 2006 wurde in Berlin eines der beiden deutsch-
landweiten Translationszentren für Regenerative Medizin 
gegründet. Das Bundesministerium für Bildung und For-
schung fördert das „Berlin Center for Regenerative Thera-
pies, (BCRT)“ in den nächsten vier Jahren mit 15 Mio. €. 
Mit den Finanzierungszusagen der Länder Berlin und Bran-
denburg sowie der Helmholtz-Gemeinschaft und der Chari-
té Universitätsmedizin Berlin werden für den Aufbau eines 
international wettbewerbsfähigen Zentrums bis 2010 rd. 45 
Mio. € zur Verfügung stehen. Zu den Partnern gehören das 
deutsche Herzzentrum, das Deutsche Rheumaforschungs-
zentrum, die TU Berlin, die FU Berlin, die Universität Pots-
dam, das Max-Delbrück-Centrum in Buch, die GKSS, zwei 
Berliner Max-Plank-Institute sowie zahlreiche Berliner und 
Brandenburger Biotechnologieunternehmen.

Handlungsfeld „Wirkstoffentwicklung“

Im Januar 2007 wurde das „Zentrum für Wirkstoffentwick-
lung Berlin-Brandenburg“ offi ziell ins Leben gerufen. Am 
Standort Berlin-Buch, am Leibniz-Institut für Molekulare 
Pharmakologie (FMP) ist der Sitz der Koordinationsstelle. 
Das Zentrum fördert und koordiniert die gesamte Wirkstoff-
entwicklung ausgehend von der Identifi zierung potenzieller 
Wirkstoffe bis hin zu deren präklinischer Entwicklung.

Die im Rahmen des Masterplans für das Kompetenzfeld Bio-
technologie/Biomedizin tätigen Akteure und Akteurinnen 
haben sich für 2007 nachfolgende Ziele für die Region ge-
setzt:

Das Handlungsfeld „Innovative Biotechnologien“ bildet die 
infrastrukturelle Basis der Bioregion. Die Unterstützung von 

Projekten zur Sicherung der Netzwerk- und Infrastrukturen 
wird vorrangiges Thema in diesem Jahr sein. Hier spielen 
Themen wie die Funktionelle Genomforschung, die biohyb-
riden Technologien und die Glykobiotechnologie eine be-
sondere Rolle.

Die BioRegion soll von Investoren als biomedizinisches 
Cluster und international anerkanntes Kompetenzzentrum 
in den Bereichen Diagnostik und Therapie wahrgenommen 
werden. Gemeinsam mit Berlin Partner GmbH und der Zu-
kunftsagentur Brandenburg wird hierzu eine Ansprachestra-
tegie für die Großindustrie erarbeitet und umgesetzt. Ende 
2009 sollen durch Ansiedlungen rd. 400 neue Arbeitsplätze 
für die BioRegion geschaffen werden.

Darüber hinaus bleibt es auch gegenwärtig eine wichtige 
Aufgabe, das Gründungsgeschehen weiter zu reaktivieren. 
Für Neugründungen stehen mit dem neuen Förderprogramm 
des Bundes GO-Bio und dem HighTech Gründerfonds ge-
eignete Instrumente zur Verfügung. 2006 kamen zwei der 
bundesweit zwölf Preisträger der ersten GO-Bio-Förderrun-
de aus Berliner Instituten.

Mit der Innovationsoffensive Life Science TOP-50 sollen in 
den kommenden Jahren die aussichtsreichsten 50 Projekte 
in den Handlungsfeldern Diagnostika und Wirkstoffe in den 
FuE-Einrichtungen identifi ziert und bis zum Proof of Con-
cept (PoC) weiterentwickelt werden. Es gilt die Lücke zwi-
schen grundlagenorientierter und angewandter kommerziell 
orientierter FuE zu schließen. Nach erfolgreichem Nachweis 
des PoC soll durch Gründung, FuE-Kooperationen mit Un-
ternehmen oder durch Lizenzierung die kommerziell orien-
tierte Weiterentwicklung initiiert werden.

III.3 Cluster Kommunikation
Die Informations- und Kommunikationswirtschaft (IuK) 
sowie die Medienbranche haben für die gesamte Berliner 
Wirtschaft eine Schlüsselfunktion. Als Querschnittstech-
nologien wirken die IuK-Technologien dabei auch auf die 
beiden anderen Berliner Cluster – „Gesundheit“ und „Mobi-
lität“. Durch ein kontinuierliches Wachstum konnte sich die 
Medien-, Informations- und Kommunikationswirtschaft in 
den vergangenen Jahren zu einem der maßgeblichen Berli-
ner Wirtschaftscluster entwickeln.

Der wirtschaftliche und gesellschaftliche Strukturwandel 
hin zur Informationsgesellschaft ist in Berlin stärker spürbar 
als in jeder anderen deutschen Stadt. Berlin ist zur Stadt der 
Medien- und Kommunikationswirtschaft geworden.

Durch seine Erfahrungen mit Pilotprojekten zum mobilen 
Fernsehen, den Netzwerken zu technologischen Kernthemen 
sowie der hohen Forschungsdichte ist Berlin ein zunehmend 
gefragter Partner in der europäischen und internationalen 
Projektkooperation. So erhielt Berlin den Zuschlag für ein 
EU-Programm zur Etablierung einer eLearning-Plattform 
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und ist Koordinator eines europäischen Projekts zum Er-
fahrungsaustausch beim digitalen Fernsehen. Die UNESCO 
verlieh Berlin zu Beginn des Jahres 2006 für seine Potenzi-
ale auf dem Gebiet des Design den Titel „Stadt des Design“. 
Berlin hat mit seiner herausragenden Kulturlandschaft und 
seiner immensen Anziehungskraft auf junge kreative Men-
schen die große Chance, sich als wichtiger Knotenpunkt im 
Netzwerk der „Creative Cities“ der Welt zu etablieren. An-
satzpunkte sind Musik, Film und Design ebenso wie bilden-
de Kunst und Theater. Schon heute beträgt der Anteil der 
Kulturwirtschaft am BIP nach Schätzungen rd. 11 %. Das 
Wachstumspotenzial in diesem Bereich gilt es weiter aus-
zuschöpfen.

Key-Player bei der Entwicklung und Ausgestaltung dieses 
regionalen und sektoralen Netzwerkkonzeptes ist „Projekt 
Zukunft“ – die landesweite Initiative für den Strukturwandel 
zur Informations- und Wissensgesellschaft in Berlin. Projekt 
Zukunft unterstützt die Entwicklung und den Einsatz von In-
formationstechnik und Neuen Medien sowie – seit 2004 – der 
Kulturwirtschaft bzw. der „Creative Industries“ zur Moder-
nisierung der Stadt und bündelt die Berliner Aktivitäten zur 
Entstehung und Weiterentwicklung des Clusters Kommuni-
kation. Gestartet mit einem Kreis von rund 150 Partnern aus 
Wirtschaft, Wissenschaft, Verwaltung, Verbänden und ge-
sellschaftlichen Gruppen arbeitet Projekt Zukunft heute als 
strategische Dachorganisation in einem offenen, sich ständig 
erweiternden Netzwerk in Form der Public-Private-Partner-
ship an Leitprojekten, Technologie-, Branchen- und Qualifi -
zierungsinitiativen. www.projektzukunft.berlin.de 

Seit Ende 2006 bietet das „Wirtschaftsportal“ unter berlin.de 
interessierten Unternehmen mehr als 150 Informationen und 
Online-Dienste der Verwaltung sowie die elektronische Ab-
wicklung von Verfahren mit der Verwaltung. Portale wie der 
„Telekommunikations-Atlas“ und der „WissenschaftsAtlas 
Berlin“ konnten ihre Zugriffszahlen weiter erhöhen. Das 
„Museumsportal Berlin“, ein Portal für die rund 200 Museen 
und 400 Galerien der Region, soll Ende 2007 online gehen. 
Für die Creative Industries wird gegenwärtig ein neues In-
formationsportal vorbereitet.

Die Aktivitäten 2007 werden sich auf folgende Schwer-
punkte konzentrieren:

• Weiterentwicklung der Strategie für den Ausbau des IT-
Standortes (IT-Strategie)

• Entwicklung eines Strategieplans für die Creative Indus-
tries (CI-Strategie) und Verzahnung mit der IT-Strategie

• Ausbau der internationalen Kooperation, insbesondere 
in den Bereichen Innovation und Wissenstransfer (Berlin 
– Stadt des Wissens), Digitales Fernsehen (DICE) und 
Sicherheit mit IT (Kooperation internationaler Metropo-
len)

• Öffentlichkeitsarbeit und Netzwerkkommunikation.

Prof. Dr. Günther Tränkle, 
Direktor des Ferdinand-Braun-Instituts 
für Höchstfrequenztechnik

1. Die Mikrosystemtechnik gilt als eine typische Quer-
schnittstechnologie und ist damit in allen Berliner 
Clustern verwurzelt – wo sehen Sie trotz dieser Vielfalt 
die Schwerpunkte?

Wichtige Berliner Felder für die Mikrosystemtechnik 
sind die Lebensmitteltechnologie, Mikromedizintech-
nik sowie Mess- und Gerätetechnik. Weitere zentrale 
Anwendungen liegen bei miniaturisierten Sensorsys-
temen für die Mobilkommunikation und in der Daten-
aufnahme und -verarbeitung (Data-Logger). Auch auf 
die führenden Leistungen im Bereich der Technologie-
weiterentwicklung bei der Systemintegration für mini-
aturisierte und mikrooptische Systeme möchte ich an 
dieser Stelle besonders hinweisen.

2. Sie sind Vorsitzender des Kuratoriums „Lange 
Nacht der Wissenschaften“, die 2007 zum siebten Mal 
stattfand – was macht diese Veranstaltung so erfolg-
reich?

Die Lange Nacht präsentiert eine breite Vielfalt von 
Wissenschaft, von geisteswissenschaftlichen Diszipli-
nen über Sozialwissenschaften bis hin zu naturwissen-
schaftlichen Themen. Dadurch fi ndet jeder Besucher 
das Programm, das zu seinen Interessen passt. Ich bin 
außerdem davon überzeugt, dass so mancher Besucher 
Vorurteile gegenüber Wissenschaft abbaut, die von 
einigen als realitätsfern oder unverständlich wahrge-
nommen wird. In der „klügsten Nacht“ präsentieren 
Wissenschaftler im lockeren Rahmen allgemeinver-
ständlich komplexe Inhalte, machen Anwendungen 
erlebbar und bieten Experimente zum Anfassen. Das 
hilft gegen eventuelle Berührungsängste – und zwar 
auf beiden Seiten.

3. Als Süddeutscher in Berlin – und das seit nunmehr 
zehn Jahren. Eine gute Gelegenheit für ein kurzes Zwi-
schenresümee: Wie lebt es sich in der Hauptstadt?

Gut! In Berlin kann sich schließlich jeder „seinen Kiez“ 
und damit das zum Lebensentwurf passende Umfeld 
aussuchen. Berlin ist ja aus kleineren und mittleren 
Städten zu einem großen Ganzen zusammengewach-
sen. So gesehen ist der Stadtteil Köpenick, in dem ich 
lebe, in etwa so groß wie meine Heimatstadt Heilbronn 
– es macht also kaum einen Unterschied. 
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sierung von Rationalisierungs- und Innovationspotenzialen 
in Wirtschaft, Verwaltung und allen weiteren Einsatzberei-
chen der Informations- und Kommunikationstechnik. Zur 
Berliner Informations- und Kommunikationstechnikbranche 
gehören mehr als 3.300 IT- und Telekommunikationsdienst-
leiter. Ca. 300 Unternehmen sind darüber hinaus dem verar-
beitenden Gewerbe zuzurechnen. Insgesamt sind in beiden 
Bereichen fast 40.000 Beschäftigte tätig, die einen Umsatz 
von 8,1 Mrd. € erwirtschaften.

Berlin verfügt über eine sehr gute Telekommunikations-
Infrastruktur, die im Berliner Telekommunikations-Atlas-
Berlin (www.tk-atlas-berlin.de ) als Informationsangebot der 
Senatsverwaltung für Wirtschaft, Technologie und Frauen 
dokumentiert ist: Bis zum Ende des Jahres 2007 wird im 
Berliner Stadtgebiet DSL als Breitbandtechnologie fl ächen-
deckend verfügbar sein, der Ausbau des Kabelinternet als 
alternative Breitband-Infrastruktur wird in Berlin beschleu-
nigt vorangetrieben, die Aufrüstung der Mobilfunknetze in 
Richtung HSDPA (High Speed Downlink Packet Access) 
als ein erweitertes Übertragungsverfahren des Mobilfunk-
standards UMTS mit deutlich höheren Übertragungsraten 
hat begonnen und für funkgestützte Breitbandtechnologien 
(Broadband Wireless Access ) wie WLAN und WIMAX 
entwickelt sich ein breites Angebot.

Wie u. a. der Verlauf der CeBIT 2007 mit über 200 Ausstel-
lern aus der Hauptstadtregion deutlich machte, schaut die 
regionale IT-Branche seit vielen Jahren erstmals wieder op-
timistisch in die Zukunft. So erwartet der regionale Bran-
chenverband der Berlin-Brandenburger IT-Wirtschaft SIBB 
für 9 % der Unternehmen der Branche Umsatzsteigerungen 
im Verlauf des Jahres 2007.

Der bundesweit tätige Branchenverband der IT-Wirtschaft 
BITKOM prognostiziert weitere längerfristige Nachfrage-
schübe insbesondere durch IT-Innovationen in den Berei-
chen Telematik und Navigation, Logistik und RFID, Sicher-
heitstechnologien sowie Elektronik und IT-Anwendungen 
im Gesundheitswesen (eHealth) und bestätigt mit dieser 
Prognose die neue Ausrichtung der Strategie für den IT-
Standort Berlin für die Jahre 2007–2009.

Ein Schwerpunkt von Projekt Zukunft war die Integration 
von Einzelinitiativen wie eGovernment, konvergente Diens-
te, XML, DVB-T/ DVB-H oder Sicherheit durch IT in der 
gemeinsamen IT-Strategie des Landes Berlin. Im Rahmen 
der IT-Strategie, die in Abstimmung mit Brandenburg und 
der Wirtschaft entwickelt worden ist, werden konkrete Ziel-
parameter, Maßnahmen, Partner und Umsetzungszeiträume 
für zentrale IT-Projekte defi niert. In Kooperation mit den 
Berliner Institutionen IBB, TSB, Berlin Partner sowie der 
IHK konnten nahezu sämtliche für 2006 gesetzten Ziele er-
reicht werden. Die Länder haben sich darauf verständigt, bei 
der Entwicklung von Netzwerken im Bereich der Medien- 
und IT-Wirtschaft zusammenzuarbeiten.

Kompetenzfeld Informations- und 
Kommunikationswirtschaft und Medien

Das kontinuierliche Wachstum der Informations- und Kom-
munikationswirtschaft und Medien hat sich weiter fortge-
setzt. An den Wirtschaftsdaten der Jahre 2000–2005 zeigt 
sich die erwartete Erholung der Unternehmen von der wirt-
schaftlichen Talfahrt. Die Branche hat inzwischen ihre Posi-
tion in weiten Teilen gefestigt und setzt den eingeschlagenen 
Weg zu einer marktbezogenen Restrukturierung fort. Da-
durch konnten u. a. neue Branchenentwicklungen – so z. B. 
in den Bereichen Internet-Dienste (Web 2.0) oder Games 
(Interaktive Spiele/Virtuelle Welten) – entstehen, die neue 
Wachstumsschübe induziert haben.

Zwischen 2000 und 2005 stieg die Anzahl der umsatzsteu-
erpfl ichtigen Betriebe um 28 %, der erwirtschaftete Umsatz 
um 29 %. Allein zwischen 2004 und 2005 kam es zu einem 
Wachstum von 8 % bei den umsatzsteuerpfl ichtigen Betrie-
ben und 22,5 % beim Umsatz. 

Die Anzahl der Beschäftigten (sozialversicherungspfl ichtig 
und geringfügig Beschäftigte sowie freie Mitarbeiter und 
Selbstständige) ist von 2000–2005 zwar gesunken, nach 
dem tiefsten Stand 2003 steigt die Zahl aber wieder kontinu-
ierlich an, zwischen 2004 und 2005 um fast 4 %. Einen nicht 
unerheblichen Anteil daran haben die geringfügig Beschäf-
tigten, die freien Mitarbeiter sowie die Selbstständigen.

In letzter Zeit wurde häufi g darüber diskutiert, dass die Zahl 
der freien Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter und der ge-
ringfügig Beschäftigten zu Lasten der sozialversicherungs-
pfl ichtigen Beschäftigungsverhältnisse zunimmt. Da die 
freien Mitarbeiter bisher in keiner amtlichen Statistik erfasst 
werden, hat das Deutsche Institut für Wirtschaftsforschung 
(DIW) im Rahmen des Projekts „Erstellung einer Datenba-
sis zur Kulturwirtschaft“ (Veröffentlichung Ende Juni 2007) 
unter Berliner Medien-, IT- und Kulturwirtschaftsunter-
nehmen erstmals Angaben zu den freien Mitarbeitern und 
Selbstständigen erfragt. Das Ergebnis hat Unterschiede in 
den verschiedenen Branchen aufgezeigt. In der Medienwirt-
schaft beträgt der Anteil der freien Mitarbeiter und Selbst-
ständigen 51 %, in der IT-Wirtschaft dagegen nur 17 %. Die 
Anzahl der geringfügig Beschäftigten ist von 2004 zu 2005 
in der gesamten Medien- und IT-Wirtschaft um 10 % gestie-
gen und beträgt fast 7 % aller Beschäftigten. Demgegenüber 
stagniert die Zahl der sozialversicherungspfl ichtigen Be-
schäftigungsverhältnisse, was zeigt, dass sich die Beschäf-
tigungsstruktur tatsächlich verändert. 

Informations- und Kommunikationswirtschaft

Die Unternehmen der Informations- und Kommunikations-
wirtschaft leisten einen wichtigen Beitrag zum Erhalt und 
Entstehen von Arbeitsplätzen, zur Generierung einer hohen 
Wertschöpfung in Berlin sowie zur Erschließung und Reali-
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Film- und Fernsehbranche

Die Film- und Fernsehbranche ist eines der wichtigsten 
Wachstumsfelder der Medienwirtschaft bzw. der Creative 
Industries in Berlin. In den vergangenen Jahren ist das Netz-
werk aus Produzenten, Studios, Kopierwerken, Postproduk-
tionsfi rmen und ansässigen Fernsehsendern weiter zusam-
men gewachsen.

Die Unternehmen erwirtschaften über die gesamte Wert-
schöpfungskette hinweg einen Gesamtumsatz von über 
1,4 Mrd. €. Über 40 % des Umsatzes werden regelmäßig 
durch TV-Produktionen (zumeist TV-Auftragsprodukti-
onen, aber auch Talksendungen, Telenovelas, Comedy- und 
Sitcom-Formate) erwirtschaftet. Mit über 1.700 Unterneh-
men und über 13.000 sozialversicherungspfl ichtig Beschäf-
tigten weist Berlin nach München die deutschlandweit 
höchste räumliche Konzentration an Unternehmen und Be-
schäftigten auf.

Die Internationalen Filmfestspiele „Berlinale“ mit dem 
stark wachsenden Filmmarket und Co-Production-Market 
sowie zahlreiche nationale und internationale Filmproduk-
tionen unterstreichen die internationale Bedeutung Berlins 
als Filmstadt. Entscheidende Impulse für das deutsche Kino 
gehen von den unabhängigen Produzenten in der Haupt-
stadtregion aus. Berlin erfreut sich als Produktions- und 
Drehort in Deutschland zunehmender Beliebtheit. Davon 
profi tieren auch die ansässigen Unternehmen. So stiegen die 
Umsätze der Produzenten, Fernsehsender, Verleiher, Kinos 
und selbstständigen Filmschaffenden im Zeitraum seit 1998 
um 22 % an.

Den Unternehmen stehen seitens des Landes Investitions-
kostenzuschüsse, Zwischenfi nanzierungsdarlehen sowie 
Bürgschaften zur Finanzierung von Investitionen und Be-
triebsmitteln zur Verfügung. Mit Studio Hamburg / Studio 
Berlin wurde Ende 2006 ein Bürgschaftsrahmen vereinbart. 
Ziel dieser Instrumente ist es, das bestehende Netzwerk an 
Film- und Fernsehunternehmen am Standort weiter auszu-
bauen und beim Wachstum zu unterstützen.

Die Medienboard Berlin Brandenburg GmbH ist für die 
Förderung der Filmbranche und das Standortmarketing in 
der Region zuständig. Die Institution vergibt jährlich rund 
23 Mio. € Fördermittel für die Drehbuch- und Projektent-
wicklung, Produktion und den Verleih an regional ansäs-
sige Unternehmen. Zusätzliche Mittel erhält Medienboard 
von den Sendern ZDF, ProSiebenSat1 und dem RBB. Seit 
2006 fördert Medienboard im Rahmen eines Pilotprojektes 
die Entwicklung von digitalen Inhalten wie Games, Mobile 
Entertainment und Internet. 

In 2006 wurden 245 Projekte mit einer Gesamtsumme von 
26,1 Mio. € gefördert. Im Durchschnitt liegt der Regionalef-
fekt bei rund 300 %. Neben der fi nanziellen Förderung unter-
stützt die Medienboard GmbH die Film- und Medienschaf-

fenden durch die Location-Datenbank (www.bbfc.de), den 
Film Commissioner sowie zahlreiche Weiterbildungs- und 
Standortmarketing-Veranstaltungen wie die Internationale 
Medienwoche, Connecting Cottbus und Cartoon Movie.

Musikwirtschaft

Durch die Ansiedlung großer Unternehmen wie Universal 
Music und MTV, die kreative mittelständische Musikszene, 
die facettenreiche Clubkultur und Veranstaltungen mit inter-
nationaler Strahlkraft wie der Echo-Verleihung und der Mu-
sikmesse Popkomm hat sich Berlin in den letzten Jahren zu 
der Musikhauptstadt in Deutschland entwickelt.

Der Umsatzanteil Berlins am deutschen Markt liegt bei 
rund 60 %. In der Berliner Musikwirtschaft erwirtschafte-
ten rund 1.500 Unternehmen und Selbstständige – darunter 
Veranstalter, Musiklabels, Verlage, Studios, Musikmana-
ger, Komponisten und Hersteller von Musikinstrumenten 
– einen Umsatz von 1,1 Mrd. €. Die Unternehmen beschäf-
tigen rund 5.700 sozialversicherungspfl ichtig Beschäftigte 
und ein Vielfaches an freien Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
tern. Aufgrund von Ansiedlungen und Neugründungen stieg 
das Umsatzvolumen seit 1998 um über 75 % an. Die Mu-

Nicole Srock-Stanley, Geschäftsführerin 
der Dan Pearlman Markenarchitektur 
GmbH
1. Sie sind Geschäftsführerin einer Agentur für „Mar-
kenarchitektur“ – Was verbirgt sich dahinter?

Markenarchitektur bedeutet, Marken dreidimensional 
zu führen. Im Gegensatz zur Werbung wird die Marke 
bei uns räumlich und damit „greifbar“ gemacht; sei es 
durch Retail Design, Messen, Film oder Ausstellungen.

2. Berlin präsentiert sich gerne als junge, kreative Stadt 
– war das für Sie der ausschlaggebende Grund, gerade 
hier unternehmerisch tätig zu sein?

Ja, Berlin ist eine schnelllebige Stadt, offen für Trends 
und Neuerungen mit viel Spielraum für individuelle 
Ideen. Aber es ist auch eine Stadt, in der man mit gerin-
gem Risiko und vergleichsweise wenig Startkapital ein 
Unternehmen gründen kann, denn Mieten und Lebens-
haltungskosten sind günstiger als in anderen Städten.

3. Gender-Mainstreaming gilt als wichtiges gesell-
schaftspolitisches Querschnittsziel – wird es auch in 
einer modernen Branche wie Ihrer gelebt?

Bei uns in der Agentur arbeiten wir in interdisziplinären 
Projektteams. Da kommt es darauf an, dass ein Team als 
Ganzes miteinander harmoniert und gute Ideen entwi-
ckelt. Eine bestimmte Quote spielt keine Rolle.
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Defi nition der Ziele und die Umsetzung der im März 2005 
vorgestellten IT-Standort-Strategie verantwortlich. Ein über-
geordnetes Ziel war es, die Anzahl der Beschäftigten gegen-
über dem bundesweiten Wachstum um einen Prozentpunkt 
zu übertreffen und ein weiteres international agierendes IT- 
oder Medienunternehmen in Berlin anzusiedeln.

Dies wurde mit der Ansiedlung der Deutschlandzentrale 
des Weltkonzerns Sony erreicht. Außerdem ist es gelungen, 
die Fördermittel in den strategischen Handlungsfeldern zu 
konzentrieren (77 % der EFRE-Maßnahme „Informations-
gesellschaft“) und damit auch die bestehenden aufgabenbe-
zogenen Netzwerke (z.B. XML-City, Amt24, Sicherheit mit 
IT, Galileo, BCIX und WemakeIT Berlin-Brandenburg) zu 
unterstützen. 

In den sechs strategischen Handlungsfeldern, bei denen die 
Stadt über ein hohes innovatives und wachstumsfähiges Po-
tenzial verfügt, wurden nahezu alle gesetzten Ziele erreicht.

• Breitbandkommunikation: Das Ziel, die Zahl der Breit-
bandanschlüsse ausgehend von einem Bestand von 
220.000 zu verdoppeln, wurde mit 800.000 realisierten 
Anschlüssen weit übertroffen. In Berlin sind mehr als die 
Hälfte aller Unternehmen (51 %) mit einem Breitband-
anschluss ausgestattet. Das ist der zweithöchste Wert im 
Bundesvergleich.

• Konvergente Dienste: Etablierung einer konvergenten 
marktfähigen Dienste-Plattform durch Kabel Deutsch-
land

• Sicherheit mit IT: Ausbau der marktführenden Position 
Berlins durch Veranstaltungen, Broschüren und Vernet-
zung erreicht.

• XML-Technolgie: Hier gelang es leider nicht, die Mit-
gliedszahl des Vereins <xmlcity:berlin> auf 50 zu stei-
gern. Zurzeit sind 36 Unternehmen und Netzwerke Mit-
glieder.

• E-Government: Die Nutzung interaktiver E-Govern-
ment-Anwendungen zwischen der Wirtschaft und der 
Verwaltung wurde gesteigert. Mittlerweile erfolgt nach 
einer Studie der IHK Berlin (August 2006) rund 70 % 
der Unternehmenskommunikation mit der Verwaltung 
über das Internet.

• Telemedizin/E-Health: Auch hier konnte das gesetz-
te Ziel, drei innovative Projekte zu initiieren, erreicht 
werden:

– Nest– Netzwerk für integrierte System- und 
Telemedizin

– StrokeNET – Verbundprojekt von Rettungsdiensten, 
Spezialkliniken und kooperierenden Krankenhäusern 
auf der Basis einer Kommunikationsplattform für 
mobile und feste Netze

– Innovationsforum EHealth
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sikwirtschaft gehört neben der Film- und Fernsehwirtschaft 
in Berlin zu den Branchen, die sich innerhalb der Creative 
Industries am dynamischsten entwickeln.

Das Land unterstützt die Musikunternehmen im Rahmen der 
Musikwirtschaftsinitiative beim Aufbau von Netzwerken, 
durch Kongresse zu aktuellen Themen (z.B. „Music Export 
Basics“) und durch die Ko-Finanzierung von Messegemein-
schaftsständen (z. B. auf der Midem und der Popkomm) 
sowie über Investitionskostenzuschüsse für neue und be-
stehende Unternehmen. Zu den wesentlichen Zielen gehört 
neben der Ansiedlung von großen Unternehmen insbesonde-
re die Förderung der Klein- und Kleinstzellen der Branche.

Kulturwirtschaftsinitiative

Über 20.000 zumeist kleine und mittlere Unternehmen der 
Kreativwirtschaft erwirtschaften in Berlin einen Umsatz von 
über 8 Mrd. € und erreichen damit einen Anteil von 11 % am 
Bruttoinlandsprodukt der Berliner Wirtschaft. Über 90.000 
sozialversicherungspfl ichtig Beschäftigte (8 % der Beschäf-
tigten) arbeiten in der Kreativwirtschaft. Der Sektor ist u. a. 
durch seine sehr kleinteilige Struktur und die höchste Dichte 
an selbstständigen Kulturschaffenden in Deutschland ge-
prägt. Diese sind die wichtigste Triebfeder für die Wachs-
tumsdynamik in Berlin.

Mit der 2004 gestarteten Kulturwirtschaftsinitiative konnte 
Projekt Zukunft weitere Branchen der wachsenden Creative 
Industries an seinem Netzwerk beteiligen und in die strate-
gische Zusammenarbeit integrieren. Unterstützt wurden u. a. 
Messegemeinschaftsstände und Auslandspräsentationen der 
Games-, Design-, Mode- und Kunstbranche, B2B-Veranstal-
tungen wie „Media meets Industry“, Netzwerkbildung und 
Internetplattformen sowie brachenspezifi sche Workshops, 
u. a. in Kooperation mit Banken zu Fragen der Finanzierung 
oder mit Juristen zu Verwertungs- und Urheberrechtsfragen. 

Die künftigen Aktivitäten der Kulturwirtschaftsinitiative 
werden vor allem darauf gerichtet sein, branchenspezifi sche 
und branchenübergreifende Netzwerke zu unterstützen – von 
stadtteilbezogenen bis zu internationalen Initiativen. Darü-
ber hinaus sollen Finanzierungsmodelle diskutiert werden, 
die der Kreativwirtschaft den Zugang zu Investitionsmitteln 
erleichtern und Förderprogramme erschließen sollen.

Bei der Umsetzung des Masterplans zur Entwicklung des 
Kompetenzfeldes Informations- und Kommunikationstech-
nologie wurden nahezu alle im Rahmen der Strategie für den 
IT-Standort Berlin defi nierten Ziele von Projekt Zukunft und 
den beteiligten Partnern (Berlin Partner, Investitionsbank 
Berlin, Technologiestiftung Berlin, IHK, TIMEKontor) in 
den beiden zurückliegenden Jahren erreicht und teilweise 
sogar übertroffen.

Für das Kompetenzfeld Informations- und Kommunikati-
onswirtschaft und Medien war die Landesinitiative Projekt 
Zukunft gemeinsam mit ihren strategischen Partnern für die 
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III.4 Cluster Mobilität
Der Cluster Verkehr und Mobilität zählt mehr als 400 Un-
ternehmen in der Hauptstadtregion, davon knapp 300 in 
Berlin. Neben global agierenden Firmen mit Standorten in 
der Region prägt vor allem der Mittelstand die Verkehrs- und 
Mobilitätswirtschaft in Berlin-Brandenburg. Mehr als 80 % 
der Unternehmen sind KMU mit weniger als 20 Beschäf-
tigten. 

Das Cluster Mobilität umfasst insgesamt 250.000 Arbeits-
plätze in der Hauptstadtregion. Derzeit sind ca. 47.300 Ar-
beitsplätze in Industrie und mittelständischen Unternehmen 
vorhanden und rund  2.000 wissenschaftliche Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeiter in mehr als 100 Instituten und Fach-
gebieten mit Forschungen im Bereich Verkehr und Mobilität 
beschäftigt (Stand: Ende 2005). Zusätzlich beschäftigen die 
großen Verkehrsbetreiber (z. B. Deutsche Bahn mit S-Bahn 
Berlin, BVG, ViP, Berliner Flughäfen) ca. 48.000 Personen, 
und weitere etwa 150.000 Arbeitsplätze sind dem breiten 
Feld Logistik / Verkehrsdienstleistungen zuzuordnen. 

Zur gezielten Entwicklung des Clusters wurden handlungs-
feldbezogene Innovationsmanager in den Bereichen Luftfahrt 
(wahrgenommen durch den regionalen Verband BBAA), 
Raumfahrt (RiBB – Raumfahrtinitiative BerlinBranden-
burg), Logistik und Automotive etabliert. Teilweise konnte 
hierzu seit Frühjahr 2005 das Instrument der GA-Netzwerke 
eingesetzt werden.

Zentrale Aspekte des Clusteransatzes sind die Einbindung in 
Netzwerke, die Unterstützung bei der Suche nach komple-
mentären Partnern für Innovationsvorhaben, die Beratung 
in Bezug auf Markttrends, Hilfe bei der Formulierung von 
Verbundprojekten sowie die Akquisition von Anschubmit-
teln. Hauptaugenmerk kommt der Unterstützung zur Erlan-
gung von Systemkompetenz zu, die einen Schlüssel für das 
dauerhafte Bestehen am Markt darstellt. Die Bildung von 
Projektverbünden zu europäischen Entwicklungspartner-
schaften, in denen sich die Wirtschaft und die Wissenschaft 
in vertrauensvoller und dauerhafter Kooperation entlang der 
Wertschöpfungskette synergetisch ergänzen, ist hierbei von 
großer Bedeutung.

Thomas Meißner, Geschäftsführer 
Forschungs- und Anwendungsverbund 
Verkehrssystemtechnik (FAV) Berlin
1. Berlin baut gezielt auf drei Wirtschaftscluster, eines 
davon ist „Mobilität“. Wie bedeutend sind solche regi-
onalen Verbünde für die Entwicklung von Innovations-
standorten?

Die Konzentration der Wirtschafts- und Projektförde-
rung auf Cluster bzw. Kompetenzfelder hat sich be-
währt; die darauf basierende „kohärente Innovations-

strategie des Landes Berlin“ wird von außen mittlerweile 
als beispielgebend in Sachen Zielführung und Effi zienz 
angesehen. Für das Cluster „Mobilität“ bedeutet dies, 
dass die Unternehmen und Forschungseinrichtungen 
thematische Netzwerke fi nden, in denen sie gezielte 
Unterstützung für die Projektentwicklung, die Partner-
suche und Finanzierungsaspekte erhalten. Die zentralen 
Akteure der Berliner Innovationsstrategie – Senat, TSB-
FAV, IHK, Berlin Partner, IBB, HK – arbeiten Hand in 
Hand, um Wirtschaft und Wissenschaft im Bereich Ver-
kehr und Mobilität Wachstum durch wettbewerbsfähige 
Innovationen zu ermöglichen. Die wachsende Beschäf-
tigung in diesem Cluster – ein Plus von ca. 1.300 Ar-
beitsplätzen in den letzten Jahren entgegen des allge-
meinen Trends – kann als Beleg für die Richtigkeit der 
Strategie dienen.

2. Der Flughafen BBI ist das regionale Infrastruktur-
vorhaben des Jahrzehnts – wird auch der Berliner Mit-
telstand davon profi tieren?

Ein großes Vorhaben wie der BBI kommt ohne Groß-
unternehmen als Generalauftragnehmer, die wiederum 
mittelständische Firmen unterbeauftragen, für komplexe 
Baulose kaum aus. Ein gutes Beispiel, wie kleinere Un-
ternehmen im Wettbewerb erfolgreich sein können, 
wenn sie ihre Stärken bündeln, ist der Flughafenbahn-
hof, dessen Bau an ein mittelständisches Konsortium 
mit wesentlichem Anteil der Region ging. Mit dem Ziel, 
das Innovationspotenzial der Region noch stärker in die 
BBI-Realisierung einzubringen, startet in den nächsten 
Wochen ein gemeinsam von Berlin und Brandenburg 
getragener Technologiebeauftragter seine Tätigkeit, 
um Fähigkeiten und Angebote des Mittelstands und der 
Wissenschaft mit dem Bedarf der Flughafengesellschaft 
zueinander zu führen.

3. Produkte der Verkehrstechnik werden auf einem hart 
umkämpften Weltmarkt gehandelt – ist die Hauptstadt-
region diesem Wettbewerb gewachsen?

Die sorgfältige Analyse von Stärken der Region und 
heutigen sowie zukünftigen Märkten ist eine wichtige 
Voraussetzung zur Entwicklung von Strategien. Ge-
meinsam mit Partnern aus Wirtschaft und Wissenschaft 
hat TSB-FAV z. B. die Verkehrstelematik und die Kraft-
fahrzeugtechnik genauer durchleuchtet. Im Ergebnis 
sind zukunftsorientierte Marktsegmente und Nischen-
bereiche identifi ziert worden, in denen sich die Akteure 
der Region mit gezielten Förderungen und Kooperati-
onen Wettbewerbsvorsprünge gegenüber starken Kon-
kurrenzregionen erarbeiten können und dies zum Teil 
auch schon sehr erfolgreich umsetzen. 
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Im Cluster verfügt die Region über international anerkannte 
wissenschaftliche Expertise sowohl in der Breite als auch in 
der fachlichen Tiefe. Dies gilt für die stark anwendungsori-
entierten Kernbereiche der verkehrssystemischen Forschung 
ebenso wie für die sog. „enabling technologies“, die in be-
nachbarten Disziplinen (z. B. Elektrotechnik, Informatik, 
Kommunikationstechnik, Maschinenbau, Planungswissen-
schaften, Wirtschaftswissenschaften) Technologien, Ver-
fahren und Methodiken bereitstellen, die Beiträge zur Opti-
mierung der Verkehrssysteme leisten. Dies betrifft nicht nur 
technische Bereiche, sondern auch sozial- und gesellschafts-
wissenschaftliche Disziplinen, die ihre Kompetenzen z. B. 
zur Sicherstellung der Akzeptanz neuer Technologien im 
Verkehrssektor einbringen.

Kompetenzfeld Verkehrstechnik

Charakteristisch für das Kompetenzfeld sind der Mix aller 
Teilbranchen und das breite Forschungsumfeld sowie die 
enge Verzahnung mit Anwendern und Betreibern. Die Ar-
beitsplatzentwicklung im Kompetenzfeld Verkehrstechnik 
stellt sich wie folgt dar:

• Bahntechnik mit 18.200 Arbeitsplätzen (Berlin 12.100; 
Brandenburg 6.100) und 500 wissenschaftlichen Mitar-
beitern/innen (Berlin 370; Brandenburg 130), 

• Kraftfahrzeugtechnik mit 18.500 Arbeitsplätzen (Berlin 
14.000; Brandenburg 4.500) und 560 wissenschaftlichen 
Mitarbeitern/innen (Berlin 390; Brandenburg 170),

• Verkehrstelematik / Verkehrslogistik mit 7.500 Arbeits-
plätzen (Berlin 5.500; Brandenburg 2.000) und 590 wis-
senschaftlichen Mitarbeitern/innen (Berlin 440; Branden-
burg 150),

• Luft- und Raumfahrttechnik mit 2.700 Arbeitsplätzen 
(Berlin 900; Brandenburg 1.800) und 200 wissenschaft-
lichen Mitarbeitern/innen (Berlin 120; Brandenburg 80),

Die Zuwächse an Technologie und Beschäftigung in der 
Region zeigen, dass die Strategie des Senats, operative Be-
mühungen zusammen mit regionaler, nationaler und in-
ternationaler Vernetzung im FAV Forschungs- und Unter-
nehmensnetz, in Innovationsnetzwerken und strategischen 
internationalen Allianzen zu gestalten, auch im Wettbewerb 
der Regionen greift.

Der FAV Berlin (Forschungs- und Anwendungsverbund Ver-
kehrssystemtechnik) ist seit dem Jahr 1997 die verantwort-
liche Initiative der TSB Technologiestiftung Berlin Gruppe 
für die Umsetzung der Innovationsstrategie im Bereich „Ver-
kehr und Mobilität“ in der Hauptstadtregion Berlin-Branden-
burg. Im Fokus der FAV Grundsatzaufgaben stehen dabei die 
Bündelung der Kompetenzen von Wissenschaft und Wirt-
schaft in Innovationsnetzwerken und FuE-Projekten sowie 
das Management von komplexen europäischen Verbundvor-
haben im Bereich der Verkehrssystemtechnik.

Im Rahmen der kohärenten Innovationsstrategie des Landes 
Berlin (Projekt Quadriga) ist in 2006 eine Überprüfung und 
Fortschreibung des Masterplanes erfolgt (Ersterstellung 
2005). In die vom Kompetenzfeldmanager FAV Berlin ge-
leitete Erarbeitung des Masterplans waren neben dem Qua-
driga-Kernteam aus den für Wirtschaft, Wissenschaft und 
Stadtentwicklung zuständigen Senatsverwaltungen, Berlin 
Partner, Investitionsbank Berlin, Industrie- und Handelskam-
mer und Handwerkskammer auch „Key Player“ aus Wirt-
schaft und Wissenschaft der Region einbezogen.

Im Rahmen des Vorhabens, vorhandene Potenziale der Wis-
senschaft stärker zu mobilisieren, wurde die interdiszip-
linäre Verkehrs- und Mobilitätsforschung ausgebaut und die 
Campus-Strategie KMU/Industrie und Wissenschaft analog 
des Beispiels Verkehrstelematik (European Telematics Fac-
tory) und RiBB (Raumfahrtinitiative BerlinBrandenburg 
„Kleinsatelliten“) fortgesetzt. 

Bei der Umsetzung des Masterplans zur Entwicklung des 
Kompetenzfeldes Verkehrstechnik wurden bisher folgende 
Ergebnisse erzielt:

Im Jahr 2007 wird die Bündelung der Logistikkompetenzen 
in der Hauptstadtregion mit dem Fokus auf „Aus-/ Weiterbil-
dung und Engineering“ als komplementäres GA-Netzwerk 
zu der Branchentransferstelle Logistik „Standortmarketing“ 
in Brandenburg umgesetzt.

Herausragende Bedeutung für die Unternehmen und die Aus-
strahlungskraft der Region besitzen international bedeutsame 
Leitmessen wie die ILA (Internationale Luft- und Raumfahr-
tausstellung) und die InnoTrans, beide im Zweijahresrhyth-
mus und das nächste Mal in 2008 stattfi ndend. Die Bahntech-
nikmesse InnoTrans hat sich insbesondere im Jahr 2006 als 
weltweit führende Messe dieser Branche etabliert.

Im Frühjahr 2006 startete die Raumfahrtinitiative BerlinBran-
denburg Kleinsatelliten (RiBB) als GA-gefördertes Innovations-
netzwerk mit Präsentation auf der ILA 2006. Das GA-Netzwerk 
legt den Schwerpunkt auf die Erarbeitung von Systemkompe-
tenz im Wachstumsbereich Kleinsatelliten in Technologievor-
haben, z. B. Vorhaben zu kosteneffi zienten hochaufl ösenden 
Erdbeobachtungsmissionen (Verkehr, Umwelt, Security).

Auch in den kommenden Jahren werden die Aktivitäten des 
BBI als Schaufenster neuer technologischer und organisa-
torischer Lösungen für den effi zienten und wettbewerbsfä-
higen Flughafen der Zukunft mit der Initiierung eines BBI-
Technologiebeauftragten, getragen von den beiden Ländern 
Berlin und Brandenburg und den Berliner Flughäfen weiter-
geführt. Mit der Eröffnung des BBI im Jahr 2011 wird die 
verstärkte Ansiedlung von Unternehmen in den Bereichen 
Maintenance, Entsorger, Sicherheitsdienste und Handel mit 
ausgewogenem Branchen-Mix sowie die Ansiedlung von 
Deutschland- und Europazentralen erwartet.

Auch die Flughafenumfeldentwicklung (d. h. Unternehmens-
ansiedlungen) wird einen Schwerpunkt darstellen. 
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III.5 Weitere Kompetenzfelder 
und Innovationsfelder

Nicht alle Kompetenzfelder Berlins lassen sich den drei 
Berliner Clustern als technologische Kernbereiche zuord-
nen; trotzdem sind sie als Querschnittstechnologie wichtige 
Komponenten des Gesamtansatzes. Die Optischen Techno-
logien z. B. sind national und international als Schlüsseltech-
nologien für viele wichtige Bereiche unverzichtbar – so für 
die Informations- und Kommunikationstechnologie, die Bi-
omedizin, die Mikrosystemtechnik etc. Gleichzeitig bilden 
sie aber auch eine eigenständige und traditionsreiche Bran-
che, die wichtige Investitions- und Konsumgüter liefert. Da-
durch unterscheiden sich die Optischen Technologien ganz 
wesentlich von anderen Schlüsseltechnologien. Trotzdem 
bilden sie aufgrund ihrer wirtschaftlichen Bedeutung ein ei-
genständiges Berliner Kompetenzfeld.

Aber nicht nur in den Kompetenzfeldern, sondern auch auf 
anderen Feldern werden in der Berliner Wirtschafts- und 
Wissenschaftslandschaft herausragende Innovationsleistun-
gen erbracht. Doch handelt es sich dabei zum Teil um ein-
zelne Leistungen, die bisher nicht im selben Maße wie in 
einem Kompetenzfeld in ein breites Netzwerk von Wissen-
schaft und Wirtschaft eingebettet sind. Dies gilt z. B. für den 
Bereich Umweltwirtschaft.

Kompetenzfeld Optische Technologien 

In der Region Berlin-Brandenburg stellen die Optischen 
Technologien und die Mikrosystemtechnik eine beachtliche 
Wirtschaftskraft dar. Die Ballung von mehr als 520 Unter-
nehmen und ca. 30 einschlägigen Forschungs- und Ausbil-
dungseinrichtungen (teilweise international führend) ist in 
Deutschland, wahrscheinlich auch in Europa, einmalig. Die 
regional tätigen Unternehmen haben überdurchschnittliche 
Umsatzsteigerungen von 8 %. 

Die Vernetzung dieses Potenzials ist im nationalen und in-
ternationalen Vergleich weit fortgeschritten. Das regionale 
Kompetenznetz Optische Technologien aus Berlin / Bran-
denburg e.V. (OptecBB) ist im nationalen Vergleich das mit-
gliederstärkste und eines der aktivsten und erfolgreichsten 
der Branche. Der Standort Berlin-Adlershof ist ein Schwer-
punkt der Optischen Technologien und Mikrosystemtechnik. 
Hier gibt es die höchste Konzentration von Forschungsinsti-
tuten und innovativen Unternehmen auf engstem Raum. 

Insgesamt nahm die Beschäftigtenzahl innerhalb der Bran-
che um 5 % p.a. zu. Bei konsequenter Verfolgung einer fo-
kussierten Strategie kann Berlin mit seinem Brandenburger 
Umfeld in dieser Branche ein Umsatzwachstum von über 
10 % p.a. erreichen, was zu einem Wachstum von 2 auf 4 
Mrd. € bis zum Jahr 2010 in diesem Bereich führen würde. 
Die Optischen Technologien / Mikrosystemtechnik ergän-
zen und komplettieren das bisher identifi zierte Portfolio der 

Prof. Dr. Manfred Hennecke, Präsident 
der Bundesanstalt für Materialforschung 
und -prüfung (BAM)

1. Die Arbeit in einer Institution, über die sogar in der 
ZDF-Senderreihe „Abenteuer Wissen“ berichtet wird, 
muss sehr spannend sein – was muss man mitbringen, 
um in diesem Bereich erfolgreich zu sein?

„Abenteuer Wissen“ berichtete über komplexe Un-
tersuchungen zur Tragkraftreserve 100 Jahre alter 
genieteter Brückenteile. Die Versuchsergebnisse 
liefern Kriterien für Simulationsrechnungen zur 
Lebensdauerbeurteilung dieser und vergleichbarer 
Konstruktionen. Um auf diesem Gebiet erfolgreich 
zu sein, müssen unsere Wissenschaftlicher ein hohes 
Fachwissen haben, neue Lösungsansätze für kom-
plexe Fragestellungen entwickeln und sie müssen 
schließlich ihre Verantwortung als BAM-Mitarbei-
ter erkennen und tragen, denn ihre Entscheidungen 
können weit reichende Folgen für unsere Wirtschaft 
haben.

2. Auf Ihrer Homepage fi ndet sich die Aussage: 
„Normen als strategisches Instrument helfen, Wissen 
verfügbar zu machen und neue Technologien zu etab-
lieren“. Können Sie hierfür ein Beispiel nennen?

Hier ist zum Beispiel die Entwicklung neuer zuver-
lässiger zerstörungsfreier Prüfverfahren zur Untersu-
chung von Composite-Druckbehältern zu nennen, die 
in unsere gasbetriebenen Automobile (Erdgas, Wasser-
stoff) der Zukunft eingesetzt werden. Neue Prüfmetho-
den zur Qualitätskontrolle gestatten die Bewertung der 
Behälter und geben eindeutige Hilfestellung für An-
nahme- bzw. Ablehnungsentscheidungen. Diese Prüf-
methoden fi nden dann Eingang in technische Regeln 
und Normen – ein großer Schritt zur Etablierung eines 
neuen Produktes auf dem Markt.

3. Gerade in technisch ausgerichteten Institutionen 
besteht häufi g Gender-Mainstreaming-Nachholbedarf 
– wie sieht das in der BAM aus?

Wir haben besonders bei den Ingenieursberufen, z. B. 
im Bauwesen oder in der Werkstofftechnik noch Nach-
holbedarf. Erfreulich sind dagegen die Entwicklungen 
in den Bereichen der BAM, in denen der Schwerpunkt 
auf Chemie oder Biologe liegt. In der Abteilung che-
mische Sicherheitstechnik – noch vor wenigen Jahren 
eine Männerdomäne – steigt die Zahl der Frauen, auch 
in Führungspositionen. 

III.  Zukunft gestalten durch Innovationspolitik



50

Kompetenzfelder von Berlin durch eine besonders zukunfts-
fähige Schlüsseltechnologie und wirtschafts- und wachs-
tumsstarke Branche.

Bei der Umsetzung des Masterplans Optische Technologien 
/ Mikrosystemtechnik konnten Fortschritte erzielt werden. 
Im Mittelpunkt standen die Handlungsfelder 

• Optische Kommunikationsnetze: 
 Fortsetzung der Arbeit an dem ZF-Projekt "Berlin 

Access";

• Moderne UV- und Röntgentechnologien: 
 Fortschreibung der Roadmap, Vorbereitung der Übertra-

gung der Methodik auf andere Handlungsfelder;

• Optik und Photonik für biomedizinische Anwendungen: 
 Fortsetzung der Arbeit am Projekt "Imaging Therapeu-

tic", Start des Projektes "Fasergebundene Femtosekun-
den Laserstrahlführung";

• Diodenlaser und Leuchtdioden: 
 Start der Projekte "Grüne Laserdioden", "Infrarot-Laser-

Dioden" und "UV-LEDs";

• Lasertechnik und optische Komponenten: 
 Start der Verbundprojekte "Kompakte Quellen für ultra-

kurze Laserpulse" und "OPHRES";

• Aus- und Weiterbildung: 
 Fortsetzung des Masterstudiengangs Photonics mit acht 

Studierenden.

Im Jahre 2006 wurde die Förderung der Grundlagenfor-
schung Optische Technologien mit nachgewiesenem deut-
lichen Anwendungsbezug im Programm ProFIT mit insge-
samt 9 neuen Projekten mit einem Fördervolumen von 3,4 
Mio. € fortgesetzt. 

Auf dem Gebiet der Mikrosystemtechnik ist 2006 vom 
ZEMI – Zentrum für Mikrosystemtechnik Berlin das Pro-
jekt EMiL-NET (Entwicklung von Mikrosystemtechnik für 
innovative Lebensmittelerzeugung) im Bereich Agrar- und 
Lebensmitteltechnologie gestartet worden. EMiL-NET ver-
netzt führende Forschungseinrichtungen und zukunftsorien-
tierte Unternehmen aus den Bereichen Mikrosystemtechnik 
und Lebensmitteltechnologie.

2006 waren vielfältige internationale Aktivitäten im Kom-
petenzfeld Optische Technologien / Mikrosystemtechnik zu 
verzeichnen. Durch die Beteiligung von 14 Unternehmen, 
die Mehrzahl sind Mitglieder von OpTecBB, an der zweit-
größten Leitmesse für Optik und Photonik, Photonics West, 
in San Jose, USA, die erstmalige Gestaltung von durch den 
Senat geförderten Berliner Gemeinschaftsständen auf den 
bedeutendsten Messen für optische Kommunikationstech-
nik, der OFC in Anaheim/USA, und der ECOC in Cannes/ 
Frankreich, konnte Berlin als Optik/Photonik-Standort ins-
besondere als ein Zentrum der optischen Kommunikations-

technik mit geschlossener Wertschöpfungskette erfolgreich 
präsentiert werden. Erstmals wurde auch mit einem von 
OpTecBB organisierten Gemeinschaftsstand die Laser 
Vision in Shanghai besucht.

Auf der Grundlage der erfolgreichen Teilnahme von 
OpTecBB und ZEMI an einem BMBF- Wettbewerb zur Pi-
lotmaßnahme Forschungsmarketing Südkorea wurde ge-
meinsam ein sehr erfolgreicher Workshop zur Darstellung 
des wissenschaftlichen und wirtschaftlichen Potenzials der 
Hauptstadtregion in den optischen Technologien und der 
Mikrosystemtechnik in Seoul organisiert. 

2006 fand zum siebten Mal die LASER-OPTIK-BERLIN 
(LOB 2006) in Berlin-Adlershof statt. Die LOB kann auf 
eine erfolgreiche Entwicklung zurückblicken. Mit 130 Aus-
stellern und 2.180 Besucherinnen und Besuchern hat sie sich 
zur zweitgrößten Kongressmesse in Deutschland auf diesem 
Gebiet entwickelt und ist in Adlershof räumlich an ihre 
Grenzen gestoßen. Mit der Gewinnung der Messe Berlin 
GmbH als künftiger Ausrichterin der Messe beginnend ab 
2008 ist es der TSB gelungen, neue Perspektiven für den 
weiteren Ausbau der LOB gegen wachsende nationale und 
internationale Konkurrenz zu eröffnen und die LOB im in-
ternationalen Messekalender zu etablieren.

Das ZEMI führte 2006 erstmalig eine Mikrosystemtech-
nik-Sommer-Universität durch. Vom 18. bis 22. September 
wurden am Ferdinand-Braun-Institut für Höchstfrequenz-
technik in Berlin-Adlershof aktuelle Forschungs- und Ent-
wicklungsthemen der Mikrosystemtechnik vorgestellt.

Die Humboldt-Universität hielt auf dem Campus Adlers-
hof eine internationale Sommer-Universität zu dem Thema 
"Mikro- und adaptive Optiken" ab. Sie wird im Wechsel mit 
den Partnernetzwerken von OpTecBB in Tucson (USA) und 
Ottawa (CA) ausgerichtet. 

OpTecBB hat mit den Fokusseminaren ein neues kompaktes 
Veranstaltungsformat zur Entwicklung von Projektideen und 
Bildung von Konsortien entwickelt. Bereits zwei Fokusse-
minare konnten erfolgreich durchgeführt werden: „Photo-
nische Kristallfasern und Anwendungen“ sowie „Moderne 
Röntgenoptiken und deren Applikationen in der medizi-
nischen Diagnostik und Therapie“. Als Ergebnis dieser Se-
minare sind eine Reihe von Projektvorschlägen erarbeitet 
worden. Weitere Seminare werden 2007 folgen.

Innovationsfeld Umweltwirtschaft

Die Umweltwirtschaft und darunter die Sparten der Um-
welttechnik zeichnen sich durch eine Vielzahl von Aktivi-
täten in den verschiedensten Wirtschaftszweigen aus, die 
teils direkt, teils indirekt auf eine Verbesserung der Um-
weltsituation und auf eine nachhaltige Entwicklung zielen. 
Dieser Charakter von technologischen wie wirtschaftlichen 
Querschnittsfunktionen macht es außerordentlich schwer, 
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allgemeine Aussagen für die gesamte Umweltwirtschaft in 
der Region zu treffen. Vielmehr ist gerade für dieses Feld 
zu differenzieren und bei der Formulierung und Umsetzung 
von Strategiekonzepten zu berücksichtigen, dass sie nur 
Erfolg versprechend sein kann, wenn sie sich auf diejenigen 
Sparten im Bereich der Berliner Umweltwirtschaft konzent-
riert, in denen sowohl im Wirtschaftssektor als auch in der 
universitären und außer universitären Forschungslandschaft 
ausreichend viele leistungsfähige und kooperationswillige 
Akteurinnen und Akteure vorhanden sind.

Für den Bereich der Berliner Umweltwirtschaft wurde 
dieser spartenorientierte Ansatz bislang für die Berliner 
Wasserwirtschaft mit der Gründung des „Kompetenzzent-
rums Wasser Berlin“ (KWB) in 2001 umgesetzt. Die Region 
Berlin-Brandenburg verfügt in diesem Sektor über ein be-
achtliches Potenzial in allen für die Wasserwirtschaft rele-
vanten Fachdisziplinen: Es gibt ein breites Angebot in der 
wasserbezogenen Forschung an den drei Universitäten und 
diversen Forschungseinrichtungen. Mit den Berliner Wasser-
betrieben und den internationalen Aktivitäten der Berlinwas-
ser Holding ist einer der größten Serviceprovider im Was-
serbereich mit eigenen Forschungsaktivitäten vor Ort. Hinzu 
kommt eine Vielzahl von Unternehmen, die im Bereich der 
Wasserwirtschaft und in der Umwelt- und Abwassertechnik 
aktiv sind. Am Standort ist weiterhin eine ganze Reihe was-
serwirtschaftlicher Institutionen angesiedelt, die die gesamte 
fachliche Breite der Wasser- und Abwasserwirtschaft reprä-
sentieren und Träger innovativer Lösungskonzepte sind.

Mit der Vernetzung von Forschungsaktivitäten in allen Be-
reichen des urbanen Wassermanagements leistet das KWB 
mit seinen zahlreichen Partnern aus der Berliner Forschungs-
landschaft wertvolle Beiträge zur nachhaltigen Wasserbe-
wirtschaftung. Die Schwerpunkte der Forschung liegen in 
der Entwicklung von Innovationen in der Wasserversorgung 
und Siedlungsentwässerung sowie in Projekten zur Erarbei-
tung von Kenntnissen und Verfahren zum Schutz des Ober-
fl ächenwassers und des Grundwassers. Das KWB ist an 
mehreren EU-Projekten beteiligt. Den im KWB vernetzten 
Berliner Forschungsinstitutionen ist es gelungen, sich an 
zehn von der Europäischen Kommission geförderten Was-
serforschungs-Konsortien zu beteiligen, für drei dieser Kon-
sortien ging die Federführung direkt nach Berlin. Insgesamt 
wurden dabei mehr als 4 Mio. €  (von insgesamt 40 Mio. €) 
EU-Fördermittel in diesem Sektor akquiriert.

Eine weitere wichtige Netzwerkaktivität des KWB ist die 
Veranstaltungsreihe „Berliner Wasserwerkstatt“, die großen 
Zuspruch bei Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftlern, 
Beschäftigten aus mittelständischen Unternehmen, Verwal-
tungen und den Berliner Wasserbetrieben fi ndet. 

Mit der Gründung des Kooperationsnetzwerks „Waternet 
Berlin-Brandenburg“ im Jahr 2005 hat die Ausrichtung des 
KWB eine neue und erweiterte Grundlage erhalten. Durch 

Namensdopplung musste „Waternet“ im Jahr 2006 eine Na-
mensänderung vornehmen und tritt nun unter „WaterPN 
Berlin-Brandenburg“ auf. Es nahm am 01. Juni 2006 offi zi-
ell seine Tätigkeit auf. Gegründet vom KWB und vier mit-
telständischen Unternehmen wies WaterPN zum Jahresen-
de 2006 bereits 19 Unternehmen als Mitglieder auf. Neben 
Netzwerktreffen, allgemeiner Öffentlichkeitsarbeit und ge-
zielter Beratung waren im ersten Halbjahr die Erstellung 
einer Internetpräsenz und die Vorbereitungen zur geplanten 
Wasserkonferenz im Rahmen der „Asien Pazifi k Wochen 
2007“ Schwerpunkte der Tätigkeit.

Innerhalb der Umweltwirtschaft entwickelt sich der Bereich 
„Erneuerbarer Energie“ immer mehr zu einem Wachstums-
feld mit Umsatzsteigerungen von zum Teil über 70 %. Die 
Berliner Innovationsstrategie umfasst hierbei nicht nur die 
Zukunftsbereiche der erneuerbaren Energie sondern den ge-
samten Komplex effi zienter Energienutzung. Am Wissen-
schafts- und Wirtschaftsstandort Berlin-Adlershof hat sich 
ein Verbund aus forschungsintensiven Unternehmen der 
Photovoltaik durch Ansiedlungen in und um das Umwelt-
technikzentrum gebildet, der in enger Zusammenarbeit mit 
dem Hahn-Meitner-Institut technologieintensive Produkti-
onen aufbaut. 

Dabei soll die Entwicklung von Solarenergie durch ein 
neues Kompetenzzentrum vorangetrieben werden. Das Ge-
meinschaftsprojekt des Hahn-Meitner-Instituts (HMI), der 
Technischen Universität, der Technologiestiftung Berlin 
(TSB) und von Industrieunternehmen soll im Jahr 2009 voll 
betriebsbereit sein. Ziel ist es, Strom aus Sonnenlicht effek-
tiver und kostengünstiger zu produzieren. In dem Zentrum 
sollen Dünnschicht- und Nanotechnologien für Photovoltaik 
erforscht werden.

III.6 Instrumente der 
Innovationsförderpolitik

Das Programm zur Förderung von Forschung, Innova-
tionen und Technologien (ProFIT) vereint seit April 2004 
die wesentlichen Instrumente der Landestechnologieförde-
rung unter einem Dach. Es bietet Zuschüsse, Darlehen und 
Beteiligungen im Rahmen von Investitionsfi nanzierungen 
aus einer Hand. Entsprechend der innovationspolitischen 
Zielsetzung von ProFIT soll vorrangig der zukunftsorien-
tierte Strukturwandel in der Berliner Wirtschaft durch die 
Förderung anspruchsvoller Vorhaben insbesondere in den 
Schlüsseltechnologiefeldern unterstützt und vorangebracht 
werden. Dabei werden sowohl Einzelvorhaben als auch 
FuE-Kooperationen vorrangig zwischen Wissenschafts- und 
Wirtschaftspartnern gefördert. Die Schwerpunktsetzung der 
Förderung liegt entsprechend der Beschaffenheit der Berli-
ner Wirtschaft bei kleinen und mittleren Unternehmen.
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Zur Erleichterung der Zugangskriterien insbesondere für 
kleine und mittlere Unternehmen erfolgte im Juni 2005 eine 
Anpassung des programmbezogenen Innovationsbegriffs. 
Während Förderprojekte in der Vergangenheit generell den 
internationalen Stand der Technik überschreiten mussten, 
reicht es seitdem aus, wenn die geplanten Produkte, Verfah-
ren und Dienstleistungen, Alleinstellungsmerkmale auf den 
angestrebten Zielmärkten aufweisen. Durch diese Modifi ka-
tion wurde die Attraktivität des Programms insbesondere für 
die oben genannte Zielgruppe gesteigert, für die der hohe 
Technologieanspruch vielfach eine schwer überwindbare 
Hürde darstellte.

Die Nachfrage nach dem Förderangebot konnte gegenüber 
dem Vorjahr deutlich gesteigert werden. Zur Nachfrage-
steigerung nach dem Förderangebot und damit zur Vermei-
dung eines Verfalls von EFRE-Mitteln trug ein Aufruf zur 
Einreichung kurz laufender Grundlagenprojekte in ProFIT 
und eine kontinuierliche Programmbewerbung bei. Ange-
sichts der sehr positiven gesamtwirtschaftlichen Entwick-
lung im Jahre 2006 dürfte das ungewöhnlich hohe Ausmaß 
des Nachfrageanstiegs aber auch auf einen konjunkturellen 
Effekt zurückzuführen sein. 

Der im Oktober 2004 gegründete VC Fonds Berlin ist das 
Ergebnis einer gemeinsamen Initiative des Landes Berlin, 
der Investitionsbank Berlin und der IBB-Beteiligungsgesell-
schaft mbH (IBB-Bet). Er ist mit insgesamt 20 Mio. € aus-
gestattet, davon 13,75 Mio. € aus Mitteln des Europäischen 
Fonds für Regionale Entwicklung (EFRE) und 6,25 Mio. € 
von der IBB.

Die Fondsmittel werden vorrangig zur Finanzierung der 
Entwicklung und Markteinführung innovativer Produkte zur 
Verfügung gestellt. Der VC Fonds Berlin geht offene Min-
derheitsbeteiligungen am Stamm- bzw. Grundkapital der 
Unternehmen ein. Die offene Beteiligung kann mit einer 
stillen Beteiligung kombiniert werden. Insgesamt wird eine 
Beteiligungsdauer von 5–7 Jahren angestrebt.

Ziel des VC Fonds Berlin ist die Beteiligung an jungen Ber-
liner Technologieunternehmen mit Wachstumspotenzial, die 
in den Schwerpunkt- und Schlüsseltechnologien Berlins tätig 
sind. Die für alle Beteiligungsnehmer verbindlichen Betei-
ligungsgrundsätze des VC Fonds Berlin sehen vor, dass die 
soziale Nachhaltigkeit des fi nanzierten Vorhabens (insbe-
sondere Chancengleichheit) Voraussetzung für eine Beteili-
gung des VC Fonds Berlin ist.

Nach der Gründung des VC Fonds im Herbst 2004 war das 
Jahr 2005 das erste volle Geschäftsjahr. Als Reaktion auf 
identifi zierte Marktunvollkommenheiten im Frühphasenbe-
reich von Technologieunternehmen hat die KfW im 3. Quar-
tal 2005 einen High-Tech Gründerfonds aufgelegt, wodurch 
sich die Finanzierungsbedingungen für Unternehmen in der 
Seedphase verbessert haben. Die positive wirtschaftliche 
Entwicklung sowie die positive Entwicklung an den Kapi-

talmärkten hat das Umfeld für die Gründung auf den Aufbau 
innovativer Unternehmen verbessert.

Im Zeitraum 01.01.–31.12.2006 wurden insgesamt acht Be-
teiligungen mit einem Gesamtvolumen von rd. 4,8 Mio. € 
eingegangen. Insgesamt konnten den Unternehmen zusam-
men mit weiteren Finanzierungspartnern rd. 12 Mio. € zur 
Verfügung gestellt werden.

Das Personaltransfer-Programm „Innovationsassistent“ 
ist nach wie vor eine wirksame Komponente der Know-how-
Übertragung aus der Wissenschaft insbesondere in kleine 
und mittlere Unternehmen. Durch den projektbezogenen 
Einsatz von qualifi zierten Hoch- und Fachhochschulabsol-
ventinnen und -absolventen erhalten die Unternehmen die 
Chance zur Bewältigung betrieblicher Innovationsaufgaben. 
Gleichzeitig wird damit verstärkt der Zielsetzung Rechnung 
getragen, Struktur-, Innovations- und Arbeitsmarktpolitik 
miteinander zu verzahnen. Im Jahr 2006 wurden 165 inno-
vative Vorhaben von Berliner Unternehmen beantragt und 
insgesamt 163 Bewilligungen ausgesprochen (davon 33 In-
novationsassistentinnen). Das Gesamtbewilligungsvolumen 
belief sich im Jahr 2006 auf rd. 2,4 Mio. €.

Das Technologie Coaching Center (TCC) wird seit 
Mitte 1997 durch Mittel aus dem Berliner Haushalt und dem 
Europäischen Fonds für regionale Entwicklung (EFRE) ge-
fördert und hat sich als fester Bestandteil des Innovations-
netzes in der Berliner Förderlandschaft etabliert. Seit 1997 
wurden insgesamt rd. 1.324 Projekte durch ein TCC-Coa-
ching begleitet. Im Berichtsjahr 2006 waren es 184 Projekte 
(davon 22 Projekte in von Frauen geführten Unternehmen). 
Rund 43,3 % der unterstützen Unternehmen kamen aus dem 
Bereich IuK, knapp 14,0 % aus dem Bereich Medizin- und 
Biotechnologie; aus dem Bereich Optik, Mess- und Laser-
technik 8,2 % sowie 12,5 % aus dem Bereich Umwelt / En-
ergie- und Elektrotechnik.

2006 wurden 61 Seminare mit insgesamt 665 Teilneh-
menden (davon 45,1 % Frauen) durchgeführt. Unter dem 
Aspekt „Verwirklichung der Chancengleichheit“ fanden 
spezifi sche Seminare für Unternehmerinnen und Netzwerk-
arbeit statt. Die Coachingleistungen wurden mit den im Be-
ratungspool gelisteten Coaches (insgesamt 53 – davon 41 
männliche und 12 weibliche Coaches) projektbezogen 
durchgeführt.

Aus dem im Jahr 2001 als strategisches Förderinstrument 
eingerichteten Zukunftsfonds, mit dessen Management das 
Land Berlin die TSB Technologiestiftung Berlin treuhän-
derisch beauftragt hat, wurden bis Ende 2006 Förderzusa-
gen für insgesamt 24 Forschungs- und Entwicklungsvorha-
ben erteilt. Im Jahr 2006 wurde ein Fördermittelvolumen in 
Höhe von rd. 13,6 Mio. € für sieben Vorhaben unter Betei-
ligung von 24 Unternehmen und Forschungseinrichtungen 
bewilligt. 
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Aus dem Fonds werden gezielt regionale Projekte aus den 
Kompetenzfeldern Berlins gefördert, die auf eine stärkere 
Vernetzung zwischen Wissenschaft und Wirtschaft ausge-
richtet sind und wissenschaftliche Erkenntnisse in Produkte 
und Verfahren umsetzen. In Kooperationen zwischen For-
schungseinrichtungen und Unternehmen soll das Know-how 
der Berliner Forschung in die Anwendung gebracht werden. 
Damit unterscheidet sich der Zukunftsfonds von anderen 
Programmen, in denen die einzelunternehmerische Innova-
tion im Mittelpunkt steht.

Wirtschafts- und Innovationsförderung – Förderportfolio 2006
Bewilligtes Volumen in Mio. € 

IuK

Medien 
und Kul-

turwirt-
schaft

Biotech-
nologie 

und Bio-
medizin

Medizin-
technik

Verkehr 
und 

Mobilität

Op-
tische

Techno-
logien

Summe
Kompe-

tenz-
felder

Andere Summe

ProFIT Zuschuss  6,91   0  9,07    2,63    0,72    4,24    23,56    3,60    27,16   

Zukunftsfonds Berlin
Zuschuss  1,76   0  2,68    5,45    3,68   0  13,57   0  13,57   

Innovationsassistent  0,97    0,06    0,11    0,16    0,07    0,05    1,44    0,91    2,35   

TSB-Innovationsförd.
Zuschuss  0,33   0  0,06    0,38   0  0,01    0,78    1,16    1,94   

GA-gewerblich  7,00    30,96    1,94    4,41    6,97    4,66    55,94    32,04    87,98   

Gesamt Zuschuss  16,97    31,02    13,86    13,03    11,45    8,96    95,29    37,71    133,00   

ProFIT Darlehen /
Beteiligungen  6,19   0  0,83    0,10   0  1,24    8,36    1,08    9,44   

Zukunftsfonds Berlin Darle-
hen/ Beteiligung 0 0  0,99    0,32    0,16   0  1,48   0  1,48   

Zwischenfi nanzierung 
Filmproduktion 0  1,06   0 0 0 0  1,06   0  1,06   

VC-Fonds  1,36   0  1,95   0  0,01    0,75    4,07    0,80    4,87   

Gesamt Darlehen / 
Beteiligungen  7,55    1,06    3,77    0,42    0,17    1,99    14,97    1,88    16,85   

TCC-Beratungen  0,47   0  0,01    0,12    0,01    0,09    0,70    0,23    0,93   

TSB GmbH-Beratungen  0,16    0,04    0,03    0,06    0,02    0,06    0,37    0,31    0,68   

Gesamt Beratungen  0,63    0,04    0,04    0,18    0,03    0,15    1,07    0,54    1,61   

Gesamt  2006  25,15    32,12    17,68    13,63    11,65    11,10    111,33    40,13    151,46   

KMU-Darlehens-
programme bei IBB1  0,25    1,14    1,54    9,80    41,10    20,08    73,91    25,49    99,40   

Gesamt  25,40    33,26    19,22    23,43    52,75    31,18    185,24    65,62    250,86   

1 IBB-Wachstumsprogramm / Konsortialdarlehen, Berlin Kredit, Berlin Start, Berlin Kapital, KMU-Fonds, ARP/Durchleitungskredite, 
Konso-/Liquifonds.

Quellen: Investitionsbank Berlin, IBB-Beteiligungsgesellschaft, TSB, TCC

Für die Projekte gilt die Anforderung, dass sie nicht nur den 
Beteiligten Nutzen bringen sollen, sondern dass die Verwer-
tung der Projektergebnisse zur Stärkung der Wirtschafts-
kraft der gesamten Region führen soll. Erreicht wird dies 
insbesondere durch die Etablierung dauerhafter Kooperati-
onsstrukturen, die die Wettbewerbsfähigkeit der Wirtschaft 
erhöhen und der Wissenschaft neue Praxisimpulse geben 
sowie durch die Umsetzung der Ergebnisse in Berlin. Bei 
ansonsten vergleichbaren Projekten werden diejenigen be-
vorzugt, die positive Auswirkungen auf Aspekte des Gender-
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Mainstreaming erwarten lassen. Des Weiteren soll die Er-
gebnisverwertung auch zu Rückfl üssen in den Fonds führen 
und damit die Förderung zukünftiger Projekte ermöglichen. 
Die Förderung erfolgt über Zuschüsse, stille Beteiligungen 
oder Darlehen.

Die Qualifi zierung der Projekte erfolgt durch den Techno-
logie- und Innovationsrat des Landes Berlin (TIR). Kompe-
tenz und Erfahrung, die die Expertinnen und Experten aus 
Führungspositionen in Wissenschaft und Industrie mitbrin-
gen, stellen sicher, dass die Projekte internationalen Maßstä-
ben genügen.

Mit dem Innovationspreis Berlin-Brandenburg werden 
jeweils am Ende des Jahres Produkte und Verfahren ausge-
zeichnet, die beispielhaft die innovative Kraft der Berlin-
Brandenburger Wirtschaft und Wissenschaft verkörpern. 
Durch die Auszeichnung wird der Marktzugang für innova-
tive Produkte erleichtert und die unternehmerische Entwick-
lung der Firmen gefördert. Bewerberinnen und Bewerber aus 
allen Branchen insbesondere auch aus dem Handwerks- und 
Dienstleistungsbereich sind aufgefordert, sich am Wettbe-
werb zu beteiligen. Finanziert wird der Preis von den beiden 
Ländern sowie Sponsoren aus der Wirtschaft im Rahmen 
einer Public Private Partnership.

Von den in 2006 eingegangenen 146 gültigen Bewerbungen 
(davon 16,4 % von Frauen) kamen 82 aus Berlin, 58 aus 
Brandenburg sowie sechs aus weiteren Bundesländern. Von 

der Jury wurden die nachstehend genannten vier Preisträger 
ermittelt; sie kommen aus den Bereichen Mikrotechnik, Me-
dizintechnik, Optische Technologie und Messtechnik. www.
innovationspreis.de 

• TU Berlin – Fachgebiet Baustoffe und Baustoffprüfung 
(www.baustoffe.tu-berlin.de): Preis für den „magne-
tischen Gesundheitsnachweis für Spannbetonbrücken“, 
mit dem potenziell einsturzgefährdete Spannbetonbrü-
cken überprüft werden können. 

• Christoph Miethke GmbH & Co. KG (www.miethke.
com): Preis für “ProSA“ – ein neuartiges Ventil zur Be-
handlung des Hydrocephalus (Wasserkopf), das sich an 
das jeweilige Alter des heranwachsenden Patienten an-
passen lässt und damit eine Vielzahl belastender Opera-
tionen erspart.

• TU Berlin – Institut für Konstruktion, Mikro- und Medi-
zintechnik (www.fmt.tu-berlin.de): Preis für den neuen 
„Mikromotor für optische Systeme“, der den Bau von 
hochwertigen Kleinstkameras mit einem aktiven Linsen-
system ermöglicht.

• Sulfurcell Solartechnik GmbH (www.sulfurcell.de): 
Preis für die Entwicklung des „Dünnschichtsolarmoduls 
aus Kupfer-Indium-Sulfi d“ zur photovoltaischen En-
ergiegewinnung. Mit einem Preis von 20 % unter dem 
Marktniveau ist ein entscheidender Schritt in Richtung 
wirtschaftlicher Solarenergie getan. 
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IV. In Kooperation mit der EU zu mehr Wachstum und Beschäftigung

IV In Kooperation mit der EU 
zu mehr Wachstum und Beschäftigung

Das Jahr 2006 stand im Zeichen der Neuausrichtung 
wichtiger Rahmenkonzepte der Förderpolitik. Für die 
neue Förderperiode 2007–2013 der Europäischen Struk-
turfonds wurde 2006 eine Berliner Gesamtstrategie kon-
zipiert. Die Strukturfondsförderung 2007–2013 in Berlin 
verfolgt das Ziel, die internationale Wettbewerbsfähigkeit 
und Attraktivität der Stadt zu stärken. Hierfür stehen ca. 
1,2 Mrd. € EU-Mittel zur Verfügung. Insgesamt richtet 
sich die Gesamtstrategie auf die zentralen Handlungs-
felder Wirtschaft, Wissen sowie Umwelt, Stadt und so-
ziale Integration. In diesen Handlungsfeldern kommen 
entsprechend den zentralen Zielgruppen jeweils Instru-
mente der Wirtschafts- und Technologieförderung sowie 
der nachhaltigen Stadtentwicklung, die vorwiegend aus 
dem EFRE mitfi nanziert werden, sowie der Arbeits-
markt- und Berufsbildungspolitik, die vorwiegend aus 
dem ESF kofi nanziert werden, zum Einsatz. 

IV.1 Europäische Beschäftigungsstrategie 
und nationale/regionale Arbeitsmarkt- 
und Berufsbildungspolitik

Eine Europäische Beschäftigungsstrategie wurde erstmals 
1997 auf dem „Beschäftigungsgipfel“ in Luxemburg verein-
bart. Seitdem ist die Beschäftigungsstrategie mehrfach über-
prüft und neuen Herausforderungen angepasst worden. 

Von ihrer Konzeption her stellt die Europäische Beschäfti-
gungsstrategie eine politikfeldübergreifende Strategie dar. 
Die Neuausrichtung der Strategie im Jahr 2004 führte zu 
einer stärkeren Konzentration auf die Zielsetzungen „Wachs-

tum“ und „Beschäftigung“. Die zur Erreichung dieser Ziele 
beschlossenen Maßnahmen lassen sich drei großen Berei-
chen zuordnen:

• Wissen und Innovation für Wachstum,

• Stärkung der Anziehungskraft Europas für Investoren 
und Arbeitskräfte,

• Schaffung von mehr und besseren Arbeitsplätzen. 

Insbesondere sind die Mitgliedstaaten aufgefordert, in Zu-
sammenarbeit mit den Sozialpartnern Strategien für lebens-
begleitendes Lernen und für Beschäftigung im Alter zu ent-
wickeln.

Die Europäische Beschäftigungsstrategie kann nur dann 
erfolgreich umgesetzt werden, wenn eine entsprechende 
Ausrichtung der einzelnen Politikfelder sowohl der Ge-
meinschaft als auch der Mitgliedstaaten erfolgt. Diese Aus-
richtung wird durch verschiedene Koordinierungsmechanis-
men auf europäischer Ebene und durch die Bereitstellung 
fi nanzieller Mittel über die Europäische Strukturfondsförde-
rung unterstützt. 

Die Handlungsprioritäten zur Schaffung von mehr und bes-
seren Arbeitsplätzen in Europa werden in spezifi schen Leit-
linien festgelegt. Auf der Basis der 2005 neu formulierten 
wirtschafts- und beschäftigungspolitischen Leitlinien und 
unter Berücksichtigung der jeweiligen nationalen Gege-
benheiten entwickeln die Mitgliedstaaten ihre nationalen 
„Lissabon-Programme“ (NRP). Wie die anderen Bundes-
länder ist das Land Berlin in den Erstellungsprozess des 
NRP für die Bundesrepublik Deutschland zur Umsetzung 
der Europäischen Beschäftigungsstrategie einbezogen und 
unterstützt diesen Prozess. Über die Erreichung der gesetz-
ten Ziele wird gemäß vereinbartem 3-Jahreszyklus erstmals 
2008 berichtet. 

Arbeitslosenquoten (%) im Februar 2007 – in ansteigender Reihenfolge

DK NL IE CY AT SI EE LU UK LT LV CZ IT MT

3,4 3,5 4,4 4,5 4,5 4,7 4,9 5,0 5,4
Dez. 06

5,7 5,8 6,4 6,5
2006 Q4

6,7

SE FI DE RO EZ13 EU27 PT BE HU BG EL ES FR SK PL

6,7 7,0 7,1 7,3 7,3 7,4 7,5 7,7 7,9 8,2 8,6
2006 Q4

8,6 8,8 11,0 11,8

Quelle: EUROSTAT – Euroindikatoren Pressemitteilung v. 30.3.2007

(Saisonbereinigte Zahlen gemäß den Kriterien der International Labour Organisation (ILO))
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Die von der EU-Kommission eingesetzte „Task Force Be-
schäftigung“ war im Zusammenhang mit der Reform der 
Europäischen Beschäftigungsstrategie im Jahr 2003 zu dem 
Schluss gekommen, dass es zur Steigerung von Beschäfti-
gung und Produktivität in der Europäischen Union vor allem 
erforderlich ist,

• mehr Menschen in Arbeit zu bringen und zu halten, das 
Arbeitskräfteangebot zu vergrößern und die sozialen Si-
cherungssysteme zu modernisieren;

• die Anpassungsfähigkeit der Arbeitskräfte und der Un-
ternehmen zu verbessern;

• die Investitionen in Humankapital durch Verbesserung 
von Bildung und Qualifi zierung zu steigern.

Die in der Bundesrepublik Deutschland durchgeführten Ar-
beitsmarktreformen werden von der EU-Kommission grund-
sätzlich begrüßt. Doch auch wenn nun erste Erfolge beim 
Abbau der Arbeitslosigkeit sichtbar werden – so sank laut 
EUROSTAT die Arbeitslosenquote (saisonbereinigt gemäß 
Kriterien der International Labour Organisation) 2007 auf 
7,1 % gegenüber 9,1 % im Vorjahr 2006 – kann Platz 17 für 
die Bundesrepublik in der EU27-Rangfolge nicht zufrieden 
stellen. Die Anstrengungen zur Erhöhung der Beschäftigung 
müssen deshalb unvermindert fortgesetzt werden.

Die regionale Arbeitsmarkt- und Berufsbildungspolitik 
des Berliner Senats folgt – unter Beachtung der regionalen 
Rahmenbedingungen – den Zielen der Europäischen Be-
schäftigungsstrategie. Vor dem Hintergrund der Struktur 

IV. In Kooperation mit der EU zu mehr Wachstum und Beschäftigung

Karin Oster, Prokuristin der BBJ Consult 
AG und Leiterin der Europa-Agentur
1. Das Europäische Städtenetzwerk EUROCITIES ist ein 
internationales Forum zur Diskussion und für den Aus-
tausch von Politikansätzen in den vielfältigsten Bereichen. 
Welche Möglichkeiten bietet EUROCITIES für Berlin?

In EUROCITIES sind inzwischen über 100 Städte, 
die mehr als 250.000 Einwohnerinnen und Einwohner 
haben, organisiert. Ziel ist, die Interessen von Städten 
auf europäischer Bühne zu artikulieren und in neue poli-
tische Konzepte und Programme einzubringen. Schwer-
punkte sind dabei ohne Zweifel Themen der Wirt-
schafts-, Arbeits- und Sozialpolitik. In verschiedenen 
thematischen Foren werden aktuelle Fragen erörtert, 
Positionspapiere erarbeitet und mit Verantwortlichen 
aus Europäischer Kommission und Europäischem Par-
lament diskutiert. Der ausdrückliche Bezug auf urbane 
Politik in der neuen Strukturfondsperiode zum Beispiel 
geht auch auf die Arbeit von EUROCITIES zurück. Für 
Berlin sind vielfältige Möglichkeiten gegeben auf eu-
ropäischer Ebene mit eigenen Beispielen sichtbar zu 
werden und eigene Anliegen zu transportieren.

2. Was ist aktuell von der Arbeit Berlins in EUROCITIES 
zu erwarten?

Ich kann hier z. B. Bezug nehmen auf die Mitwirkung im 
„Economic Development Forum“. Berlin wird sich hier 
vor allem an der Diskussion zu Fragen der EU-Struk-
turfondspolitik, der Beschäftigungspolitik sowie der de-
mografi schen Entwicklung beteiligen. Ein Beispiel: Im 
7. Forschungsrahmenprogramm war im Frühjahr u. a. 
ausgeschrieben, eine Plattform zur Thematik „Soziale 
Kohäsion“ zu entwickeln. In Zusammenarbeit von EU-
ROCITIES, verschiedenen wissenschaftlichen Instituten 
und sieben Städten wurde ein Angebot „Social platform 
on cities and social cohesion” erarbeitet und eingereicht. 
Berlin wird an der Thematik „Wirtschaft und Beschäf-
tigung“ mitwirken. Sollte das Angebot erfolgreich sein, 
bestünde zum Beispiel die Möglichkeit, aktuelle Fragen 
lokaler Beschäftigung im Spannungsfeld Europäischer 
Beschäftigungspolitik mit Unterstützung europäischer 
Experten zu beleuchten und an der Ausarbeitung kon-
kreter Vorschläge auf europäischer Ebene mitzuwirken.

3. Die neue Strukturfondsperiode 2007–2013 hat begon-
nen, die Operationellen Programme sind eingereicht, 
welche Aufgaben sieht EUROCITIES hier? Inwieweit 
ist in diesem Zusammenhang Gender-Mainstreaming 
ein Thema für das Europäische Städtenetzwerk EURO-
CITIES?

Mit der neuen Strukturfondsperiode sind die Erfah-
rungen der früheren Gemeinschaftsinitiativen erstmals 
in einem eigenständigen Ziel „Europäische territoriale 

Zusammenarbeit“ zusammengefasst. Nachbarschaft-
liche, interregionale und transnationale Zusammenar-
beit wird so einen noch höheren Stellenwert in der Euro-
päischen Strukturpolitik einnehmen. Für EUROCITIES 
ergeben sich daraus Möglichkeiten, gemeinsame Vorha-
ben zu initiieren bzw. zu unterstützen. Das beginnt bei 
der Partnersuche für konkrete Projekte einzelner Städte 
und geht sicherlich bis zur Entwicklung eigener Vorha-
ben.

Gender-Mainstreaming durchzieht dabei als Quer-
schnittsthema alle Politikbereiche. Deutlich wird mir in 
Diskussionen hier das erhebliche Gefälle im Verständnis 
und bei der Implementierung von Gender. Das geht von 
gelebten Erfahrungen zum Beispiel in schwedischen 
Städten über interessante Studien und Projekte in italie-
nischen Städten bis hin zu der Tatsache, dass insbeson-
dere in einer Reihe von Städten der neuen Mitgliedstaa-
ten die Arbeit an diesem Thema erst am Beginn steht. 
Mit anderen Worten, EUROCITIES bietet auch hier 
eine Plattform, interessante Ansätze zwischen Städten 
auszutauschen.
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des Arbeitsmarktes und der Wirtschaft in Berlin werden 
dabei berufl iche Bildung und Weiterbildung als Schlüssel-
faktoren für die Erhöhung der Beschäftigungsfähigkeit und 
dem Abbau der Arbeitslosigkeit betrachtet. Die Förderung 
der Qualifi kationsentwicklung von Arbeitslosen und von 
Arbeitslosigkeit bedrohten Personen ist deshalb auch ein 
Schwerpunkt in der Berliner Gesamtstrategie für den Ein-
satz von Europäischen Strukturfondsmitteln zur Verbesse-
rung der Arbeitsmarkt- und Wirtschaftssituation in Berlin.

Europäische Zusammenarbeit 
auf dem Gebiet der berufl ichen Bildung

Der allgemeinen und berufl ichen Bildung wird innerhalb 
der Europäischen Beschäftigungsstrategie eine besondere 
Bedeutung beigemessen. Zur weiteren Vertiefung der euro-
päischen Zusammenarbeit in der berufl ichen Bildung haben 
im Dezember 2006 die für die Berufsbildung zuständigen 
Minister/innen die europäischen Sozialpartner und die Eu-
ropäische Kommission das Kommuniqué von Helsinki ver-
abschiedet, das darauf gerichtet ist, die bisher auf europä-
ischer Ebene vereinbarten Grundsätze zur Verbesserung von 
Leistung, Qualität und Attraktivität der berufl ichen Bildung 
national umzusetzen.

Die Entwicklung gemeinsamer europäischer Instrumente 
– die Entwicklung des Europäischen Qualifi kationsrahmens 
(EQF) und eines europäischen Leistungspunktesystems für 
die berufl iche Bildung (ECVET) – soll fortgeführt werden, 
um den Weg zu einem europäischen Raum der berufl ichen 
Bildung zu ebnen und die Wettbewerbsfähigkeit des europä-
ischen Arbeitsmarktes zu fördern. EQF und ECVET gehö-
ren derzeit zu den wichtigsten bildungspolitischen Vorhaben 
auf EU-Ebene mit weit reichenden Folgen für nationale Bil-
dungssysteme. 

Der EQF wurde 2006 im Bundesrat beraten. Zu ECVET lief 
von Oktober 2006 bis März 2007 auf europäischer Ebene ein 
umfassender Konsultationsprozess, der alle europäischen 
Länder, die am Kopenhagenprozess teilnahmen, sowie die 
europäischen Sozialpartner und die Berufsverbände einbe-
zog. Die Senatsverwaltung für Integration, Arbeit und Sozi-
ales beteiligte sich im Rahmen der Wirtschaftsministerkon-
ferenz an diesem Konsultationsprozess, dessen Ergebnisse 
anlässlich einer europäischen Konferenz in München, im 
Juni 2007, im Rahmen des deutschen Ratsvorsitzes disku-
tiert wurden. 

Die Entwicklung eines EQF wird durch die Senatsverwal-
tung für Integration, Arbeit und Soziales grundsätzlich be-
grüßt, wobei die Bewahrung des Berufsprinzips und eine an-
gemessene Bewertung des betrieblichen Erfahrungslernens 
unterstrichen werden. Die Defi nition von Lerneinheiten 
muss im Rahmen des Berufskonzeptes erfolgen, das nicht 
durch ein Bewertungssystem beliebig aneinander gereihter 
Qualifi zierungsbausteine ersetzt werden darf.

Als positive Wirkung der Einführung eines Leistungs-
punktesystems in der berufl ichen Bildung wird erwartet, 
dass durch die leichtere Anerkennung und Übertragung von 
Lernleistungen nicht nur die berufl iche Mobilität in Europa 
deutlich verbessert wird, sondern auch ein wichtiger Beitrag 
zur Durchlässigkeit zwischen den unterschiedlichen Bil-
dungsbereichen sowie zur Herstellung der Gleichwertigkeit 
von berufl icher und akademischer Bildung geleistet werden 
kann. 

Wirtschaftspolitische Strategie zur Stärkung 
der Wettbewerbsfähigkeit Europas 

Die mittelfristige wirtschaftspolitische Strategie der Euro-
päischen Union zur Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit ist 
in den „Grundzügen der Wirtschaftspolitik“ verankert. Nach 
einem Bericht der EU-Kommission zum Frühjahrsgipfel des 
Europäischen Rates 2005 sind insbesondere die Fortschritte 
in der Europäischen Union beim Übergang zu einer wissens-
basierten Volkswirtschaft, bei der Binnenmarktintegration 
und bei der Erreichung der Haushaltsdisziplin noch nicht 
zufrieden stellend.

Das Land Berlin fördert mit Mitteln der Gemeinschaftsauf-
gabe und des Europäischen Strukturfonds für regionale Ent-
wicklung den Strukturwandel der Berliner Wirtschaft, um 
die Wettbewerbsfähigkeit der Unternehmen auf dem Euro-
päischen Binnenmarkt zu unterstützten.

IV.2 EU-Strukturpolitik
Strukturfondsförderperiode 2000–2006 

Die Unterstützung des Strukturwandels in Berlin, die Schaf-
fung und der Erhalt wettbewerbsfähiger Arbeitsplätze, die 
Realisierung dringend erforderlicher Infrastrukturvorhaben 
sowie die Verbesserung der Humanressourcen sind Haupt-
aufgaben der Berliner Wirtschaftspolitik. Unterstützt wird 
das Land Berlin dabei von der Europäischen Union: In den 
Jahren 2000–2006 standen Berlin etwa 1,3 Mrd. € aus den 
Europäischen Strukturfonds zur Verfügung. Hinzu kommen 
die Eigenbeiträge aus nationalen öffentlichen und privaten 
Mitteln – die Kofi nanzierung.

Zusätzlich profi tierte Berlin 2000–2006 von den „Gemein-
schaftsinitiativen. Dies sind kleinere Sonderprogramme 
der Strukturfonds. Der Europäische Fonds für regionale 
Entwicklung (EFRE) unterstützte die Gemeinschaftsiniti-
ative URBAN II. Aus diesem Programm standen bis zum 
Jahr 2006 15 Mio. € für die Förderung eines Gebietes rund 
um den Berliner Bahnhof Ostkreuz zur Verfügung. Weitere 
Strukturfonds-Mittel fl ossen aus den im Rahmen von Berli-
ner Beteiligungen an Bundesprogrammen umgesetzten Ge-
meinschaftsinitiativen INTERREG III B und C (fi nanziert 
aus dem EFRE) und EQUAL (fi nanziert aus dem ESF) nach 
Berlin.
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Anders als in früheren Förderperioden können in 2007 
(Ziel-1 und Ziel-2) und 2008 (nur Ziel-2) auch weiterhin 
noch vorhandene Mittel aus der Förderperiode 2000–2006 
bewilligt und verausgabt werden. Zudem kann der Europä-
ische Sozialfonds (ESF) im gesamten ehemaligen Westteil 
der Stadt Projekte im Rahmen des Ziel-3 (EU-Förderung im 
Rahmen der Anpassung und Modernisierung der Bildungs-, 
Ausbildungs- und Beschäftigungssysteme – außerhalb von 
Ziel-1) fi nanzieren.

Die Förderschwerpunkte und Maßnahmen in der Ziel-1 und 
der Ziel-2-Förderung sind weitgehend identisch.

IV. In Kooperation mit der EU zu mehr Wachstum und Beschäftigung

Strukturfondsmittel der EU in der Förderperiode 2000 – 2006 für Berlin 

in Mio. Euro

EFRE ESF EAGFL-A Gesamt

Ziel - 1 519,5 190,1 7,3 717,3

Ziel - 2 246,4

Ziel - 3
_

154,9 401,3

186,0 186,0
_

_

1
Mittel 2000 – 2006 einschließlich Leistungsgebundener Reserve; hinzu kommen Mittel aus der Gemeinschaftsinitiative 

URBAN II und aus dem ESF-Bundesprogramm.  

Quelle: Senatsverwaltung für Wirtschaft, Technologie und Frauen

FIAF

0,4

_

_

2000 – 2006 
1

Gesamt 765,9 531,0 7,3 1.304,60,4

Glossar
EFRE, ESF, EAGFL
FIAF

Europäische Strukturfonds

EFRE Europäischer Fonds für regionale 
Entwicklung

ESF Europäischer Sozialfonds

EAGFL Europäischer Ausrichtungs- und 
Garantiefonds für Landwirtschaft. 
Entfällt ab Förderperiode 2007–2013.

FIAF Finanzinstrument für die 
Ausrichtung der Fischerei

Ziel-1 (bisherige 
Förderperiode 
2000–2006)

EU-Förderung von Regionen mit 
Entwicklungsrückstand 
(hier: östlicher Teil von Berlin)

Ziel-2 (bisherige 
Förderperiode 
2000–2006)

EU-Förderung von Regionen mit 
gravierenden Strukturproblemen 
(hier: westlicher Teil von Berlin)

Ziel-3 (bisherige 
Förderperiode 
2000–2006)

EU-Förderung der Anpassung und 
Modernisierung der Bildungs-, 
Ausbildungs- und 
Beschäftigungssysteme 
(außerhalb von Ziel-1 Regionen)

IV.2.1 Der Europäische Fonds für 
regionale Entwicklung (EFRE)

Aus dem EFRE standen dem Land Berlin in der Förderperi-
ode 2000–2006 für die Ziel-1- und die Ziel-2-Förderung rd. 
766 Mio. € zur Verfügung.

Hiervon wurden im Zeitraum 2000 bis einschließlich 2006 
im Ziel-1-Übergangsgebiet insgesamt rd. 474,44  Mio. €  
EFRE-Mittel gebunden und rund 380,38 Mio. € EFRE-
Mittel verausgabt. Im Ziel-2-Förderprogramm konn-
ten im gleichen Zeitraum ca. 230,1 Mio. € gebunden und 
158,2 Mio. € ausgezahlt werden. 

Zum letzten Zahlungsantrag waren im Ziel-1-Programm 
(ohne Überbindungen) insgesamt  91 % aller Mittel gebun-
den; im Ziel-2-Programm waren es rund 85 % aller Mittel. 
Anders als in den bisherigen Förderperioden gibt es keinen 
vorgezogenen Mittelbindungsschluss, vielmehr können Mit-
telbindungen noch bis zum Auszahlungsschluss (Ende 2007 
in Ziel-1; Ende 2008 in Ziel-2) eingegangen werden.

Der EFRE wurde/wird in folgenden Förderschwerpunkten 
eingesetzt:

• Förderung der Wettbewerbsfähigkeit der gewerblichen 
Wirtschaft,

• Förderung der Infrastruktur,

• Schutz und Verbesserung der Umwelt,

• Technische Hilfe.



59

IV. In Kooperation mit der EU zu mehr Wachstum und Beschäftigung

„Richtlinie des EU-Parlamentes und des Rates über Dienstleistungen im Binnenmarkt“ 
(EU-Dienstleistungsrichtlinie)
Die EU-Dienstleistungsrichtlinie ist am 28.12.2006 in Kraft getreten. Die Umsetzung der Richtlinie muss durch die Mit-
gliedstaaten innerhalb von drei Jahren erfolgen. Das Land Berlin muss diese Vorgaben auf Landesebene umsetzen. Die 
Umsetzung der Richtlinie ist zentraler Bestandteil des Projekts des Senats, die Verwaltung zu modernisieren und den 
Wirtschaftsstandort Berlin attraktiver zu gestalten.

Das Ziel der Richtlinie ist insbesondere die Erleichterung der Ausübung von grenzüberschreitenden Dienstleistungen 
und die Beseitigung bürokratischer Hemmnisse. Zu diesem Zweck sollen in den Mitgliedstaaten Einheitliche Ansprech-
partner eingesetzt, Voraussetzungen für die elektronische Abwicklung geschaffen und das jeweilige Landesrecht auf 
Kompatibilität mit der Richtlinie geprüft und ggf. geändert werden.

Mit dem Einheitlichen Ansprechpartner sollen in den Mitgliedstaaten Koordinierungsstellen eingesetzt werden, die die 
Funktion erhalten, sämtliche Formalitäten, Verfahren und Genehmigungen einzuholen bzw. zu erledigen, die für die 
Aufnahme der Dienstleistungstätigkeit erforderlich sind. Der Einheitliche Ansprechpartner stellt darüber hinaus dem 
Dienstleistungserbringer allgemeine Grundinformationen über z.B. rechtliche Anforderungen, Verfahren und Forma-
litäten zur Verfügung. Der Service des Einheitlichen Ansprechpartners soll auch nationalen Anbietern zur Verfügung 
stehen.

Die Anforderungen der Richtlinie sollen genutzt werden, um zum einen rechtliche Vorschriften weiter zu vereinfachen 
und zum anderen Verwaltungsverfahren zu vereinheitlichen sowie Prozesse zu verbessern. Die Einrichtung eines Ein-
heitlichen Ansprechpartners erfordert unter Umständen auch Umbauten in den zuständigen Fachverwaltungen und zielt 
darauf ab, die Verwaltung wirtschafts- und bürgerfreundlicher zu machen und stärker an den Nutzungswünschen zu 
orien tieren.

IV.2.2 Der Europäische Sozialfonds (ESF)
Der Europäische Sozialfonds dient der Umsetzung der Eu-
ropäischen Beschäftigungsstrategie und der darauf basie-
renden wirtschafts- und beschäftigungspolitischen Leitli-
nien. Im Rahmen der Vorgaben und Bestimmungen der EU 
wird über die Verwendung der der Bundesrepublik Deutsch-
land zur Verfügung stehenden ESF-Mittel teils auf Bundese-
bene und teils auf Ebene der Länder entschieden.

Der Europäische Sozialfonds hat auch im Jahr 2006 einen 
wichtigen Beitrag zur Ausgestaltung der Beschäftigungs- 
und Arbeitsmarktpolitik des Landes Berlin geleistet. Im 
Rahmen seiner Schwerpunkte und Maßnahmebereiche in 
den drei Zielen wurden sowohl die berufl iche Erstausbil-
dung und Weiterbildung, die betriebliche Arbeitsförderung 
sowie die Existenzgründungsförderung, die Qualifi zierung 
in geförderter Beschäftigung als auch Beratungsleistungen 
für Arbeitslose, Beschäftigte und Existenzgründerinnen und 
-gründer unterstützt. Dabei wurden sowohl innovative Kon-
zepte der Beschäftigungs- und Arbeitsmarktpolitik erprobt 
als auch der „mainstream“ der Arbeitsmarkt- und Beschäfti-
gungspolitik gefördert. 

2006 wurden insgesamt ESF-Mittel in Höhe von 
76,619 Mio. € (einschließlich der Bewilligungen im Jahr 

2005 für Folgejahre) bewilligt: 70,7 % der Mittel im Rahmen 
der Ziele 2 und 3 sowie 29,3 % der Mittel im Ziel 1. Die Be-
willigungssumme umfasst auch die ESF-Mittel des Bundes, 
die Berlin für das Ziel 1 zur Verfügung gestellt wurden.

Gemeinschaftsinitiative EQUAL

Die Gemeinschaftsinitiative EQUAL verfolgt das Ziel, 
die Arbeitslosigkeit zu verhindern und zu bekämpfen, die 
Human ressourcen zu entwickeln sowie die berufl iche und 
soziale Integration von auf dem Arbeitsmarkt benachteilig-
ten Gruppen zu fördern. EQUAL wird durch Entwicklungs-
partnerschaften (EP) umgesetzt, in denen öffentliche und 
private Akteure des Arbeitsmarktes zusammenarbeiten, um 
insbesondere neue Methoden und einen integrierten Ansatz 
zur Bekämpfung von Ungleichheiten und Diskriminie-
rungen auf dem Arbeitsmarkt zu entwickeln. Die Koordi-
nation der bundesweiten Umsetzung nimmt zentral das für 
Arbeit zuständige Bundesministerium wahr. Die acht regio-
nalen Entwicklungspartnerschaften der ersten Förderrunde 
hatten ihre Arbeit zum 30.06.2005 beendet, für die zweite 
Förderrunde wurden vom für Arbeit zuständigen Bundesmi-
nisterium sieben Berliner Entwicklungspartnerschaften aus-
gewählt. Für diese steht ein EQUAL-Mittelvolumen von rd. 
11 Mio. € zur Verfügung. 
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Gemeinschaftsinitiative EQUAL (zweite Förderrunde): 
Die regionalen Entwicklungspartner schaften in Berlin

Förderbereich EQUAL Regionale Entwicklungspartnerschaft, Koordination/Träger 

A) Erleichterung des Zugangs zum bzw. der Rück-
kehr auf den Arbeitsmarkt

1. Berlin Veranstaltet Arbeit,
   Pfefferwerk Stadtkultur gGmbH

2. Interkulturelle Ressourcen für den Arbeitsmarkt,
    Berliner Beauftragter für Integration und Migration

3. Regionale Entwicklungspartnerschaft Mitte (R.E.M.),
    L.I.S.T. GmbH

B)  Bekämpfung von Rassismus und Fremdenfeind-
lichkeit auf dem Arbeitsmarkt

4. ProIntegration – Integration durch interkultu relles 
    Mainstreaming,

 BGZ mbH

C) Erleichterung der Unternehmensgründung für alle 5. Enterprise Plus…für mehr Qualität in der Gründungs-
unterstützung,

 EnterBusiness GmbH

E)  Förderung des lebenslangen Lernens und einer 
integrationsfördernden Arbeitsgestaltung 

6. Generations – Berlin integriert Erfahrung,
    Berliner Verband für Arbeit und Ausbildung (bvaa)

H)  Abbau geschlechtsspezifi scher Diskrepanzen auf 
dem Arbeitsmarkt

7. Berlin DiverCity,
    Verein zur Förderung von Frauen in der   

 Informationsgesellschaft e.V.

Frauen in Berlin – Bildung, Berufe, Einkommen
Im Frühjahr 2006 hat die damalige Senatsverwaltung für Wirtschaft, Arbeit und Frauen einen umfassenden Bericht über 
die Situation von Frauen in Berlin vorgelegt (www.berlin.de/imperia/md/content/senatsverwaltungen/senwaf/frauen/
frauenbericht.pdf). Danach hat Berlin bei der Gleichstellung von Frauen in der Arbeitswelt Fortschritte gemacht. Berliner 
Frauen haben ein höheres Bildungsniveau, sind stärker berufsorientiert und häufi ger erwerbstätig als Frauen in anderen 
Bundesländern. Dennoch gibt es nach wie vor strukturelle Defi zite. Berliner Frauen sind zwar häufi ger vollzeitbeschäftigt 
als Frauen in Deutschland insgesamt, dennoch stellen sie rund 70 % der Teilzeitbeschäftigten und sind überproportional 
bei den geringfügig Beschäftigten vertreten. Die individuellen Nettoeinkommen der Berliner Frauen sind höher als im 
Bundesgebiet, aber immer noch erreichen die Frauen in Berlin nur ca. 85 % der Nettoerwerbseinkommen der Männer.

Auch an der geschlechtsspezifi schen Aufteilung des Arbeitsmarktes hat sich wenig geändert: Frauen haben in der Schul-
bildung einen Vorsprung gegenüber Männern, dieser Vorsprung wird jedoch nicht in gleichem Maße in höhere Berufs-
abschlüsse und wissenschaftliche Qualifi zierung umgesetzt. Zudem werden Mädchen und junge Frauen immer noch 
überwiegend in frauendominierten Berufen mit geringen Verdienst- und Karrierechancen ausgebildet und der niedrigere 
Anteil an Frauen in den männerdominierten Wirtschaftsbereichen hat sich seit 1995 nicht erhöht. Ebenso bezeichnend 
ist die unterdurchschnittliche Repräsentanz von Frauen in Führungspositionen und die trotz eines guten Angebots an 
Kinderbetreuung bestehende Problematik der Vereinbarkeit von Beruf und Familie, die immer wieder als ein Hemmnis 
genannt wird, wenn es um die Gleichstellung von Frauen und Männern in der Arbeitswelt geht.

Die Förderung dieser Gleichstellung ist in der beginnenden neuen EU-Förderperiode Querschnittsaufgabe. Im Jahr 2006 
konnten mit dieser Vorgabe die Voraussetzungen geschaffen werden, dass auch weiterhin eine gezielte Beschäftigungs- 
und Qualifi zierungsförderung für Frauen stattfi nden kann. Ferner wurden die Aktivitäten und Kooperationen zur Verzah-
nung der Gleichstellungspolitik mit der Wirtschaftspolitik vorangetrieben. Für alle Maßnahmen im Rahmen des fi nanzi-
ell unterstützten Frauenförderprogramms standen im Jahr 2006 Landesmittel in Höhe von 2,2 Mio. € und ESF-Mittel in 
Höhe von 2,8 Mio. € zur Verfügung.
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Strukturfondsmittel der EU in der Förderperiode 2007 – 2013 für Berlin 

in Mio. Euro

EFRE ESF EAGFL-A Gesamt

Quelle: Senatsverwaltung für Wirtschaft, Technologie und Frauen

Gesamt 875,6

875,6 1.211,5
_ _

Ziel - 2 335,9

FIAF2007 – 20013 

1.211,5
_ _

335,9

IV.2.3 Der Europäische Ausrichtungs- und 
Garantiefonds für Landwirtschaft 
(EAGFL)

Im Jahr 2006 wurden unverändert 1.800 Hektar im Stadt-
gebiet Berlin landwirtschaftlich bewirtschaftet. Knapp 40 
Landwirtschaftsbetriebe und rd. 50 Gartenbaubetriebe be-
schäftigen ca. 500 Arbeitskräfte, wovon etwa ein Drittel 
Familienangehörige sind. Im Rahmen der statistischen Er-
hebungen für die Landwirtschaft werden weibliche und 
männliche Beschäftigte nicht getrennt erfasst.

Mit der Bewirtschaftung zusammenhängender Flächen am 
Stadtrand leistet die Landwirtschaft einen wichtigen Beitrag 
zum Erhalt historisch gewachsener Kultur- und Erholungs-
landschaften für die Großstadtbevölkerung.

Aus dem Ausrichtungs-Fonds der EU standen für das 
Beitrittsgebiet Berlins in der Förderperiode 2000–2006 rd. 
7 Mio. € für die Entwicklung des ländlichen Raums zur Ver-
fügung.

Den Schwerpunkt des Fördermitteleinsatzes bildete im Jahr 
2006 als herausragendes Projekt der „Wuhlewanderweg“ mit 
einem Gesamtinvestitionsvolumen von mehr als 6 Mio. €.

Damit wird der Erholung suchenden Großstadtbevölkerung 
entlang der „Wuhle“ ein Netz von ca. 15 km Rad- und Wan-
derwegen mit Ruhepunkten und Aussichtsplattformen zur 
Verfügung gestellt.

IV.2.4 Berliner Strategie für die EFRE- und 
ESF-Förderung 2007–2013

Das übergeordnete Ziel der künftigen Strukturfondsförde-
rung in Berlin ist es, die internationale Wettbewerbsfähig-
keit und Attraktivität der Stadt zu stärken. In Umsetzung der 
Lissabon-Strategie, die durch Förderung von Bildung und 

Forschung sowie der wissensbasierten Industrien das Wirt-
schaftswachstum im Europäischen Binnenmarkt stärken 
will, greift die Strategie dazu gezielt die Stärken Berlins auf 
und setzt dort Impulse für Wachstum und Beschäftigung. 
Für einen abgestimmten Einsatz der ca.1,2 Mrd. Euro, die 
Berlin für den Zeitraum 2007–2013 aus den Europäischen 
Strukturfonds im Rahmen der neuen Ziel-2-Förderung „Re-
gionales Wachstum und Beschäftigung“ erhalten wird, hat 
der Senat im September 2006 eine „Berliner Gesamtstrate-
gie für mehr Wachstum und Beschäftigung“ verabschiedet. 
Sie bildet die Basis für die Operationellen Programme des 
EFRE und des ESF, die nach ihrer Genehmigung durch die 
Europäische Kommission die Grundlage für die Umsetzung 
der Strukturfondsmittel in Berlin sein werden. (www.berlin.
de/strukturfonds) 

Insgesamt richtet sich die Gesamtstrategie auf drei Hand-
lungsfelder: Wirtschaft, Wissen sowie Umwelt, Stadt und 
soziale Integration. In den drei Handlungsfeldern kommen 
entsprechend den zentralen Zielgruppen jeweils Instrumen-
te der Wirtschafts- und Technologieförderung und der nach-
haltigen Stadtentwicklung, die vorwiegend aus dem EFRE 
mitfi nanziert werden, sowie Instrumente der Arbeitsmarkt- 
und Beschäftigungspolitik, die vorwiegend aus dem ESF fi -
nanziert werden, zum Einsatz. Ziel ist eine komplementäre 
Vorgehensweise, um möglichst hohe Synergieeffekte zu er-
zielen. Die Handlungsfelder im Einzelnen:

Handlungsfeld Wirtschaft

Zentraler Faktor für die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit 
Berlins sind wettbewerbs- und anpassungsfähige Unter-
nehmen. Ständiger struktureller Wandel und internationaler 
Wettbewerb erfordern stetige Reaktionen und Innovationen 
der Unternehmen, um dauerhaft erfolgreich auf dem Markt 
agieren zu können. Vor diesem Hintergrund will die Ge-
samtstrategie für die Strukturfonds im Handlungsfeld Wirt-
schaft vor allem die Innovations- und Anpassungsfähigkeit 
sowie die Produktivität der Unternehmen stärken und Be-
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schäftigung schaffen. Dazu sollen z. B. Anreize für Inves-
titionen und zur Existenzgründung geschaffen und Außen-
wirtschaftsaktivitäten sowie Anpassungsqualifi kationen von 
Beschäftigten und Management im Strukturwandel unter-
stützt werden.

Handlungsfeld Wissen

Ein zweiter zentraler Ansatzpunkt für die Entwicklung Ber-
lins ist die Nutzung des in der Stadt verfügbaren Wissens. 
Dieses Wissen muss in Zukunft insbesondere stärker für 
die Förderung von Innovationen eingesetzt werden. Dies 
schließt neben der Förderung von Forschung und Entwick-
lung neuer Produkte und Dienstleistungen auch die Verbes-
serung der Qualifi kation durch lebenslanges Lernen ein. Vor 
diesem Hintergrund verfolgt die Gesamtstrategie für die 
Strukturfonds im Handlungsfeld Wissen das Ziel, Wissen 
und Kreativität als Motor wirtschaftlicher und gesellschaft-
licher Entwicklung durch die Stimulierung und Unterstüt-
zung der wirtschaftlichen Verwertung von Forschung und 
Entwicklung stärker zu nutzen.

Handlungsfeld Umwelt und nachhaltige 
Stadtentwicklung

Der Leitgedanke des Handlungsfelds Umwelt und nachhal-
tige Stadtentwicklung ist, dass erfolgreiches wirtschaftliches 
Handeln ohne eine entsprechende infrastrukturelle Basis und 
eine funktionsfähige, lebenswerte Umwelt nicht vorstellbar 
ist. Außerdem hängt der Erfolg der Berliner Wirtschaft auch 
von stabilen sozialen Strukturen ab. Aus diesem Grund sollen 
städtische Problemlagen durch Maßnahmen der integrativen, 
nachhaltigen Stadtentwicklung und sozialen Stabilisierung 
angegangen werden. Außerdem gilt es, die Umweltsitua-
tion als wichtige Grundlage für mehr umweltverträgliches 
Wachstum und nachhaltige Beschäftigung zu verbessern. Da-
durch soll ein Beitrag zur Erhöhung der Standortattraktivität 
Berlins geleistet werden.

In allen Handlungsfeldern werden außerdem folgende Quer-
schnittsthemen berücksichtigt: 

Nachhaltigkeit

Nachhaltigkeit wird so verstanden, dass jede Genera tion 
Vorsorge für absehbare zukünftige Belastungen treffen muss 
– das gilt für die Erhaltung der natürlichen Lebensgrundla-
gen, für die wirtschaftliche Entwicklung, den sozialen Zu-

sammenhalt und den demografi schen Wandel. Das bedeutet 
insbesondere, den durch technische Entwicklung und inter-
nationalen Wettbewerb ausgelösten Strukturwandel wirt-
schaftlich erfolgreich sowie ökologisch und sozial verträg-
lich zu gestalten. Dabei sollen wirtschaftliches Wachstum, 
hohe Beschäftigung, sozialer Zusammenhalt und Umwelt-
schutz Hand in Hand gehen.

Chancengleichheit von Frauen und Männern

Die Erwerbstätigenquote der Frauen ist in Berlin höher als in 
vielen anderen Bundesländern. Eine Angleichung zwischen 
Männern und Frauen ist damit aber noch nicht erreicht und 
somit die Aufgabe der Herstellung von Chancengleichheit 
noch nicht erfolgreich umgesetzt.

Integration von Menschen mit Migrationshintergrund

Neben diesen beiden, auch auf europäischer Ebene mit Nach-
druck verfolgten Querschnittsthemen, wird in Berlin außer-
dem der Aspekt der Integration von Menschen mit Migra-
tionshintergrund durchgängig berücksichtigt. Hierbei geht 
es beispielsweise darum, die Potenziale von Migrantinnen 
und Migranten als Unternehmensgründerinnen und -gründer 
oder Unternehmerinnen und Unternehmer zu nutzen oder 
den speziellen Belangen bei der schulischen und berufl ichen 
Bildung zu entsprechen.

Umsetzung der Berliner Gesamtstrategie

Einen guten Ansatzpunkt für die Umsetzung der Strategie 
bieten insbesondere die Wirtschaftscluster Gesundheitswirt-
schaft, Kommunikation und Mobilität, in denen Berlin be-
sondere Wachstumschancen vorweisen kann. In diesem Zu-
sammenhang wurden in den vergangenen Jahren mit Blick 
auf die Innovationsförderung und die Investitionsförderung 
Technologiefelder identifi ziert, in denen Berlin besondere 
Potenziale hinsichtlich der erfolgreichen Verknüpfung von 
Wirtschaft und Wissenschaft besitzt. Dies sind Biotechno-
logie, Medizintechnik, Informations- und Kommunikati-
onstechnologie, Verkehrssystemtechnik sowie Optische 
Technologien. Nicht zuletzt wird auch das Zukunfts- und 
Wachstumsfeld Kultur und Tourismus mit seinen großen 
Beschäftigungschancen gefördert.

Ein Großteil der bislang aus den Strukturfonds kofi nanzier-
ten Förderprogramme wird auch in der neuen Förderperiode 
2007–2013 erhalten sein.
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V Förderinstrumente der Wirtschafts-
förderung für Berlin

Berliner Unternehmerinnen und Unternehmern sowie 
Gründerinnen und Gründern steht ein gezielt auf den 
jeweiligen Stand des Unternehmens im Unternehmens-
lebenszyklus ausgerichtetes Förderinstrumentarium zur 
Verfügung. Ziel des Fördermitteleinsatzes ist es, zur Mo-
dernisierung der Berliner Wirtschaftsstruktur und damit 
zur Schaffung zukunftsfähiger Arbeitsplätze beizutra-
gen. Das in den vergangenen zwei Jahren auf den Weg ge-
brachte Umdenken in der Förderphilosophie – Erhöhung 
des Anteils von Beteiligungen und Darlehen im Verhält-
nis zu Zuschüssen – wurde systematisch weiterverfolgt.

V.1  Förderinstrument Zuschüsse
Die Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der regio-
nalen Wirtschaftsstruktur“ (GA) ist das bedeutendste Re-
gionalförderinstrument von Bund und Ländern. Mit der GA 
werden Investitionen gefördert, die in strukturschwachen 
Regionen die Einkommens- und Beschäftigungssituation 
verbessern. Vorrangiges Ziel der GA ist die Schaffung und 
Sicherung von Arbeitsplätzen.

Von 1997–2006 war Berlin ein einheitliches Fördergebiet 
der GA. Im Rahmen der Notifi zierung der deutschen Regi-
onalfördergebietskarte durch die Europäische Kommission 
für den Zeitraum 2007–2013 wurden auch die Berliner För-
dergebiete neu bestimmt und genehmigt. Berlin ist ab 2007 
in ein C-Fördergebiet und ein D-Fördergebiet unterteilt, die 
auf Basis von Verkehrszellen ermittelt wurden. Die Zuord-
nung eines konkreten Investitionsstandortes zu einem der 
beiden Berliner Fördergebiete kann direkt unter www.busi-
nesslocationcenter.de/foerdergebietskarte ermittelt werden.

Aus Mitteln der GA können Investitionszuschüsse für die 
gewerbliche Wirtschaft und für kommunale Infrastruktur-
maßnahmen gewährt werden. Der Förderhöchstsatz für Vor-
haben der wirtschaftsnahen Infrastruktur beträgt in beiden 
Berliner Fördergebieten bis zu 90 % der förderfähigen 
Kosten. Auch die Förderung integrierter regionaler Entwick-
lungskonzepte, die Förderung des Regionalmanagements 
sowie die Förderung von Kooperationsnetzwerken und GA- 
Clustermanagement sind im gesamten Berliner Gebiet mög-
lich. Investitionsbeihilfen für die gewerbliche Wirtschaft mit 
Mitteln der GA können in den beiden Fördergebieten maxi-
mal in Höhe der nachstehenden Bruttofördersätze gewährt 
werden, wobei andere Investitionsbeihilfen, insbesondere 
die Investitionszulage, anzurechen sind:

C-Fördergebiet

Betriebsstätten von kleinen Unternehmen 35 %

Betriebsstätten von mittleren Unternehmen 25 %

Sonstige Betriebsstätten   15 %

D-Fördergebiet

Betriebsstätten von kleinen Unternehmen 15 %

Betriebsstätten von mittleren Unternehmen 7,5 %

Sonstige Betriebsstätten   7,5 %, 

Wenn auch das Ziel der GA, Arbeitsplätze in struktur-
schwachen Regionen zu schaffen, grundsätzlich nicht ge-
schlechtsspezifi sch ausgerichtet ist, so fi ndet dennoch die 
Schaffung von Arbeitsplätzen für Frauen besondere Be-
rücksichtigung im GA-Fördersystem. Die Länder können 
in Regionen mit hoher Frauenarbeitslosigkeit frauenspe-
zifi sche Förderschwerpunkte setzen:

•  Die GA-Förderhöchstsätze dürfen nur für Investitionen 
gewährt werden, von denen ein besonderer Struktureffekt 
ausgeht; Investitionen, die Arbeits- und Ausbildungsplät-
ze für Frauen schaffen, fallen in diese Kategorie.

•  Gerade Frauen – aber auch immer mehr Männer – 
suchen oft Arbeitsplätze, die eine bessere Vereinbarkeit 
von Familie und Beruf ermöglichen. Diesem Anliegen 
kommt die GA entgegen, indem sie Investitionen zur 
Schaffung von Telearbeitsplätzen fördert und damit die 
Berufstätigkeit von Frauen unterstützt.

Die Mittel der GA werden von Bund und Ländern jeweils zur 
Hälfte getragen. Sie werden durch Mittel des Europäischen 
Fonds für regionale Entwicklung (EFRE) aufgestockt.

2006 wurde der zur Verfügung stehende Bewilligungs-
rahmen (Zeitraum 2006–2009) mit rd. 164 Mio. € ausge-
schöpft. Von der Gesamtsumme entfi el auf die Förderung 
der gewerblichen Wirtschaft ein Anteil von 53,6 % und auf 
die Förderung der wirtschaftsnahen Infrastruktur ein Anteil 
von 46,3 %.

Die Förderung der gewerblichen Wirtschaft ist zentraler 
Ausgangspunkt für die Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit 
Berlins. Die Sicherung und Neuschaffung von Arbeitsplät-
zen soll einhergehen mit der Steigerung der Produktivität 
und des Pro-Kopf-Einkommens. Besonders in den technolo-
gieorientierten, zukunftsweisenden Branchen und produkti-
onsnahen Dienstleistungen sollen qualifi zierte Arbeitsplätze 
gesichert und geschaffen werden. 

Im Jahre 2006 wurden im Rahmen der GA insgesamt 356 
neue Anträge der gewerblichen Wirtschaft mit einem In-
vestitionsvolumen von über 1,1 Mrd. € bewilligt. Hierfür 
wurden GA-Mittel in Höhe von 88,0 Mio. € eingesetzt. Der 
durchschnittliche Fördersatz betrug für die Bewilligungen 
im Jahre 2006 rd. 7,7 %. Von den gesamten 356 neuen An-
trägen entfi elen auf KMU insgesamt 290 Anträge entspre-
chend einem Anteil von 81,5 %. Das Investitionsvolumen 
von über 417 Mio. € wurde mit 42,6 Mio. € an GA-Mitteln 
gefördert. Die KMU haben am bewilligten GA-Volumen 
einen Anteil 50,9 %. 
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Mit diesen Investitionsvorhaben sollen in Berlin 5.711 Ar-
beitsplätze geschaffen werden, davon 3.819 für Männer (an-
teilig 64,5 %), 1.892 Arbeitsplätze für Frauen (anteilig 32 %) 
und 207 Arbeitsplätze für Auszubildende (anteilig 3,5 %). 
Ebenso werden 10.248 Arbeitsplätze gesichert, davon 6.900 
Arbeitsplätze für Männer (anteilig 64,8 %), 3.348 Arbeits-
plätze für Frauen (anteilig 31,5 %) und 397 Arbeitsplätze für 
Auszubildende (anteilig 3,7 %). 

Von den insgesamt bewilligten Anträgen fi elen bei einer 
Branchenzuordnung den Wirtschaftszweigen Filmherstel-
lung / -verleih / Hörfunk / Fernsehen inklusive Datenver-

Neuabgrenzung der Berliner Regionalfördergebiete für 2007 bis 2013
Im Rahmen der Notifi zierung der deutschen Regionalfördergebietskarte durch die Europäische Kommission für 2007 bis 
2013 wurden auch die Berliner Fördergebiete neu bestimmt. Berlin ist damit ab 2007 nicht mehr ein einheitliches Regio-
nalfördergebiet sondern in ein C-Fördergebiet mit rd. 2,5 Mio. Einwohnerinnen und Einwohnern und ein D-Fördergebiet 
– mit abgeschwächten Fördermöglichkeiten für Unternehmensinvestitionen – mit rd. 1 Mio. Einwohnerinnen und Ein-
wohnern unterteilt. Die Fördergebiete wurden auf Basis der 338 Berliner Verkehrszellen ermittelt.

Die neue Fördergebietskulisse ist das Ergebnis eines mehrstufi gen Auswahlverfahrens. Für die Auswahl der Förder-
gebiete waren das wirtschaftliche Entwicklungspotenzial und die Schaffung dauerhafter Arbeitsplätze für Berlin das 
ausschlaggebende Kriterium. Die Ermittlung der Regionalfördergebiete in Berlin wurde in verschiedenen Schritten in 
einer Mischung aus top-down und bottom-up-Verfahren vorgenommen. Zunächst wurde die aktuelle Flächenkulisse des 
Berliner „Entwicklungskonzeptes für den produktionsgeprägten Bereich“ (EpB) in das Fördergebiet aufgenommen. Es 
wurden alle innerhalb des EpB defi nierten Standorte einbezogen.

In einem weiteren Schritt wurden die Gebiete berücksichtigt, die die räumlichen Schwerpunkte für die Technologie- und 
Innovationspolitik in Berlin bilden. Dazu gehören insbesondere die für die Berliner Kompetenzfelder – Biotechnologie, 
Medizintechnik, Informations- und Kommunikationstechnologie, Verkehrssystemtechnik und Optische Technologien 
– ausgewählten Standorte wie der Biomedizinische Forschungscampus Buch, der Wissenschafts- und Wirtschaftsstand-
ort Adlershof, der Innovationspark Wuhlheide, der Focus Mediport Berlin und die Media-City Adlershof.

Weiterhin wurden Gebiete analysiert, in denen aktuell bestehende Förderprogramme greifen, insbesondere die EU-Struk-
turfondsprogramme. Soweit diese in den ersten beiden Verfahrensschritten nicht bereits berücksichtigt worden waren, 
wurde untersucht, inwieweit diese Gebiete ab 2007 wieder für die substanzielle Unternehmensförderung in Betracht zu 
ziehen sind. Insgesamt wurde ein hoher Anteil der Berliner Strukturfondsgebiete in die beihilferechtliche Fördergebiets-
kulisse ab 2007 einbezogen.

Darüber hinaus wurden im Dialog mit den verantwortlichen Akteurinnen und Akteuren aus Politik, Wirtschaft und Ver-
bänden der Stadt weitere Standorte ausgewählt, in denen über die bereits festgelegten Gebiete hinaus besondere Entwick-
lungspotenziale für produktive Investitionen, für Innovationen und damit für dauerhafte zukunftsträchtige Arbeitsplätze 
in Berlin gesehen werden.

Im Ergebnis dieses mehrstufi gen Auswahlverfahrens wurde eine Regionalfördergebietskulisse ermittelt, die der stark 
durchmischten Standortstruktur Berlins und der breiten Verteilung wirtschaftlicher Schwerpunktstandorte und Entwick-
lungsachsen Rechnung trägt.

Durch die Neuabgrenzung der Fördergebietskulisse wird kein Berliner Gebiet in ein Förderloch fallen. Fördermöglich-
keiten von Unternehmensinvestitionen bestehen in differenzierter Intensität für alle Berliner Gebiete. Für die Förderung 
von Infrastrukturmaßnahmen, die Unterstützung des Regionalmanagements und regionaler Entwicklungskonzepte sowie 
die Förderung von Kooperationsnetzwerken und des Clustermanagements bestehen weiterhin keine Einschränkungen. 
Außerdem können alle Gebiete fl ächendeckend von der ab 2007 in Berlin möglichen EU-Strukturpolitik profi tieren.

arbeitung und Dienstleistungen für Unternehmen, Holz- / 
Papier- / Druckgewerbe sowie Büromaschinen / E-Technik / 
Feinmechanik / Optik die meisten Bewilligungen zu. 

Die in 2006 neu bewilligten GA-Mittel zur Förderung der 
gewerblichen Wirtschaft verteilen sich wie folgt auf die 
Kompetenzfelder: 
• Medien- und Kulturwirtschaft  31,0 Mio. €,
• Informations- und Kommunikationstechnik  7,0 Mio. €,
• Verkehr und Mobilität  7,0 Mio. €,
• Optische Technologien 4,7 Mio. €,
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• Medizintechnik 4,4 Mio. €,

• Biotechnologie und Biomedizin 1,9 Mio. €.

Damit sind im Vorjahr innerhalb der Kompetenzfelder 56,0 
Mio. € der gesamten GA-Mittel entsprechend einem Anteil 
von 63,6 % gefördert worden. Schwerpunkte der Investiti-
onstätigkeiten liegen weiterhin auf Errichtungs- und Erwei-
terungsinvestitionen. 

Im Rahmen der ergänzenden Förderung von nicht-investiven 
Unternehmensaktivitäten zur Stärkung der Wettbewerbsfä-
higkeit und Innovationskraft von kleinen und mittleren Un-
ternehmen sind insgesamt 1,25 Mio. € an GA-Mitteln bei 
zwei Fachprogrammen des Landes eingesetzt worden.

Mit GA-Mitteln wurde das Programm „Innovationsassis-
tent“ in 143 Förderfällen mit fast 1,12 Mio. € verstärkt. 
Von den 143 geförderten Innovationsassistenten waren 110 
Männer (anteilig 76,9 %) und 33 Frauen (anteilig 23,1 %).

Das Programm „Zusätzliche Schulungsleistungen für kleine 
und mittlere Unternehmen im Zusammenhang mit GA-för-
derfähigen Sachinvestitionen“ wurde mit zehn Maßnah-
men in Höhe von rd. 130.000  € gefördert. Die geförderten 
Schulungsleistungen besuchten insgesamt 143 Teilnehmer, 
davon 100 Männer (anteilig 69,9 %) und 43 Frauen (anteilig 
30,1 %).

Die wirtschaftsnahe Infrastruktur hat infolge ihres Vor-
leistungscharakters Einfl uss auf betriebliche Standortent-
scheidungen. Sie schafft die Rahmenbedingungen für den 
Aufbau und die Sicherung wettbewerbsfähiger Produktions- 
und Dienstleistungsstandorte. 

2006 wurden 85 neue Vorhaben im Bereich der wirtschafts-
nahen Infrastruktur mit einem Investitionsvolumen von über 
90 Mio. € mit GA-Mitteln in Höhe von fast  76 Mio. € geför-
dert. Der Schwerpunkt der neuen Förderung war der Ausbau 
von Verkehrsverbindungen mit 52 Vorhaben über alle 12 
Berliner Bezirke. Mit dem verstärkten Ausbau von Straßen 
im Vorjahr wird der seit Jahren vorhandene Bedarf zur bes-
seren Anbindung an Gewerbestandorte wesentlich reduziert. 
Weiterhin wurden 13 neue Vorhaben zur Abwasserbeseiti-
gung bzw. Wasserversorgung, acht neue Vorhaben der Ge-
ländeerschließung für den Tourismus, fünf neue Vorhaben 
zur Wiederherrichtung von Gewerbegelände, vier neue Vor-
haben für den Ausbau von Ausbildungs-, Fortbildungs- und 
Umschulungsstätten, zwei neue Vorhaben zum Ausbau von 
Gewerbezentren sowie ein Vorhaben zur Erschließung eines 
Gewerbegebiets gefördert. 

Im Rahmen der Förderung von Planungs- und Beratungsleis-
tungen sind im Jahre 2006 insgesamt fünf Vorhaben mit rd. 
50.000 € pro Projekt bewilligt worden. Im Ergebnis dieser 
geförderten Planungsleistungen entwickeln sich Infrastruk-
turvorhaben in den Folgejahren.

Die GA-Förderung des Regionalmanagements verstärkt 
den innovativen Strukturwandel in Berlin. Regionalmana-
gerinnen und -manager initiieren und begleiten die bezirk-
lichen querschnittsorientierten Regionalprozesse unter Ein-
bindung der jeweiligen lokalen Akteurinnen und Akteure. 
Dabei sollen handlungsorientierte Kooperationsansätze mit 
Leitprojekten und Aktionsplänen entstehen.

In Berlin wurden im Vorjahr insgesamt vier Vorhaben 
des Regionalmanagements in Anbindung an die jewei-
ligen Wirtschaftsförderungseinrichtungen in den struktur-
schwachen Bezirken Pankow (Ortsteil Buch), Lichtenberg, 
Friedrichshain-Kreuzberg und Marzahn-Hellersdorf geför-
dert. Die Vorhaben der Bezirke Pankow (Ortsteil Buch) und 
Lichtenberg konnten auf Grund ihres erfolgreichen Projekt-
verlaufs über den ursprünglich geplanten Förderzeitraum 
bis Mitte 2007 verlängert werden. Das später an den Start 
gegangene Regionalmanagement in Friedrichshain-Kreuz-
berg endet nunmehr Mitte 2008. Die Vorhaben können jähr-
lich bis zu maximal 200.000 € gefördert werden. Mit über-
aus positivem Resümee konnte das Regionalmanagement 
im Bezirk Marzahn-Hellersdorf Ende 2006 abgeschlossen 
werden.

In den Jahren 2007–2011 soll im Land Berlin ein Investiti-
onsvolumen in der gewerblichen Wirtschaft und im Bereich 
der wirtschaftsnahen Infrastruktur von insgesamt über 4,2 
Mrd. € gefördert werden. Hierfür sollen GA-Mittel in Höhe 
von über 818 Mio. € eingesetzt werden.

Förderung von Kooperationsnetzwerken 
und Clustermanagement im Rahmen der GA

Für die Berliner Wirtschaftspolitik ist die Förderung von 
Unternehmensnetzwerken und des Clustermanagements 
im Rahmen der GA ein geeignetes Instrumentarium, um 
die strukturpolitischen Ziele Berlins umzusetzen und einen 
Beitrag für die Stärkung der Berliner Kernkompetenzen zu 
leisten.

Das neue Förderangebot dient dazu, den Aufbau von Infor-
mationsnetzwerken zu unterstützen, um den Technologie-
transfer zwischen Unternehmen und wirtschaftsnahen Ein-
richtungen (u. a. Forschungseinrichtungen) zu erleichtern. 
Es stärkt die Aktivitäten für ein effektives Standortmarke-
ting der Unternehmen und führt zu einer Steigerung der 
Wettbewerbsfähigkeit.

Die GA-Kooperationsnetzwerk- und Clustermanagement-
förderung unterstützt die kohärente Innovationsstrategie 
des Landes Berlin, für die die strategischen Ziele in den 
Masterplänen für das Cluster Gesundheitswirtschaft sowie 
für die Kompetenzfelder Biotechnologie, Medizintechnik, 
Informations- und Kommunikationstechnologie, Verkehrs-
systemtechnik und Optik festgelegt worden sind. Aber auch 
Branchen, die nicht im unmittelbaren Focus der Innovati-
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onsstrategie stehen, werden von der GA-Förderung nicht 
ausgeschlossen. 

In den Berliner Kooperationsnetzwerken und Clusterma-
nagements können auch Unternehmen Brandenburgs – wie 
auch anderer Bundesländer – vertreten sein. Selbstverständ-
lich können im umgekehrten Fall auch Berliner Unterneh-
men Partner in GA-geförderten Kooperationsnetzwerken 
und Clustermanagements anderer Bundesländer sein. 

Durch die fi nanzielle Förderung der GA-Netzwerke wird 
somit die Profi lierung der Region Berlin-Brandenburg un-
terstützt und ein Beitrag zur Stärkung des Innovationsstand-
ortes geleistet. 

Seit Beginn des Jahres 2005 ist im Rahmen der GA das neue 
Förderangebot „Kooperationsnetzwerke und Clusterma-
nagement“ enthalten. Die GA-Förderung dient der Vernet-
zung von Unternehmen und Forschungs- bzw. wirtschaft-
nahen Unternehmen und unterstützt ein professionelles 
Kooperations- und Clustermanagement. Dafür können bei 
drei Partnern maximal 300.000 € bzw. bei fünf Partnern ma-
ximal 500.000 € Fördermittel für Personal- und Sachmittel 
innerhalb eines Förderzeitraumes von drei Jahren eingesetzt 
werden.

Das neue Förderangebot ist auf ein reges Interesse gestoßen 
und deckt damit einen wichtigen Förderbedarf der Berliner 
Unternehmen ab. Bisher konnten bereits neun Vorhaben ge-
fördert werden, davon sechs Vorhaben in 2006. Weitere Ko-
operationsnetzwerke/Clustermanagements werden von Ber-
liner Unternehmen geplant und vorbereitet.

Die Vorhaben sind den Wirtschaftszweigen Informations- 
und Kommunikationswirtschaft, Verkehrstechnik, Gesund-
heitswirtschaft / Biotechnologie, Wasserwirtschaft und 
Kreativwirtschaft zuzuordnen und unterstützen somit auch 
die Entwicklung der ausgewiesenen Berliner Kompetenz-
felder.

Meistergründungsprämie

Jungen Handwerksmeisterinnen und Handwerksmeistern 
soll mit der Meistergründungsprämie der Weg in die Selbst-
ständigkeit erleichtert werden. 

Nach jahrelanger Marktbeobachtung kann davon ausgegan-
gen werden, dass mit jeder Unternehmensgründung zusätz-
lich zum Arbeitsplatz der Gründerin bzw. des Gründers drei 
bis fünf weitere Arbeitsplätze sowie ein Ausbildungsplatz 
geschaffen werden. Im Berichtsjahr wurden 112 Unterneh-
mensgründungen gefördert. Der Anteil der Frauen an den 
Handwerksgründungen hat sich in 2006 deutlich erhöht und 
betrug nun 32 % (2005 = 15 %).

V.2 Förderinstrument Darlehen 
und Beteiligungen

Insbesondere der kleine Berliner Mittelstand hat nach wie 
vor mit Finanzierungsproblemen zu kämpfen. Gleichwohl 
ist eine deutliche Verbesserung der Situation durch verstärkte 
Angebote der Hausbanken sowie durch die neuen Produkte 
der IBB, die in Ergänzung zu bestehenden erfolgreichen Ins-
trumenten der Wirtschaft zur Verfügung stehen, eingetreten. 
Bestehende Lücken werden durch die Wirtschaftsförderung 
der öffentlichen Hand ausgeglichen. 

IBB-Förderprogramme

Die IBB stellt ihre Angebote entlang dem Unternehmensle-
benszyklus zur Verfügung:

• Die Programmschiene Berlin-Intro wendet sich an Un-
ternehmen in der Gründungsphase.

• Die Programmschiene Berlin-Invest ist auf wachsende 
Unternehmen gerichtet.

• Die Programmschiene Berlin-Intakt spricht Unterneh-
men mit Stabilisierungsbedarf an.

Das wichtigste Angebot für Gründungsunternehmen aus der 
Programmschiene Berlin-Intro ist das Programm Berlin 
Start. Es steht Gründerinnen und Gründern sowie jungen 
Unternehmen seit April 2006 als neues Programm der IBB 
zur Verfügung. Berlin Start koppelt die Darlehensgewäh-
rung mit einer bis zu 80 %igen Bürgschaft der BBB Bürg-
schaftsbank zu Berlin-Brandenburg GmbH. Die Vergabe des 
Darlehens erfolgt im Hausbankverfahren und liegt im Risiko 
der Hausbank bzw. der Bürgschaftsbank. (Zahl der Bewilli-
gungen 2006: 60; Volumen: 2,7 Mio. €)

Ebenfalls zur Gründungsfi nanzierung steht seit 2006 der 
KMU-Fonds zur Verfügung, der jedoch schwerpunktmäßig 
auf wachsende Unternehmen ausgerichtet ist. Hier hat die 
IBB die Möglichkeit der Direktvergabe an Gründerinnen und 
Gründer, sofern diese keine Hausbank aufweisen können.

Das Angebot der Existenzgründungszuschüsse aus dem ARP 
wurde hingegen zum 31.03.2007 eingestellt. Im Jahr 2006 
wurden durch die IBB 33 Darlehensanträge für 18 Existenz-
gründerinnen und 15 Existenzgründer bewilligt. Über den 
Arbeitsplatz des Gründers bzw. der Gründerin hinaus wurden 
zusätzlich 54 Arbeitsplätze geschaffen, davon 31 für Arbeit-
nehmerinnen (57 %) und 23 für Arbeitnehmer (43 %).

Die Programmschiene Berlin Invest vereinigt das Kernan-
gebot der IBB an Unternehmen in der Wachstumsphase.

Berlin Kredit ist der Universalkredit für KMU und fördert 
langfristige Investitionen in Berlin, was so auch die Be-
triebsmittelfi nanzierungen erleichtert. Die Kredite werden 
zu günstigen Konditionen vergeben, die in der Regel für die 
gesamte Laufzeit festgeschrieben werden. Für kleine und 
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mittlere Unternehmen (nach EU-Defi nition) kann der Kredit 
zinsvergünstigt vergeben werden. Alle anderen Unterneh-
men erhalten Darlehen ohne Zinsvergünstigung auf Basis 
der IBB-Refi nanzierungsmöglichkeiten. (Zahl der Bewilli-
gungen 2006: 108; Volumen: 22,7 Mio. €)

Zur Wachstumsfi nanzierung von kleinen und mittleren Un-
ternehmen steht seit etwa zwei Jahren der KMU-Fonds zur 
Verfügung. Es werden Darlehen zur Finanzierung langfris-
tiger Investitionen und damit verbundener Betriebsmittel 
gewährt. Neben der Gewährung von Kleinkrediten (bis zu 
25.000 €) und der Gründungsfi nanzierung bis zu 250.000 € 
sind Finanzierungen bis zu 10 Mio. € möglich. Grundsätz-
lich werden die Darlehen zusammen mit einer Geschäfts-
bank als Konsortialfi nanzierung mit einem Finanzierungs-
anteil von je 50 % getätigt, lediglich bei den Kleinkrediten 
sowie in Ausnahmefällen bis zu 250.000 € ist die Finan-
zierung direkt und allein durch den KMU-Fonds möglich, 
sofern keine Hausbank für das Vorhaben gewonnen werden 
konnte. Der KMU-Fonds ist als revolvierender Fonds mit 
EFRE- und IBB-Mitteln aufgelegt und steht grundsätzlich 
für Unternehmen aller Branchen zur Verfügung. (Zahl der 
Bewilligungen 2006: 8; Volumen: 0,7 Mio. €)

Als Ergänzung steht mit dem IBB-Wachstumsprogramm/
Konsortialdarlehen ein weiteres Programm für Berliner 
Unternehmen zur Verfügung. Dieses Programm wird für 
größere Vorhaben ebenfalls zusammen mit einer Geschäfts-
bank eingesetzt. (Zahl der Bewilligungen 2006: 5; Volumen: 
69,8 Mio. €)

Mit Berlin Kapital hat die IBB ein Beteiligungsprogramm 
für Vorhaben ab einem gesamten Beteiligungsbedarf von 
1 Mio. € eingerichtet. Der Berlin Kapital Fonds soll klei-
nen und mittleren Berliner Unternehmen Eigenkapital bzw. 
Mezzanine-Kapital zur Verbesserung ihrer Kapitalstruk-
tur zur Verfügung stellen. Der Berlin Kapital Fonds ist aus 
EFRE- und IBB-Mitteln gespeist und soll als revolvierender 
Fonds arbeiten. Seit Anfang 2007 liegt nun auch die beihil-
ferechtliche Genehmigung aus Brüssel vor, so dass mit dem 
Förderprogramm gestartet werden kann. Zusätzlich steht für 
alle Maßnahmen, die unter EU Gesichtspunkten aus dem 
Berlin Kapital Fonds nicht förderfähig sind, der IBB Kapi-
tal Fonds zur Verfügung. (Zahl der Bewilligungen 2006: 1; 
Volumen: 0,5 Mio. €)

In der Programmschiene Berlin-Intakt steht mit dem Li-
quiditätsfonds Berlin ein wirksames Programm für kleine 
und mittlere Berliner Unternehmen zur Verfügung, wenn 
bei kurzfristigen Liquiditätsengpässen das klassische Ins-
trumentarium (Kredit plus Bürgschaft) nicht greift. Es soll 
helfen, indem vor allen Dingen Aufträge vorfi nanziert sowie 
Umsatzeinbrüche sowie Forderungsausfälle kompensiert 
werden. Wenn aufgrund einer zu geringen Eigenkapitalba-
sis die erforderlichen Mittel zur Überwindung der Schwie-
rigkeiten – trotz einer positiven Zukunftsperspektive – nicht 

zu erhalten sind, können Darlehen aus dem Liquiditätsfonds 
Berlin beantragt werden. Diese Darlehen werden dann zu 
marktüblichen Bedingungen ausgereicht, ein nennenswerter 
Mitfi nanzierungsanteil Dritter ist erforderlich. (Zahl der Be-
willigungen 2006: 9; Volumen: 2,2 Mio. €)

KfW-Förderprogramme

Neben den Produkten der IBB können Unternehmens-
gründungen und mittelständische Unternehmen Förderpro-
gramme der KfW-Mittelstandsbank in Anspruch nehmen. 

Auch 2006 setzte sich der Trend dabei zur kleinteiligen Fi-
nanzierung und damit zu kleinen Gründungsvorhaben fort. 
Gründungen als Nebenerwerb erfolgten mehrheitlich von 
Frauen. Die Darlehensvergabe an Gründerinnen betrug ins-
gesamt ca. 35 %. 

Bei den nachfolgenden Förderprogrammen ist in Berlin 
ein Rückgang bei den Anträgen und Bewilligungen gegen-
über dem Vorjahr zu verzeichnen. Ursachen sind u. a. in den 
neuen erfolgreichen Förderprogrammen der Investitions-
bank Berlin – Berlin-Start und Berlin-Kredit – zu sehen, die 
verstärkt nachgefragt wurden. 

Für die Förderung von Kleinstvorhaben steht Existenzgrün-
derinnen und -gründern sowie kleinen und mittleren Un-
ternehmen mit einem max. Fremdfi nanzierungsbedarf bis 
25.000 € das Mikro-Darlehen zur Verfügung. Unterstützt 
wird das Programm durch eine Bürgschaft des Europäischen 
Investitionsfonds, die hier Risiken abnimmt. Innerhalb des 
Programms wird die Variante „Mikro 10“ für einen Finan-
zierungsbedarf zwischen 5.000 und 10.000 € angeboten. 
Damit soll Gründerinnen und Gründern sowie jungen Unter-
nehmen der Zugang zu kleinvolumigen Krediten erleichtert 
werden. Im Jahr 2006 wurden 64 Anträge mit einem Darle-
hensvolumen von 949.300 € bewilligt.

Mit dem Förderprogramm StartGeld werden alle Formen 
der Existenzgründung (Errichtung, Erwerb, Übernahme 
einer tätigen Beteiligung) bis zu einem Finanzierungsbedarf 
von 50.000 € unterstützt. Es können bis zu 100 % des Ge-
samtfi nanzierungsbedarfs an Investitionen / Betriebsmitteln 
mitfi nanziert werden. Auch dieses Programm wird mit einer 
Bürgschaft des Europäischen Investitionsfonds begleitet. Im 
Berichtsjahr wurden 125 Anträge mit einem Darlehensvolu-
men in Höhe von rund 3,9 Mio. € bewilligt.

Für Investitionen, die eine langfristige Finanzierung erfor-
dern und die einen nachhaltigen wirtschaftlichen Erfolg 
erwarten lassen, steht Gründerinnen und Gründern, mit-
telständischen Unternehmen und freiberufl ich Tätigen der 
Unternehmerkredit zur Verfügung. Mit der Betriebsmit-
telvariante innerhalb des Unternehmerkredits können Be-
triebsmittel auch außerhalb von Investitionen fi nanziert und 
vorübergehende Liquiditätsengpässe ausgeglichen werden. 
Im Berichtsjahr wurden insgesamt 288 Anträge mit einem 
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Darlehensvolumen in Höhe von rund 70 Mio. € bewilli-
gt (auf die Betriebsmittelvariante entfi elen 44 Anträge mit 
einem Darlehensvolumen von rd. 4 Mio. €).

Mit dem Unternehmerkapital steht Gründerinnen und 
Gründern sowie jungen und etablierten Unternehmen eine 
Produktfamilie zur Verfügung, die langfristige Nachrang-
darlehen anbietet. Durch die eigenkapitalnahe Funktion der 
Nachrangdarlehen wird die Bonität des Unternehmens ver-
bessert und ihm dadurch der Zugang zu weiteren Finanzie-
rungsmitteln erleichtert. Entsprechend den verschiedenen 
Entwicklungsphasen, die ein Unternehmen durchläuft, setzt 
sich die Produktfamilie aus den Bausteinen ERP-Kapital 
für Gründung, ERP-Kapital für Wachstum und Kapital für 
Arbeit und Investitionen zusammen. 2006 wurden insge-
samt 49 Anträge mit einem Darlehensvolumen in Höhe von 
10,1 Mio. € bewilligt.

MBG-Förderprogramme

Auch das Beteiligungsprogramm der Mittelständischen 
Beteiligungsgesellschaft Berlin-Brandenburg GmbH (MBG) 
ist ein wichtiges wirtschaftspolitisches Förderinstrument zur 
Stärkung der Eigenkapitalbasis mittelständischer Berliner 
Unternehmen. Mit dem Eingehen von Beteiligungen wird 
für diese der notwendige Spielraum für unternehmerische 
Entscheidungen und das Wahrnehmen von Wachstumschan-
cen geschaffen.

Die Beteiligungen werden überwiegend aus Mitteln des 
ERP-Beteiligungsprogramms refi nanziert. Das Land Berlin 
und der Bund räumen bis zu 80 % Rückgarantien bis zur 
Höhe von 1 Mio. € ein, in begründeten Ausnahmefällen bis 
zu 2,5 Mio. €.

Im Berichtsjahr wurden 16 Beteiligungen bei Berliner Un-
ternehmen (2005: 24) mit einem Garantiebetrag in Höhe 
von 2,764 Mio. € eingegangen. Damit rangiert das Garan-
tiegeschäft, nachdem 2005 die höchste Anzahl eingegan-
gener Beteiligungen seit 1993 zu verzeichnen war, weiter 
auf hohem Niveau. Durch die Garantieübernahmen konn-
ten 588 Arbeitsplätze gesichert und neu geschaffen sowie 20 
Ausbildungsplätze eingerichtet werden.

Mit dem Garantieprogramm für Arbeitnehmerbeteili-
gungen soll die Identifi kation der Belegschaft mit ihrem 
Unternehmen erhöht und somit deren Bereitschaft gefördert 
werden, dem Unternehmen Kapital zur Verfügung zu stel-
len. Dadurch werden positive Wirkungen auf die Rentabi-
lität des Unternehmens erwartet. Gleichzeitig können sich 
die Beschäftigten weitgehend vor dem Verlust ihrer Beteili-
gung schützen, da die Arbeitnehmerbeteiligungen vom Land 
Berlin zu 80 % rückgarantiert werden. 2006 wurde eine Ar-
beitnehmerbeteiligung mit einem Garantiebetrag in Höhe 
von 120.000 € bewilligt. Seit Inkrafttreten des Programms 
1994 wurden bisher insgesamt zwölf Projekte unterstützt.

V.3 Förderinstrument Bürgschaften
Im Land Berlin werden kleine und mittlere Unternehmen bei 
der Neugründung, der Übernahme bestehender Unternehmen 
bzw. deren Festigung und Erweiterung mit Finanzierungs-
hilfen und Bürgschafts- / Garantieprogrammen unterstützt. 
Bei der Bewältigung von Strukturanpassungsmaßnahmen 
sowie vorübergehenden wirtschaftlichen Schwierigkeiten 
stehen spezielle Finanzierungshilfen zur Verfügung.

Die Bürgschaftsbank zu Berlin-Brandenburg GmbH (BBB) 
ermöglicht Existenzgründerinnen und Existenzgründern, 
kleinen und mittleren Unternehmen sowie freiberufl ich Tä-
tigen durch die Gewährung von Bürgschaften den Zugang 
zu Geschäftskrediten, deren Risiko nicht durch eigene Si-
cherheiten gedeckt  werden können. Für diese Unternehmen 
kann die BBB für Investitions- und Betriebsmittelkredite 
Bürgschaften bis zu einem Bürgschaftsbetrag von 1 Mio. € 
übernehmen, die bis max. 80 % vom Land Berlin und dem 
Bund rückverbürgt werden. Existenzgründungen erhalten 
neben der Bürgschaft im ersten Geschäftsjahr das kosten-
lose Coachingprogramm „BBB Start“. Damit soll die Nach-
haltigkeit von Gründungen gestärkt werden.

Wie im Vorjahr ist auch 2006 ein weiterer Anstieg bei der 
Anzahl der genehmigten Bürgschaften zu verzeichnen. So 
wurden 323 Bürgschaften (2005: 279) mit einem Bürg-
schaftsvolumen in Höhe von 45,2 Mio. € bewilligt. Davon 
waren 127 Existenzgründungen und 86 Bürgschaften im 
Rahmen der Programme Berlin-Start und Berlin-Kredit der 
Investitionsbank Berlin, die seit Juli 2006 den Berliner Un-
ternehmen zur Finanzierung zur Verfügung stehen. Durch 
die Bürgschaftsübernahmen konnten in Berlin 4.569 Ar-
beitsplätze gesichert und neu geschaffen sowie 171 Ausbil-
dungsplätze zur Verfügung gestellt werden. Den höchsten 
Anteil am Bürgschaftsgeschäft der BBB hatten das Dienst-
leistungsgewerbe (42 %). Ihnen folgen Firmen der Handels-
branche (27 %) sowie Industrieunternehmen (16 %). 

Zur Absicherung von Krediten, die ein Bürgschaftsvolu-
men von 1 Mio. € überschreiten, steht das Landesbürg-
schaftsprogramm, das unter Beteiligung der Investitions-
bank Berlin durchgeführt wird, zur Verfügung. 2006 wurden 
vier Landesbürgschaften mit einem Bürgschaftsvolumen in 
Höhe von rund 9,5 Mio. € übernommen.

V.4 Förderinstrument Beratungshilfen 
und Veranstaltungen

Mit den ab dem 1. Januar 2006 in Kraft getretenen Richt-
linien über die Förderung von Potenzialberatungen im 
verarbeitenden Gewerbe werden kleinen und mittleren Ber-
liner Unternehmen Mittel für die Einholung externer Bera-
tung zur Verfügung gestellt. Neu im Vergleich zu anderen 
Beratungsprogrammen ist, dass Belegschaftsvertretung und 
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Geschäftsführung gemeinsam den Antrag auf Förderung 
stellen müssen. Die Potenzialberatung hat das Ziel, durch 
Erleichterung des Einsatzes von externen Beraterinnen und 
Beratern die Unternehmen und Beschäftigten von KMU des 
verarbeitenden Gewerbes in Berlin dabei zu unterstützen, 
ihre Arbeitsorganisation und Geschäftsprozesse zu optimie-
ren, Innovationsprozesse im Betrieb zu beschleunigen, ihre 
Wettbewerbsfähigkeit zu verbessern und so die Betriebe und 
die Arbeitsplätze der Beschäftigten zu sichern und auszu-
bauen. Zudem sollen die Potenzialberatungen dazu beitra-
gen, dass Unternehmenskrisen schon im Vorfeld erkannt 
werden können. Sie können so als eine Art Frühwarnsys-
tem dienen und Arbeitsplätze in bestehenden Unternehmen 
sicherer machen. Das Förderprogramm wird mit EU-Mit-
teln kofi nanziert. Im Jahre 2006 wurden 22 Potenzialbera-
tungsanträge bewilligt. Ab 2007 sind zusätzlich nun auch 
Betriebe des produktionsnahen Dienstleistungsgewerbes 
antragsberechtigt.

Mit dem „Existenzgründungstelefon“  besteht bei der Se-
natsverwaltung für Wirtschaft, Technologie und Frauen eine 
unabhängige fachkundige Anlaufstelle für Existenzgründe-
rinnen und -gründer sowie junge Unternehmen, bei der diese 
allgemeine Gründungshinweise und Informationen zu För-
dermöglichkeiten erhalten oder bei darüber hinausgehenden 
Fragen der Kontakt zu anderen Institutionen hergestellt wird. 
Der Anteil der weiblichen Ratsuchenden betrug 2006 über 
50 %. Den kostenlosen Service des Existenzgründungstele-
fons nahmen ca. 2.000 Personen in Anspruch, davon suchten 
ca. 620 die Geschäftsräume der Senatsverwaltung zu einer 
persönlichen Beratung auf.

Gründungswilligen und jungen Unternehmerinnen und Un-
ternehmern kann im Rahmen des Gründercoaching der 
KfW der Start in die unternehmerische Selbstständigkeit 
durch Gewährung von Zuschüssen für Beratungs- und Be-
treuungsleistungen erleichtert werden. Damit wird es Un-
ternehmensgründungen und jungen Unternehmen vor allem 

Existenzgründung von Frauen
Die Förderung erfolgreicher Unternehmerinnen und Existenzgründerinnen ist eine wesentliche Komponente der Berliner 
Wirtschafts- und Frauenpolitik. Es ist im Interesse eines stabilen und innovativen Wirtschaftsstandortes wie Berlin, das 
große Potenzial an qualifi zierten und motivierten Frauen für die weitere Entwicklung zu aktivieren bzw. zu nutzen. Um 
Frauen darin zu bestärken sich aktiver in den Wirtschaftsprozess einzubringen, widmet sich das Land Berlin im Rahmen 
seines wirtschafts- und frauenpolitischen Instrumentariums gezielt der Thematik selbstständiger bzw. gründungsinter-
essierter Frauen. Ziel ist es, das Gründungsverhalten von Frauen in Berlin besonders mit Information und Beratung zu 
begleiten, es zu analysieren und mit den bestehenden Wirtschaftsfördermaßnahmen abzustimmen.

Die Umsetzung verschiedener Maßnahmen geschieht durch die Förderung von fünf Projekten. Im Jahr 2006 haben insge-
samt 5.733 Frauen an Qualifi zierungsmaßnahmen und Beratungen teilgenommen. Die Broschüre „Berlinerinnen selbst-
ständig“ bietet Interessierten weitergehende Informationsmöglichkeiten zum Thema Existenzgründung von Frauen.

www.berlin.de/imperia/md/content/senatsverwaltungen/senwaf/frauen/berlinerinnen_selbststaendig.pdf 

in der Startphase möglich, Expertinnen und Experten zur 
Unterstützung einzubeziehen, die außer betriebswirtschaft-
lichen Kenntnissen auch gute Branchenkenntnisse haben. 
2006 wurden 21 Coachingempfehlungen ausgesprochen und 
davon vier Coachings abgeschlossen.

In der ersten Wachstumsphase nach Gründung eines Unter-
nehmens sind viele Schwierigkeiten zu überwinden. Zur Be-
standssicherung müssen Organisationsstrukturen angepasst, 
neue Marktstrategien entwickelt, Finanzierungsprobleme 
und vieles mehr geregelt werden. Unterstützende Beratung/
Coaching können junge Unternehmen, deren Gründung 
noch keine fünf Jahre zurückliegt, deren Betriebssitz sich 
in Berlin befi ndet und die nicht mehr als 20 Beschäftigte 
haben, bei der Gesellschaft für soziale Unternehmensbera-
tung (gsub) mbH erhalten. Insbesondere Gründer und Grün-
derinnen, die ein Existenzgründungsdarlehen nach dem 
Arbeitsmarkt- und Berufsbildungspolitischen Rahmenpro-
gramm (ARP) in Anspruch genommen haben, wird zur Sta-
bilisierung des jungen Unternehmens ein aus öffentlichen 
Mitteln fi nanziertes begleitendes Coaching angeboten. Die 
mit Mitteln des Landes Berlin und des Europäischen Sozial-
fonds geförderten Coaching-Angebote wurden im Jahr 2006 
von 124 Unternehmen genutzt. Die Angebote sind zu 58 % 
von Frauen wahrgenommen worden.

Darüber hinaus können kleine Unternehmen in wirtschaft-
licher Krisensituation Beratung in Anspruch nehmen. Diese 
Beratung ist nachrangig zu den Angeboten des „Runden Ti-
sches“ der KfW-Mittelstandsbank. Im Jahr 2006 haben sich 
fünf Unternehmen in einer Krisensituation beraten lassen. 

Das Projekt Gründerwerkstatt dient der Unterstützung von 
Gründerinnen und Gründern, die zuvor erwerbslos oder von 
Erwerbslosigkeit bedroht waren, indem sie in einem stipen-
diatenorientierten Dienstverhältnis zur Technischen Fach-
hochschule Berlin (TFH) für maximal 18 Monate angestellt 
werden. Dabei steht ihnen die gründungsspezifi sche tech-
nische Infrastruktur und betriebswirtschaftliche Beratung 
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der TFH zur Verfügung. Acht der zehn Gründerinnen und 
Gründer aus der ersten Runde des Projektes Gründerwerk-
statt in 2005 haben erfolgreich den Markteintritt geschafft. 
Zwei Gründer haben qualifi zierte Anstellungen in Unterneh-
men gefunden. Im Jahr 2006 wurden in diesem Projekt drei 
Stipendiatinnen und 17 Stipendiaten gefördert. 

Nach einer Übersicht der IHK zu Berlin liegen bei den Mig-
rantinnen und Migranten im Ranking nach Herkunfts-

ländern die türkisch-stämmigen Gewerbetreibenden mit rd. 
6.200 eingetragenen Unternehmen sowohl in der Gesamt-
betrachtung als auch im Handelsregister-Bereich deutlich 
an erster Stelle. Gefolgt werden sie in der Gesamtbestands-
betrachtung von Unternehmen aus Polen (rd. 4.000), deren 
Anzahl in den letzen beiden Jahren stark angestiegen ist. Bei 
den ins Handelsregister eingetragenen ausländischen Unter-
nehmen stehen die österreichischen Unternehmen zahlenmä-

Expertinnen-Beratungsnetz Berlin
Das Berliner Expertinnen-Beratungsnetz besteht seit 1992. Ziel des Netzwerkes ist es, Frauen in allen Fragen ihrer be-
rufl ichen und damit verbundenen persönlichen Entwicklung zu beraten und in ihrem Fortkommen durch den Zugang zu 
einer fachlich-berufl ichen Beratung durch eine Expertin der entsprechenden Berufsgruppe zu unterstützen.

Die derzeit 27 Expertinnen aus den unterschiedlichsten Berufsgruppen sind hoch qualifi zierte erfolgreiche Frauen, die 
über langjährige Erfahrungen im Berufsleben und in Führungspositionen verfügen und bereit sind, ihr Erfahrungswissen 
zur Unterstützung von jüngeren Frauen einzusetzen. Sie sind überwiegend im Ruhestand und beraten ehrenamtlich.

In der bei der Senatsverwaltung für Wirtschaft, Technologie und Frauen angesiedelten Geschäftsstelle des Expertinnen-
Beratungsnetzes werden die Kompetenzen der Expertinnen mit dem Fachwissen über das Förderinstrumentarium der 
Frauen-, Arbeitsmarkt- und Bildungspolitik zusammengeführt sowie die Schaffung guter Rahmenbedingungen für eine 
Verbesserung des generationsübergreifenden Dialogs zwischen Frauen mit unterschiedlicher Lebens- und Berufserfah-
rung unterstützt.

Über 3.100 Frauen haben sich in den 15 Jahren des Bestehens Rat suchend an das Berliner Expertinnen-Beratungsnetz 
gewandt und das kostenlose Beratungsangebot genutzt. Drei der Expertinnen wurden für ihre herausragenden Leistungen 
in den Jahren 2000, 2002 bzw. 2005 mit dem Verdienstkreuz am Bande des Bundesverdienstordens geehrt.

Berliner Unternehmerinnen-Tag
Die spezielle und gezielte Ansprache von Unternehmerinnen ist weiterhin ein wichtiger Baustein der unternehmensbezo-
genen Landespolitik. Die Stärkung des weiblichen Engagements in der Wirtschaft ist sowohl in gleichstellungspolitischer 
wie auch in wirtschaftspolitischer Hinsicht eine unverzichtbare Handlungsmaxime. Der Berliner Unternehmerinnen-Tag 
bietet sowohl eine Plattform zur stärkeren Wahrnehmung weiblicher Selbstständiger in der Öffentlichkeit, zum anderen 
dient er in erster Linie aber der Information, Vernetzung und Interaktion von Unternehmerinnen untereinander.

Darüber hinaus ist er als Beitrag des Landes zur „Landesinitiative Chancengleichheit in der Berliner Wirtschaft“ zu ver-
stehen. Ausdrücklich werden in diesem Zusammenhang Aktivitäten initiiert, die geeignet sind, auf die Potenziale von 
Frauen hinzuweisen und diese stärker in der betrieblichen Praxis einzubringen.

Im Oktober 2006 fand die jüngste Veranstaltung des Unternehmerinnen-Tages statt, der alle zwei Jahre von der Senats-
verwaltung für Wirtschaft, Technologie und Frauen, der Investitionsbank Berlin und der EU durchgeführt wird. In An-
lehnung an die Veranstaltungen aus 2001 und 2004 wurde wieder ein breites Beratungs-, Informations- und Netzwerkan-
gebot für Unternehmerinnen vorbereitet. Dank der Kofi nanzierung durch den EFRE konnte erneut ein leistungskräftiges 
Veranstaltungsprogramm angeboten werden. Mit rund 750 Teilnehmerinnen war diese Veranstaltung mit deutlichem 
Abstand die bisher erfolgreichste.

Anlässlich des Berliner Unternehmerinnen-Tages 2006 wurde zum zweiten Mal der Preis „Unternehmerin des Jahres“ 
verliehen. Preisträgerin ist Dr. Christine Wedler, Geschäftsführerin der ASCA – Angewandte Synthesechemie Adlershof 
GmbH. Das Unternehmen betreibt sowohl angewandte als auch Grundlagenforschung auf dem Gebiet der organischen 
Synthesechemie im medizinischen Bereich. Von der Jury wurde die Familienfreundlichkeit der ASCA GmbH als hervor-
ragend bewertet.

Weitere Informationen unter: www.berliner-unternehmerinnentag.de 
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Berliner Akteure für Marketing, Akquisition und Förderung
Die Berlin Partner GmbH ist die zentrale Anlaufstelle in Berlin, die Investoren bei der Ansiedlung unterstützt, Berliner 
Unternehmen in allen Fragen der Außenwirtschaft begleitet und den Standort Berlin profi liert und vermarktet. Berlin 
Partner wird zur Hälfte privat und zur Hälfte öffentlich fi nanziert und vom Berliner Senat mit der Entwicklung und 
Durchführung von Maßnahmen des Hauptstadt- und Standortmarketings beauftragt. Mehr als 145 namhafte deutsche und 
internationale Privatunternehmen verbindet das Interesse, den Standort Berlin regional, national und international zu för-
dern. Berlin Partner kommuniziert die Stärken und Zukunftschancen der Stadt, entwickelt Kommunikationskampagnen, 
initiiert und organisiert Veranstaltungen sowie Netzwerke für Berlin.

Investoren bietet Berlin Partner einen umfassenden und kostenfreien Service rund um die Ansiedlung. Alle wichtigen 
Wirtschaftsinformationen sind im Business Location Center Berlin-Brandenburg abrufbar und spezielle Produkte, wie 
Immobilienportal, Business-Welcome- oder Business-Recruiting-Package, unterstützen bei der Ansiedlung oder der Fir-
menerweiterung. Berliner Unternehmen erhalten außerdem Informationen zu allen Fragen der Außenwirtschaft. Das bein-
haltet auch die Suche nach Kooperationspartnern, die Organisation gemeinsamer Messeauftritte und die Durchführung von 
Unternehmerreisen. ERIC BERLIN (EuRo Info Centre), Innovation Relay Centre und die Wirtschaftsrepräsentanz Berlin-
Brandenburg in Brüssel stehen für alle Fragen rund um die Europäische Union zur Verfügung. www.berlin-partner.de 

Die Zentrale Anlauf- und Koordinierungsstelle für Unternehmen (ZAK) ist zentrale Ansprechpartnerin innerhalb 
der Berliner Verwaltung für alle Unternehmen. 

Sie bietet Unternehmen Beratung und Unterstützung bei der Realisierung von Investitionsvorhaben, vermittelt die rich-
tigen Ansprechpartnerinnen und -partner in Berliner Behörden, koordiniert komplexe Genehmigungsverfahren und mo-
deriert bei Standortproblemen und Behördenkonfl ikten. 

Die ZAK arbeitet eng mit den Berliner Bezirken, anderen Senatsverwaltungen, der Berlin Partner GmbH, der Investiti-
onsbank Berlin und anderen wichtigen Akteuren am Wirtschaftsstandort zusammen. www.berlin.de/zak 

Als selbstständige Förderbank des Landes bündelt die Investitionsbank Berlin (IBB) die Landesprogramme zur Wirt-
schafts- und Wohnungsbauförderung unter ihrem Dach. Hier fi nden sowohl etablierte Berliner Unternehmen als auch 
Existenzgründerinnen und -gründer eine kompetente Anlaufstelle bei allen Fragen der Finanzierungsförderung. Seit ihrer 
Ausgründung aus der Landesbank Berlin im Jahr 2004 hat die IBB ihr Profi l neu ausgerichtet. So liegt der Schwerpunkt 
der Programme heute nicht mehr bei der Förderung des Wohnungsbaus, sondern bei der Unterstützung der kleinen und 
mittleren Berliner Unternehmen durch zinsgünstige Darlehen, Zuschüsse und Beteiligungen. Darüber hinaus hat die 
IBB eine wichtige Rolle als Verbindungsstelle im Netzwerk der wirtschaftspolitischen Akteure und Institutionen Berlins 
und unterstützt diese beratend und teilweise auch fi nanziell im Rahmen ihrer Förderleistung für das Land Berlin. www.
investitionsbank.de 

Die TSB Technologiestiftung Berlin bietet Beratung bei Innovations- und Technologiefragen, leistet Netzwerkarbeit 
für Verbünde zwischen anwendungsorientierter Wissenschaft und Wirtschaft und gibt Unterstützung für wissenschafts-
basierte, innovative Einzelvorhaben. Ein zentrales Ziel der TSB ist es, wissenschaftliche Erkenntnisse aus der reichen 
Berliner Wissenschaftslandschaft für die praktische Anwendung nutzbar zu machen.

Die TSB Technologiestiftung Berlin organisiert im Rahmen des Quadriga-Prozesses den strategischen Dialog und orga-
nisiert bzw. koordiniert das Kompetenzfeldmanagement ihrer Initiativen sowie der Initiativen außerhalb der TSB. www.
technologiestiftung-berlin.de 

ßig an zweiter Stelle hinter den türkischen Unternehmen (rd. 
500 eingetragene Unternehmen). Um die Chancen zu ver-
bessern, die mit der Selbstständigkeit vieler Migrantinnen 
und Migranten verbunden sind, fi nden auf mehreren Ebenen 
Informationen statt.

Unter der Leitung der Senatsverwaltung für Wirtschaft, 
Technologie und Frauen diskutieren in der „AG Migrati-
on – Arbeitsgruppe zur Situation selbstständiger Migran-
tinnen und Migranten im Erwerbsleben in Berlin“ Vertre-

terinnen und Vertreter einzelner Migrantenorganisationen, 
Unternehmensverbände sowie Berliner Kammern und 
anderer Einrichtungen über die Rahmenbedingungen für 
wirtschaftliches Engagement von Migrantinnen und Mig-
ranten. Auch die Situation von speziell selbstständigen 
Migrantinnen war bereits Gegenstand der Diskussion. Im 
Jahr 2006 standen erneut Fragen der Anerkennung im Aus-
land erworbener berufl icher und schulischer Abschlüsse im 
Vordergrund. 
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Seit 2003 werden von der Senatswirtschaftsverwaltung Se-
minarreihen für Migrantinnen und Migranten angeboten. 
Die im Berichtsjahr 2006 in mehreren Sprachen angebotene 
Seminarreihe „Beratungsveranstaltung für Existenzgründe-
rinnen und -gründer mit Migrationshintergrund“ wurde von 
rund 250 Teilnehmenden besucht. 

Unter den Teilnehmenden waren 116 Frauen, also 46 %. 
Der prozentuale Anteil der Frauen an diesen Seminaren ist 
stetig steigend, im Vorjahr betrug der Anteil 40 %. Die Stär-
kung der Beteiligung von Frauen an diesen Seminaren ist 
ausdrückliches Ziel der Auftraggeberin. Die Seminarreihe 
2006 wurde mit einer Abschlussveranstaltung – an der 125 
Personen teilnahmen – und der Ausgabe der Zertifi kate be-
endet.

Die deGUT Deutsche Gründer- und UnternehmerTage 
sind Deutschlands große Kontakt- und Kongressmesse für 
Selbstständigkeit und Unternehmertum. Sie haben sich zu 
einem bedeutenden Treffpunkt für Existenzgründerinnen 
und -gründer sowie Unternehmerinnen und Unternehmer aus 
ganz Deutschland entwickelt. In den Berliner Messehallen 
unter dem Funkturm präsentierten am 20. und 21. April 2007 
die über 200 Ausstellenden ihre Beratungsangebote, Förder-
möglichkeiten oder Geschäftsideen den rd. 8.000 Teilneh-
menden. In rund 40 kostenlosen Seminaren, Workshops und 
Foren sowie individuellen Beratungen erfuhren Interessierte 
alles Wissenswerte rund um die Themen Existenzgründung 
und Unternehmensführung (www.degut.de).

Im November 2006 startete der Businessplan-Wettbewerb 
Berlin-Brandenburg (BPW) 2007 – der größte regionale 
Gründungswettbewerb deutschlandweit. Der Wettbewerb 
begleitet in drei Stufen Existenzgründerinnen und -gründer 
auf ihrem Weg von der Produktidee zum tragfähigen Ge-
schäftskonzept. In der ersten Stufe, in der die Geschäftsi-
dee und das Gründerteam zu beschreiben waren, wurden 
insgesamt 427 Businesspläne eingereicht, hinter denen 263 
Gründerinnen und 483 Gründer stehen. 60 % der Teilneh-
merinnen und Teilnehmer stammen aus dem Hochschulum-
feld. Die Themenbereiche der zweiten Stufe waren Markt-
analyse und Marketing. Insgesamt wurden in der zweiten 
Stufe 312 Businesspläne von 571 Teilnehmerinnen und 
Teilnehmern eingereicht. Dies ist ein neuer Rekord für die 
zweite Stufe und entspricht einer Steigerung gegenüber dem 
Vorjahr von rund 11 %. (www.b-p-w.de/2007)

Das Schülerprojekt „JUNIOR“ konnte auch im Schuljahr 
2006/2007 weitergeführt werden. Dieses vom Institut der 
deutschen Wirtschaft Köln entwickelte und durchgeführte 
Lernprogramm mit intensiver betriebswirtschaftlicher Be-
gleitung für in den Schulen gegründete Unternehmen und 
Schülergruppen mit bis zu 20 Teilnehmenden fi ndet erfreu-
licherweise zunehmendes Interesse in der Schüler- und Leh-
rerschaft. Seit dem Start des Projekts in Berlin im Schuljahr 

2000/2001 wurden 72 JUNIOR-Unternehmen mit insgesamt 
ca. 900 Teilnehmenden jeweils ein Jahr lang geführt. (www.
juniorprojekt.de).

Ausführliche Informationen zum Thema Existenzgrün-
dung sind dem „Gründungsführer Berlin“ – dem Weg-
weiser zum Berliner Gründungsnetzwerk – zu entneh-
men. Die Broschüre entstand in Zusammenarbeit von 
Investitionsbank Berlin und Senatsverwaltung für Wirt-
schaft, Technologie und Frauen. Der Gründungsführer 
kann heruntergeladen werden unter www.ibb.de/fi lead-
min/ibb/download/gruendungsfuehrer.pdf 

V.5 Förderinstrument Innovationsstandorte, 
Gewerbegrundstücke, Gründerzentren

Der Wissenschafts- und Technologiepark Berlin-Adlers-
hof (WISTA) hat für Berlin sowie überregional eine beson-
dere Bedeutung. Dieses Areal ist der Teil der Stadt für Wis-
senschaft, Wirtschaft und Medien in Adlershof. Neben den 
dort befi ndlichen Innovations- und Gründerzentren, zwölf 
außeruniversitären Forschungseinrichtungen und den mathe-
matisch-naturwissenschaftlichen Instituten der Humboldt-
Universität zu Berlin (HU) ist auch der führende Berliner 
Standort für Film- und Fernsehproduktion in diesem Ortsteil 
zu fi nden. 739 Unternehmen (davon 400 im Technologie-
park) mit 12.750 Beschäftigten (allein im Technologiepark 
6.607 Beschäftigte) sowie rund 1.000 Auszubildenden und 
über 6.430 Studierenden prägen diesen zukunftsorientierten 
Stadtteil Berlins. Allein im Technologiepark wurden im Jahr 
2006  300 neue Arbeitsplätze (im gesamten Entwicklungs-
gebiet 889) geschaffen. 

Seit 1991 wurden rund 1,5 Mrd. € von EU, Bund, Land 
Berlin und privaten Investoren in Adlershof investiert. Das 
Umsatzwachstum der WISTA-Unternehmen lag 2006 um 11 
Prozent über dem Vorjahr und entspricht 440 Mio. €. Die 
Insolvenzquote liegt bei unter 0,5 Prozent. Der Etat der Wis-
senschaftseinrichtungen betrug im Jahr 2006 192 Mio. €.

Durch die verliehene Auszeichnung der EU-Kommission 
„Regions of Excellence“ entstand ein EU-Netzwerk, das die 
Grundlage zu einem besseren Zugang zu den europäischen 
Märkten schuf. Das angebotene „Euro-Offi ce“ wurde stark 
nachgefragt und wird von über 20 Kundinnen und Kunden 
genutzt. Beim „Euro-Offi ce-Network“ geht es darum, 
kleineren innovativen Unternehmen im jeweiligen Partner-
land Hilfestellung bei der Ansiedlung bzw. bei der Suche 
von Kooperationspartnerinnen und Kooperationspartnern zu 
geben. In diesem Zusammenhang wird der Aufbau eines eu-
ropäisch nutzbaren Netzes unternehmensbezogener Dienst-
leistungen verfolgt. 

Überregionale Veranstaltungen am WISTA (wie die Laser-
Optik-Berlin und die Kongress-Messe microsys-Berlin) 
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sollen auch in Zukunft weit über Berlin hinaus das Fach-
publikum zu einem Besuch nach Berlin, insbesondere von 
Adlershof, anregen.

Um eine bessere Interessenbündelung der verschiedensten 
Standortvertreterinnen und -vertreter zu erreichen, wurde 
im vergangenen Jahr ein Beirat etabliert. Diesem gehören 
die zwölf Wissenschaftseinrichtungen (organisiert in der 
„Initiativgemeinschaft Außeruniversitärer Forschungsein-
richtungen in Adlershof e.V. (IGAFA)“ und Unternehmen 
(organisiert im Technologiekreis Adlershof), die Humboldt 
Universität sowie das Bezirksamt und ein Standortpartner 
aus dem Bereich der Medien an.

In den Auf- und Ausbau der wirtschafts- und wissenschafts-
nahen sowie der technischen und verkehrlichen Infrastruk-
tur des Campus Berlin-Buch wurden seit Anfang der 90er 
Jahre rd. 200 Mio. € einschließlich anteiliger Fördermit-
tel investiert. Auf dem ca. 32 ha großen Gelände ist damit 
u. a. ein BiotechPark mit einem der größten branchenspe-
zifi schen Innovations- und Gründerzentren in Deutschland 
entstanden. Alleinstellungsmerkmal des Campus ist die 
biomedizinische Fokussierung sowohl des Innovations- und 
Gründerzentrums als auch der ansässigen Grundlagen- und 
klinischen Forschung mit vielfältigen Synergieeffekten. Das 
hohe Integrationspotenzial hiesiger Forschung, Technologie, 
Gesundheit verleihen dem Standort national und internatio-
nal den Ruf, modellhaft aufgestellt zu sein. Der 1.000 Betten 
umfassende Neubau des neuen Helios Klinikums vis-à-vis 
des Campus sowie weitere Klinikeinrichtungen in seinem 
unmittelbaren Umfeld stärken dieses Interaktionspotenzial. 

Im Rahmen pharmarelevanter Target- sowie Diagnosti-
kaentwicklung profi tieren gerade die stark auf Forschung 
und Entwicklung ausgerichteten Unternehmen von der Zu-
sammenarbeit mit den ansässigen außeruniversitären For-
schungseinrichtungen (Max-Delbrück-Centrum für moleku-
lare Medizin – MDC – und Forschungsinstitut für molekulare 
Pharmakologie – FMP), der universitären Forschung (Uni-
versitätsmedizin Berlin Charite) sowie der Krankenversor-
gung (Robert-Rössle-Klinik, Franz-Volhard-Klinik, Helios 
Klinikum, Fachklinik für Lungen- und Thoraxchirurgie und 
Rheumaklinik).

Zurzeit sind auf dem Campus 42 von insgesamt 49 Unter-
nehmen mit ca. 550 Beschäftigten im Bereich Biomedizin 
tätig. Mit vier externen Neuansiedlungen hat sich das An-
siedlungsgeschehen 2006 durchschnittlich entwickelt. Auch 
in 2006 gab es keine Neugründungen aus hiesigen For-
schungs- und klinischen Einrichtungen. Im Rahmen der Go-
Bio-Initiative wurde allerdings 2006 ein Ausgründungspro-
jekt auf den Weg gebracht. 

Der Biotechnologiepark umfasst mit Innovations- und Grün-
derzentrum auf dem Campus Buch fünf moderne Gebäude. 
Diese bieten auf  26.000 m2 Labor- und Bürofl äche bran-
chenspezifi sche, variable Gewerbeeinheiten. Die Entwick-

lungs- und Betreibergesellschaft ist die BBB Management 
GmbH Campus Berlin-Buch.

Mit ca. 2.200 Beschäftigten in Wissenschaft, Forschung und 
Entwicklung ist der Campus Buch einer der größten Arbeit-
geber in der Region. Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter aus 
fast 50 Nationen, zahlreiche Delegationen und Gäste machen 
ihn zu einem Standort mit internationalem Flair. Im Biotech-
nologiepark liegt der Vermietungsgrad bei etwa 86 %. 

Interdisziplinäres Zusammenwirken sowie gemeinsam nutz-
bare Plattformen werden zunehmend in den Fokus der Ent-
wicklung auf dem Campus gerückt. Dazu gehören solche 
Projekte, wie das Gene Mapping Center, das Experimentelle 
und Klinische Forschungszentrum (ECRC oder Forschungs-
zentrum für Translationale Medizin), das Netzwerk für Drug 
Discovery & Development sowie das Life Science Learning 
Center für Studierende und Berufstätige.

Ein Aushängeschild des Campus ist das seit 1999 bestehende 
„Gläserne Labor“. Es gehört zu den bundesweit führenden 
Bildungseinrichtungen für Gen- und Biotechnologie. In ihm 
können Besucherinnen und Besucher – schwerpunktmäßig 
aus dem Bereich Schule – in authentischer Genlaborumge-
bung elementare molekularbiologische Techniken und deren 
aktuelle Bedeutung in Forschung, Medizin und Biotechno-
logie kennen lernen. Mit mittlerweile nahezu 10.000 Gästen 
zählt diese Einrichtung zu den preisgekrönten Schülerlabors 
in Deutschland. Bedarfsgerecht bietet es in Kooperation mit 
Berliner Einrichtungen aus Forschung und Klinik sowie mit 
Unternehmen seit Mitte 2006 auch berufsbegleitende Fort- 
und Weiterbildungskurse für Wissenschaftlerinnen und Wis-
senschaftler, Laborkräfte, klinisches und technisches Perso-
nal an.

Als potenzielle Anlaufstellen in der Vorgründungsphase, zur 
infrastrukturellen Unterstützung von Unternehmensgrün-
dungen und zur Bereitstellung fl exibler Mietangebote haben 
Technologie- und Gründerzentren eine zunehmende Be-
deutung erlangt. So hat sich seit 1983 in Berlin eine viel-
fältige Zentrenstruktur gebildet, die durch die Bereitstellung 
öffentlicher Mittel u. a. mit ERP- und Berliner Landesmitteln 
oder im Rahmen der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung 
der regionalen Wirtschaftsstruktur“ (GA) gefördert wurde. 

In acht technologieorientierten Gründerzentren, die weitge-
hend alle für Berlin wichtige Technologiebereiche berück-
sichtigen, sind zurzeit in rund 430 Unternehmen über 480 
Mitarbeiterinnen und 2.120 Mitarbeiter beschäftigt. 37 der 
Unternehmen wurden von Frauen gegründet oder werden 
von Geschäftsführerinnen geleitet.

In neun allgemeinen Gründerzentren, die Existenzgründe-
rinnen und Existenzgründern in den Bereichen Produzie-
rendes Gewerbe, Handel, Dienstleistung und Handwerk 
adäquate Räumlichkeiten anbieten, sind zurzeit ca. 270 Un-
ternehmen mit mehr als 880 Beschäftigten, davon rund 400 

V. Förderinstrumente der Wirtschafts förderung für Berlin
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Mitarbeiterinnen und 480 Mitarbeiter, tätig. Vier dieser Zen-
tren sind speziell Frauen vorbehalten:

• die WeiberWirtschaft,

• das Frauenwirtschaftszentrum Neukölln,

• das Hafen-Gründerinnenzentrum und das 

• Unternehmerinnen- und Gründerinnenzentrum Charlot-
tenburg-Wilmersdorf.

In acht Innovationszentren und Technologieparks, die vor 
allem stark expandierenden Gründerzentrenfi rmen Erweite-
rungsmöglichkeiten bieten, sind derzeit über 700 Unterneh-
men tätig; sie beschäftigen mehr als 6.400 Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter. Die räumliche und ideelle Nähe von an-
wendungsnahen Forschungsinstituten, innovativen Mittel-
standsunternehmen und neuen Technologiefi rmen bietet die 
Möglichkeit zum Aufbau von zukunftsträchtigen Technolo-
gieschwerpunkten als Zentren der Innovation. (www.berlin.
de/sen/waf/register/gruenderzentren.html) 

Der Digitale Gewerbefl ächenatlas Berlin gibt Auskunft 
über Grundstücke, die innerhalb der im aktuellen Flächen-
nutzugsplan als Gewerbe- bzw. Industriegebiet dargestellten 
Flächen liegen. Darüber hinaus beinhaltet er die Flächen aus 
dem Entwicklungskonzept für den produktionsgeprägten 
Bereich (EpB). Er soll Investoren dabei helfen, den besten 
Standort für ein Unternehmen zu fi nden. Dabei werden 
vielfältige standortbezogene Informationen angeboten und 
miteinander verknüpft, die vollständig im Show-Room des 
Business Location Centers der Berlin Partner GmbH – Ber-
lins Wirtschaftsförderung – (www.blc.berlin.de) genutzt 
werden können.

Die internetbasierte Technologie des Geo-Information-Sys-
tems GAB erlaubt es, die umfangreiche Datenbank mit topo-
graphischen Karten unter Darstellung von Grundstücks- und 
Gebäudeobjekten zu verbinden (www.gewerbefl aechenat-
las.berlin.de). Durch die Anbindung an das Berliner Intranet 
können weitere Datenbestände aus anderen Verwaltungen in 
das System integriert und im Investorengespräch hinzuge-
schaltet werden. 

Ein besonderes Feature bildet das Berliner 3D Stadtmo-
dell ab: Es erleichtert die Darstellung von fl ächenbezogenen 
Sachinformationen und liefert dem Betrachter zusätzliche 
räumliche Erkenntnisse und emotionale Eindrücke, die vom 
Standort Berlin überzeugen. Ein Einblick kann im Show-

Room der Berlin Partner GmbH im Ludwig-Erhard-Haus 
gewonnen werden. Das Modell kann auch mittels Google 
Earth erlebt werden (www.3d-stadtmodell-berlin.de/).

Seit mehr als vierzig Jahren fi nden vornehmlich kleine und 
mittlere Betriebe aus den Bereichen Produktion und Hand-
werk, Umsetzbetriebe, Neugründerinnen, Neugründer und 
Firmen, die nach Berlin ziehen wollen, in den Gewerbehö-
fen und -zentren der Gewerbesiedlungs-Gesellschaft mbH 
(GSG) geeignete Räume. Die GSG betreibt in neun Berliner 
Bezirken 48 Gewerbehöfe und -zentren mit einer Gesamt-
nutzfl äche von rd. 750.000 m². Dabei ist die Gesellschaft 
in der Lage, durch Inanspruchnahme von Fördermitteln des 
Europäischen Fonds für regionale Entwicklung (EFRE) und 
der GA die Gewerberäume zu günstigen Bedingungen an-
bieten zu können. Es werden Mieten angestrebt, die unter 
Berücksichtigung der aufgewendeten Kosten im unteren Be-
reich der marktüblichen Mieten liegen.

Die Geschäftsanteile Berlins an der GSG wurden 2001 fast 
vollständig an die IBB-Holding für Industriebeteiligungen 
GmbH verkauft. Deren Rechtsnachfolgerin, die IBB-Hol-
ding GmbH, hat inzwischen die von ihr gehaltene Beteili-
gung einschl. der Option zum Erwerb des Geschäftsanteils 
des Landes Berlin an eine private Investorengruppe ver-
äußert, die sich verpfl ichtet hat, eine Reihe von Privatisie-
rungsaufl agen zum Schutz der Mieter zu erfüllen und wei-
terhin den in der Satzung der GSG festgeschriebenen Zielen 
entsprechend preisgünstigen Gewerberaum für kleine und 
mittlere Unternehmen anzubieten.

An verschiedenen Schwerpunkten im Stadtgebiet werden 
Gewerbetreibende durch Straßenbaumaßnahmen existenz-
bedrohend bei der Ausübung ihres Gewerbes behindert. In 
solchen Fällen können zur Überbrückung solcher schwer 
wiegender Nachteile fi nanzielle Hilfen gewährt werden.

Seit 1992 konnten durch die Überbrückungshilfen in 680 
Fällen mit einem Gesamtaufwand von rd. 3,5 Mio. € rd. 
1.450 Arbeitsplätze in der Stadt gesichert werden. Der 
durchschnittliche Mittelaufwand je erhaltenem Arbeitsplatz 
liegt bei rd. 3.000 €.

Im Jahr 2006 wurden insgesamt 96 Anträge auf eine Über-
brückungshilfe beschieden. Davon sind 40 Anträge von 
Frauen und 56 Anträge von Männern gestellt worden. Bei 
den positiven Bescheiden entfi elen 19 auf Frauen und 28 auf 
Männer. Absagen erhielten 21 Frauen und 28 Männer.

V. Förderinstrumente der Wirtschafts förderung für Berlin



75

VI. Anstalten des öffentlichen Rechts

VI Anstalten des öffentlichen Rechts
Seit nunmehr 13 Jahren nehmen die Anstalten öffent-
lichen Rechts, die BSR, die BVG und die BWB ihre Auf-
gabe, die Erbringung der Dienstleistungen der Ver- und 
Entsorgung für die Bevölkerung Berlins, in der Rechts-
form der Anstalten öffentlichen Rechts war. Diese 13 
Jahre stellen eine Erfolgsgeschichte dar: Erforderliche 
Sanierungsprozesse wurden angestoßen – teilweise sind 
sie abgeschlossen, teilweise stehen sie kurz vor ihrem 
Abschluss; eine Beschäftigungssicherung ist tarifver-
traglich gewährleistet; die Versorgung der Bevölkerung 
mit den Dienstleistungen der Unternehmen wurde durch 
fortwährende Optimierungsbemühungen sichergestellt.

Die Bedeutung, die die Anstalten öffentlichen Rechts für die 
Berliner Wirtschaft als Auftraggeber, als Arbeitgeber und als 
Ausbildungsbetriebe im Jahr 2006 erneut haben, ist in den 
entsprechenden Kennzahlen der Unternehmen dokumen-
tiert:

Das Gesamtinvestitionsvolumen lag bei 547,5 Mio. €. Von 
dieser Summe entfi elen 274,4 Mio. € auf die BWB; 86,9 
Mio. € auf die BSR und 186,2 Mio. € auf die BVG. Die drei 
Anstalten öffentlichen Rechts beschäftigten 2006 insgesamt 
21.309 Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer. Sie bildeten 
981 junge Menschen in unterschiedlichsten Berufen aus. 
Schritthalten mit den Entwicklungen des Arbeitsmarktes 
ist hier zum Wohle junger Menschen Berlins das Schlüssel-
wort: So ist bei den BWB der neue Ausbildungsberuf der 
Kauffrau/des Kaufmanns für Dialogmarketing entstanden 
und die BSR haben ihr Ausbildungskontingent noch einmal 
um zehn auf nun 70 Ausbildungsplätze in dem Ausbildungs-
jahrgang erhöht.

Darüber hinaus waren die Unternehmen durch die Fußball-
Weltmeisterschaft vor besondere Aufgaben gestellt; wäh-
rend der WM stark angestiegene Fahrgastzahlen, extrem er-
höhtes Reinigungs- und Abfallaufkommen; im Vorfeld der 
WM: Maßnahmen, um die Betriebssicherheit und die Not-
wasserversorgung im Katastrophenfall zu gewährleisten. 
Die Leistungen der Unternehmen während der WM wurden 
in weiten Kreisen der Politik, der Wirtschaft, der Verbände 
und der Bevölkerung öffentlich honoriert.

Die Berliner Wasserbetriebe (BWB) werden in einem 
speziellen Modell öffentlicher und privater Anteilseigner 
zu 50,1 % vom Land Berlin und zu 49,9 % von der RWE-
Veolia Berlinwasser Beteiligungs AG gehalten. Die Kern-
aufgaben der BWB bestehen in der Wasserversorgung 
Berlins sowie der Ableitung und Reinigung des in Berlin 
anfallenden Abwassers. Die Wahrnehmung dieser Aufgabe 
wurde als so hervorragend angesehen, dass die BWB für ihr 
Qualitätsmanagement (DIN EN ISO 9001) und ihren kon-
tinuierlichen Qualitätsverbesserungsprozess (DIN EN ISO 
14001) ein Zertifi kat erhalten haben. In Ergänzung dieser 
Zertifi zierung war es im vergangenen Jahr und ist es auch in 

Vera Gäde-Butzlaff, 
Vorstandsvorsitzende der 
Berliner Stadtreinigungsbetriebe (BSR)
1. Die Abfallentsorgung in der Bundesrepublik ist der-
zeit von Umbrüchen wirtschaftlicher, rechtlicher und 
technischer Art geprägt. Wie stellen sich die BSR den 
Herausforderungen der Zukunft?
Unsere Zielsetzung und damit auch die Herausforde-
rung für die nächsten Jahre ist an unseren öffentlichen 
Aufgaben – Abfallentsorgung und Straßenreinigung – 
ausgerichtet. Wir haben Themen wie Klimawandel oder 
demographische Entwicklung nicht erst heute in unser 
Denken und Handeln aufgenommen: Reduzierung der 
CO2-Emissionen, Senkung des Energie- und Kraftstoff-
verbrauches, Nutzung der Abfälle zur Energie- und 
Wärmegewinnung, aber eben auch effi zientes Arbei-
ten, niedrige Gebühren und soziale Verantwortung im 
Sinne von Ausbildung junger Menschen und Integration 
leistungsgeminderter oder älterer Menschen – das alles 
gehört zur BSR. Oder zusammengefasst: Entsorgungssi-
cherheit, Umweltschutz und soziale Verantwortung bei 
hoher Qualität und vergleichsweise niedrigen Gebühren 
– unsere Leistungen sind damit auch ein Standortfaktor 
für Berlin.

2. Anfang des Jahres haben Sie im Rahmen Ihrer Aktion 
„Auf die Plätze, Straßen, los“ die Berlinerinnen und 
Berliner aufgerufen, als „Dreckeckenentdecker“ auch 
aktiv für eine saubere Stadt zu sorgen. Wie erfolgreich 
war diese Aktion?
Ein Erfolg ist aus meiner Sicht, dass ganz offenbar viele 
Berlinerinnen und Berliner die Vermüllung unseres öf-
fentlichen Raumes nicht mehr einfach nur hinnehmen. 
Das haben wir gemeinsam mit vielen Partnern in vielen 
Aktionen erreicht. Ein weiterer Erfolg ist, dass die 
Aktion eigentlich zwei Tage länger dauern sollte, uns 
aber schlicht und ergreifend die Dreckecken ausgegan-
gen sind. Ich interpretiere das so: Die Stadt ist insge-
samt sauberer geworden in den letzten Jahren, weil die 
BSR-Mitarbeiterinnen und -Mitarbeiter gute Arbeit leis-
ten. Die Bürgerinnen und Bürger honorieren das auch, 
indem sie diesen sauberen Zustand erhalten wollen. Die 
Zahl der „schwarzen Schafe“ scheint gesunken zu sein.

3. Noch immer sind Frauen in Vorstandsetagen eher 
selten – Sie haben den Sprung geschafft. Was raten Sie 
Frauen, die Vergleichbares schaffen wollen?
Sie sollten ihre Fähigkeiten und Stärken realistisch ein-
schätzen und diese dann nicht nur einsetzen, sondern 
auch auf ihre Leistungen aufmerksam machen. Bei aller 
gebotenen Kritikfähigkeit, die ja gerade Frauen in beson-
derem Maße zugeschrieben wird, sollten sie Vertrauen in 
sich selbst haben und zu ihren Entscheidungen stehen. 
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diesem und den kommenden Jahren Ziel der BWB eine kun-
denorientierte Tarifpolitik zu betreiben. Aus diesem Grund 
haben die BWB ihr Bestreben einer Umstellung ihres Tarif-
systems auf einen Grund- und Arbeitspreis fortgesetzt. Das 
Großprojekt Flughafen Berlin Brandenburg zieht auch die 
BWB in seinen Bann: Es sind intensive Gespräche zu einer 
Einbindung der Berlinwasser/BWB in die äußere Erschlie-
ßung des Flughafens geführt worden, die in diesem Jahr zu 
einem erfolgreichen Abschluss gelangen sollen. 
www.berlin.de/sen/waf/register/bwb.html

Eigner der Berliner Straßenreinigungsbetriebe (BSR) ist 
zu 100 % das Land Berlin. Die Entsorgung und Verwertung 
sowie Vermeidung des Abfalls stellen ebenso wie die Stra-
ßenreinigung und der Winterdienst die Kernaufgaben der 
Anstalt dar. Zur Abrundung und Ergänzung des Kernge-
schäfts sind die BSR mit unterschiedlichen Anteilen an ver-
schiedenen Unternehmen beteiligt. In der Zielvereinbarung 
wird das eindeutige Bestreben formuliert, unter den wettbe-
werbsfähigen Entsorgungsunternehmen in Deutschland zu 
den Top Five und in Europa zu den TOP Ten zu gehören. 
Die von den Unternehmensorganen aufgelegten Effi zienz-
steigerungsprogramme zeigen entsprechende Erfolge – 2006 
wurde das II. Effi zienzsteigerungsprogramm erfolgreich ab-
geschlossen – Gesamteinsparvolumen: mehr als 40 Mio. €. 
Das III. Effi zienzsteigerungsprogramm wurde aufgelegt. In 
diesem ist ein Einsparvolumen von 27 Mio. € bis zum Jahr 
2009 beabsichtigt. www.berlin.de/sen/waf/register/bsr.html

Beschäftigte in den Anstalten des öffentlichen Rechts 

(Stichtag 31.12.2006)

BSR BVG BWB

Anstalten

insgesamt

Beschäftigte
1

insgesamt 5.398 10.928 4.983 21.309

Männer 4.676

Frauen

Männer in %

Frauen in %

9.032 3.517 17.225

4.084

79,9

20,1

722

86,6

13,4

1.896

82,7

17,3

1.466

70,6

29,4

dar.: Teilzeitbeschäftigte

Männer 260

Frauen

405 1.232 950 2.587

735

497

501 1.496

145 449 1.091

Männer in %

Frauen in %

64,2 59,7 52,7 58,8

35,8 40,3 47,3 41,2

Auszubildende 200 382 399 981

Männer 145

Frauen

323

59

264 732

55 135 249

Männer in %

Frauen in %

72,5 84,6 66,2 74,4

27,5 15,4 33,8 25,6

1

Ohne Vorstand, ohne Auszubildende.

Zu den Kernaufgaben der auch in hundertprozentigem Lan-
deseigentum stehenden Berliner Verkehrsbetriebe (BVG) 
zählen der straßen- und schienengebundene öffentliche 
Personennahverkehr sowie das Betreiben von Fährverbin-
dungen. Die mit der WM einhergehenden wachsenden Tou-
ristenzahlen sind neben der Angebotsoptimierung und der 
sich in 2006 voll entfaltenden Wirkung der Tarifanpassung 
zum 01.08.2005 maßgebliche Faktoren für eine zu ver-
zeichnende Ertragssteigerung des Unternehmens. Die ver-
traglich bis Ende 2007 zwischen dem Land und der BVG 
vereinbarten Sanierungsmaßnahmen zeigen ihren Erfolg. 
Die wirtschaftliche Sanierung und Herstellung der Wettbe-
werbsfähigkeit der BVG konnte weiter fortgesetzt werden. 
Der Tarifvertrag Nahverkehr hat 2006 seine volle Wirkung 
entfaltet. Die Personalaufwendungen sind erheblich zurück-
gegangen. Auch ohne den VVR-Berek Verkauf an das Un-
ternehmen Decaux stellt sich das Jahresergebnis besser als 
geplant dar. www.berlin.de/sen/waf/register/bvg.html

Entsprechend der Zielvorstellung des Landes Berlin, durch 
und mit den Anstalten öffentlichen Rechts zukunftsorien-
tierte Wirtschaftspolitik zu betreiben, gehört es zur Phi-
losophie der Unternehmen, ihre Angebote zum Wohle der 
Kunden ständig optimieren zu wollen, die Vertriebs- und 
Versorgungssysteme zu erweitern und ihre Tarifpolitik noch 
transparenter und nachvollziehbarer für ihre Kundinnen und 
Kunden zu gestalten. 

VI. Anstalten des öffentlichen Rechts
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Zum Wohle der Bürgerinnen und Bürger und zur Beibe-
haltung der Attraktivität des Wirtschaftsstandortes Berlin 
werden die BWB ihr Tarifmodell auf ein Grund- und Ar-
beitspreismodell umstellen. Durch dieses wird die durch 
den sinkenden Verbrauch bei hohen Fixkosten existierende 
Mengen-Preis-Spirale gestoppt. Darüber hinaus beabsichti-
gen die BWB die von ihnen beeinfl ussbaren Kosten und das 
Investitionsvolumen weiter zu optimieren. Die bereits beste-
hende hohe Qualität ihrer Produkte soll durch den Einsatz 
innovativer Technologien und durch Prozessverbesserungen 
noch weiter verbessert werden. Mit der verstärkten Ausrich-
tung der Investitionen auf Substanzerhaltung wird der erfor-
derliche Schritt unternommen, um dem anhaltenden Rück-
gang des Wasserabsatzes und Abwasseranfalls strategisch zu 
begegnen.

Die BSR möchten auch weiterhin verschiedene für die Be-
völkerung und die Wirtschaft wichtige Wege beschreiten. 
So gehören zur Qualität der Dienstleistung nach Auffassung 
der BSR nicht nur saubere Straßen und geleerte Mülltonnen, 
sondern auch die weitere Verbesserung der Kundenbetreu-
ung, die u. a. durch den Auf- und Ausbau eines leistungs-
fähigen Servicecenters erreicht werden soll. Verbesserung 
des Umweltschutzes ist ein weiteres Ziel. Sie spiegelt sich 
darin wieder, dass sich die BSR im Rahmen einer mit dem 

Land Berlin eingegangenen Energiepartnerschaft verpfl ich-
tet haben, ihre CO² Emissionen bis zum Jahr 2010 um mehr 
als 100.000 t zu reduzieren. Übernahme sozialer Verantwor-
tung für Berlin über die Belange der eigenen Belegschaft 
hinaus ist auch weiterhin Bestandteil der BSR-Identität. Sie 
zeichnet sich insbesondere darin aus, dass die BSR jungen 
Menschen über den eigenen Ausbildungsbedarf hinaus auch 
zukünftig attraktive Ausbildungsplätze anbieten.

Die Aktivitäten der BVG zur Zukunftsgestaltung ihres Un-
ternehmens verfolgen mit Kontinuität den Erhalt und die 
Ausgestaltung der BVG als voll integriertes Verkehrsun-
ternehmen. Dieses Ziel wird Grundlage des zwischen dem 
Land Berlin und der BVG noch im Jahr 2007 zu schließen-
den, langfristig angelegten Verkehrsvertrages sein. In diesem 
werden die Leistungserbringung der BVG auf der einen 
Seite und die fi nanzielle Ausstattung für diese Leistung auf 
der anderen Seite geregelt werden. Zudem wird neben der 
stetigen Optimierung des Leistungsangebotes zum Wohle 
der Fahrgäste die Modernisierung der Fahrzeugfl otte in den 
verschiedenen Unternehmensbereichen fortgesetzt.

Mit diesem Zukunftsweg, dieser Strategie des nachhaltigen 
Wirtschaftens sind und bleiben die Anstalten öffentlichen 
Rechts kommunale Vorzeigeunternehmen. 

VI. Anstalten des öffentlichen Rechts
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VII Arbeitsmarkt- und Beschäftigungspolitik 
für Berlin – Akteure, Strategien, 
Umsetzungsrahmen

Die hohe Arbeitslosigkeit, die dadurch verursachten 
Kosten der Unterstützung von Arbeitslosen und die als 
unzureichend empfundenen Integrationserfolge haben 
den Bund veranlasst, das System der Förderung von Ar-
beitslosen auf den Prüfstand zu stellen und neu zu ordnen. 
Mit den Gesetzen für moderne Dienstleistungen am Ar-
beitsmarkt („Hartz-Gesetzen“) hat der Bundesgesetzge-
ber weit reichende Reformen der Arbeitsmarktpolitik in 
Deutschland eingeleitet. Hierzu gehörte auch die Einfüh-
rung der Grundsicherung für Arbeitsuchende (SGB II) 
Anfang 2005. Seitdem werden in Berlin die Leistungen 
des Bundes zur Eingliederung der Arbeitslosen von den 
Agenturen für Arbeit und den – gemeinsam von Bund 
und Kommune getragenen – JobCentern erbracht.

Die Arbeitsförderung des Bundes wird ergänzt durch 
Maßnahmen der Berliner Landesarbeitsmarktpoli-
tik. Den Rahmen hierfür bildet das Arbeitsmarkt- und 
Berufsbildungspolitische Rahmenprogramm des Landes 
Berlin. 

VII.1 Arbeitsmarkt- und Berufsbildungs-
politisches Rahmenprogramm 
des Landes Berlin

Das Arbeitsmarkt- und Berufsbildungspolitische Rahmen-
programm (ARP) bildet seit 1991 eine wichtige Grundlage 
der Berliner Arbeitsmarktpolitik. Die Vierte Fortschreibung 
des ARP wurde 2003 vom Senat beschlossen. Mit Blick auf 
die Dynamik des Arbeitsmarktgeschehens und die tief grei-
fenden arbeitsmarktpolitischen Reformen auf Bundesebene 
ist diese Vierte Fortschreibung dabei als gestaltungsoffener 
Prozess konzipiert. Formuliert werden Rahmenbedingungen 
und Strategien der Berliner Arbeitsmarkt- und Berufsbil-
dungspolitik; die Förderinstrumente werden sukzessive 
überprüft, angepasst und optimiert.

Wesentliche strategische Ansatzpunkte der Berliner Arbeits-
markt- und Berufsbildungspolitik sind: 

• Maßnahmen zur Entwicklung des Humankapitals er-
halten einen herausragenden Stellenwert. Hier geht es 
um eine weit reichende, differenzierte und zukunftsfä-
hige Qualifi zierungspolitik im Interesse der Herstellung, 
Wiederherstellung und Weiterentwicklung einer nach-
haltigen Beschäftigungsfähigkeit. 

• Mit der Zielsetzung, zu einem nachhaltigen Beschäfti-
gungsaufbau beizutragen, sollen Strukturpolitik und Ar-
beitsmarktpolitik enger verzahnt werden. In diesem Zu-
sammenhang wird auch der lokale Ansatz der Berliner 
Arbeitsmarktpolitik in Gestalt der Bezirklichen Bünd-
nisse für Wirtschaft und Arbeit weiterentwickelt.  

• Die Arbeitsmarktinstrumente sind weiter zu profi lieren, 
um Synergien zu erzeugen. Die Entlastungswirkung soll 
stärker mit der Bildung von Wertschöpfungsketten ver-
bunden werden. 

• Der Gender Mainstreaming-Ansatz ist durchgehendes 
Gestaltungsprinzip. Dabei wird zugleich eine Doppel-
strategie verfolgt: Zum einen werden die unterschied-
lichen Lebenssituationen von Männern und Frauen bei 
der Umsetzung aller Maßnahmen und Instrumente be-
rücksichtigt. Zum anderen werden Frauen durch Leis-
tungen der aktiven Arbeitsförderung im Sinne eines 
Nachteil ausgleichs besonders gefördert.

Vor dem Hintergrund weiterer Veränderungen der Rahmen-
bedingungen der Berliner Arbeitsmarktpolitik durch den 
Bund wurde die Vierte Fortschreibung des ARP aktualisiert 
bzw. ergänzt. Die Ergänzungen zum ARP thematisieren die 
veränderten Rahmenbedingungen und dokumentieren die 
landesseitigen Anstrengungen zur Umsetzung der bishe-
rigen Arbeitsmarktreformen, insbesondere die Maßnahmen 
zur Sicherstellung der organisatorischen und strukturellen 
Voraussetzungen für die Umsetzung der Grundsicherung für 
Arbeitsuchende. Des Weiteren werden die Initiativen darge-
stellt, mit denen Berlin seine landesseitigen Gestaltungsräu-
me ausschöpft, um die veränderten Fördergrundlagen und 
-bedingungen so zu gestalten, dass möglichst produktive 
Wirkungen für Betroffene wie für die Stadt entstehen. 
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VII.2 Teilhabe – Integration – Qualifi kation 
(TIQ)

Auch mit dem vom Senat Ende 2004 beschlossenen Beschäf-
tigungsprogramm „Teilhabe – Integration – Qualifi kation. 
Notwendigkeit, Ziele und Maßnahmen öffentlich geförder-
ter Beschäftigung in Berlin vor dem Hintergrund von Hartz 
IV“ wurde das ARP aktualisiert und konkretisiert und das 
Förderinstrumentarium im Bereich der öffentlich geförder-
ten Beschäftigung an die veränderten Rahmenbedingungen 
angepasst. Der Senatsbeschluss formuliert die konzeptio-
nellen Grundlinien zur künftigen Beschäftigungsförderung 
durch das Land Berlin. Dabei gilt grundsätzlich, dass das 
Land Berlin angesichts der Lage auf dem Arbeitsmarkt auf 
öffentlich geförderte Beschäftigung auch künftig nicht ver-
zichten kann. 

Ebenso wie das ARP wurde auch dieses Programm mit wich-
tigen arbeitsmarktpolitischen Akteuren, vor allem mit der 
Regionaldirektion Berlin-Brandenburg der Bundesagentur 
für Arbeit (BA) abgestimmt, da die Finanzierung öffentlich 
geförderter Beschäftigung in erster Linie aus Mitteln der 
Bundesagentur für Arbeit bzw. des Bundeshaushalts erfolgt.

Die aus Bundesmitteln geförderten Arbeitsgelegenheiten 
mit Mehraufwandsentschädigung („Zusatzjobs“) stellen 
das Hauptinstrument der öffentlichen Beschäftigungsförde-
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rung dar. Über den Einsatz von Zusatzjobs entscheiden die 
JobCenter in eigener Zuständigkeit. Bei der Einrichtung der 
Zusatzjobs wird dabei strikt darauf geachtet, dass sie den ge-
setzlichen Kriterien der Zusätzlichkeit und des öffentlichen 
Interesses genügen. Es dürfen keine Wettbewerbsverzer-
rungen entstehen, keine regulären Arbeitsplätze verdrängt 
bzw. deren Neueinrichtung verhindert werden. 

Gleichzeitig verfolgt das Land Berlin das Ziel, die Integra-
tions- und Reintegrationschancen der in Zusatzjobs Beschäf-
tigten zu verbessern. Aus diesem Grund werden die Zusatz-
jobs durch eine arbeitsmarktrelevante und differenzierte 
Qualifi zierungsförderung aufgewertet. Es geht dabei um 
Qualifi zierungsmodule, die die von den JobCentern angebo-
tene Basisqualifi zierung (Profi ling, Berufsorientierung oder 
Bewerbungstraining) ergänzen. Die Bildungsangebote sind 
freiwillig und werden von den JobCentern und den Trägern 
der Zusatzjobs vermittelt. Interessenten können derzeit zwi-
schen rd. 300 Bildungsangeboten wählen. Die Finanzierung 
erfolgt aus Mitteln des Europäischen Sozialfonds. Angebo-
ten werden u. a. abgeschlossene Module anerkannter Aus-
bildungsberufe für ungelernte Jugendliche unter 25 Jahren, 
Anpassungsqualifi zierungen in modularer Form, Schulab-
schlüsse sowie berufsorientierende Sprachförderung.

Ferner erfolgte eine Neuaufl age des erfolgreichen Pro-
gramms „Stelle statt Stütze“ als Beitrag zur Aktivierung 
statt Alimentierung. Gefördert werden kleine und mittlere 
Unternehmen, die einen zusätzlichen unbefristeten Arbeits-
platz schaffen und die Arbeitnehmerin bzw. den Arbeitneh-
mer einarbeiten und qualifi zieren. Nach Einführung der 
Grundsicherung für Arbeitsuchende (SGB II) Anfang 2005 
war das Programm in angepasster rechtlicher Form für Leis-
tungsberechtigte nach dem SGB II geöffnet worden. Das 
Land Berlin beteiligt sich anteilig an der Finanzierung des 
Förderprogramms (Lohnkosten, Qualifi zierung und Projekt-
kosten), bei dem es ausschließlich um unbefristete Arbeits-
verhältnisse mit ausgewiesener Nachhaltigkeit bei den Ver-
bleibsergebnissen im ersten Arbeitsmarkt geht. 

Darüber hinaus liegt bei Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen 
(ABM) ein Schwerpunkt der Förderung bei älteren Ar-
beitslosen gemäß SGB II. Die rechtlich mögliche mehrjäh-
rige Nutzung des Instrumentes (bis zu drei Jahre) für Ältere 
kann zweckmäßigerweise immer dann Anwendung fi nden, 
wenn aus dem Projektansatz heraus Personalkontinuität 
erforderlich ist. Dazu gehört z. B. der Bereich der sozialen 
Beratung und Betreuung. Auch die fachliche Anleitung in 
den Maßnahmen kann auf diesem Weg langfristiger sicher-
gestellt werden.

Außerdem ist bei freien Trägern die Einrichtung von ABM 
für Zielgruppen und Struktur-ABM als Nachfolge von 
früheren Strukturanpassungsmaßnahmen (wertschöpfende 
Maßnahmen zur Unterstützung der Infrastruktur) möglich. 
Einen weiteren Förderansatz bilden Vergabe-ABM.

VII.3 Neuordnung der Arbeitsförderung 
des Bundes 

Auf der politischen Tagesordnung in der Bundesrepu blik 
Deutschland stehen zurzeit insbesondere Reformen der 
grundlegenden Strukturen der sozialen Sicherungssysteme 
und der staatlichen Leistungserbringung in den Bereichen 
Arbeit, Alterssicherung, Bildung und Gesundheit. 

Im Bereich der Arbeitsmarktpolitik wurden bereits seit 2003 
mit den vier Gesetzen für moderne Dienstleistungen am Ar-
beitsmarkt („Hartz-Gesetze“) Weichenstellungen für eine 
Neuausrichtung der Integrationsförderung und eine Neuord-
nung der institutionellen Strukturen vorgenommen. Insbe-
sondere wurde die Grundsicherung für Arbeitsuchende ein-
geführt.

Mit den „Hartz-Gesetzen“ ist der Reformprozess in der 
Arbeitsmarktpolitik aber nicht abgeschlossen. Das im So-
zialgesetzbuch Drittes Buch (SGB III) geregelte Förder-
instrumentarium wird in Bezug auf seine Wirksamkeit 
umfassend überprüft und soll anschließend in seinen gesetz-
lichen Grundlagen angepasst werden. Dabei werden auch 
die aktuellen Diskussionen zu Mindestlöhnen, zur Ausge-
staltung eines sozialen Beschäftigungssektors und zur Be-
schäftigungsförderung von Älteren bei heraufgesetztem 
Rentenzugangsalter eine wesentliche Rolle spielen.

Reformprozesse in solch komplexen Bereichen wie der Ar-
beitsmarktpolitik ziehen sich häufi g über ein Jahrzehnt und 
länger hin. Über den richtigen Weg muss nicht nur wissen-
schaftlich, sondern auch politisch gestritten werden. Werden 
Auswirkungen unzureichend vorhergesehen, bedeutet dies 
häufi g, dass dem großen Reformschritt am Anfang viele 
kleinere weitere Schritte zur Nachjustierung und Ergänzung 
folgen müssen. Dies gilt umso mehr in der Arbeitsmarkt-
politik mit ihren Verzahnungen insbesondere zur Bildungs-, 
Sozial- und Wirtschaftspolitik und ihren Abstimmungsnot-
wendigkeiten zwischen Bundesarbeitsförderung und Lan-
despolitik.

Umbau der Bundesagentur für Arbeit / 
Neuregelung des Förderinstrumentariums 

Die seit dem 1.1.2003 in Kraft getretenen Ersten und Zwei-
ten Gesetze für moderne Dienstleistungen am Arbeitsmarkt 
(„Hartz I“ und „Hartz II“) waren u.a. Grundlage für die Ein-
führung eines Existenzgründungszuschusses („Ich-AG“), 
die Einrichtung von Personal-Service-Agenturen (PSA) 
sowie für Neuregelungen bei Mini-Jobs und haushaltsnahen 
Dienstleistungen und bei der Förderung der berufl ichen Wei-
terbildung. Viele dieser Instrumente wurden mittlerweile 
vom Bundesgesetzgeber verändert oder wieder abgeschafft 
bzw. haben in der Geschäftspolitik der Bundesagentur für 
Arbeit (BA) eine Neubewertung erfahren.
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Mit dem Dritten Gesetz für moderne Dienstleistungen am 
Arbeitsmarkt („Hartz III“), das am 1.1.2004 in Kraft trat, 
wurde die Zielsetzung verfolgt, die damalige Bundesanstalt 
für Arbeit zu einem leistungsfähigen modernen Dienstleis-
ter am Arbeitsmarkt umzubauen. Teile des Leistungsrechts 
(u.a. Neuregelungen bei Anwartschaftszeiten, Rahmenfrist, 
Bemessungsverfahren für den Bezug von Arbeitslosengeld I, 
Verschärfung von Sperrzeiten) wurden neu geregelt. 

Durch das im Dezember 2005 erlassene Fünfte Gesetz zur 
Änderung des Dritten Buches Sozialgesetzbuch (5. SGB III-
ÄndG) wurden wesentliche durch die „Hartz-Gesetze“ im 
SGB III neu eingeführte Förderinstrumente modifi ziert. 
Sofern gesetzliche Befristungen für den Einsatz der Instru-
mente vorlagen, wurden diese zumeist bis Ende 2007 ver-
längert. 

Für die Pfl icht zur frühzeitigen Arbeitsuchendmeldung 
wurde grundsätzlich eine einheitliche Frist von drei Mona-
ten eingeführt.

Die gesetzliche Verpfl ichtung, im Bezirk jeder Agentur für 
Arbeit eine Personal-Service-Agentur einzurichten, wurde 
aufgehoben. Personal-Service-Agenturen sollen künftig nur 
noch eingerichtet werden, wenn eine Prognose zur Wirk-
samkeit und Wirtschaftlichkeit dafür spricht.

Der Zeitraum zur Ausstellung von Vermittlungsgutscheinen 
ist vom Bundesgesetzgeber im Jahr 2006 noch einmal bis 
Ende 2007 verlängert worden.

Im Rahmen einer gesetzlichen Neuregelung der Existenz-
gründungsförderung wurden vom Bundesgesetzgeber außer-
dem die bisherigen Leistungen „Existenzgründungszuschuss 
(Ich-AG)“ und „Überbrückungsgeld“ zusammengeführt und 
als neues Förderinstrument „Gründungszuschuss“ (vgl. § 57 
SGB III) in die Fördersystematik des SGB III aufgenom-
men. Die Regelungen zum „Gründungszuschuss“ traten am 
1.8.2006 in Kraft.

Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales hat im De-
zember 2006 den Schlussbericht zur Evaluierung der ersten 
drei Gesetze für moderne Dienstleistungen am Arbeitsmarkt 
vorgelegt. Die Ergebnisse der Evaluierung werden u.a. in 
die vom Bund beabsichtigte Neuausrichtung des Förder-
instrumentariums des SGB III einfl ießen. 

Für das Geschäftsjahr 2007 hat sich die Bundesagentur für 
Arbeit das geschäftspolitische Ziel gesetzt, durch eine Opti-
mierung der Organisationsstrukturen in der internen Verwal-
tung die Qualität der Aufgabenerledigung zu erhöhen und 
Effi zienzreserven zu erschließen. Dies soll erreicht werden 
durch eine stärkere Ausrichtung auf das Kerngeschäft (Ver-
mittlung, Beratung und Leistung), durch Leistungssteige-
rungen im Bereich „Interner Service“ sowie durch Verbes-
serung der Beziehungen zwischen dem Leistungserbringer 
„Interner Service“ und seinem Kunden, dem operativen 
Kerngeschäft der Bundesagentur für Arbeit. 

Eine wesentliche Erkenntnis der arbeitmarktpolitischen Re-
formen der letzten Jahre ist, dass die mit den Reformen be-
absichtigten positiven Wirkungen nicht schlagartig eintre-
ten. Zur Erreichung der Reformziele braucht es langfristig 
orientiertes Handeln und Sorgfalt bei der Umsetzung. Be-
schäftigungspolitische Reformen dieser Tragweite erfordern 
überdies das Engagement aller relevanten gesellschaftlichen 
Gruppen, wenn sie gelingen sollen.

Umsetzung der Grundsicherung 
für Arbeitsuchende in Berlin 

Mit dem Vierten Gesetz für moderne Dienstleistungen am 
Arbeitsmarkt („Hartz IV“) wurde zum 1. Januar 2005 die 
Grundsicherung für Arbeitsuchende (Sozialgesetzbuch 
Zweites Buch - SGB II -) eingeführt. Die Leistungen der 
Grundsicherung werden in Berlin von zwölf Arbeitsgemein-
schaften („JobCentern“) erbracht. In jedem Berliner Bezirk 
befi ndet sich ein JobCenter, das von der Kommune Berlin, 
vertreten durch den jeweiligen Bezirk, und der Bundesagen-
tur für Arbeit, vertreten durch die jeweils zuständige Agen-
tur für Arbeit, errichtet wurde. 

Die neue Grundsicherung umfasst sowohl Leistungen zur 
Eingliederung in das Erwerbsleben als auch Leistungen 
zur Sicherung des Lebensunterhalts. Bei den Lebensunter-
haltsleistungen wird unterschieden zwischen dem Arbeits-
losengeld II für erwerbsfähige Hilfebedürftige und dem So-
zialgeld für nichterwerbsfähige Personen, die mit der/dem 
Alg II-Empfangenden eine Bedarfsgemeinschaft bilden. Als 
erwerbsfähig gilt, wer nicht wegen Krankheit oder Behinde-
rung auf absehbare Zeit außerstande ist, unter den üblichen 
Bedingungen des allgemeinen Arbeitsmarktes mindestens 
drei Stunden täglich erwerbstätig zu sein.

Die Aufbauphase der JobCenter war von vielen Problemen 
gekennzeichnet, die nur nach und nach bewältigt werden 
konnten. Inzwischen sind die JobCenter in eine erste Konso-
lidierungsphase eingetreten. Die Leistungsfähigkeit konnte 
insbesondere durch Erhöhung des Personalbestandes, wei-
tere Qualifi zierungen der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, 
räumliche Veränderungen und Verbesserungen in der IT-
 Unterstützung gesteigert werden. Der hohe Anteil befristeter 
Arbeitsverhältnisse von Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern 
in den JobCentern stellt aus Sicht des Landes Berlin immer 
noch ein großes Problem dar. Weitere Verbesserungen von 
Service und Leistungsfähigkeit der JobCenter sind anzustre-
ben. Hierzu soll auch das in allen JobCentern eingeführte 
Kundenreaktionsmanagement beitragen. 

Positiv hervorzuheben ist die stärkere Ausrichtung der Ber-
liner JobCenter im vergangenen Jahr auf Aktivitäten zur 
Förderung der Integration in den Arbeitsmarkt, wie Profi -
ling, Abschluss von Eingliederungsvereinbarungen und Un-
terbreitung von Angeboten für Integrationsmaßnahmen und 
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Anzahl und Struktur der Bedarfsgemeinschaften nach SGB II in Berlin
(im Jahresdurchschnitt 2006)

Rd. 346.600 Bedarfsgemeinschaften  Rd. 602.400 Personen in Bedarfsgemeinschaften

davon: 62,4 % mit 1 Person    davon: 74,7 % erwerbsfähige Hilfebedürftige

 17,3 % mit 2 Personen

 10,3 % mit 3 Personen

 10,0 % mit 4 und mehr Personen         (Quelle: Bundesagentur für Arbeit, Regionaldirektion Berlin-Brandenburg)

VII.4 Arbeitsförderung der Agenturen 
für Arbeit und der JobCenter in Berlin

Drei Agenturen für Arbeit und zwölf JobCenter erbringen in 
Berlin Leistungen zur Integration von Arbeitslosen in den 
Arbeitsmarkt. Dem Grundsatz nach sind die Zuständigkei-
ten wie folgt aufgeteilt:

• Agenturen für Arbeit
Arbeitslose mit Anspruch auf Arbeitslosengeld 
gemäß SGB III

 Arbeitslose ohne Anspruch auf Arbeitslosengeld gemäß 
SGB III oder Arbeitslosengeld II gemäß SGB II

• JobCenter 
(Arbeitsgemeinschaften nach § 44b Abs. 1 SGB II)

 Arbeitslose mit Anspruch auf Arbeitslosengeld II gemäß 
SGB II 

Für Rehabilitanten, Ausbildungsplatzsuchende und Per-
sonen, die zugleich Arbeitslosengeld gemäß SGB III und 
aufstockende Leistungen nach SGB II erhalten, gelten diffe-
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Vermittlung. Zur Anhebung der Zahl der Integrationen in den 
ersten Arbeitsmarkt sind weitere erhebliche Anstrengungen 
nötig. Die Erreichung nachhaltiger Integrationserfolge wird 
deshalb auch in den Jahren 2007 und 2008 ein Hauptziel der 
Arbeit der Berliner JobCenter sein. 

Zur Sicherstellung einer landeseinheitlichen, gesamt-
städtische Interessen berücksichtigenden Umsetzung des 
SGB II im Bereich der aktiven Arbeitmarktpolitik beabsich-
tigt die für Arbeit zuständige Senatsverwaltung, hausintern 
eine Steuerungs- und Service-Einheit für den SGB II-Bereich 
aufzubauen. Darüber hinaus soll der Kommunikations- und 
Abstimmungsprozess mit den Akteuren (u.a. Geschäftsfüh-
rerinnen und Geschäftsführern der Arbeitsgemeinschaften, 
bezirklichen Mitgliedern der Trägervertretungen, Bezirks-
stadträtinnen und -räten für Soziales, Regionaldirektion 
Berlin-Brandenburg) verstärkt werden. 

Aufgrund der bundesweiten Erfahrungen mit der Umsetzung 
der Grundsicherung für Arbeitsuchende im ersten Halbjahr 
2005 haben am 1. August 2005 das für Arbeit zuständige 
Bundesministerium, die Bundesagentur für Arbeit und kom-
munale Spitzenverbände eine Rahmenvereinbarung zur Wei-
terentwicklung der Arbeitsgemeinschaften unterzeichnet. 

Die Rahmenvereinbarung sieht die Einführung eines neuen 
Steuerungssystems für die Wahrnehmung von Aufgaben der 
Bundesagentur durch die JobCenter vor. Das Steuerungs-
system basiert auf einer Unterscheidung zwischen Gewähr-
leistungsverantwortung der Bundesagentur für Arbeit und 
Umsetzungsverantwortung der Arbeitsgemeinschaften. Ziel 
ist, eine höhere Ergebnis- und Wirkungsorientierung zu er-
reichen. Die Arbeitsgemeinschaften sollen mehr Verantwor-
tung hinsichtlich der Durchführung des Leistungsprozesses 
und dessen Ergebnis erhalten. Voraussetzung für die Parti-
zipation am neuen Steuerungssystem ist die Anerkennung 
des bundesweit einheitlichen Zielsystems, der Mindeststan-
dards für die Durchführung von Aufgaben der Bundesagen-
tur für Arbeit sowie des Controlling-Berichtswesens und 
des darauf aufbauenden Benchmarkings. Für die Berliner 

Arbeitsgemeinschaften ist diese Anerkennung im Februar 
2006 erfolgt. 

Unabhängig davon enthielt die Bundesrahmenvereinbarung 
vom 1. August 2005 auch das Angebot an die Kommunen, die 
Mehrheit in den Trägerversammlungen der Arbeitsgemein-
schaften zu übernehmen. Hiervon möchte die Kommune 
Berlin angesichts der gegenwärtigen Rahmenbedingungen 
zurzeit keinen Gebrauch machen. Denn weder können die 
vom Senat im Februar 2006 aufgestellten Bedingungen 
für die Einführung eines kommunalen Letztentscheidungs-
rechts im Augenblick als erfüllt betrachtet werden, noch ist 
vor dem Hintergrund des vom Bund Anfang dieses Jahres 
veröffentlichten Positionspapiers erkennbar, dass der Bund 
bereit ist, den Trägerversammlungen einen angemessenen 
Handlungsfreiraum zuzugestehen.
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renziertere Zuständigkeitsregelungen. Gemäß einer im Feb-
ruar 2007 zwischen dem Land Berlin und der Regionaldi-
rektion Berlin-Brandenburg abgeschlossenen Vereinbarung 
werden die Agenturen für Arbeit von den JobCentern ab Juni 
2007 auch mit der Ausbildungsplatzvermittlung von SGB 
II-leistungsbeziehenen Ausbildungsplatzsuchenden im je-
weiligen Schulabgangsjahr bis zum Ende der Nachvermitt-
lungsaktion im Oktober beauftragt.

Die Agenturen für Arbeit sind Dienststellen der Bundesagen-
tur für Arbeit. Die Leistungen der Arbeitsagenturen werden 
aus den Beiträgen zur Arbeitslosenversicherung fi nanziert. 
In den vergangenen Jahren hat die Bundesagentur für Arbeit 
darüber hinaus zumeist noch einen Bundeszuschuss erhal-
ten. Im Jahr 2006 war allerdings aufgrund der Einnahmen- 
und Ausgabenentwicklung ein Bundeszuschuss nicht erfor-
derlich.

In den JobCentern erbringen die Bundesagentur für Arbeit 
und die Kommune Berlin gemeinsam Leistungen zur Ar-
beitsmarktintegration und zum Lebensunterhalt der Arbeits-

losengeld II-Empfangenden und der mit ihnen in Bedarfs-
gemeinschaft lebenden Personen. Die arbeitsmarktlichen 
Integrationsleistungen (wie Trainingsmaßnahmen, Arbeits-
gelegenheiten, berufl iche Weiterbildung) der JobCenter 
werden aus dem Bundeshaushalt fi nanziert. Die Bereit-
stellung von sozialen Integrationsleistungen (Schuldnerbe-
ratung, Suchtberatung, Kinderbetreuung etc.) für SGB II-
 Empfangende ist Aufgabe der Kommune Berlin. Die 
sozialen Integrationsleistungen werden nicht direkt von den 
JobCentern, sondern von der Kommune Berlin als Leistungs-
angebote im Rahmen der allgemeinen Verwaltungsstruktu-
ren bereitgestellt. 

Im Jahr 2006 wurden für Leistungen der aktiven Arbeits-
marktpolitik in Berlin insgesamt 937 Mio. € ausgegeben. 
Die Agenturen für Arbeit haben 129 Mio. € im Rahmen des 
sog. „Eingliederungstitels“ für Maßnahmen der Arbeitsför-
derung (Förderung der berufl ichen Weiterbildung, Arbeits-
beschaffungsmaßnahmen, Lohnkostenzuschüsse, Trainings-
maßnahmen etc.) eingesetzt sowie 370 Mio. € für „Sonstige 
Leistungen der aktiven Arbeitsförderung, (u. a. Überbrü-

Arbeitsförderung der Agenturen für Arbeit und der JobCenter in Berlin im Jahr 2006 

- Ausgewählte Instrumente

Quelle: Bundesagentur für Arbeit, Regionaldirektion Berlin-Brandenburg

Anzahl geförderter 

Personen

im Jahresdurchschnitt

Veränderung gegen

Vorjahr in %

Eingliederungszuschüsse 

(EGZ) 3.064 32,7

Einstellungszuschuss bei 

Neugründungen (EZN) 398 - 54,3

Existenzgründungszuschuss 

(„Ich-AG“) 15.118 - 15,6

Eignungsfeststellungs- und 

Trainingsmaßnahmen 3.078 - 9,3

Förderung beruflicher 

Weiterbildung 8.498 12,4

Arbeitsbeschaffungs-

maßnahmen 7.349 19,8

Strukturanpassungs-

maßnahmen 128 -75,6

Arbeitsgelegenheiten gemäß

§ 16 Abs. 3 SGB II 35.119 61,6

Beauftragung Dritter mit

Vermittlung 16.861 - 26,3

Überbrückungsgeld für 

Selbstständige 3.539 - 23,4

Anteil Frauen

in %

Anteil Männer 

in %

42,6 57,4

42,7 57,3

37,2 62,8

40,8 59,2

51,9 48,1

47,9 52,2

39,8 60,2

45,4 54,6

44,6 55,4

42,1 57,9

Gründungszuschuss

(seit 01.08.2006) 1.576 40,9 59,1
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ckungsgeld, Existenzgründungszuschuss, Berufsvorberei-
tung etc.) abgerufen. 438 Mio. € wurden von den JobCen-
tern im Rechtskreis SGB II verausgabt.

Für Eingliederungsleistungen der Berliner JobCenter 
werden im Jahr 2007 521,7 Mio. € zuzüglich 9,7 Mio. € für 
Beschäftigungspakte für Ältere im Bundeshaushalt bereit-
gestellt. Den Berliner Agenturen für Arbeit wurden für das 
Jahr 2007 137,6 Mio. € für den „Eingliederungstitel“ ein-
schließlich Sonderprogramme zugeteilt. Zusätzlich werden 
die Agenturen für Arbeit für „Sonstige Leistungen der ak-
tiven Arbeitsförderung“ Mittel abrufen können. Die Höhe 
dieser Mittel kann erst zum Jahresende beziffert werden, da 
es sich bei den „Sonstigen Leistungen“ zum Teil um Pfl icht-
leistungen handelt.

Nachdem die Förderung der berufl ichen Weiterbildung in 
den Jahren 2004 und 2005 stark eingeschränkt worden war, 
ist sie 2006 wieder etwas ausgeweitet worden. Im Jahres-
durchschnitt 2006 nahmen in Berlin rd. 8.500 Personen an 
berufl ichen Weiterbildungsmaßnahmen teil. Das sind 12,4 % 
mehr als 2005. Das Land Berlin begrüßt die Entwicklung 
im Jahr 2006, hält aber zugleich eine noch stärkere Nutzung 
des Förderinstruments „Berufl iche Weiterbildung“ durch die 
JobCenter und Arbeitsagenturen für geboten, da berufl iche 
Weiterbildungsmaßnahmen sowohl für die mittelfristige 
Verbesserung der individuellen Beschäftigungsfähigkeit als 
auch für die Entwicklung des allgemeinen Arbeitskräftepo-
tenzials und damit für die Attraktivität des Standortes Berlin 
für Unternehmen von großer Bedeutung sind. 

Durch eine Arbeitsbeschaffungsmaßnahme (ABM) oder 
Strukturanpassungsmaßnahme (SAM) wurden im Jahres-
durchschnitt 2006 rd. 7.500 Personen gefördert. Gegenüber 
dem Jahr 2005 stellt dies einen Anstieg um rd. 12 % dar. Da 
es sich bei der Strukturanpassungsmaßnahme um ein aus-
laufendes Instrument handelt, war der Zuwachs ausschließ-
lich beim Instrument Arbeitsbeschaffungsmaßnahme zu 
verzeichnen. Der Bestand an Arbeitsgelegenheiten gemäß 
§ 16 Abs. 3 SGB II lag im Land Berlin im Jahresdurchschnitt 
2005 bei rd. 21.700 und im Jahr 2006 bei rd. 35.100. Das In-
strument „Arbeitsgelegenheit“ kann in zwei Ausprägungen 
eingesetzt werden (Arbeitsgelegenheit mit Mehraufwands-
entschädigung und Arbeitsgelegenheit in der Entgeltva-
riante). Die gestiegene Zahl der Arbeitsgelegenheiten hat 
sowohl faktische als auch statistische Gründe. Bestimmte 
Arbeitsgelegenheiten, die gegen Ende 2004 vor Einführung 
des SGB II Anfang 2005 eingerichtet wurden, sind in der 
Statistik der Arbeitsgelegenheiten nach § 16 Abs. 3 SGB II 
im Jahr 2005 nicht erfasst.

Ebenfalls zugenommen – nach einem erheblichen Rückgang 
im Jahr 2005 – hat die Zahl der durch einen Eingliederungs-
zuschuss geförderten Personen. Im Jahr 2006 wurden durch-
schnittlich rd. 3.100 Personen durch einen allgemeinen Ein-
gliederungszuschuss gefördert (+32,7 % gegenüber dem 

Vorjahr). Der Anstieg dürfte auch ein Anzeichen dafür sein, 
dass inzwischen wieder mehr Unternehmerinnen und Un-
ternehmer mit positiven Erwartungen in die Zukunft schau-
en und entsprechend zu Neueinstellungen bereit sind. Bei 
schlechter Wirtschaftsprognose stellen dagegen viele Unter-
nehmen auch dann keine neuen Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter ein, wenn die Einstellung mit einem Zuschuss zu den 
Personalkosten vorübergehend unterstützt wird. Verringert 
hat sich im Vorjahresvergleich im Jahr 2006 noch einmal 
die Zahl der Personen, die durch Einstellungszuschüsse bei 
Neugründungen gefördert wurden (–54,3 %). 

Im Rahmen von Eignungsfeststellungs- und Trainingsmaß-
nahmen wurden im Jahrsdurchschnitt 2005 rd. 3.100 Per-
sonen gefördert. Das sind rd. 9,3 % weniger Personen als 
2005.

Nach einer erheblichen Zunahme der Beauftragung Dritter 
mit der Vermittlung von Arbeitslosen im Jahr 2005, ist diese 
im Jahr 2006 wieder ein wenig zurückgefahren worden. 
Im Jahresdurchschnitt 2006 wurden rd. 16.900 Arbeitslose 
durch von den Agenturen für Arbeit und den JobCentern be-
auftragte Dritte unterstützt, 26.3 % weniger als im Vorjahr. 

Im Bereich der Förderung der selbstständigen Erwerbs-
tätigkeit wurde im Jahr 2006 ein Instrumentenwechsel 
vorgenommen. Existenzgründungszuschuss (beantragbar 
bis 30.6.2006) und Überbrückungsgeld (beantragbar bis 
31.07.2006) wurden durch den zum 1.8.2006 neu einge-
führten Gründungszuschuss ersetzt. Mit dem Förderinstru-
ment Existenzgründungszuschuss („Ich-AG“), das 2003 als 
befristetes Instrument eingeführt worden war, sind im Jah-
resdurchschnitt 2006 noch rd. 15.100 Personen (2005: rd. 
17.900 Personen) in Berlin unterstützt worden, mit einem 
Überbrückungsgeld wurden 2006 rd. 3.500 Personen (2005: 
rd. 4.600) gefördert. Einen Gründungszuschuss haben im 
Jahresdurchschnitt 2006 rd. 1.600 Personen erhalten. 

VII.5 Der lokale arbeitsmarktpolitische 
Ansatz in Berlin: Bezirkliche Bündnisse 
für Wirtschaft und Arbeit

In Berlin wird der lokale Ansatz der Europäischen Beschäf-
tigungsstrategie insbesondere im Rahmen der Bezirklichen 
Bündnisse für Wirtschaft und Arbeit (BBWA) verwirklicht. 
Zielstellung der Bezirklichen Bündnisse für Wirtschaft und 
Arbeit ist es, durch die Beteiligung von lo kalen Akteuren 
und deren Vernetzung endogene Potenziale zu erschließen 
und damit Arbeits- und Ausbildungsplätze zu schaffen sowie 
die lokale Wirtschaft zu stärken. Bezirkliche Bündnisse für 
Wirtschaft und Arbeit existieren in allen Berliner Bezirken. 

Unter Beteiligung unterschiedlicher lokaler Akteure, wie 
Vertreterinnen und Vertreter von Bezirksämtern, Agenturen 
für Arbeit, JobCentern, Wirtschaftsfördergesellschaften, 
Wirtschaftsvereinen und -verbänden, Gewerkschaften, Be-
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schäftigungsgesellschaften, Bürgervereinen und Wohnungs-
baugesellschaften, werden bezirkliche Handlungsstrategien 
entwickelt. Diese beruhen auf genauen Analysen der jewei-
ligen bezirklichen Wirtschafts- und Sozialstruktur. Die be-
zirklichen Handlungsstrategien sind Grundlage für die Ent-
scheidung über Handlungsfelder und prioritäre Vorhaben 
zur Erschließung der lokalen Beschäftigungspotenziale und 
Stärkung der bezirklichen Wirtschaft. Die Handlungsfelder 
und Vorhaben werden in bezirklichen Aktionsplänen festge-
legt, die einer kontinuierlichen Fortschreibung unterliegen.

Die Bezirklichen Bündnisse für Wirtschaft und Arbeit bieten 
enge Verknüpfungsmöglichkeiten mit ebenfalls lokal ausge-
richteten Politikansätzen, wie den Regionalen Ausbildungs-
verbünden und dem Quartiersmanagement.

Zur Unterstützung der Umsetzung von Vorhaben, die die 
regionale Wirtschaftskraft auf Ebene der Bezirke stärken 
sollen, wurde das Förderprogramm „Wirtschaftsdienliche 
Maßnahmen im Rahmen Bezirklicher Bündnisse für Wirt-
schaft und Arbeit“ eingerichtet. Damit existiert seit Septem-
ber 2002 eine Fördermöglichkeit insbesondere für nachfol-
gende Vorhaben:

• Konzepte zur wirtschaftlichen Entwicklung von Bezir-
ken oder Bezirksverbünden (Bestandsaufnahme, Strate-
gieentwicklung), 

• bezirkliches Stadtmarketing (Maßnahmen zur Stärkung 
von örtlichen Wirtschaftsstrukturen, Einkaufsstraßen), 

• bezirkliches Standortmarketing (Maßnahmen zur Image-
bildung und Kommunikation des Bezirks als Wirtschafts-
standort), 

• bezirkliches Standortmanagement (Maßnahmen zur 
Standortsicherung, -entwicklung und -profi lierung), 

• Aufbau von bezirklichen oder örtlichen Wirtschaftsnetz-
werken, 

• Pilotvorhaben zur Implementation von bezirklichen 
Strukturen der Wirtschaftsförderung, 

• Kooperationsvorhaben von mehreren kleinen Unterneh-
men (bis 50 Beschäftigte) zur Stärkung ihrer Wettbe-
werbsfähigkeit (Beratung und Coaching bei Kooperati-
onsvorhaben). 

Das Förderprogramm ist eng an die Aktivitäten der Bezirk-
lichen Bündnisse für Wirtschaft und Arbeit gekoppelt. Mittel 
können ausschließlich durch die Bezirke eingesetzt und be-
antragt werden. Die Finanzierung des Programms erfolgt 
aus Mitteln des Europäischen Fonds für regionale Entwick-
lung (EFRE Ziel 1, Ziel 2 sowie Ziel 2-Übergangsgebiet). 
Insgesamt umfasst das Förderprogramm ein Volumen von 
nunmehr rd. 10,5 Mio. € für den Zeitraum 2002–2007. Das 
laufende Programm endet für das Ziel 1-Gebiet im Sommer 
2007, im Bereich Ziel 2 und Ziel 2-Übergang im Dezember 
2007; eine Fortführung ist beabsichtigt. Die erforderliche 

Kofi nanzierung mit öffentlichen Mitteln liegt in der Verant-
wortung der Bezirke. Von Beginn des Programms im Sep-
tember 2002 bis zum Ende des Jahres 2006 konnten über 60 
Projekte bewilligt werden. Dabei wurden über 8,6 Mio. € an 
EFRE-Mitteln gebunden, die Gesamtprojektmittel belaufen 
sich auf über 16,2 Mio. €. Neben zwölf Tourismusprojekten 
wurden vor allem auch Standortmanagement und –marke-
tingaktivitäten sowie Beratungs- und Netzwerkunterstüt-
zungen für kleine und mittlere Unternehmen (KMU) fi nan-
ziert. In einer vorläufi gen Bilanz vom Herbst 2006 zeigt sich 
das breite Spektrum der geförderten Aktivitäten (in Klam-
mern die Anzahl der Projekte):

• Tourismus (12)

• Standortmanagement (12)

• Beratung und Unterstützung von KMU (7)

• Beratung und Unterstützung von Gründern/innen (6)

• Geschäftsstraßenmanagement (6)

• Entwicklung von Dienstleistungen der bezirklichen 
Wirtschaftsförderungen (3)

• Kulturwirtschaftsinitiativen (3)

• Unternehmensnetzwerke (3)

• Standortmarketing (2)

• Ethnische Ökonomie (1)

In enger Kooperation mit den Bezirklichen Bündnissen 
für Wirtschaft und Arbeit wird auch das Förderprogramm 
„Lokales Soziales Kapital“ umgesetzt. Mit diesem Pro-
gramm besteht die Möglichkeit, Kleinstvorhaben mit einem 
Betrag von max. 10.000 €, in begründeten Ausnahmefällen 
20.000  €, zu unterstützen, sofern die Vorhaben den nachfol-
genden Förderschwerpunkten zugeordnet werden können:

• Unterstützung einzelner Aktionen zur Förderung der be-
rufl ichen Eingliederung,

• Unterstützung von Kleinstvorhaben zur Förderung bzw. 
Schaffung neuer Beschäftigung durch lokale Initiativen 
für benachteiligte Menschen am Arbeitsmarkt,

• Unterstützung von beschäftigungsorientierten Netzwer-
ken, die sich für benachteiligte Menschen am Arbeits-
markt einsetzen,

• Unterstützung bei der Existenzgründung und Gründung 
von sozialen Unternehmen und beschäftigungsorien-
tierten Genossenschaften.

Die Zielstellung des Programms besteht in der Förderung 
des sozialen Zusammenhalts und der Erhöhung der Be-
schäftigungschancen von benachteiligten Personengruppen. 
Durch das Förderprogramm „Lokales Soziales Kapital“ 
sollen insbesondere jene erreicht werden, die normalerweise 
nicht an vom Europäischen Sozialfonds (ESF) fi nanzierten 
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Programmen partizipieren und durch sie gefördert werden. 
Im Blickfeld der Förderung stehen deshalb insbesondere 
Selbsthilfegruppen, lokale Initiativen und kleine innovative 
Vorhaben. Die Finanzierung der Mikroprojekte erfolgt zu 
100 Prozent aus Mitteln des ESF. Im Jahr 2006 konnten 264 
Mikroprojekte gefördert werden. Interessierte können sich 
in jährlich erscheinenden Broschüren über die Inhalte, Ak-
teurinnen und Akteure sowie Ansprechpartnerinnen und An-
sprechpartner der geförderten Mikroprojekte informieren. 

Es ist geplant, sowohl das Förderprogramm "Wirtschafts-
dienliche Maßnahmen im Rahmen Bezirklicher Bündnisse 
für Wirtschaft und Arbeit" als auch das Förderprogramm 
„Lokales Soziales Kapital“ auch in der kommenden Förder-
periode der Europäischen Strukturfonds den Bezirklichen 
Bündnissen zur Verfügung zu stellen.

Der Erfahrungsaustausch zwischen den einzelnen Bezirk-
lichen Bündnissen für Wirtschaft und Arbeit und den Trägern 
von Projekten ist im Jahr 2006 fortgeführt worden, insbe-
sondere zu Projekten im Tourismusbereich, die im Rahmen 
des Programms „Wirtschaftsdienliche Maßnahmen“ geför-
dert wurden, und zu Mikroprojekten, die über das Programm 
„Lokales Soziales Kapital“ unterstützt wurden. Zum letztge-
nannten Programm fand im November 2006 eine berlinwei-
te Veranstaltung mit mehr als 200 Teilnehmerinnen und Teil-
nehmern statt. Vertreterinnen und Vertreter der Bündnisse 
für Wirtschaft und Arbeit beteiligten sich auch in diesem 
Jahr wieder aktiv an internationalen Veranstaltungen, wie 
dem OECD LEED Forum on Partnerships and Local Go-
vernance.

VII.6 Frauenförderung im Rahmen 
der öffentlichen Auftragsvergabe

Nach wie vor ist Berlin eines der wenigen Bundesländer, die 
im Rahmen der öffentlichen Auftragsvergabe einen Beitrag 
zur Verwirklichung beschäftigungspolitischer Ziele leisten. 
Durch die am 5. September 1999 auf der Rechtsgrundlage 
des § 13 Abs. 2 des Berliner Landesgleichstellungsgesetzes 
(LGG) in Kraft getretene Frauenförderverordnung (FFV) 
wird die öffentliche Auftragsvergabe mit den Zielen der 
Frauenförderung und der besseren Vereinbarkeit von Fami-
lie und Beruf verbunden.

Damit nutzt Berlin den geringen Handlungsspielraum, den 
die öffentliche Hand hat, um im beschäftigungspolitischen 
Interesse Einfl uss auf die private Wirtschaft ausüben zu 
können und entsprechende Anreize zu schaffen.

Die Frauenförderverordnung fi ndet Anwendung, wenn die 
folgenden vier Voraussetzungen erfüllt sind:

• Vergabe eines öffentlichen Auftrags durch eine Vergabe-
stelle des Landes Berlin,

• Auftragsvolumen über 50.000 €,

• das sich bewerbende Unternehmen beschäftigt mehr als 
zehn Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer und

• Auftragsgegenstand sind Liefer- und Dienstleistungen 
– keine Bauleistungen.

In Abhängigkeit von der Unternehmensgröße haben sich 
die Bewerberinnen und Bewerber bereits zum Zeitpunkt der 
Abgabe ihres Angebots zur Durchführung oder Einleitung 
einer bestimmten Art und Anzahl der in dem Katalog des 
§ 2 FFV enthaltenen Maßnahmen zu verpfl ichten.

Kommen Auftragnehmerinnen und Auftragnehmer entge-
gen ihren Erklärungen bei der Auftragsvergabe ihren Ver-
pfl ichtungen zur Durchführung von Maßnahmen der Frau-
enförderung und der Vereinbarkeit von Beruf und Familie 
nicht nach oder verletzen sie vertragliche Pfl ichten nach 
§ 4 FFV, können sie nach § 6 FFV sanktioniert werden (z. B. 
Ausschluss von der Auftragsvergabe für zwei Jahre).

Im Interesse einer effektiven Umsetzung der Frauenför-
derverordnung sind bei der Senatsverwaltung für Wirt-
schaft, Technologie und Frauen – Abteilung IV – für die 
Unternehmen die Handreichung „Mit Frauen erfolgreich in 
Wettbewerb und Zukunft“ sowie für die Vergabestellen ein 
Nachweis-Leitfaden erhältlich (Tel.: 030/ 9013–89 33 oder 
E-Mail: Katrin.Strauch@senwtf.verwalt-berlin.de).

VII.7 Bekämpfung von Schwarzarbeit 
und illegaler Beschäftigung

Schwarzarbeit und illegale Beschäftigung vernichten regu-
läre Arbeitsplätze, führen zu niedrigeren Steuereinnahmen 
und verringern die Beitragseingänge bei den Sozialversiche-
rungen. Allein die Höhe der Lohnnebenkosten für das Zu-
standekommen von Schwarzarbeit und illegaler Beschäfti-
gung verantwortlich zu machen, ist falsch. Unbestritten ist 
jedoch, dass die Differenz zwischen dem Nettolohn der Ar-
beitnehmerinnen und Arbeitnehmer und den Arbeitskosten 
des Unternehmens einen hohen Anreiz für illegale Beschäf-
tigung ausübt.

Nach der gesetzlichen Defi nition leistet Schwarzarbeit, wer 
Dienst- oder Werkleistungen erbringt oder ausführen lässt 
und dabei

• als Arbeitgeberin bzw. Arbeitgeber, Unternehmerin bzw. 
Unternehmer oder versicherungspfl ichtige Selbststän-
dige bzw. versicherungspfl ichtiger Selbstständiger die 
sozialversicherungsrechtlichen Melde-, Beitrags- oder 
Aufzeichnungspfl ichten nicht erfüllt,

• als Steuerpfl ichtige bzw. Steuerpfl ichtiger den steuer-
lichen Pfl ichten nicht nachkommt,

• als Empfängerin bzw. Empfänger von Sozialleistungen 
die Mitteilungspfl ichten gegenüber dem Sozialleistungs-
träger nicht einhält,
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• als Gewerbetreibende bzw. Gewerbetreibender den 
Beginn des selbstständigen Betriebes eines stehenden 
Gewerbes nicht anzeigt oder die erforderliche Reisege-
werbekarte nicht erwirbt,

• als Handwerkerin bzw. Handwerker ein zulassungs-
pfl ichtiges Handwerk im stehenden Gewerbe selbststän-
dig betreibt, ohne in der Handwerksrolle eingetragen zu 
sein.

Keine Schwarzarbeit liegt vor, wenn nicht nachhaltig auf 
Gewinn gerichtete Dienst- oder Werkleistungen von Ange-
hörigen, aus Gefälligkeit oder im Wege der Nachbarschafts- 
oder Selbsthilfe erbracht werden.

Erscheinungsformen illegaler Beschäftigung sind die il-
legale Ausländerbeschäftigung, die illegale Arbeitneh-
merüberlassung sowie Verstöße gegen das Arbeitnehmer-
Entsendegesetz. 

Verlautbarungen der Bundesregierung zufolge ist in den 
letzten Jahren eine Trendwende hinsichtlich des geschätzten 
Ausmaßes der Schattenwirtschaft zu verzeichnen. Die 
Schattenwirtschaft ist defi nitorisch weiter gefasst als die 
Schwarzarbeit und umfasst z. B. auch legale Formen von 
Nachbarschaftshilfe und Eigenarbeit. Die Bundesregie-
rung beruft sich auf Schätzungen des Tübinger Instituts für 
Angewandte Wirtschaftsforschung (IAW) und einer empi-
rischen Studie der dänischen Rockwool-Foundation. So 
schätzt das IAW, dass die Schattenwirtschaft in Deutschland 
von 17,1 % im Jahr 2003 auf 14,9 % des Bruttoinlandspro-
dukts (BIP) im Jahr 2006 gesunken sei. Ab 2007 erwartet 
das IAW wegen der Erhöhung der Mehrwertsteuer wieder 
einen Anstieg der Schattenwirtschaft. Der Anteil der rechts-
widrigen Schwarzarbeit an der Schattenwirtschaft wird vom 
IAW nicht gesondert ausgewiesen. Die Forscher der Rock-
wool-Foundation kommen in ihrer im Juni 2005 veröffent-
lichten Studie zu dem Ergebnis, dass die Schattenwirtschaft 
in Deutschland (einschließlich der rechtswidrigen Schwarz-
arbeit) von 4,1 % im Jahr 2001 auf 3,1 % des BIP im Jahr 
2004 zurückgegangen sei. 

Die Senatsverwaltung für Integration, Arbeit und Soziales 
verfügt über keine eigenen Schätzungen zum Ausmaß der 
Schattenwirtschaft oder der Schwarzarbeit. Unabhängig 
davon gilt jedoch, dass Schwarzarbeit und illegale Beschäf-
tigung einen erheblichen Störfaktor für das Berliner Wirt-
schafts- und Arbeitsleben darstellen und den Wettbewerb 
belasten.

Trotz einer positiven Auftragsentwicklung seit dem zweiten 
Quartal 2006 bleibt die Beschäftigungssituation in der re-
gionalen Baubranche unbefriedigend. Die erfreuliche kon-
junkturelle Belebung und Leistungserhöhung der Berliner 
Bauunternehmen reichen derzeit noch nicht aus, um der Un-
terbeschäftigung auf dem regulären Bauarbeitsmarkt bzw. 
der Beschäftigungsabnahme im Berliner Bauhauptgewerbe 

entgegenzuwirken. Als Gründe hierfür gelten neben Wett-
bewerbsdruck und Strukturanpassungen nicht zuletzt auch 
Schwarzarbeit und illegale Beschäftigung. Die Senatsver-
waltung für Integration, Arbeit und Soziales unterstützt des-
halb das am 6. Juli 2004 gegründete „Berliner Bündnis für 
Regeln am Bau“. Im Rahmen dieses Bündnisses arbeiten 
Vertreterinnen und Vertreter der Tarifvertragsparteien des 
regionalen Baugewerbes, der Finanzkontrolle Schwarz-
arbeit des Zolls und des Berliner Senats zusammen, um 
Schwarz arbeit im Berliner Baugewerbe einzudämmen. Ziel 
des Bündnisses ist es, die Tarifvertragsparteien des Berliner 
Baugewerbes bei ihren Eigenanstrengungen zur Eindäm-
mung von Schwarzarbeit und illegaler Beschäftigung zu 
unterstützen, damit reguläre Arbeitsplätze erhalten bleiben 
und die Wettbewerbsfähigkeit der regionalen Bauwirtschaft 
erhöht wird. 

Neben der Baubranche sind insbesondere das Gaststätten-, 
das Fuhr-, das Personenbeförderungs- und das Reinigungs-
gewerbe von Schwarzarbeit und illegaler Beschäftigung be-
troffen. Schwarzarbeit fi ndet traditionell vor allem in Bran-
chen statt, die sich durch eine hohe Personalintensität und 
einen geringen Automatisierungsgrad auszeichnen, sowie 
in jenen Branchen, in denen Bareinnahmen üblich und nur 
wenige Personen mit der Erfassung der Einnahmen betraut 
sind. Darüber hinaus werden Arbeitnehmerinnen und Ar-
beitnehmer vorwiegend in Branchen illegal beschäftigt, in 
denen häufi g wechselnde und ungelernte Hilfskräfte zum 
Einsatz kommen.

Im Land Berlin wird durch eine enge Kooperation der 
bundesweit federführend zuständigen Finanzkontrolle 
Schwarzarbeit des Zolls, der Berliner Kriminalpolizei und 
der Berliner Steuerfahndung eine effektive Verfolgung von 
Schwarzarbeit und illegaler Beschäftigung gewährleistet. 
Darüber hinaus arbeiten die Verfolgungsbehörden eng mit 
der Staatsanwaltschaft Berlin und den Betriebsprüfdiensten 
der Deutschen Rentenversicherung zusammen.

Schwarzarbeit ist kein Randthema; sie ist auch kein Thema 
von ausländischen Arbeitskräften oder Zuwanderinnen und 
Zuwanderern. Schwarzarbeit kommt aus der Mitte der Ge-
sellschaft. Manchen gilt sie als Kavaliersdelikt, anderen als 
lässliche „Steuerrebellion des kleinen Mannes“, dritten als 
notwendige Sünde, um am Markt überleben zu können, und 
vierten als normale kriminelle Geschäftsgrundlage. Alle 
Rechtfertigungsgründe für Schwarzarbeit haben gemeinsam, 
dass sie die allgemein gültigen Regeln des Wirtschaftens 
und Zusammenlebens und damit die Funktionsfähigkeit der 
Sozialen Marktwirtschaft in Frage stellen. Schwarz arbeit in 
all ihren Facetten ist allerdings zu unterschiedlich, als dass 
eine einzige Form, ihr zu begegnen, allein Erfolg verspre-
chend wäre.

In Berlin wird der Schwarzarbeit und illegalen Beschäfti-
gung deshalb nicht nur mit repressiven Maßnahmen, son-
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dern im Rahmen eines Gesamtpakets auch mit präventiven 
Mitteln entgegengetreten. Die Senatsverwaltung für Integra-
tion, Arbeit und Soziales setzt dabei in erster Linie auf die 
Verhinderung von Schwarzarbeit durch fortwährende Maß-
nahmen der Information und Aufklärung durch Faltblät-
ter, Berichte sowie ein umfangreiches Informationsangebot 
im Internet (www.berlin.de/sen/arbeit/schwarzarbeit/index.
html). Zudem besteht eine Zentrale Informations- und 
Anlaufstelle zur Bekämpfung von Schwarzarbeit und 
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illegaler Beschäftigung im Land Berlin für Bürgerinnen und 
Bürger, Unternehmen, Vereine, Verbände, Gewerkschaften 
und Behörden (Tel.: 9013-84 29, Fax: 90 13-86 51. E-Mail: 
schwarzarbeit@senias.verwalt-berlin.de). Weiterführende 
Informationen zur Bekämpfung der Schwarzarbeit in Berlin 
können dem von der Senatsverwaltung für Integration, Arbeit 
und Soziales jährlich herausgegebenen „Berliner Bericht zur 
Bekämpfung der Schwarzarbeit“ entnommen werden. Der je-
weils aktuelle Bericht ist ebenfalls im Internet verfügbar.
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VIII Aktiv gegen Arbeitslosigkeit - 
Instrumente der Förderung von 
Beschäftigung und Qualifi zierung

Im Folgenden wird in Bezug auf die Förderbereiche

• Unternehmensorientierte Arbeitsförderung
• Ausbildungsplatzförderung
• Förderung der berufl ichen Weiterbildung
• Öffentlich geförderte Beschäftigung
• Beschäftigungs- und Qualifi zierungsförderung für 

Frauen 
ein Überblick über die wichtigsten Instrumente, die Zahl 
der geförderten Personen und die hierfür aufgewendeten 
Mittel im Jahr 2006 gegeben.

Die Arbeitsmarktpolitik des Landes Berlin orientiert 
sich dabei auch an der Beschäftigungsstrategie der Euro-
päischen Union. Im Vordergrund steht ein nachhaltiger 
Beschäftigungsaufbau. Zur Förderung der berufl ichen 
Bildung, der Beschäftigung und der Unterstützung von 
Unternehmen im Strukturwandel setzt das Land Berlin 
ein breites Spektrum an Instrumenten ein. 

Die von der EU im Rahmen des Europäischen Sozial-
fonds zur Verfügung gestellten Mittel haben es ermög-
licht, wesentlich mehr Menschen bei der Integration in 
den Arbeitsmarkt zu fördern, als es nur mit Landesmit-
teln möglich gewesen wäre.

VIII. Aktiv gegen Arbeitslosigkeit - Instrumente der Förderung von Beschäftigung u. Qualifi zierung

VIII.1 Unternehmensorientierte 
Arbeitsförderung

Präventive Arbeitsmarktpolitik – Betriebliche Weiter-
bildung und Flexibilisierung der Arbeitsorganisation 

Der Strukturwandel in Richtung einer dienstleistungsorien-
tierten und wissensbasierten Gesellschaft, der rasante tech-
nische Fortschritt und die steigende Komplexität der Pro-
duktions- und Geschäftsprozesse führen dazu, dass sich die 
Anforderungen an die Qualifi kation der Arbeitskräfte stän-
dig ändern. Die Beschäftigten können den neuen Anforde-
rungen auf Dauer aber nur gerecht werden, wenn sie die 
Chance haben, sich regelmäßig weiterzubilden. 

Mit dem Berliner Förderprogramm „Betriebliche Weiterbil-
dung und Flexibilisierung der Arbeitsorganisation“ werden 
mit Mitteln des Europäischen Sozialfonds sowie der Inves-
titionsbank Berlin (IBB) Weiterbildungsaktivitäten konzen-
triert auf den IT-Bereich in kleinen und mittleren Unterneh-
men unterstützt. Darüber hinaus werden im Rahmen dieses 
Programms die Einführung einer fl exiblen Arbeitsorganisa-
tion in Unternehmen, d. h. insbesondere die Einrichtung von 
Arbeitszeitmodellen und Arbeitszeitkonten, sowie die Rea-
lisierung von Telearbeit zur Vereinbarkeit von Familie und 
Beruf gefördert. 

Das Programm wurde im Jahr 2006 von 350 Betrieben in 
Anspruch genommen. An den Weiterbildungsmaßnahmen 
nahmen insgesamt 1.801 Personen teil, davon 819 Arbeit-
nehmerinnen (45 %) und 982 Arbeitnehmer (55 %). 

Unternehmensorientierte Weiterbildung 
und Vermittlung – UWV – 

Das Instrument der Unternehmensorientierten Weiterbildung 
und Vermittlung wird im Auftrag des Landes Berlin von der 
Gesellschaft für soziale Unternehmensberatung umgesetzt. 
In Fällen von Produktumstellung und Personalanpassung 
wird durch Qualifi zierungsmaßnahmen das Beschäftigungs-
risiko gemindert. 

Im Jahr 2006 wurden für 675 Personen, davon 428 Männer 
und 247 Frauen, betriebliche Anpassungsqualifi zierungen 
durch Zuschüsse an den Arbeitgeber ermöglicht. Im Rahmen 
des Förderinstruments wird auch die Unternehmensansied-
lung durch Berlin Partner GmbH unterstützt, 2006 konzent-
rierten sich die Aktivitäten auf den Call-Center-Bereich.

Umweltinformatik in Berliner Betrieben – UBB – 

Entsprechend der Zielsetzung des Bologna-Prozesses, der 
zu einer größeren Wirtschaftsnähe der Hochschulen beitra-
gen soll, werden aufbauend auf studentischen Fachpraktika 
weitergehende innerbetriebliche Lernprojekte auf akade-
mischem Niveau initiiert, um Wissen und Kompetenzen der 
Projektteilnehmerinnen und -teilnehmer zu erweitern und 
die Zusammenarbeit von Hochschulen und Unternehmen 
zu fördern. Das Vorhaben wird zurzeit modellhaft im Zu-
sammenwirken mit dem Fachbereich Umweltinformatik der 
Fachhochschule für Technik und Wirtschaft Berlin (FHTW) 
durchgeführt. An den Lernprojekten haben im Jahr 2006 145 
Teilnehmerinnen und Teilnehmer partizipiert, davon 109 
Männer und 36 Frauen.

Forschungsassistentinnen / Forschungsassistenten 

Arbeitslose Akademikerinnen und Akademiker erhalten im 
Rahmen eines befristeten, nicht verlängerungsfähigen Ar-
beitsvertrages die Gelegenheit, ihre Kenntnisse aufzufri-
schen und zu erweitern. Ziel ist, dass diese Personen sich 
einen regulären Arbeitsplatz in den kooperierenden Unter-
nehmen erschließen. Dies gelingt zurzeit in annähernd 80 % 
der Fälle. Die Übernahme in ein Arbeitsverhältnis beim koo-
perierenden Unternehmen nach Beendigung der geförderten 
Tätigkeit als Forschungsassistentin bzw. Forschungsassis-
tent wird nicht gefördert. Das Vorhaben wird in Zusammen-
arbeit mit den technischen Fachhochschulen durchgeführt.

Im Jahr 2006 wurde die Beschäftigung von 18 Frauen und 45 
Männern als Forschungsassistentin bzw. -assistent gefördert.
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VIII.2 Ausbildungsplatzförderung

Zuschüsse zur Förderung der Berufsausbildung 
im Land Berlin

Vor dem Hintergrund der angespannten Ausbildungsplatz-
situation ist die Berufsbildungspolitik des Landes Berlin vor 
allem darauf gerichtet, die Ausbildungschancen der jungen 
Menschen zu verbessern. Einen Schwerpunkt bildet dabei 
die berufl iche Integration von am Arbeitsmarkt benachtei-
ligten Jugendlichen. Die Förderpolitik ist neben der Weiter-
entwicklung der Qualität der Berufsausbildung vornehmlich 
auf die Ausweitung des betrieblichen Ausbildungsplatzan-
gebots ausgerichtet. 

Zur Verwirklichung dieser Ziele wird u. a. die betriebliche 
Berufsausbildung im Rahmen der Verwaltungsvorschriften 
über die Gewährung von Zuschüssen zur Förderung der Be-
rufsausbildung im Land Berlin unterstützt.

Die Förderung der Verbundausbildung bildet eine zentra-
le Säule dieses Programms. Die Verbundausbildung soll 
längerfristig dazu beitragen, das Ausbildungspotenzial der 
Berliner Wirtschaft auszuweiten, indem das Ausbildungs-
engagement kleiner und mittelständischer Unternehmen 
gestärkt wird und bisher ausbildungsunerfahrene Betriebe 
schrittweise an die Berufsausbildung herangeführt werden. 
Betriebe, deren Fertigungs- und Dienstleistungsspek trum 
für eine Berufsausbildung zu eng ist, sollen sich im Ausbil-
dungsverbund mit anderen Betrieben an der Ausbildung be-
teiligen. Für die Förderung der Verbundausbildung wurden 
im Kalenderjahr 2006 rd. 1,480 Mio. € aufgewendet.

Ein weiterer wichtiger Bestandteil der Ausbildungsplatz-
förderung ist die Förderung von speziellen Personengrup-
pen auf dem Ausbildungsstellenmarkt. Die Förderung soll 
einen Anreiz für Betriebe schaffen, den am Ausbildungsstel-
lenmarkt benachteiligten Jugendlichen eine Ausbildung zu 
ermöglichen. Folgende Zuschüsse für die Bereitstellung von 
Ausbildungsplätzen wurden 2006 gewährt:

• rd. 0,751 Mio. € für 221 Ausbildungsplätze für Abgän-
gerinnen und Abgänger von Sonderschulen und von 
Jugendlichen ohne Hauptschulabschluss bzw. mit nur 
einfachem Hauptschulabschluss. Der Frauenanteil betrug 
dabei 38,5 %, der Männeranteil 61,5 %,

• rd. 0,701 Mio. € für 105 Ausbildungsplätze für die Aus-
bildung von jungen Frauen in frauenatypischen Berufen, 
d. h. für Berufe, in denen der Frauenanteil an den Auszu-
bildenden unter 20 % liegt oder die absolute Anzahl der 
weiblichen Auszubildenden in Berlin nicht mehr als 10 
beträgt,

• rd. 0,503 Mio. € für Ausbildungsplätze für Auszubilden-
de, deren Ausbildungsbetrieb in Konkurs gegangen oder 
stillgelegt worden ist. Der Anteil der Frauen betrug 2006 
21,1 %, der der Männer 78,9 %.

Einschließlich der übrigen Instrumente, wie der Förderung 
der überbetrieblichen Lehrgänge im Handwerk mit rd. 0,969 
Mio. € und der Förderung von Modellversuchen und Pilot-
projekten mit rd. 0,250 Mio. €, wurden insgesamt rd. 4,654 
Mio. € aufgewendet.

Bund-Länder-Sonderprogramm (APP Ost 2006)

Aus dem gemeinsam von Bund, ostdeutschen Ländern und 
Berlin fi nanzierten Programm stand dem Land Berlin ein 
Kontingent von 1.815 Plätzen für unvermittelt gebliebene 
Ausbildungsplatzbewerberinnen und Ausbildungsplatzbe-
werber zur Verfügung. Aufgrund der von der Sonderkom-
mission „Ausbildungsplatzsituation“ erwarteten Lücke 
zwischen der Nachfrage und dem betrieblichen Ausbil-
dungsplatzangebot wurde das Programm aus Landesmitteln 
auf 3.000 Plätze aufgestockt.

Wie bereits in den Jahren zuvor wurde das Bund-Länder-
Sonderprogramm 2006 im Rahmen eines Maßnahmen-Mix 
umgesetzt, dessen Schwerpunkt in der Schaffung zusätz-
licher Ausbildungsplätze in wirtschaftsnahen, branchen-
orientierten und regionalen Ausbildungsverbünden lag. 
Von allen Jugendlichen, die im Rahmen des Bund-Länder-
Sonderprogramms 2006 gefördert wurden, sind 43,4 % 
Frauen und 56,6 % Männer. Das entspricht etwa dem Anteil 
von Frauen (45,5 %) und Männern (54,5 %) an den Auszu-
bildenden nach dem Berufsbildungsgesetz insgesamt. Die 
Ausbildungsplätze in Ausbildungsverbünden wurden zu 
51,1 % mit weiblichen und zu 48,9 % mit männlichen Aus-
bildungsplatzsuchenden besetzt.

Darüberhinaus wurden im Rahmen des Bund-Länder-
Sonderprogramms 

• 540 Plätze in der vollzeitschulischen Berufsausbildung 
an Berliner Oberstufenzentren (OSZ) mit betrieblichen 
Praktika (Frauenanteil: 50,9%; Männeranteil: 49,1%) 
und

• 342 Plätze in den Lernortkooperationen zwischen Be-
rufsfachschulen und wirtschaftsnahen Ausbildungsträ-
gern (Frauenanteil: 12,9%; Männeranteil: 87,1 %) 

geschaffen. Die Jugendlichen in der vollzeitschulischen Be-
rufsbildung und in der Lernortkooperation werden zur Ab-
schlussprüfung vor den Prüfungsausschüssen der nach dem 
Berufsbildungsgesetz bzw. der Handwerksordnung zustän-
digen Stellen zugelassen.

Der im Programmteil Lernortkooperationen zwischen Be-
rufsfachschulen und wirtschaftsnahen Ausbildungsträgern 
ausgewiesene überwiegende Anteil der jungen Männer 
ist darauf zurückzuführen, dass diese Ausbildungsplätze 
vorrangig in gewerblich-technischen Berufen angeboten 
werden, in denen junge Frauen nach wie vor unterpropor-
tional vertreten sind. Die für Arbeit zuständige Senatsver-
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waltung nimmt auf eine geschlechtergerechte Besetzung der 
Ausbildungsplätze in den Bund-Länder-Sonderprogrammen 
im Rahmen ihrer Möglichkeiten Einfl uss.

Zur Finanzierung der 3.000 Ausbildungsplätze im Bund-
Länder-Sonderprogramm werden in den Jahren 2006 bis 

Heinz Macholett, Programmkoordinator 
der arge Servicegesellschaften Berlin GbR 
für das Programm „Ausbildung in Sicht“
1. Mit welcher Zielstellung und mit welchen curricu-
laren Inhalten ist das Programm „Ausbildung in Sicht“ 
konzipiert worden?
Die Maßnahmen richten sich an Jugendliche unter 25 
Jahren mit Migrationshintergrund, die keine aktive För-
derung nach dem SGB II, SGB III oder SGB VIII erhal-
ten. Diese Zielgruppe ist höchst heterogen und erfordert 
hohe Kompetenzen und innovative Strategien der um-
setzenden Träger, diese Jugendlichen differenziert zu er-
reichen. Bei der Umsetzung des Programms geht es in 
der Hauptsache darum, insbesondere jungen Menschen, 
die individuelle Defi zite haben, die Integration oder Re-
integration in das Berufsleben zu ermöglichen. Mit den 
Möglichkeiten der Individualisierung der Qualifi zierung, 
der Beratung und Betreuung der Jugendlichen bietet das 
Programm den jugendlichen Migrantinnen und Mig-
ranten notwendige Handlungsspielräume, die sie für ihre 
persönliche und berufl iche Entwicklung nutzen können.

2. Wie ist das Programm von den jugendlichen Migran-
tinnen und Migranten aufgenommen worden und welche 
Probleme gab es bei der Akquisition und Umsetzung?
Die Teilnehmer/innenstruktur in den Maßnahmen 
spiegelt die breite ethnische Vielfalt entsprechend der 
hauptsächlichen Herkunftsländer der Migrantinnen und 
Mi granten in Berlin wider. Entscheidend für die Gewin-
nung der Jugendlichen ist die Qualität der persönlichen 
Beratung durch das Personal der Träger. Dazu zählen 
die Sprachkompetenz der Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter und die Tatsache des selbst erlebten Migrations-
prozesses oder die Erfahrung, längere Zeit im Ausland 
gewohnt und gearbeitet zu haben. Gelebte interkultu-
relle Kompetenz ist in vielen Fällen der Schlüssel zum 
Erfolg. Von Bedeutung in vielen Fällen ist auch die 
Dauer des Aufenthaltes in Deutschland sowie die Frage, 
ob die betreffenden Personen mit dem deutschen Schul- 
und Bildungssystem bereits in Berührung gekommen 
sind und ob die Teilnehmerinnen und Teilnehmer in 
Deutschland aufgewachsen sind

3. Wie viele jugendliche Migrantinnen befi nden sich in 
dem Programm und werden entsprechende Maßnahmen 
angeboten und durchgeführt?
Seit August 2006 wurden in 64 Maßnahmen 1.166 
Teilnehmende, darunter 418 Frauen, qualifi ziert. Be-
kanntlich nehmen die Jugendlichen an „Ausbildung in 
Sicht“ durch selbstbestimmte, freie Entscheidung teil. 
Aufgrund dessen, dass die Träger jeden Bewerber und 
jede Bewerberin in die Maßnahmen aufnehmen, ist der 
Anteil der Migrantinnen schwer steuerbar. Um die kon-

zeptionell festgelegte 50 %-Frauenquote zu erreichen, 
werden im 2. Halbjahr 2007 verstärkt Maßnahmen aus-
schließlich für Frauen geplant. Alle bisher geförderten 
Maßnahmen haben den inhaltlichen Ansatz der Sprach-
förderung, der Aktualisierung von schulischem Wissen, 
besonders in Mathematik, der Stärkung der schriftlichen 
Sprachkompetenz, Bewerbungstraining und praktische 
Erprobung in wechselnden Tätigkeiten. In allen Maß-
nahmen hat die Vermittlung von sozialen Kompetenzen, 
die Aneignung von Schlüsselqualifi kationen – Pünkt-
lichkeit, Verantwortung, Teamfähigkeit – eine zentrale 
Bedeutung. Praktikumsbetriebe weisen häufi g im Fall 
der Nichteignung von Teilnehmerinnen oder Teilneh-
mern auf fehlende Kompetenzen bei der Anwendung 
von Schlüsselqualifi kationen hin. 

Programm „Ausbildung in Sicht“

Zur Verbesserung der Chancen von jungen Menschen 
mit Migrationshintergrund auf eine betriebliche Aus-
bildung hat die für Arbeit zuständige Senatsverwaltung 
im Jahr 2006 das Programm „Ausbildung in Sicht“ ein-
gerichtet. Bis zu 1.000 Jugendliche sollen in jeweils rd. 
sechs Monate dauernden Maßnahmen an die Ausbil-
dungsreife herangeführt werden. Mindestens die Hälfte 
der Programmplätze ist für jugendliche Migrantinnen 
vorgesehen. Zum Konzept des Programms gehört, dass 
Berufsorientierung und Sprachförderung eng miteinan-
der verzahnt werden und bei Bedarf auch eine sozialpäd-
agogische Betreuung erfolgt. Im Landeshaushalt sind zur 
Finanzierung des Programms im Haushaltsjahr 2007 rd. 
1.050.000 € Landesmittel und rd. 830.000 € Mittel aus 
dem Europäischen Sozialfonds veranschlagt. Das Land 
Berlin hat die arge Servicegesellschaften Berlin GbR 
beauftragt, das Programm in Kooperation mit Bildungs-
trägern umzusetzen. Anfang Mai 2007 befanden sich 
865 Jugendliche, darunter 407 weibliche Jugendliche 
(47,1 %) in 45 Maßnahmen verschiedener Bereiche (u. a. 
Informationstechnologie, kaufmännischer und gastro-
nomischer Bereich, Altenpfl ege, Verwaltung). Bei erfolg-
reicher Teilnahme können die Jugendlichen – wenn eine 
Vermittlung in eine betriebliche Berufsausbildung oder 
eine weiterführende Qualifi zierung nicht gelingt – in das 
Bund-Länder-Sonderprogramm (erstmalig zum Herbst 
2007) einmünden. Die Umsetzung des Programms „Aus-
bildung in Sicht“ wird von einer monatlich tagenden 
Steuerungsgruppe unter Beteiligung des Integrationsbe-
auftragten des Landes Berlin begleitet.

VIII. Aktiv gegen Arbeitslosigkeit - Instrumente der Förderung von Beschäftigung u. Qualifi zierung



91

2010 insgesamt bis zu 32,80 Mio. € benötigt. Der Bund und 
das Land Berlin beteiligen sich an der Finanzierung von 
1.815 Plätzen zu je 50 % mit jeweils bis zu 12,30 Mio. €. 
Die für die Aufstockung um 1.185 Plätze benötigten Mittel 
in Höhe von 8,28 Mio. € werden zum Teil aus Mitteln des 
Europäischen Sozialfonds fi nanziert.

Förderung der Berufsausbildung benachteiligter 
Jugendlicher im Rahmen des SGB III

In einer außerbetrieblichen Berufsausbildung nach §§ 241 ff 
SGB III befanden sich Ende 2006 insgesamt 5.673 Jugend-
liche (Vorjahr 5.523). Davon waren 3.689 Männer (65,0%) 
und 1.985 Frauen (35,0%). Dieses Ausbildungsangebot der 
Agenturen für Arbeit und JobCenter hat ebenfalls zur Ent-
lastung des Ausbildungsmarktes in Berlin beigetragen.

Förderung von berufsvorbereitenden 
Bildungsmaßnahmen

Ende Dezember 2006 nahmen insgesamt 4.160 Jugend liche 
(Vorjahr 4.049) an berufsvorbereitenden Bildungsmaß-
nahmen der Agenturen für Arbeit teil, davon 2.442 Männer 
(58,7 %) und 1.718 Frauen (41,3 %). Angesichts eines knap-
pen Angebotes an Ausbildungsstellen sowie gestiegener An-
forderungen in den Berufen wird Jugendlichen und jungen 
Erwachsenen unabhängig von der Schulbildung, insbeson-
dere noch nicht berufsreifen Jugendlichen, jungen Men-
schen mit Lernbeeinträchtigungen, Un- und Angelernten, 
sozial Benachteiligten und jungen Menschen mit Migrati-
onshintergrund über die Berufsvorbereitung ein Zugang zu 
Ausbildung oder Arbeit zu ermöglicht. 

Lernschwache, noch nicht berufsreife Jugendliche haben 
auf dem Ausbildungsstellenmarkt nur geringe Chancen. Das 
betrifft vor allem Jugendliche ohne Hauptschulabschluss 
oder mit nur einfachem Hauptschulabschluss. Sie bedürfen 
differenzierter und auf ihre individuelle Situation ausge-
richteter Bildungsangebote. Neben den von den Agenturen 
für Arbeit angebotenen berufsvorbereitenden Bildungs-
maßnahmen für benachteiligte Jugendliche bieten auch die 
Berliner berufl ichen Schulen berufsvorbereitende Maßnah-
men für Jugendliche an, die nach Erfüllung der allgemei-
nen Schulpfl icht keinen Ausbildungsplatz erhalten konn-
ten. Jugendliche ohne Schulabschluss oder mit einfachem 
Hauptschulabschluss können den Berufsqualifi zierenden 
Lehrgang (BQL), Jugendliche mit erweitertem Hauptschul-
abschluss die einjährige Berufsfachschule besuchen. Diese 
Bildungsgänge führen zu keinem Berufsabschluss, ermög-
lichen jedoch den Erwerb eines nächsthöheren Schulab-
schlusses und den Erwerb von zertifi zierten Qualifi zierungs-
bausteinen, die Bestandteile anerkannter Ausbildungsberufe 
sind. Dadurch wird die schulische Berufsvorbereitung eng 
mit einer nachfolgenden Berufsausbildung verknüpft.

Im Jahr 2006 sind 1.865 Jugendliche, darunter 38,1% Frauen 
und 61,9 % Männer, in berufsqualifi zierenden Lehrgängen 
eingemündet. Der Anteil der ausländischen Jugendlichen be-
trägt 20,4 %. 4.447 Jugendliche, davon 47,2 % Frauen und 
52,8 % Männer, haben die einjährige Berufsfachschule be-
sucht. Der Anteil der Ausländerinnen und Ausländer beträgt 
24,4 %, der Anteil Jugendlicher mit nicht deutscher Her-
kunftssprache 40,3 %.

Ein weiteres schulisches Angebot der Berufsvorbereitung 
ist der im Jahr 1998 als Schulversuch begonnene Bildungs-
gang Modulare-Duale-Qualifi zierungsmaßnahme (MDQM) 
für Schulabgängerinnen und Schulabgänger mit erheblichen 
schulischen, sozialen und sprachlichen Defi ziten. Das erfolg-
reich erprobte und inzwischen für die Stufe I als schulisches 
Regelangebot eingeführte Konzept ist eine Berufsausbildung 
in Portionen, in der Berufsvorbereitung und Berufsausbildung 
inhaltlich und organisatorisch miteinander verknüpft werden. 
Bereits in Stufe I werden Ausbildungsabschnitte aus aner-
kannten Ausbildungsberufen erworben und durch Leistungs-
nachweise zertifi ziert. Um sprachlich bedingte Lernschwie-
rigkeiten abzubauen, wird darüber hinaus fachbegleitender 
Sprachunterricht angeboten. Bei Anerkennung der im Rahmen 
von MDQM I erreichten Zertifi kate können die erworbenen 
Teilqualifi kationen auf eine anschließende Ausbildung ange-
rechnet werden. Absolventinnen und Absolventen, denen es 
im Anschluss an die berufsvorbereitende Maßnahme MDQM I 
nicht gelingt, einen betrieblichen Ausbildungsplatz zu fi nden, 
haben einen Anspruch auf weitere Ausbildung in MDQM II an 
einer Berufsfachschule bis zum Abschluss der Ausbildung.

Im Jahr 2006 sind 1.215 Jugendliche in MDQM I aufgenom-
men worden, davon 33,7 % Frauen und 66,3 % Männer. Der 
Anteil von ausländischen Jugendlichen beträgt 27,2 %.

In MDQM II wird die Ausbildung in 20 Ausbildungsberufen 
angeboten. Die Jugendlichen werden auf eine Prüfung vor 
der nach dem Berufsbildungsgesetz bzw. der Handwerks-
ordnung zuständigen Stelle (Kammerprüfung) vorbereitet. 
Auch wenn eine vollständige Berufsausbildung nicht erfolg-
reich absolviert wird, gelten diese Jugendlichen auf dem Ar-
beitsmarkt nicht mehr als ungelernt. Erworbene zertifi zierte 
Module können für die Einmündung in den Arbeitsmarkt 
verwertet werden. Sie eröffnen darüber hinaus die Option 
auf eine spätere Vervollständigung der Berufsausbildung.

Modular organisierte Qualifi zierungen wie MDQM I und II 
eignen sich in besonderem Maße für die berufl iche Integra-
tion von Jugendlichen mit Migrationshintergrund. Sie sollen 
künftig für die Vermittlung sprachlicher und berufl icher Fer-
tigkeiten für diese Zielgruppe ausgeweitet werden.

Im Dezember 2006 befanden sich insgesamt 2.072 Jugend-
liche in MDQM II, davon 31 % Frauen und 69 % Männer. 
Der Anteil der Ausländerinnen und Ausländer in MDQM II 
beträgt derzeit 17 %. Unter den ausländischen Jugendlichen 
befi nden sich 76,7 % Männer und 23,3 % Frauen. 

VIII. Aktiv gegen Arbeitslosigkeit - Instrumente der Förderung von Beschäftigung u. Qualifi zierung
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Aufstiegsfortbildungsförderungsgesetz (AFBG)

Das AFBG kurz auch „Meister-BAföG“ genannt) exis-
tiert nunmehr bereits seit dem Jahr 1996. Es wurde als 
Bundesgesetz zur Förderung der Aufstiegsfortbildung 
vorwiegend für Personen eingerichtet, die mittelfristig 
die Selbstständigkeit anstreben bzw. bestehende Unter-
nehmen übernehmen wollen. Auch im Land Berlin wurde 
es seitdem gut angenommen.

Konkret verfolgt das AFBG das Ziel, Teilnehmer/innen 
an Maßnahmen der berufl ichen Aufstiegsfortbildung fi -
nanziell zu unterstützen und sie zu Existenzgründungen 
zu ermuntern. Während zur Finanzierung der Lehrgangs- 
und Prüfungsgebühren ein einkommens- und vermögens-
unabhängiger Maßnahmebeitrag vorgesehen ist, können 
Teilnehmer/innen an Vollzeitmaßnahmen zusätzlich 
einen monatlichen einkommens- und vermögensabhän-
gigen Unterhaltsbeitrag zum Lebensunterhalt erhalten. 

Das Gesetz stellt damit ein umfassendes Förderinstrument 
für die berufl iche Fortbildung grundsätzlich aller Berufs-
bereiche dar, und zwar unabhängig davon, in welcher 
Form sie durchgeführt wird (Vollzeit / Teilzeit / schulisch 
/ außerschulisch / mediengestützt / Fernunterricht).

Nahmen in Berlin diese Fördermöglichkeit zunächst vor-
wiegend Handwerker in Anspruch, deren Förderanteil bei 
ca. zwei Drittel der Geförderten lag, hat sich die Nachfra-
ge in den Jahren nach der Novelle der Handwerksordnung 
(2003) mehr auf die Fortbildung im Bereich der Fach-
wirte und der Gesundheitsberufe konzentriert. Insgesamt 
ist die Zahl der Anträge in letzter Zeit konstant geblieben. 
Die Kosten für die Förderung nach diesem Bundesge-
setz werden zwischen Bund und Ländern aufgeteilt (78% 
Bund – 22% Land). 

Für das Jahr 2007 ist auf Bundesebene eine Novellierung 
des AFBG zu erwarten.  

Friedhelm Trebes, im Bundesministerium 
für Bildung und Forschung (BMBF) 
zuständig für Förderprogramme zur 
berufl ichen Bildung und das Aufstiegs-
fortbildungsförderungsgesetz (AFBG)
1. Herr Trebes, Sie begleiten das AFBG seit seiner Ein-
führung im Jahr 1996. Hat sich die Inanspruchnahme 
des AFBG so entwickelt, wie Sie es erwartet haben?

Die in das AFBG gesetzten Erwartungen haben sich er-
füllt: Die Zahl derjenigen, die die Aufstiegsförderung 
für ihre Fortbildung nutzen, ist seit 1996 stetig auf mitt-
lerweile über 140.000 Personen bundesweit angestie-
gen. Das sog. „Meister- BAföG“ ist als Impulsgeber und 
als eine wesentliche Säule der berufl ichen Weiterbil-
dung heute nicht mehr wegzudenken. Ziel der Einfüh-
rung der Aufstiegsförderung war neben der Steigerung 
der Fortbildungsmotivation auch, die sich abzeichnende 
Nachfolgelücke im Bereich der kleinen und mittleren 
Betriebe zu schließen. Für potenzielle Nachfolgerinnen 
und Nachfolger sollte ein attraktives Angebot zur För-
derung der Fortbildung – vorrangig im Bereich des zu-
lassungspfl ichtigen Handwerks – geschaffen werden. 
Dieses Angebot wurde angenommen. Auch die Novelle 
der Handwerksordnung im Jahr 2003 hat nicht zu dem 
von vielen befürchteten Einbruch der Gefördertenzahlen 
geführt, wenn auch seit 2002 eine Verlagerung zu einer 
verstärkten Inanspruchnahme in den Bereichen Indus-
trie und Handel sowie den Gesundheits- und Pfl egebe-
rufen festzustellen ist.

2. Im Jahr 2002 gab es eine erste Reform des AFBG, mit 
nicht unerheblichen fi nanziellen und strukturellen Ver-
besserungen für die Nutzerinnen und Nutzer. Sind die 
hierin gesetzten Erwartungen erfüllt worden?

Uneingeschränkt: Ja. Die Einführung eines Zuschusses 
in Höhe von 35 % der Maßnahmekosten hat die Inan-
spruchnahme des AFBG noch einmal stark gesteigert. 
Auch die familienbezogene Komponente der Einfüh-
rung eines Betreuungszuschusses für Kinder wurde gut 
angenommen. Der Entwicklung neuer elektronisch ge-
stützter Lernformen wurde ebenfalls Rechnung getra-
gen, die Rahmenbedingungen für Existenzgründerinnen 
und -gründer deutlich verbessert.

3. In diesem Jahr steht eine weitere Reform des AFBG 
in der Diskussion. Welche perspektivische Linie sollte 
in einer möglichen Fortentwicklung des AFBG verstärkt 
ins Auge gefasst werden?

Im Mittelpunkt dieser Diskussion stehen u. a. folgende 
Punkte: Stärkere Ausrichtung der Förderung an Leis-
tung, Qualität und Erfolg der Fortbildung, Anpassung 
des AFBG an neuere europäische Entwicklungen und 

Urteile, insbesondere im Bereich der Freizügigkeit, kla-
rere Abgrenzung zum BAföG und den Leistungen nach 
dem SGB, Einbeziehung der Prüfungsvorbereitung und 
Prüfungsphase, erhöhter Anreiz zur Ablegung der Fort-
bildungsprüfung und zur Schaffung von Arbeits- und 
Ausbildungsplätzen in neu gegründeten Unternehmen,  
sowie erleichterte Förderbedingungen für Migrantinnen 
und Migranten. Auch der Wunsch der Fachverbände 
und der Länder, die Fortbildungen in der ambulanten 
Altenpfl ege in das AFBG aufzunehmen, wird geprüft; 
hiermit könnte nicht zuletzt auch der Anteil der Frauen 
an den insgesamt Geförderten noch erheblich gesteigert 
werden.
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Inanspruchnahme in Berlin nach Geschlecht im Jahr 2005 

Aufstiegsfortbildungsförderungsgesetz

Quelle: Statistisches Bundesamt, Bundesstatistik AFBG 2005      

VollzeitförderungTeilzeitförderung

Frauen

26 %

Männer

74 %

209

585

49 %

Männer

51 %

820

851

Frauen

VIII.3 Förderung der 
berufl ichen Weiterbildung

Berufl iche Weiterbildung als Bestandteil 
lebenslangen Lernens

Lebenslanges Lernen ist zu einem entscheidenden Faktor 
der nachhaltigen wirtschaftlichen und gesellschaftlichen 
Entwicklung geworden und ist gleichzeitig eine wichtige 
Investition in die persönliche und berufl iche Zukunft jedes/
jeder Einzelnen. Leben und Arbeiten in der Informations- 
und Wissensgesellschaft gehen einher mit ständig neuen 
Anforderungen im Beruf, in der privaten Lebenswelt und 
im sozialen Umfeld. Die Entwicklung der berufl ichen und 
persönlichen Kompetenzen durch kontinuierliche Weiter-
bildung gehört deshalb als immanenter Bestandteil lebens-
langen Lernens zu den wichtigsten Voraussetzungen, um 
sowohl individuelle Beschäftigungsfähigkeit und berufl iche 
Entwicklungsmöglichkeiten zu sichern als auch den Struk-
turwandel der Berliner Wirtschaft zu bewältigen und die 
Entwicklung Berlins zu einer Stadt des Wissens zu fördern.

Schwerpunkte der Förderung 
der berufl ichen Weiterbildung

Das Förderkonzept des Landes Berlin für den Bereich der 
berufl ichen Weiterbildung berücksichtigt die grundlegend 
veränderten Rahmenbedingungen infolge der Gesetze für 
moderne Dienstleistungen am Arbeitsmarkt, der EU-Erwei-
terung und des demographischen Wandels. Schwerpunkt-

mäßig werden vor allem Aktivitäten und Maßnahmen ge-
fördert, die

• durch Kooperation und Vernetzung helfen, in Berlin 
vorhandene Weiterbildungspotenziale zu stärken, Syn-
ergieeffekte zu erschließen und auch in der berufl ichen 
Weiterbildung die Region Berlin-Brandenburg als ge-
meinsamen Bildungsraum zu gestalten,

• das selbst gesteuerte, effektive Lernen mit neuen Medien 
und die Entwicklung einer neuen Lernkultur in den klei-
nen und mittelständischen Unternehmen in Berlin unter-
stützen,

• der Sicherung von Transparenz und Qualität der beruf-
lichen Weiterbildung und der Gewährleistung von Chan-
cengleichheit dienen,

• Jugendliche „an der zweiten Schwelle“ sowie Migran-
tinnen und Migranten unterstützen, sich für die Anforde-
rungen am Arbeitsmarkt zu qualifi zieren.

Ein Grundanliegen der Förderung berufl icher Weiterbildung 
ist die Schaffung gleichberechtigter Zugangschancen von 
Frauen und Männern zum Weiterbildungsmarkt und die Be-
achtung der unterschiedlichen Bedingungen von Frauen und 
Männern bei der Wahrnehmung der Angebote des lebens-
langen Lernens.

Die Förderung berufl icher Weiterbildung durch das Land 
Berlin erfolgt grundsätzlich in Er gänzung individueller Ei-
genverantwortung und Selbstorganisation sowie unter Be-
rücksichtigung der gemeinsamen Verantwortung von Un-
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ternehmen, Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern sowie 
Tarifpartnern. Alle Maßnahmen der Weiterbildungsförde-
rung des Landes Berlin werden über den Europäischen So-
zialfonds (ESF) kofi nanziert.

Eine wesentliche Rahmenbedingung für selbst gesteuertes 
lebenslanges Lernen ist die Gewährleistung eines chancen-
gleichen Zugangs zum Lernen, der durch individuelle Bera-
tung und Information sowie durch einen transparenten Wei-
terbildungsmarkt entscheidend beeinfl usst wird.

Weiterbildungsdatenbank Berlin 

(WDB)Mit der Weiterbildungsdatenbank Berlin (WDB) 
steht den Berlinerinnen und Berlinern ein multimediales 
Informationszentrum für berufl iche Weiterbildung offen, 
mit dem sie sich individuell, schnell und umfassend über 
Weiterbildungs angebote informieren können. Die WDB ist 
im Internet erreichbar unter www.wdb-berlin.de.

Ratsuchende können sich auch im Informationsbüro der 
WDB (Neue Schönhauser Straße 10, 10178 Berlin) persön-
lich informieren und beraten lassen oder selbstständig im In-
ternet unter der o. g. Adresse recherchieren. 

Seit 2006 werden als Ergebnis von Internetrecherchen in der 
Weiterbildungsdatenbank Maßnahmen, deren Beginndatum 
länger als drei Monate zurückliegt oder die länger als ein Jahr 
nicht aktualisiert wurden, nicht mehr angezeigt. Damit wird 
die Weiterbildungsdatenbank einer Forderung der Stiftung 
Bildungstest (Stiftung Warentest) gerecht, nur aktuelle An-
gebote für die Weiterbildungssuchenden bereit zu stellen.

Die Datenbank enthält fast 18.130 überwiegend tagaktuelle 
Angebote berufl icher Weiterbildung von 609 Bildungsträ-
gern an 1.318 Veranstaltungsorten. Im Jahr 2006 waren über 
71.250 Internetzugriffe auf diese Datenbank mit 206.000 
Anfragen zu verzeichnen. 

Eine unternehmensbezogene Serviceleistung der Weiterbil-
dungsdatenbank ist die Unternehmensplattform. Hier können 
kleine und mittelgroße Unternehmen aus Berlin ihren Wei-
terbildungsbedarf darstellen und Weiterbildungsanbieter 
haben die Möglichkeit, darauf direkt mit passgenauen An-
geboten zu reagieren. Eine virtuelle Mediathek mit einem 
Media-Katalog und einer virtuellen Videothek sowie eine 
Börse für Praktika im In- und Ausland und eine Datenbank 
mit Dozentenprofi len ergänzen das Angebot der Weiterbil-
dungsdatenbank.

Das gemeinsame Suchportal der Berliner und Brandenbur-
ger Weiterbildungsdatenbanken (www.wdb-suchportal.de) 
ermöglicht eine gleichzeitige Recherche in den Datenbestän-
den beider Datenbanken. Das nutzerfreundliche, barriere-
freie Recherchesystem und ein intelligentes Ranking bieten 
den an Weiterbildung Interessierten Hilfe beim Finden einer 

passgenauen, bedarfsgerechten berufl ichen Weiterbildung in 
der Region Berlin-Brandenburg. 

kontinuum e.V.

kontinuum e.V. berät Arbeitslose bzw. von Arbeitslosigkeit 
bedrohte Menschen bei der (Wieder-)Eingliederung in den 
ersten Arbeitsmarkt. Durch Beratung und Coaching werden 
die individuellen Zielvorstellungen, das Entwicklungspoten-
zial und der Qualifi zierungsbedarf der Arbeitsuchenden er-
mittelt und gemeinsam Handlungsstrategien entwickelt. 
Mittels verschiedener Trainingsmodule werden die erforder-
lichen Schlüsselqualifi kationen für eine berufl iche Neuorien-
tierung vertieft und gefestigt. 2006 wurden insgesamt 2.758 
Beratungen durchgeführt, davon 1.902 (69 %) für Frauen 
und 856 (31 %) für Männer. Auf das virtuelle Marktbüro bei 
kontinuum e.V. (www.kontinuum-berlin.de), das umfassende 
Informationsmöglichkeiten zur berufl ichen Weiterbildung 
sowie Hilfestellungen zur Orientierung auf dem ersten Ar-
beitsmarkt bietet, wurde rd. 46.140 Mal zugegriffen. 

Weiterhin erhalten potenzielle Existenzgründerinnen und
-gründer bei kontinuum e.V. individuelle Hilfe und Un-
terstützung. In speziellen Gruppen- und Einzelcoachings 
werden Anforderungen an die Gründerpersönlichkeit 
verdeut licht und fachlich erforderliches Wissen vermittelt. 
Im Jahr 2006 wurden 56 Interessierte, davon 74 % Frauen 
und 26 % Männer, auf eine Existenzgründung vorbereitet 
und bei der Entwicklung sowie den ersten Schritten der Um-
setzung eines Businessplans begleitet.

Koordinierungsstelle Qualität

Seit dem 01.07.2006 arbeitet die Koordinierungsstelle Qua-
lität (KOS) an der Umsetzung der Zielstellung „Sicherung 
und Förderung der Qualität berufl icher Weiterbildung“ 
durch Beratung, Unterstützung und Vernetzung in Berlin. 

Die zukunft im zentrum GmbH als Träger bietet mit der Ko-
ordinierungsstelle Qualität gemeinsam mit dem LQW.net-
Netzwerk regionale Ansätze zur Förderung der Kompetenz-
entwicklung in Einrichtungen der berufl ichen Weiterbildung 
und der allgemeinen Bildung. 

Ziel ist es u. a., geförderte Beratungsstellen beginnend mit 
den LernLäden nach der Lernerorientierten Qualitätstes-
tierung in der Weiterbildung (LQW) an die in Deutschland 
anerkannten Qualitätsstandards in der allgemeinen und be-
rufl ichen Weiterbildung heranzuführen. 

Modell- und Pilotprojekte

Modell- und Pilotprojekte werden vom Land Berlin mit dem 
Ziel gefördert, neue Beschäftigungsfelder zu erschließen, 
durch Entwicklung innovativer Lehr- und Lernmethoden 
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die berufl iche Kompetenzentwicklung zu modernisieren und 
selbst gesteuerte, effi ziente Weiterbildungsformen zu ver-
breiten. Anliegen aller Projekte ist es, die individuell unter-
schiedlichen Lebenssituationen von Männern und Frauen zu 
berücksichtigen und als Innovationspotenzial anzuerkennen 
und zu nutzen. Thematische Schwerpunkte der Modell- und 
Pilotprojekte waren 2006:

• Aufbau, Erprobung und Einführung von eLearning in 
kleinen und mittelständischen Unternehmen (KMU), 

• Erprobung und Einführung von Wissens- und Dienstleis-
tungsmanagementstrukturen in KMU,

• Kombination von Nachwuchs- und Kompetenzförderung 
mit standortbezogener und strukturfördernder Beratung, 
Vernetzung und Unterstützungsleistungen für KMU zur 
Integration fl exibler Arbeitszeit- und Lernzeitmodelle, 

• Qualitätssicherung in der berufl ichen Weiterbildung 
durch den Ausbau des QM-Onlineforums zum QM-
Competence-Center und zum Transfer- und Wissens-
portal für die nachhaltige Qualitätsentwicklung in der 
Region sowie grenzüberschreitend nach Polen,

• Förderung der Beschäftigungsfähigkeit von jugendlichen 
Migrantinnen und Migranten durch Nutzung speziell für 
diese Zielgruppe entwickelter Angebote,

• gewerkespezifi sche wie auch gewerkeübergreifende 
Qualifi zierung arbeitsloser Jugendlicher an der zweiten 
Schwelle durch Zusammenschluss handwerklicher Bil-
dungseinrichtungen zur Sicherung des Fachkräftepoten-
zials unter Einbeziehung eines durch die beteiligten In-
nungen anerkannten Bauprofi lpasses,

• im Rahmen des Netzwerkes Modularisierung weitere 
regionale Verbreitung der mo dularen Qualifi zierung, 
insbesondere der mit den Kammern abgestimmten 
Quali tätsstandards und des Qualifi zierungspasses als trä-
gerübergreifendes Zertifi zie rungsinstrument,

• Förderung des Lernnetzes Berlin-Brandenburg (LNBB) 
zur Schaffung bedarfsgerechter regionaler Lernstruktu-
ren, u. a. durch das neue ganzheitliche, niedrigschwellige 
und wohnortnahe Beratungsangebot der vier Lernläden 
und des Lernladenmobils (www.lnbb.de). 

Im Jahr 2006 wurden insgesamt 17 Modell- und Pilotpro-
jekte mit 670 Teilnehmerinnen und Teilnehmern, davon 358 
Frauen (53,4 %) und 312 Männer (46,6 %) gefördert.

Lernläden

Einen strukturellen Kern des Weiterbildungsberatungssys-
tems in Berlin bildet das Lernladenprinzip. In Auswertung 
der guten Erfahrungen mit den Lernläden in den Berliner 
Bezirken Neukölln und Pankow sowie des Lernladens in 
Königs Wusterhausen (Brandenburg) wurde empfohlen, in 

Gabriele Fellermayer, Projektleiterin 
LernNetz Berlin-Brandenburg
Cornelia Rülke, Bildungsmanagerin 
LernLaden® Am Ostkreuz
1. Was ist eigentlich ein LernLaden und was kann der 
LernLaden konkret für mich tun?

Die LernLäden sind Läden in gut erreichbaren Ein-
kaufs- oder Wohngegenden, die zu ladentypischen Öff-
nungszeiten kostenfreie und trägerunabhängige Weiter-
bildungsberatung anbieten. Grundsätzlich kann jede/r zu 
jeder Zeit das Beratungsangebot wahrnehmen – unabhän-
gig vom Geschlecht, Alter, Bildungshintergrund und vom 
Status der Beschäftigung bzw. Arbeitslosigkeit. 

Der Schwerpunkt unserer Arbeit ist die Weiterbildungsbe-
ratung. Wir stellen in einem Gespräch fest, welche Quali-
fi kationen, berufl ichen Erfahrungen und Erwartungen Sie 
haben. Wird Qualifi zierungsbedarf aufgedeckt, bekom-
men Sie eine Auswahl entsprechender Bildungsangebote 
und Informationen zu den möglichen Wegen fi nanzieller 
Förderung. Nicht zwangsläufi g mündet das Gespräch in 
einer bestimmten Weiterbildungsempfehlung. Ggf. geben 
wir auch Tipps zur Verbesserung der Bewerbungsstrate-
gie oder zu anderen Formen der Stellensuche bis hin zum 
umfassenden Bewerbungs-Coaching. Zusätzlich können 
Sie auch während der Öffnungszeiten selbstständig im 
Internet Stellenangebote und Ausbildungsangebote re-
cherchieren oder die ausliegenden Angebote mitnehmen.

2. Warum sind solche Einrichtungen notwendig? – Es 
gibt doch auch Beratung bei der Arbeitsagentur oder bei 
verschiedenen Bildungsanbietern.

Auch bei der Arbeitsagentur, im JobCenter und in den un-
terschiedlichen Bildungseinrichtungen wird beraten – al-
lerdings geschieht dies häufi g erst, wenn durch Arbeits-
losigkeit schon ein gewisser Druck aufgebaut worden ist 
oder im Falle der Beratung durch eine Bildungseinrich-
tung mit der Beratung ein Verkaufsgespräch einhergeht. 
Wir möchten Menschen zum lebensbegleitenden Lernen 
ermutigen. Das bedeutet die Bereitschaft zu unterstützen, 
auch dann zu lernen, wenn kein Zwang von außen (also 
durch Arbeitslosigkeit oder Konkurrenzdruck auf dem 
Arbeitsmarkt) vorliegt.

3. Wie wird Ihr Angebot angenommen? Welche Personen 
erreichen Sie?

Wir erfahren einen regen Zuspruch. Im ersten Quartal 
2007 haben 6.333 Menschen die drei Berliner LernLä-
den besucht, davon haben sich 2.657 persönlich beraten 
lassen. Das Geschlechterverhältnis ist dabei recht ausge-
glichen. Bezogen auf alle Lernläden sind 55 % der Ratsu-
chenden Frauen, 45 % sind Männer. Bezüglich des Alters 
besteht eine Normalverteilung, der größte Prozentsatz der 
zu Beratenden ist zwischen 25 und 45 Jahren alt. 
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Berlin einen dritten Lernladen einzurichten. Dazu wurde im 
Sommer 2006 die bisherige Beratungsstelle lift im Bezirk 
Kreuzberg-Friedrichshain zum dritten Berliner Lernladen 
umgestaltet. Bereits vorhandene Strukturen und langjährige 
Erfahrungen können somit optimal genutzt werden. 

Wie in den anderen Lernläden werden Berlinerinnen und 
Berliner hier hinsichtlich der Möglichkeiten der Verbes-
serung ihrer Berufsaussichten beraten. Im Beratungsfokus 
stehen Arbeitslose und von Arbeitslosigkeit bedrohte Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitnehmer, Berufsrückkehrerinnen und 
Berufsrückkehrer, Berufstätige aller Berufsgruppen in per-
sönlichen Krisensituationen, Bildungsferne und Bildungs-
benachteiligte sowie Migrantinnen und Migranten. Bera-
tungnachfragende erhalten persönliche, telefonische oder 
schriftliche Empfehlungen zu Qualifi zierungs-, Umschu-
lungs- und Fördermöglichkeiten. Die Beratungen umfassen 
gleichzeitig Selbsthilfeanregungen, Bewerbungshilfen und 
Bewerbungstrainings für Arbeitsuchende. 

Lernladenmobil – Aufsuchende Bildungsberatung 
in städtischen Quartieren 

Anders als der bisher in den LernLäden verfolgte Be-
ratungsansatz, der darauf baut, dass die Kundinnen und 
Kunden zur Beratung kommen, ist der Kernansatz beim 
LernLaden®mobil, dass die Bildungsberaterin/der Bil-
dungsberater die Kundinnen und Kunden aufsucht. Ziel 
des Projektes ist die Erhöhung der Bildungsbeteiligung von 
bildungsfernen Jugendlichen, älteren Personen ohne Arbeit 
sowie Migrantinnen und Migranten. Diese sollen dort er-
reicht werden, wo eine Kontaktaufnahme und Bereitschaft 
zur Beratung aufgrund eines wohnortnahen Umfeldes ver-
einfacht wird. 

Mit der aufsuchenden Beratung soll der soziale und lokale 
Zusammenhalt in der Region, insbesondere in den Quar-
tiersmanagementgebieten, gefördert werden. Neue Lernorte 
und offene Zugänge zu den Lernwelten werden gemeinsam 
mit den Netzwerkpartnern erschlossen.

Gemeinsam mit dem/der Beratenen sollen die individuellen 
Ressourcen des/der einzelnen Ratsuchenden erkannt und 
aufgezeigt sowie konkrete Bildungsziele erarbeitet werden. 
Ziel ist es, persönliche Zielsetzungen und Visionen zu ent-
wickeln, die Motivation zur Teilnahme an Bildungsmaß-
nahmen zu fördern und mit Unterstützung der Bildungsbe-
ratung selbst gesetzte Ziele zu erreichen.

Die mobile Bildungsberatung berät und unterstützt in ausge-
suchten Wohnumfeldern zu folgenden Inhalten:

• Bildungs- und Weiterbildungsangebote, 

• Förderprogramme für Aus- und Weiterbildung,

• Berufsorientierung für Schülerinnen und Schüler, 

• Bewerbungsunterlagen, Bewerbungstraining in Schulen, 

• Hilfe bei der Kontaktaufnahme zu Bildungsträgern, 
Praktikumsbetrieben oder Arbeitgebern,

• Internetrecherche und Vermittlung von Methoden zum 
selbstorganisierten Lernen, 

• Begleitende Beratung auf Aktionstagen und Veranstal-
tungen.

Bildungsportal www.BildungsBeratung-Berlin.de

Das Bildungsportal www.BildungsBeratung-Berlin.de ist 
ein Produkt der „Koordinierungs- und Evaluierungsstelle 
für öffentlich fi nanzierte Weiterbildungsberatungsstellen im 
Land Berlin“ (KES). KES wurde 2005 vom DGB Bildungs-
werk Berlin-Brandenburg und der für Arbeit zuständigen 
Senatsverwaltung als Modellprojekt initiiert und im Jahr 
2006 fortgeführt.
Das bundesweit einmalige Projekt hat sich zum Ziel gesetzt, 
die Transparenz der Bildungs- und Beratungsangebote in 
Berlin zu verbessern und erste Anlaufstelle für Ratsuchen-
de zu sein. Das Portal erleichtert Bildungsinteressierten den 
Zugang zu den umfangreichen Bildungsangeboten. Hier 
fi nden sie einen präzisen Überblick über Angebote, Bera-
tungsschwerpunkte und Adressen der Berliner Beratungs-
stellen. Zusätzlich können sie sich online beraten lassen 
oder mit anderen Ratsuchenden im Chat Erfahrungen aus-
tauschen. Literaturhinweise, Links und nützliche Informa-
tionen über Institutionen und Einrichtungen runden das 
Angebot ab. Von dem gendersensitiven und barrierefreien 
Portal profi tieren nicht nur Ratsuchende. Ein weiterer Vor-
teil des Portals ist die interne Vernetzung der insgesamt 18 
Beratungsstellen, sie können Wissen und Erfahrungen aus-
tauschen. 

Transnationale berufl iche Weiterbildung

Angesichts der Prozesse der Globalisierung und der euro-
päischen Integration sowie der zunehmenden Ausrichtung 
der Berliner Wirtschaft auf den internationalen Wettbewerb 
kommt der transnationalen berufl ichen Weiterbildung wach-
sende Bedeutung zu. In transnationalen Weiterbildungsmaß-
nahmen erweitern arbeitslose Berlinerinnen und Berliner 
ihr Wissen und Können vor allem in den Bereichen inter-
nationales Marketing, Vertrieb, internationale Tätigkeiten 
im kaufmännischen und Bürobereich, Informations- und 
Kommunikationstechnologie und neue Medien sowie Ma-
nagement-Informatik. In zwei- bis viermonatigen Unter-
nehmenspraktika im europäischen Ausland entwickeln die 
Teilnehmerinnen und Teilnehmer über die berufl iche Fach-
kompetenz hinaus auch ihre fremdsprachlichen und interkul-
turellen Fähigkeiten. 2006 wurden 320 arbeitslose Berline-
rinnen und Berliner, davon 49 % Frauen und 51 % Männer, 
gefördert.
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Sonderprogramm „Europäisches Jahr für Jugendliche“

Jungen Erwachsenen bis zum Alter von 27 Jahren, die nach 
der Ausbildung keinen Arbeitsplatz gefunden haben, bietet 
das Sonderprogramm „Europäisches Jahr für Jugendliche“ 
(EJJ) eine internationale, branchenübergreifende Quer-
schnittsqualifi zierung. Für die Absolventinnen und Absol-
venten des EJJ eröffnen sich neue Berufschancen vor allem 
bei kleinen und mittleren Unternehmen. 2006 wurden 120 
junge arbeitslose Berlinerinnen und Berliner, davon 75 % 
Frauen und 25 % Männer, gefördert.

Integrationsmaßnahmen

Integrationsmaßnahmen sind berufl iche Weiterbildungs-
maßnahmen mit dem Ziel der Eingliederung von arbeitslo-
sen Männern und Frauen, insbesondere von am Arbeitsmarkt 
benachteiligten Gruppen, wie Aussiedlerinnen und Aussied-
lern, Ausländerinnen und Ausländern und Jugendlichen, in 
den Arbeitsmarkt. Die Bildungsmaßnahmen, die grundsätz-
lich bis zu sechs Monate dauern können, berücksichtigen die 
persönlichen und fachlichen Eignungen der Teilnehmerinnen 
und Teilnehmer sowie den Bedarf der Wirtschaft.

Im Jahr 2006 sind 114 Integrationsmaßnahmen eingerich-
tet worden. Durchschnittlich befanden sich 1.625 Personen 
in diesen Maßnahmen. Der Frauenanteil betrug 58 %, der 
Männeranteil 42 %. Das Mittelvolumen belief sich auf rd. 
7,1 Mio. € (davon rd. 6,1 Mio. € ESF-Mittel).

VIII.4 Öffentlich geförderter 
Beschäftigungssektor

Im Jahr 2006 wurde ein Großteil der öffentlich geförderten 
Beschäftigung von den Berliner JobCentern im Rahmen ge-
förderter Arbeitsgelegenheiten nach dem SGB II ohne di-
rekte Finanzierungsbeteiligung des Landes organisiert. Im 
Bereich des SGB III fi nanzierte das Land Berlin ergänzend 
die Instrumente der öffentlich geförderten Beschäftigung bei 
Arbeits agenturen und JobCentern. Mit seiner Kofi nanzie-
rung trug das Land dazu bei, dass das zur Verfügung stehen-
de Finanzvolumen der Berliner Arbeitsagenturen und Job-
Center beschäftigungspolitisch wirksam in Berlin gebunden 
wurde, qualitativ hochwertige Projekte durchgeführt werden 
konnten und die Zielgruppenorientierung von Instrumenten 
verstärkt wurde.

Die kofi nanzierten Arbeitsbeschaffungs- und Strukturanpas-
sungsmaßnahmen wurden überwiegend von „freien gemein-
nützigen Trägern“ durchgeführt. Darüber hinaus wurde die 
Durchführung von Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen auch an 
Wirtschaftsunternehmen vergeben (sog. „Vergabe-ABM“ in 
Wirtschaftsunternehmen“).

Drei Servicegesellschaften sind im Auftrag der Senatsver-
waltung für Integration, Arbeit und Soziales als Bewilli-

gungsstellen bei der Vergabe von Fördermitteln aus dem 
Landeshaushalt sowie als Beratungs- und Betreuungsein-
richtungen für arbeitsmarktliche Akteurinnen und Akteure 
in Berlin tätig. Daneben nehmen die Servicegesellschaften 
auch für andere Verwaltungen auf Landes- und Bundesebe-
ne treuhänderische Aufgaben wahr. 

Bei den Servicegesellschaften handelt es sich um die fol-
genden Gesellschaften: 

• zukunft im zentrum GmbH (ziz),
 zuständig für die Bezirke Pankow, Reinickendorf, Mitte 

und Friedrichshain-Kreuzberg.

• Gesellschaft für soziale Unternehmensberatung mbH 
(gsub),

 zuständig für die Bezirke Marzahn-Hellersdorf, Lichten-
berg-Hohenschönhausen, Treptow-Köpenick und Neu-
kölln.

• SPI Consult GmbH, 
 zuständig für die Bezirke Charlottenburg-Wilmersdorf, 

Spandau, Tempelhof-Schöneberg und Steglitz-Zehlen-
dorf.

Grundlage für die Tätigkeit der Servicegesellschaften sind 
Treuhandverträge mit dem Land Berlin unter Bezugnahme 
auf die jeweils geltenden Förderprogramme. Daneben be-
steht ein Geschäftsbesorgungsvertrag zwischen dem Land 
Berlin und einer Arbeitsgemeinschaft der Servicegesell-
schaften.

Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen bei freien Trägern

Mit Inkrafttreten des Dritten Gesetzes für moderne Dienst-
leistungen am Arbeitsmarkt (Hartz III) Anfang 2004 än-
derten sich die Förderbedingungen für Arbeitsbeschaffungs-
maßnahmen (ABM) nach SGB III. Die Neuerungen sehen 
bei den Zuschüssen zu den Personalkosten (§ 264 SGB III) 
sowie bei den Sachkosten (verstärkte Förderung § 266 
SGB III) Pauschalen vor. Für die verstärkte Förderung ist 
die Beteiligung des Landes bzw. anderer Dritter formal nicht 
mehr erforderlich. Die im Gesetz genannten Pauschalen sind 
für Berlin allerdings unzureichend, so dass eine Kofi nanzie-
rung des Landes weiterhin notwendig ist. Sie setzt sich zu-
sammen aus der Trägerförderung für arbeitsmarktorientierte 
Beschäftigungsträger und einer Ergänzungsförderung zur 
verstärkten Förderung der Bundesagentur für Arbeit.

Im Jahresdurchschnitt 2006 waren in landesgeförderten 
ABM 7.188 Teilnehmerinnen und Teilnehmer beschäftigt. 
Die Jahresentwicklung zeigte hierbei eine stark ansteigende 
Tendenz. Waren es im Januar 2006 noch 4.108 Förderfälle, 
stieg die Anzahl bis Dezember 2006 auf 8.701. Der Frau-
enanteil lag bei rd. 45 %. Es waren jahresdurchschnittlich 
5.660 Teilnehmerinnen und Teilnehmer bei freien Trägern 
beschäftigt. 1.528 Förderfälle wurden im Rahmen von Ver-
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gabe-ABM umgesetzt, was eine erhebliche Steigerung im 
Vergleich zum Jahr 2005 (976) darstellt.

Mit rd. 12,6 Mio. € hat das Land Berlin 2006 in Ergänzung 
der verstärkten Förderung nach § 266 SGB III die Sach-
kostenzuschüsse der Arbeitsagenturen und JobCenter ko-
fi nanziert. Außerdem wurden im Rahmen der Förderung von 
arbeitsmarktorientierten Beschäftigungsträgern weitere 5,2 
Mio. € zur Verfügung gestellt.

Mit der Förderung von Strukturanpassungsmaßnahmen 
(SAM) wurde in der Vergangenheit ein wichtiger Beitrag zur 
Verzahnung von Arbeitsmarkt- und Strukturpolitik geleistet. 
Das Instrument läuft jetzt sukzessive aus. Mit Inkrafttre-
ten des Dritten Gesetzes für moderne Dienstleistungen am 
Arbeitsmarkt (Hartz III) zum 1.1.2004 wurden Struktur-
anpassungsmaßnahmen (SAM) und Arbeitsbeschaffungs-
maßnahmen (ABM) zu einer Leistung „zusammengeführt“. 
SAM-Fortführungen waren nur noch nach Übergangsvor-
schriften (§ 434 j SGB III) möglich, wenn die vereinbarte 
Förderdauer noch nicht erreicht war. Jahresdurchschnittlich 
waren 2006 noch 87 Teilnehmerinnen und Teilnehmer in 
SAM beschäftigt. Ein Teil der wegfallenden SAM ist in-
haltlich durch ABM mit erweiterter Finanzierung (Struktur-
ABM) ersetzt worden. 

Modellmaßnahmen im Bereich 
öffentlich geförderter Beschäftigung

Im Vorfeld einer angestrebten Weiterentwicklung des öffent-
lich geförderten Beschäftigungssektors hat das Land Berlin 
im Oktober 2006 in Zusammenarbeit mit der Regionaldi-
rektion Berlin-Brandenburg und den JobCentern vier Mo-
dellmaßnahmen eingerichtet. Mit diesen Maßnahmen soll 
modell haft erprobt werden, unter welchen Bedingungen eine 
solche Förderung sinnvoll und Erfolg versprechend ist. Die 
Träger hatten den Auftrag, gesellschaftlich anerkannte Tä-
tigkeiten und neue Dienstleistungen anzubieten, die derzeit 
weder von privaten Unternehmen noch von staatlicher Seite 
durchgeführt werden. Damit sollten gleichzeitig motivierte 
Langzeitarbeitslose, die in absehbarer Zeit keine Chance auf 
Einmündung in den ersten Arbeitsmarkt besitzen, eine Be-
schäftigungsperspektive erhalten. 

Die Modellmaßnahmen im Einzelnen:

• Der Träger Paula Panke e.V. bietet zusätzliche Kinder-
betreuung außerhalb tradierter Arbeitszeiten. Mit diesem 
Angebot wird auf die Flexibilisierung der Arbeitszeiten, 
insbesondere in sozialen und kommerziellen Dienstleis-
tungsbereichen, reagiert. 

• Der Verein Gesundheit Berlin e.V. organisiert im Rahmen 
des Gemeindedolmetschdienstes zusätzliche Angebote 
für Migrantinnen und Migranten. Die Teilnehmer/innen 
des Projekts werden als Sprach- und Kulturmittler/innen 
im Gesundheits-, Sozial- und Erziehungswesen tätig. 

• Der Projektträger Miteinander Wohnen e.V. leistet Un-
terstützung im Bereich „Gesundheitsförderung und Prä-
vention“ für ältere und hochbetagte Menschen. 

• Der Circus Cabuwazi bietet zusätzliche Angebote im 
Bereich der Kinder- und Jugendarbeit. Den Kindern und 
Jugendlichen werden dabei u. a. die unterschiedlichen 
handwerklichen Bereiche der Zirkusarbeit (Ton- und 
Lichttechnik, Bühnenbildung, Schneiderei u. ä.) näher 
gebracht.

Insgesamt haben im Rahmen der vier Modellprojekte 63 
Menschen eine Beschäftigung gefunden.

Zuschüsse des Landes zu sonstigen sozialversicherungs-
pfl ichtigen Beschäftigungsmaßnahmen

Die seit 1991 bestehende Projektförderung zur Finanzierung 
von Sachkostenaufwendungen bei Beschäftigungsmaß-
nahmen hat im Jahr 2006 noch einmal 0,5 Mio. € betragen. 
Gefördert wurden Regie-, Sachmittel- und Investitionskos-
ten in Höhe von durchschnittlich 4.800 € pro Teilnehmerin 
und Teilnehmer und Jahr bei freien Trägern. Die Umsetzung 
der Projekte oblag den Servicegesellschaften.

Auf Grund geänderter Förderstrukturen waren gegenüber 
früheren Jahren mit jahresdurchschnittlich 190 Teilneh-
merinnen und Teilnehmern nur noch geringe Förderfall-
zahlen zu verzeichnen, so dass lediglich knapp 2 % der ge-
förderten Plätze in der Beschäftigungsförderung über dieses 
Instrument mitfi nanziert wurden. Es handelt sich hierbei 
überwiegend um Sachmittelförderungen in Ergänzung 
zu Maßnahmen der Bundesagentur für Arbeit nach § 218 
SGB III für ältere Arbeitnehmer/innen. Die Grundfi nanzie-
rung der Personalkosten wird dabei ebenfalls aus Landes-
mitteln aufgestockt. Diese Förderung wird jedoch wegen 
geänderter Konditionen (Fördersatzsenkung beim Bundes-
anteil) künftig nur noch eine geringe Rolle spielen. 

Der Frauenanteil lag auf Grund der gewerblichen Ausrich-
tung der Maßnahmen bei rd. 33 % und damit niedriger als bei 
den übrigen Arbeitsmarktförderungen des Landes Berlin.

Lohnkostenzuschüsse für Zielgruppen 
der Arbeitsmarktpolitik

Durch Gewährung von Lohnkostenzuschüssen wird die 
(Wieder-)Eingliederung von bestimmten Zielgruppen der 
Arbeitsmarktpolitik in Beschäftigung gefördert. Förderungs-
fähig sind sozialversicherungspfl ichtige Beschäftigungsver-
hältnisse bei kleinen und mittleren Unternehmen (KMU) 
sowie bei gemeinnützigen Einrichtungen. Das Land Berlin 
fi nanziert Lohnkostenzuschüsse im Rahmen

• der Zielgruppenförderung für KMU für die dauerhafte 
Eingliederung von Arbeitslosen bzw. von Arbeitslosig-
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keit bedrohten Personen aus Beschäftigungsmaßnahmen 
nach SGB II und SGB III sowie von Langzeitarbeitslo-
sigkeit bedrohten Arbeitslosen ohne Leistungsansprüche 
bei Arbeitsagentur bzw. JobCenter.

• der notwendigen Komplementärfi nanzierung von Lohn-
kostenzuschüssen der Berliner Arbeitsagenturen bzw. 
JobCenter nach §§ 218 ff. SGB III bei Beschäftigungs-
maßnahmen für ältere Arbeitnehmerinnen und Arbeit-
nehmer ab dem 50. Lebensjahr in gemeinnützigen Ein-
richtungen.

Im Jahr 2006 sind für die Beschäftigung von Zielgruppen 
der Arbeitsmarktpolitik Lohnkostenzuschüsse für 146 Per-
sonen, davon 69 Frauen und 77 Männer, gewährt worden. 
Der Frauenanteil lag bei 47 %, der Männeranteil bei 53 %. 
Insgesamt sind im Jahr 2006 rd. 2 Mio. € (davon rd. 0,9 
Mio. € ESF-Mittel) für zielgruppenbezogene Lohnkosten-
zuschüsse verausgabt worden.

Programm „Stelle statt Stütze“

Im Rahmen des Programms „Stelle statt Stütze“ wurde 
bis 2004 die Eingliederung von Sozialhilfeempfangenden 
in KMU mit einem Qualifi zierungs- und Beschäftigungs-
zuschuss unterstützt. Nach Zusammenführung der Sozial-
hilfe für erwerbsfähige Personen mit der Arbeitslosenhilfe 
zur neuen Grundsicherung für Arbeitsuchende am 1.1.2005 
wurden auch die Zielgruppen des Programms „Stelle statt 
Stütze“ angepasst. Zielgruppen sind nunmehr Arbeitslosen-
geld II-Empfangende und sog. Nichtleistungsempfangende. 

Bei Einstellung von Arbeitslosengeld II-Empfangenden er-
halten KMU Qualifi zierungszuschüsse aus ESF-Mitteln des 
Landes Berlin und Beschäftigungszuschüsse von den Job-
Centern. Die Beschäftigungszuschüsse werden auf Basis des 
§ 16 Abs. 3 SGB II (Arbeitsgelegenheiten in der Entgelt-
variante) gewährt. Die Zuschusshöhe insgesamt beträgt pro 
Förderfall bis zu 9.000 €.

Im Jahr 2006 wurden mit dem Programm „Stelle statt 
Stütze“ durchschnittlich 606 Personen, darunter 275 Frauen 
und 331 Männer, gefördert. Der Frauenanteil betrug 45 %, 
der Männeranteil 55 %. Die Ausgaben für das Programm be-
liefen sich im Jahr 2006 auf rd. 2,32 Mio. € (davon rd. 2,19 
Mio. € ESF-Mittel). Im Jahr 2007 ist eine Ausweitung des 
Programms auf bis zu 1.000 Förderfälle geplant.

Beschäftigungswirksame Investitionsvergabemaßnah-
men / ABM-Vergaben an Wirtschaftsunternehmen

Im Jahr 2006 führte eine verstärkte Nachfrage bei der Um-
setzung von Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen, die im Wettbe-
werb an Wirtschaftsunternehmen vergeben werden (Vergabe-
ABM), gegenüber dem Vorjahr zu einem Anstieg der durch 
das Land Berlin kofi nanzierten Vergabe-Projekte um 45 %. 

Im Jahresdurchschnitt wurden mit einem Mittelvolumen 
von 12,3 Mio. € 1.528 Förderfälle in Vergabemaßnahmen 
fi nanziert. Insgesamt waren im Jahresverlauf über 4.000 
geförderte Personen in 183 Projekten zeitweise tätig. Der 
Frauenanteil in den Maßnahmen lag bei 17 %. Zwei Drittel 
der Projekte wurden im Bereich „Natur und Umweltschutz“ 
durchgeführt. Den größten Anteil hatten hier Maßnahmen 
zur Landschaftspfl ege und Freiraumentwicklung, gefolgt 
von Projekten im Bereich Denkmalschutz und vorbereiten-
der Arbeiten zur Denkmalpfl ege. Ein Viertel der Projekte 
umfassten die Einsatzfelder Kultur, Dokumentation sowie 
Jugend und Familie. 

Der Anteil der in die Vergabemaßnahmen zugewiesenen 
weiblichen Arbeitslosen lag auch in diesem Jahr unter dem 
durchschnittlichen Anteil der Frauen an den Arbeitslosen 
insgesamt. In Projekten mit Tätigkeitsschwerpunkten in 
Bereichen wie der Gelände- und Wasseruntersuchung, Da-
tenerhebung, -erfassung und -auswertung, Dokumentation, 
Katalogisierung und Digitalisierung von Druckschriften-
beständen sowie Kartierung überwog dagegen häufi g der 
Anteil von Frauen. 

Nach Auswertung der Verbleibsdaten ist festzustellen, dass 
aus 92 im Jahr 2006 beendeten Projekten rd. 4,3 % der Be-
schäftigten eine Tätigkeit auf dem ersten Arbeitsmarkt bzw. 
eine selbstständige Tätigkeit aufgenommen haben. Bei den 
Frauen lag der Anteil bei rd. 4,1 %, bei den Männern bei rd. 
4,3 %. 

Die Höhe der Förderung von männlichen und weiblichen 
Arbeitslosen in den beschäftigungswirksamen Vergabe-
maßnahmen ist im Einzelfall gleich, da die Finanzierung 
aus Mitteln des Landes als Festbetrag pro Person je Pro-
jekt gewährt wird. Entsprechend dem Anteil von Frauen an 
den in die Maßnahmen zugewiesenen Arbeitslosen wurden 
17 % des Finanzvolumens zur Förderung von Frauen ein-
gesetzt.

VIII.5 Beschäftigungs- und Qualifi zierungs-
förderung von Frauen

Viele Fortschritte wurden in den letzten Jahrzehnten auf dem 
Weg zur Verwirklichung des Prinzips der Chancengleichheit 
von Frauen und Männern im Erwerbsleben bereits erreicht. 
Weitere Anstrengungen sind jedoch nötig. Für den Berliner 
Senat ist die Förderung der Chancengleichheit eine Auf-
gabe, die sich quer durch alle Politikbereiche zieht. Chan-
cengleichheit von Frauen und Männern ist ein wesentlicher 
Grundpfeiler einer offenen und gerechten Gesellschaft, die 
ihre Entwicklungspotenziale für die Zukunft nutzen möchte. 
Die gleichberechtigte Teilhabe von Frauen und Männern an 
Ressourcen, Entscheidungen und Gestaltungsmöglichkeiten 
gilt es unabhängig von Bildungsstand und ethnischer Her-
kunft zu verwirklichen. 
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Im Bereich der Arbeitsmarktpolitik werden zur Umsetzung 
des Prinzips der Chancengleichheit von Frauen und Män-
nern insbesondere folgende Zielsetzungen verfolgt:

• Eigenständige soziale Sicherung von Frauen durch Er-
werbstätigkeit, Reduzierung berufl icher Ausstiegspha-
sen,

• Erleichterung der Vereinbarkeit von Familie und Beruf 
für Frauen und Männer, 

• Aufteilung der Erwerbs- und Familienarbeit gleicherma-
ßen auf Männer und Frauen,

• Verbesserung der Beschäftigungs- und Aufstiegschancen 
von Frauen in der Wirtschaft; Erhöhung des Anteils von 
Frauen in Führungspositionen, 

• Förderung von besonders benachteiligten Frauen, die 
aufgrund mehrerer Faktoren am Arbeitsmarkt Schwierig-
keiten haben, wie z. B. gering qualifi zierte junge Mütter,

• Erschließung neuer Berufs- und Beschäftigungsfelder, 
insbesondere im Bereich neuer Technologien und 
Dienstleistungen zur Erweiterung der Berufs- und Ar-
beitsmarktchancen von Frauen,

• Verbesserung der Beschäftigungschancen für Frauen 
durch zukunftsorientierte, innovative und auf den wirt-
schaftlichen Strukturwandel abgestimmte Qualifi zie-
rung,

• Förderung der berufl ichen Weiterentwicklung und des 
Zugangs zum lebenslangen Lernen,

• Verbesserung der Rahmenbedingungen für Frauen, die 
sich selbstständig machen wollen bzw. schon Unterneh-
merinnen sind.

Das Land Berlin fördert in vielfältiger Weise die Beschäfti-
gung und Qualifi zierung von Frauen. Im Folgenden werden 
exemplarisch das Programm zur Berufsorientierung und 
Berufsvorbereitung, Beratungsangebote, spezielle Modell-
maßnahmen, die Förderung der soziokulturellen Infrastruk-
tur für Frauenprojekte und das Programm zur Förderung der 
Chancengleichheit für Frauen in Forschung und Lehre dar-
gestellt.

Programm zur Berufsorientierung 
und Berufsvorbereitung

Im Rahmen des Programms zur Berufsorientierung und -vor-
bereitung fanden im Jahr 2006 bei sechs Trägern insgesamt 
zwölf Berufsinformations- und Orientierungskurse sowie 
zwei Schulabschlusskurse statt. Ca. 300 Teilnehmerinnen 
nutzten dieses frauenspezifi sche Angebot.

Das Programm wendet sich an Frauen, die nach einer meist 
familiär bedingten Berufsunterbrechung oder Erwerbslosig-
keit eine neue berufl iche Perspektive suchen. In den Berufs-

informations- und Orientierungskursen erhalten Frauen Ent-
scheidungshilfen für die Planung eines gezielten berufl ichen 
Wiedereinstiegs, Unterstützung bei der Beurteilung vorhan-
dener Qualifi kationen sowie Hinweise zu deren Verbesserung 
und zu Weiterbildungsmöglichkeiten. Des Weiteren werden 
Einschätzungen zur Realisierbarkeit berufl icher Wünsche, 
individuelles Bewerbungstraining sowie Fachvorträge zur 
aktuellen Arbeitsmarktsituation und zu Neuerungen in der 
Arbeits- und Sozialgesetzgebung angeboten. Bei der Ge-
staltung der Kursinhalte werden die unterschiedlichen Bil-
dungsabschlüsse der Teilnehmerinnen berücksichtigt. 

Einzelberatungen sowie unterstützende Begleitung nach 
Kurs ende sind Bestandteil des Programms. Die Kurse 
werden von erfahrenen Projektträgern in verschiedenen Ber-
liner Bezirken durchgeführt.

Die berufsfeldbezogenen Kurse wenden sich insbesondere 
an Frauen, die im Hinblick auf den (Wieder-) Einstieg in die 
Berufstätigkeit bereits eine Entscheidung für ein bestimmtes 
Berufsfeld getroffen haben. Es besteht die Möglichkeit der 
Teilnahme an Existenzgründungskursen, Computerlehrgän-
gen sowie EDV-Kompaktkursen. Eine Vielzahl von berufs-
begleitenden Maßnahmen ergänzt das Angebot.

Beratungsangebote zur berufl ichen 
und individuellen Lebenssituation von Frauen

Im Jahr 2006 wurden vom Land Berlin acht Weiterbildungs-
beratungsstellen gefördert, die Einzel- und Gruppenberatung 
für erwerbslose, insbesondere langzeitarbeitslose Frauen 
und Berufsrückkehrerinnen sowie Seminare, Kurzkurse und 
Veranstaltungen durchführten. Die Angebote wurden von 
mehr als 30.000 Frauen wahrgenommen.

Ein besonderes einrichtungsübergreifendes Leistungsange-
bot für ratsuchende Frauen in Berlin stellt der telefonische 
Service der Beraterinnen des Kooperationsverbundes der öf-
fentlich geförderten Frauenberatungseinrichtungen dar. Über 
die Telefonnummer 01 80–1 13 46 62 können sich Frauen te-
lefonisch von Montag bis Freitag zwischen 10.00 und 16.00 
Uhr zu allen Fragestellungen rund um die Themen Beruf, 
Arbeit und Weiterbildung informieren. 

Um die Angebote der Berliner Bildungs- und Beratungsland-
schaft für Frauen weiter zu optimieren, sind die Frauenbera-
tungseinrichtungen in das Pilotprojekt „Koordinierungs- und 
Evaluierungsstelle für öffentlich fi nanzierte Weiterbildungs-
beratungsstellen im Land Berlin“ integriert. 

Ziele des Pilotprojektes stellen neben dem Aufbau eines 
einheitlichen internetgestützten Beratungsportals – unter 
Beachtung des Gender Mainstreaming-Ansatzes – die Ver-
netzung und Präsentation öffentlich geförderter Berliner 
Weiterbildungsberatungseinrichtungen sowie der Austausch 
von Wissen und Erfahrungen zwischen den Beratungsstellen 
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dar. Unter www.BildungsBeratung-Berlin.de können die An-
gebote des Online-Portals im Internet aufgerufen werden.

Spezielle Modellmaßnahmen 

Das Land Berlin fördert darüber hinaus im Rahmen der Be-
schäftigungs- und Qualifi zierungsförderung verschiedene 
modellhafte Maßnahmen, die insbesondere dazu dienen, in 
der Regel geringer qualifi zierte Frauen stärker in die Gestal-
tung und Nutzung von modernen Technologien einzubezie-
hen sowie Beschäftigungsfelder für besonders benachteilig-
te Zielgruppen zu erschließen.

In neun Qualifi zierungsmaßnahmen der unterschiedlichsten 
Bereiche wie Einzelhandel, Verwaltungsberufe, neue Tech-
nologien, gewerblich-technische und ökologische Berufe 
konnten sich im Jahr 2006 insgesamt 4.711 Frauen weiter-
bilden.

Acht Projekte dienten der Konzeption und Umsetzung von 
innovativen frauengerechten Maßnahmen. Hier wurden 
Maßnahmen für insgesamt 1.295 Teilnehmerinnen durchge-
führt. Ein Projekt gewährleistete die Betreuung von 14 Kin-
dern, während die Maßnahmeteilnehmerinnen qualifi ziert 
wurden. In einem weiteren Projekt wurden Teilnehmerinnen 
im Rahmen einer vom JobCenter fi nanzierten Qualifi zie-
rungsmaßnahme in ihrer familiären Erziehungskompetenz 
unterstützt.

Förderung von Frauenprojekten im Ostteil der Stadt

Innerhalb des Arbeitsmarkt- und Berufsbildungspoli-
tischen Rahmenprogramms (ARP) werden durch das Lan-
desprogramm „Erhalt der frauenspezifi schen Infrastruktur 
im Ostteil Berlins“ über Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen 
entstandene und nunmehr aus Landesmitteln weiter geför-
derte Stellen fi nanziert. Ziel des Programms ist es, die ar-
beitsmarktpolitische und soziokulturelle Infrastruktur von 
frauenspezifi schen Projekten im Ostteil der Stadt zu erhal-
ten und diesen Projekten einen gewissen Grad an personeller 
und fi nanzieller Kontinuität zu geben.

Förderung der Chancengleichheit 
für Frauen in Forschung und Lehre

Durch Senatsbeschluss vom 16.12.2003 wurde das Ber-
liner Programm zur Förderung der Chancengleichheit für 
Frauen in Forschung und Lehre für die Zeit vom 1.1.2004 
bis 31.12.2006 verlängert. Die Ziele des Programms sind 
wie folgt festgelegt:

• Überwindung bestehender struktureller Hemmnisse bei 
der Erreichung von Chancengleichheit für Frauen in For-
schung und Lehre,

• Erhöhung der Anteile von Frauen in allen wissenschaft-
lichen Qualifi zierungsstufen und bei den jeweiligen Ab-
schlüssen, insbesondere in naturwissenschaftlichen und 
technischen Disziplinen,

• Erhöhung der Zahl von Frauen in Führungspositionen in 
Einrichtungen der Forschung und Lehre,

• weitere Verankerung der Frauen- und Geschlechterfor-
schung im Wissenschaftsbereich.

Das Fördermittelvolumen des Programms beträgt jährlich 
bis zu 3.067.752 €. Hiervon sind ca. 1.534.000 € Bundes-
mittel. Die Kofi nanzierung erfolgt durch ca. 1.023.000 € 
Landesmittel der für Frauen zuständigen Senatsverwaltung 
und durch Beteiligung der Hochschulen in Höhe von ca. 
511.000 €. 

Das Berliner Programm verbindet in besonderer Weise die 
Förderung der berufl ichen Qualifi kation der Einzelwissen-
schaftlerinnen durch Verstetigung ihrer Entwicklung zwi-
schen den verschiedenen Karrierestufen mit der Förderung 
von Maßnahmen in den Hochschulen zum Abbau bestehen-
der struktureller Hemmnisse zur Erreichung von Chancen-
gleichheit von Frauen. Im Jahr 2006 wurden im Stipendien-
programm 110 Wissenschaftlerinnen gefördert.

Im Bereich der Hochschulmaßnahmen wurden 75 Wissen-
schaftlerinnen durch die Finanzierung von Stellen, Lehrauf-
trägen oder Stipendien unterstützt. Mit der Finanzierung von 
weiteren 40 Projekten bzw. Infrastrukturmaßnahmen erga-
ben sich weitere Qualifi zierungs- und Arbeitschancen in den 
Hochschulen.

Die Vergabe der Fördermittel erfolgt im Auftrag der für 
Frauen und für Wissenschaft zuständigen Senatsverwal-
tungen durch die „Auswahlkommission Chancengleichheit 
für Frauen in Forschung und Lehre“. 

Der Berliner Senat hat am 30. Mai 2006 die Fortsetzung des 
Berliner Programms zur Förderung der Chancengleichheit 
für Frauen in Forschung und Lehre mit neuer Schwerpunkt-
setzung für den Zeitraum 2007–2009 beschlossen.

Für die Fortsetzung des Programms, mit dem ausschließ-
lich Hochschulmaßnahmen gefördert werden, stehen 
1.523.000 € pro Jahr zur Verfügung. Die Grundfi nanzierung 
erfolgt durch Landesmittel (1.023.000 €). Die Hochschulen 
beteiligen sich mit 500.000 €.
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Bewilligte ESF-Mittel und Teilnehmende im Jahr 2006 nach Förderbereichen 

Förderbereiche

TeilnehmendeBewilligte ESF-Mittel 

Mio. Euro Förderfälle

Verteilung

in %

Verteilung

in %

Quelle: Technische Hilfe des ESF, Stand: März 2007

Beratungsmaßnahmen und Beratungsstellen 

Berufliche Erstausbildung, Berufsvor-

bereitung,  Berufsorientierung

2,442 3,2 978 2,7

15,343 20,0 4.096 11,5

Berufliche Weiterbildung 23,917 31,1 33,2

Betriebliche Arbeitsförderung 5,685 7,4

11.809

2,9

Existenzgründungsförderung 3,329 4,3 2,1

Qualifizierung in geförd. Beschäftigung (inkl. LKZ) 20,155 26,2

1.048

58,0

Weitere Arbeitsmarktmaßnahmen 5,748 7,5

754

0,5

ESF-Mittel insgesamt 76,619 100,0

20.657

100,0

188

39.530

VIII.6 Überblick über den Einsatz des 
Europäischen Sozialfonds (ESF) 
bei der Förderung von 
Beschäftigung und Qualifi zierung

Zur Unterstützung der Umsetzung der Europäischen Beschäf-
tigungsstrategie können die EU-Mitgliedstaaten Mittel des 
Europäischen Sozialfonds nutzen. Das Land Berlin hat ESF-
Mittel – im Rahmen der Schwerpunkte und Maßnahmebe-
reiche der drei Ziele der Strukturfondsförderung – vor allem 
für die berufl iche Erstausbildung und Weiterbildung, für die 
betriebliche Arbeitsförderung sowie die Existenzgründungs-
förderung, für Qualifi zierung in geförderter Beschäftigung 
sowie für Beratungsleistungen für Arbeitslose, Beschäftigte 
und Existenzgründerinnen und -gründer eingesetzt. 

Mit dem 2006 bewilligten Mittelvolumen in Höhe von 
76,619 Mio. € konnten 923 Projekte zur Förderung von 
39.530 Personen unterstützt werden.

Der überwiegende Teil der ESF-Mittel wurde durch die da-
malige Senatsverwaltung für Wirtschaft, Arbeit und Frauen 
für Bildungs-, Beschäftigungs- und Qualifi zierungsmaß-
nahmen sowie für frauenspezifi sche Maßnahmen verausgabt. 
Darüber hinaus wurden ESF-Mittel durch die damaligen Se-
natsverwaltungen für Soziales, Gesundheit und Verbraucher-
schutz, für Bildung, Jugend und Sport, für Wissenschaft, For-
schung und Kultur sowie für Stadtentwicklung eingesetzt.

Die in der Übersicht über die bewilligten ESF-Mittel aufge-
führten Bewilligungssummen in den einzelnen Förderberei-
chen enthalten jeweils sowohl die Bewilligungen für das Jahr 
2006 als auch – bei mehrjährigen Projekten – die für die Fol-
gejahre erteilten Bewilligungen. Entsprechend sind bei den 
Zahlen der Teilnehmerinnen und Teilnehmer nicht nur die 

Eintritte im Jahr 2006, sondern auch die geplanten Eintritte 
in den Folgejahren angegeben.

Die arbeitsmarktpolitischen Schwerpunkte der ESF-Inter-
ventionen im Jahr 2006 lagen in den Bereichen der beruf-
lichen Weiterbildung (31,1 % der bewilligten Mittel), der 
berufl ichen Erstausbildung und Berufsvorbereitung (20,0 %) 
sowie der Qualifi zierung in geförderter Beschäftigung 
(26,2 %). Die betriebliche Arbeitsförderung hat mit 7,4 % 
einen relativ geringen Anteil am ESF-Fördervolumen. Dies 
gilt auch für die Existenzgründungsförderung mit 4,3 %, da 
aus ESF-Mitteln nur die Qualifi zierung für und während der 
Existenzgründung gefördert wird, nicht jedoch die Darle-
hensgewährung, die aus EFRE-Mitteln erfolgt.

Die pro Person eingesetzten Fördermittel weisen in den ein-
zelnen Förderbereichen deutliche Unterschiede auf. Dies er-
klärt sich u. a. dadurch, dass z. B. Beratungsmaßnahmen und 
kurze Qualifi zierungsmaßnahmen pro geförderte Person ge-
ringere Kosten als länger dauernde Maßnahmen der Ausbil-
dungsförderung verursachen. 

Die Europäische Beschäftigungsstrategie sieht u. a. vor, dass 
am Arbeitsmarkt benachteiligte Personengruppen im Rah-
men der Arbeitsmarktförderung gezielt unterstützt werden. 
Das Land Berlin hat deshalb sein – mit Mitteln des ESF 
kofi nanziertes – Förderinstrumentarium so ausgerichtet, dass 
durch spezifi sche Instrumente vorrangig bestimmte arbeits-
marktpolitische Zielgruppen, z. B. Jugendliche ohne Ausbil-
dungsplatz, erreicht werden. 

Der Anteil von Frauen an den durch ESF-Mittel geförderten 
Personen beträgt 51,1 %. Dies zeigt, dass das Querschnitts-
ziel des Gender-Mainstreaming beim Einsatz der ESF-Mittel 
in Berlin hohe Beachtung gefunden hat.
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ESF - Förderung: Förderbereiche im Jahr 2006 nach Zielgruppen  

Anteil in %

Förderbereiche

Ausländer/ 

-innen
Frauen Behinderte

Jugend-

liche

Langzeit-

arbeitslose
Männer

1
Keine Angabe aus datenerhebungstechnischen Gründen

Existenzgründungsförderung 57,2

Qualifizierung in geförderter 

Beschäftigung (inkl. LKZ) 50,8

42,8

49,2

Beratungsmaßnahmen und 

Beratungsstellen

Berufliche Erstausbildung, Berufs-

vorbereitung, Berufsorientierung

51,9 54,6 k.A.
1

k.A.
1

49,4 83,9 15,3 2,3

Berufliche Weiterbildung

Betriebliche Arbeitsförderung

53,2 16,8 15,2  3,0

45,0 k.A.
1

k.A.
1

5,7

k.A.
1

0,53,8

35,3 21,1 2,6

Anteil der Zielgruppe an den 

ESF-Geförderten insgesamt 51,1 35,3 14,6 2,2

k.A.
1
.

0,8

48,0

k.A.
1

16,2

67,1

38,6

48,1

50,6

46,8

55,0

48,9

Quelle: Technische Hilfe des ESF, Stand: März 2007
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